Google 


This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world’s books discoverable online. 

It has survived long enough for the copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to copyright or whose legal copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to {he past, representing a wealth of history, culture and knowledge that’s often difficult to discover. 


Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book’s long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 


Usage guidelines 
Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 


public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 





‘We also ask that you: 


+ Make non-commercial use of the files We designed Google Book Search for use by individual 
personal, non-commercial purposes. 





and we request that you use these files for 


+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google’s system: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 


+ Maintain attribution The Google “watermark” you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 


+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in copyright varies from country to country, and we can’t offer guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book’s appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 






About Google Book Search 


Google’s mission is to organize the world’s information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world’s books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the full text of this book on the web 
alkttp: /7sooks. google. com/] 














Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 





+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 





Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|'http: //books .google.comldurchsuchen. 























+ ar 


Die Herrſchaft 


des 


Geburts- und Bodenprivilegiums 


[0] 


te 


..°. 
» 


gun. 


a 


v 
v 


j Die Herrfhaft 





in Preuße 
| Bon 


Ich werde nie glauben, daß bie meiften 
Menſchen mit Sätteln auf den Rüden und 
mit Gebiß im Diaule geboren werben, ans 
dere wenige aber mit Stiefeln und Sporen, 
Ö damit fie auf jenen reiten können. 


— — — 9 EEREBER — —— 


Mannheim 
Selbſt⸗Berlag von & Buhl, 
1844. 
Wr. 





THE NEW YORK 
PUBLIC LIBRAR 
I» 760871: 


’ ASTOR, LENOX AND 
TILDEN FOUNDATIONS 
RR © U . 








Dont zum eineit Heft in Weennheim. 


Printed in Germany. 


we su,> 


sube (t 


vo“ *. 


— 


Erſter Abſchnitt. 


Der Adel nach ſeiner geſchichtlichen Entwickelung... Seite 1. 


Bweiter Abſchnitt. 


Berſuche des Adels, den verlornen Einfluß und die 
verlorene Meinung wieder zu erobern .. „ 18 


Dritter Abfchnitt. 
Das guteherrlich⸗ bauerliche Verhaͤltniß und feine 
rechtliche Besrndung. » oo cr e er en. m B8, 
‚Vierter Abfgnitt, 


Der Zuftand der bäuerlichen Benhllerung in Preußen 
vor der. Reorganifatious.-efehgebung - +» - „ 4% 


TFT R 


vi 





2 


Bünfter Abſchnitt. 


Die Borrechte des perfönlihen Adel ... 2... Beite 70. 


Schfier Mchnitt. 
Die agrariſche Seſetzgebung ber egenerationzeit. .. 


1) Die Aufhebung ber auf dem Grundeigen⸗ 
thum laſtenden Befchränfungen ..... + 


2) Seite zur Emancipation der ländlichen 
Bevolkerung Fa er ER 


8) Die Reaktion gegen bie agrariſche Geſetz⸗ 
gebung............. .. 


4) Die Epiſode ber bäuerlichen Unruhe in 


Schleſten —⸗204 ............ 


Siebenter Abſihnitt. 


Das GendarmeriesEdift . so. 9% .r6% „ro 060» 


Achter Abſchnitt. 


Das Verhaͤltniß der Butsherrlichkeit, wie es ſich 
mach der Meorganffations ⸗Geſetz gebung 
gefaltet hat............... 


„ 8 
„8 
" 115. 


‘vH 
Neunter Abſchnitt. 


Die Angriffe auf ie theinifche Municipal +» Bars - 
faſſung Laer Br Br Br SEE ....... Seite 168. 


“ 


8Zehnuter Abſchnitt. 


Die Adelsreſtauration in der Rheinprovinz und die 


| ‚ Autonomen. oo oo or 00 n 0er nor rn m IM. 
| Elfter Abſchnitt. 
Die Standesher ren...... m 18 


Bwöälfter Abſchnitt. 


Die Steuer » Befreiungen des yrieilegirten Boden 
beſtzes.................... ” 186. 


Dreizehnter Abſchnitt. 


Die Bertretung des prisilegirten Bobenbeflges auf 
den Kreistagen ................ — 221, 


Vierzehnter Abſchnitt. 


Die Vertretung des prisilegirten Bodenbefiges auf 
den Provinziallandtagen «oc nor nr. m 2A. 


* 








v 
13 
x Sg" [4 
ö ®. 
8 I 
t 4 * 
3 


Fuͤ eficpater Abſhaitt 


die reichsſtaͤndiſche Verfaſtung als zer der Adele 
, herrſchaft een Seite 250. 


L) " „ 


- . oo. Gegszehnter Abſchuitt. 0 4% 


° Er: a J 
Beitteuthem und Mel unennsaee .n we 


u} 


‘ 4 
— .. x . u. 3'» s * N. T, 
. . > . 
9 — I: . . . [} 
u . . . 
Sihluß..... seen nenn em ”„ 818. 
u . ' a? “ 
’ „Js 
« 2 
\ 
ei 
' « 
tt 
® 
” 4% wu tr Tr 1 0 12 ve 
» 
v ., VIre. tt. . DE 
4, 
) 
” 
. . » 
—* 
Rn 





m . J Echer Abfchnitt. 


Der ai nu feiner geſchichtlich en Enticstung:, 
Be 4 


7 
5 “a 





Su ganzen bisherigen Laufe der Gefchichte finden wir 
privilegirte Stände, d. h. gewiſſe Klaſſen der Nation, welche 
mit Rechten und Vorzuͤgen audgeflattet find, die fie auf 
Koften der andern Volksmitglieder erworben haben. 

Unter den Voͤlkern der neuen Gefchichte erfcheint ber 
Adel als ein folcher privilegirter Stand, 

Seine Privilegien laſſen fi) auf fein urfprüngliches, der 
gefhichtlichen Nachforſchung entgehendes Werhältniß oder auf 
Stammunterfchiede zurüdführen, wie vielfagh behauptet wird, 
fondern find gefchichtlich nachweitbar aus Wfurpationen her⸗ 
vorgegangen. 

Bei den germaniſchen Staͤmmen finden wir durchaus 
feine Spur von Seburtöunterfchieden und Geburtsauszeich⸗ 
nungen, keine Spur einer Abtheilung des Volks in verſchie⸗ 
dene berechtigte Klaſſen. 

Freilich iſt auch hier die Freiheit an eine Bedingung, an 
bie des Beſitzes, gebunden, aber diefe laͤßt wenigſtens Feine 
Unterfcheidungen und Abflufungen zu. Nur die Beiigenden 
find frei, aber das Volk befleht nur aus Zreien und biefe 
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find durchaus gleichberechtigt. Der Befig bedingt nicht nur 
die bürgerliche Sreiheit, fondern er bildet auch die Grundlage 
bes. politifchen Verfaffung. Die Gefammtheit der gleichberech« 
tigten freien Grundbeſitzer geftaltet fi zu einer demokrati⸗ 
ſchen Staatd= und Gemeindeverbindung, welche jedem Freien 
dad Recht der Theilnahme an ber Volksverſammlung und 
am Volksgerichte, das Recht nur freie Gaben zu bewilligen 
und die Gefeße durch feine Zuſtimmung zu ſanktioniren, ge⸗ 
waͤhrt, dieſen Rechten entſprechend, ihnen aber auch die Ver⸗ 
pflichtung des Kriegsdienſtes auferlegte, welche durch die Ber 
ſchraͤnkung auf die Freien eine Ehre wurde. Dieſer demo⸗ 
Pratifche Charakter wird durch die ſchon in den älteften Zeiten 
vorfommende Erwähnung von Fürften, Herzögen und Edlen 
nicht getrübt, denn diefe Bezeichnungen deuten auf fein Ho— 
heits⸗ oder Unterthänigkeits » Verhältniß hin. Die Fürften. 
u. ſ. w. verdanken ihre Würde der freien Wahl, und fie ifl 
nur als eine Anerkennung ibrer perfönlichen Tapferkeit und 
Tuͤchtigkeit zu betrachten; auch verleiht fie ihnen weder eine 
erbliche, noch ſonſt eine hervorragende Gewalt. Ed wird 
aus druͤcklich bemerkt, daß die Fuͤrſten und Anfuͤhrer nur 
geringfuͤgige Sachen berathen, waͤhrend die bedeutenderen der 
gemeinſamen Beſchlußnahme vorenthalten blieben, und daß 
Pe mehr durch ihr Beifpiel als durch ihre Befehle einen 
WVerrang behaupten. . | 
Indeß beruhte: diefe Freiheit auf einer ganz unhaltbaren 
Grundlage. Im Weſen der Freiheit liegt die Allgemeinheit; 
wahre ‚Zreiheit Bann nur dann entſtehen, wenn Alle frei find. 
Diefe Allgemeinheit wurde. aber dadurch auögefchloffen, daß 
der Beſitz zur Bedingung ber Freiheit gemacht wurbe. 
Allerdings ſtehen Freiheit und Beſitz in einer innigen Bezie⸗ 
bung... Die. Freiheit. iſt der bedingende Grund, der Beſitz 
bie. Folge und. bie Erfüllung Dieß Verhaͤltniß kehrte aber 
bie allgermaniſche Verfaſſung um: fie machte die Subftanz 
wor. Griftenz, die Exiſtenz zur Subſtanz. Statt zu fagen: 
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Ale follen frei fein und darum auch befigen, ſagte fie: Alle 
Beſitzende follen frei fein. Daher ift Die germaniſche Freiheit 


von Haufe aus eine augfihließliche; neben dem freien Theile 
der Bevölkerung finden wir von Anfang an einen unfreien, 


Sodann ift aber dep Befitz feiner Natur nach befihränkt; 


wird er nun zur Bedingung ber Zreiheit gemacht, fo muß 
er auch zu einer Befchränkung und Abſchließung der Freiheit 
führen, fobald dieje Beſchraͤnkung an ihm hervortritt und er 
ſelbſt einen abgefchloffenen Charakter annimmt. Die Zahl 
ber zur Freiheit Berechtigten vermehrt ſich; nicht fo der Beſitz: 
bie Quelle der Sreiheit verflopft fich, und bie Bedingung der 
Sreiheit wird zur Unfreiheit. 

Diefe unvermeidliche Colliſion wurde freilich fuͤr längere 
Zeit dadurch hinausgefehoben, daß fich dem Ueberſchuſſe der 
Bevölkerung die römifche Welt als Abzugslanal eröffnete, in 
ben ſich die Germanen zunaͤchſt als Soͤldner, fobanı als 
Groberer ergoffen. Aber gersde durch dieſe Eroberungsgüge 


wird eine neue Ordnung herbeigeführt, welche ſich aus ber 


durch jene bedingten Veränderung, Militairverfaflung, her 
vorbildet. An die Stelle der durch dad Zuſammentreten feis 
ne Baffengenoffen entflandenen Lanbeövertheidigung oder des 
Heerbannd traten die aus Freien und Unfreien gebildeten 
Schaaren ber Beſitzſuchenden, melde, fi zum Gefetz ver- 
einen, d. h. welde fid) einem Führer anſchließen und untere 
ordnen, Diefer bildet bier den Mittelpunkt, während er in 
der Heerbannverfafiung aus der Wahl feiner gleichberechtig⸗ 
ten Waffengenoſſen hervorgegangen war. Damit iſt der An 
fang einer Subordination und hierarchiſchen Abfinfung gege⸗ 
ben, welche durch die Mieberlaflung nur noch weiter audges 
bildet werben, denn dieſe ift eigentlich nur ein fortgefegter 
Kriegszuſtand. Dad Gefolge wird permanent und giebt bie 
Grundfage der neuen bürgerlichen und politifchen Verfaſſung 
ab. Nach den Eroberung vertheilt der Fuͤhrer das Land an 
fine Mitkämpfer, welche daſſelbe aber nicht als fueied 
| 1° 
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| Eigenthum erhalten, ſondern unter ber Bebingung bed Gehor- | 


famd gegen ihn und mit der Verpflichtung fortgefeßter Waf⸗ 
fenleiftungen. Sind diefe fo um einen Mittelpunkt gefchaart, 
fo koͤnnen fie doch felbft wieder Machtmittelpunfte werden; 
auch fie vertheilen einzelne Antheile ber ihnen zugefallenen 
Ländereien an minder begünftigte Mitlämpfer, welche ſich 
dafür zum Gehorfam und zu Dienftleiftungen gegen fie, ver- 
pflichten müffen. Während fie nach oben hin gehorchen, herr⸗ 
fchen fie nah unten hin. Diefe Abftufung geht immer tiefer 
binab bis zu der in gängliche Unfreiheit verfinfenden befiegten 
Bevölkerung. So entfteht eine allmaͤhlig ſich züfpigende, bis 
zum oberften Lehnsherrn auffleigende Stufenorbnung des 
Gehorſams und der Abhaͤngigkeit. 

Ein aͤhnlicher Umſchwung trat, wenn auch ſpaͤter, unter 
den Stämmen der Heimath ein. Hier ging er theild aus 
der Erfchöpfung des Beſitzes, theild aus der franfifchen Er⸗ 
oberung hervor. So lange ber: Befig für: die Zunahme der 
Bevölkerung zureichte, ober fo ange fich dem Ueberſchuſſe 
berfelben ein ungehinderter Abflug eröffnete, war auch für 
Ale die Möglichkeit der Freiheit vorhanden. Mit der Ger 
fchloffenheit des Beſitzes fiel. Diefe weg; menn. ber Befiglofe 
jeßt noch nach Beſitz firebte, fo konnte er ihn nur dadurch 
erwerben, daß er auf die Folgerung deſſelben verzichteter er 
mußfe nun einen Herrn anerkennen und für die Zutheilung 


‚ bed Landes fich durch Abhängigkeit nnd Dienftbarkeit ver⸗ 
- pfüchten. Diefer unvermeidliche, in ber Natur des Beſitzes 


liegende Umſchwung wurde dadurch gezeitigt und befchleunigt, 
daß auch unter die Stämme ber Heimath ein Zuſtand 
der Eroberung eintrat, dur welde. das Gefolgewefen 
und alle aus demfelben fließenden Folgerungen Eingang 
fonden. Die Herrſchaft fällt einem überlegenen: Krieger- 
flamme zu, der nicht allein eine monarchifche Verfaſſung hat, 
fondern auch. feit Meroväus das Geſetz der Erbfolge in der 
herrſchenden Familie anerkennt. Hierdurch iſt der Keim einer 


. 
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neuen Ordnung gegeben, welche fich neben der alten demos 
kratiſchen Gemeindeverfaffung feftfeßt und fie allmaͤhlig zer⸗ 
fprengt. 

Mir wollen die Haupturfache dieſes Ummanblungöpro 
zeffed kurz vorführen. 

Zunaͤchſt führt derfelbe eine Aenderung der Kriegsver⸗ 
faffung berbei. Da fich neben ber bemofratifchen Verfaſſung 
eine monarcifche gebildet hat, da alfo an die Stelle allge» 
meiner Zwecke und ‚allgemeiner Intereſſen, welche durd bie 
Volksbewaffnung verfochten wurden, die Verfolgung privater | 
und: partisulärer Zwecke getreten ift, welche für das Volk 
fein Intereſſe haben, fo muß auch der Heerbann ald die Waf⸗ 
fengemeinfchaft der gleichberechtigten freien Waffengenoffen im⸗ 
mer mehr in Abnahme fommen. Die entflandene kriegsfürſt⸗ 
lihe monardifche Gewalt muß ihren Mittelpunft. in der Bes 
feftigung und Ausbreitung derjenigen Elemente ſuchen, welche 
die Grundlage ihrer Macht bilden; fie wird alfo dad Gefolge: 
weſen auf Koſten der Volksbewaffnung auszudehnen fuchen. 
Der. Zürft ift der: Führer eines permanenten Geſetzes, wels 
ed er durch Belohnungen. und Befoldungen, die in Erman« 
gelung des Geldes, in Ländereien beftehen, an fein Privats 
und. Familien Intereffe kettet und: vom Gemeindeverbande 
abreißt. 

Die fraͤnkiſchen Fuͤrſten find Herren der bewaffneten 
Macht, aber: fie find zugleich Obereigenthuͤmer von allem 
Grund und Boden, da fie dad Reich durch Eroberung erwor« 
ben haben, Hieraus fließt der Begriff ihrer Oberherrlichkeit 
und ihrer oberrichterlichen Gewalt, welche das wefentlichfte 
Recht der -fürftlihen Macht bildet. So verwandelt ſich die 
frühere Setbflverwaltung in eine Herrfchaft der vom Könige 
ernannten Beamten, der Beamten am Hofe, im Deere, im 
Staate und in ber Kirche. : Die. ganze Reichsverwaltung 
geftaltet ſich nach Art der Verwaltung eines großen Landhofs. 
Durch das Recht der Eroberung hat der Fuͤrſt das Eigenthum 


über allen Grund und Boden ermorden, entweber unmittel⸗ 
bares Eigenthum in fernen Erbgütern und Domainen, oder 
Doch uͤberall Obereigenthbum, und es ift daher ganz confequent, 
daß er die Berwaltung durch feine Beamten beforgen läßt. 
Der Stunt, dad Gemeinmwefen ift Eigentbum des Koͤnigs 
geworben, welches er dutch feine perfönliche Dienerfrhaft, die 
. Mitglieder feines Gefolges verwalten laßt. So ging wicht 
nur die ganze Kriegsverwaltung von den Königen aus, ſeit⸗ 
dem Pipin und Karl der Große ſaͤmmtliche mittelbare Bande 
einverleibt hatten, und der Oberbefehl über die aus ben land⸗ 
fälligen Eigenthümern beftehende Hälfsmannfchaft, welchen die 
bis dahin beibehaltenen Stammfirrflen geführt hatten, bie von 
den Königen in den einzelnen Landſchaften ernannten Herzoͤge 
zugleich mit dem Oberbefehl Aber bie koͤniglichen Kriegöbienft= 
mannen uͤbertragen worden war, fondern 'aud Die ganze 
Berwaltung und bad Gerichtöwefen wurden vor dem im 
Namen des Koͤnigs  fungirenden Beamten geleitet. Die 
genoffenfchaftliche Selbfigerichtöburkeit Der freien Bemeindes 
Mitglieder wurde immer mehr verbringt und wid, allmählig 
gänzlich der obrigfeitlihen Soem. Zwar blieb bis zu Karl 
dem Großen die alte demofratiiche Gerichtsverfaſſung neh m 
fo weit beleben, daß fammtliche Freie zu den oͤffentlichen 
Gerihtöverfammlungen in den einzelnen Unterabtheilungen 
des Reichb hinzugezogen wurden; aber Die Grafen als Vor⸗ 
ſitzer derſelben, wurden von den Koͤnigen ernannt, wedurch 
ſchon m. dem Volksintereſſe feindlicher Einfluß in fie einge⸗ 
fuͤhrt wurde. Und dieſer nahm Immer mehr uͤberhand, ie 
mehr das Gefolgeweien und das Vaſallenthum ſich ausbrei⸗ 
teten: ſthon unter Karl dem Großen kam es dahin, Buß nicht 
alle ‚freie Gemeindemitglieder zu ben Gerichtöverfamminngen 
berufen wurden. Das Recht des Volkes, welches biefed 
einſt unmittelbar und in feiner Geſammtheit gelibt hatte, war 
fomit ſchon im ein Mecht ber Vertretung verwandelt; die 
Hichter wurden noch vom Belle gewählt, aber nicht mehr 


_t_ 
bedingt, ta den Zöniglichen Dberbeamten dad Recht der 
Betätigung und Verwerfung vorbehalten blieb, 

So entficht eine neue Ordnung, gegründet auf den 
Beſitz, aber auf: Die Unfreiheit deſſelben und die Abhängigs 
keit. Die Unfreibeit und die Dienfibarfeit werden jetzt bad 
Ermwerbömittel des Beſitzes und damit bie Quelle von Macht 
und Anfehn. Richt nur firömen jetzt, angelodt durch bie 
wit der Dienfidarkeit verbundenen Vortheile und durch die 
Landesverleihungen, Schaaren von güterlofen Freigeborenen, 
jüngere Söhne aus Iandangefeffenen Familien, dem Töniglichen 
Dienfte zu und verleihen dadurch dem Unterſaſſen⸗ und Dienſt⸗ 
mannſchaftsverhaͤltniſſe eine veredelte Natur, ſondern auch 
gutsanſaͤßige Freie verzichten ſcheinbar auf ihr. Eigenthum, 
indem ſie eb dem Könige übergeben, und es als erbliches 
Lehn von dieſem zuruckempfangen, um dadurch der mit dem 
Dienftverbältniffe verbundenen Vortheile theilbaffig zu werden. 
Immer größer, immer allgemeiner wirb ber Andrang zur 
Dienſtharkeit, und wenn auch Einzeine Freie bad Bewußtſein 
der Selbftfländigfeit und Freiheit dem Glanze ber Abhängigkeit 
vorzogen, und fi als Männer von „ausgezeichneter Brei» 
heit” behaupteten, fo verlor fih doch dieß Gefühl immer 
‚mehr und man gewöhnte fich immer mehr daran, bie Ehre 
nicht in der Freiheit, fondern in. ber Abhängigkeit zu fuchen. 
Ja ſelbſt die perfoͤnliche Dienflbarkeit wurde der Weg, ber 
m Macht und Anfehen führte, und da der Staat jetzt ges 
wiffermaßen in der Perfon ded Königs und in feinem Haus- 
weien concentrirt wär, fo wurde die Bedienung des Königs 
die Bezeichnung der hoͤchſten Reichswuͤrde. 

Dad Lehnsſyſtem hatte wie die altgermanifche Gemein» 
beverfaffung den Beſitz zur Grundlage, aber die Natur befs 
ſelben war in beiden wefentlich verfchieden. Diefe hatte auf 


erblichem und eigenthuͤmlichem Beſitz beruht, während jeneb 
daſſelbe ausſchloß. Das Lehns⸗Syſtem war aus der Erobe⸗ 


zung hervorgegangen, in Folge deren bie Fuͤhrer des Geſetzes 


An. 
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alles eroberte Land für ſith in Beſchlag genommen hatten. 


Indeß behielt er ed nicht für fi, fondern vertheilte ed unter 


die Mitglieder ded Gefolged; aber er gab es ihnen nicht zum 
Eigentum,  fondern er belehnte fe nur damit, d. h. er er⸗ 
theilte ihnen nur den Nießbrauch und machte denfelben und 
feine Dauer von entfprechenden Dienftleiftungen „abhängig ; 
wenn diefe aufhörten, fo hörte auch dad Befitzrecht des zeit- 
mweiligen Inhabers auf, Erblichkeit. war dadurch von ſelbſt 
ausgeſchloſſen, da die Befaͤhigung zu den Dienſten, welche 
die Bedingung der Belehnung bildeten, nicht erblich fein 
konnten. Wenn aber auch bie. Erblichkeit nicht im urfprünge 
lichen Weſen des FeudalsSyftemd lag, fo führte boc feine ' 
meitere Entwidlung nothwendig zu derfelben hin. Das Lehnoͤ⸗ 
Syflem lief, wie wir gefeben haben, in eine Spike aus, 
von der alle Macht audging, ohne wieder in fie zurüdzufließen. 
Urfprünglid). war der vberfie Lehnöherr per wirkliche Inhaber, 
die Belehnten  nur- die Nutznießer des Landes, Aber. indem 
er fich des Landes entäußerte, entkleidete er fich zugleich der 
wirklihen Macht, Allerdings hatte er fich fein Eigenthums⸗ 
recht vorbehalten: und fich für die Nutznießung Abhangigkeit, 
Unterwuͤrfigkeit und Dienflleiftungen ausbedungen; allein da 
er felbft ſeine Herrſchaft auf die Macht gegründet hatte, 
mußte er fih auch gefallen lafien, daß bad Recht berfelben 
gegen ihn geltend gemacht wurde. Sa, er felbfi rief biefen 
Wechſel hervor; indem er den Belehnten Die Bedingung der 


Macht gab, mußte er fie dazu treiben, ſich auch die Wirk⸗ 


lichkeit, Derfelben zu verfhaffen; indem er eine zeitweilige umd 
abhängige Macht verlieh, forderte er fie felbft auf, ſich in 
eine dauernde und felbfiftändige Macht zu verwandeln. Die 
eine Schaale fanf, die andere hob fi: der Upfprung ber. 
Lehnöverfaffung gerieth in Vergeſſenheit; bie Lehen wurden 
erblich beſeſſen, und die erblichen Lehnöbefiger Eauften ibre 
Dienftpflihtigkeit mit einigen ſcheinbaren Zeichen der ‚Unter 
würfigteit ab, oder entzogen fi ihre gang, wenn - ihre 
, . ) 





» Stärke oder die Schwaͤche des Schnäheren ed Ihnen ges 
ftattete, 

Dieß war wenigftens der Gang der deutſchen Entwides 
lung, welche die fortfchreitende fiegreiche Reaktion der Vaſal⸗ 
len und Reichſbeamten gegen die fönigliche Gewalt barftellt. 
Jene hoben ſich immer mehr: auf Koften diefer und verwan⸗ 
delten nach und nach ihre verlichene, übertragene und zeit« 
weilige Gewalt in eine felbfifländige und erbliche, während 
die ſelbſteigene und erblihe Gewalt der Könige immer mehr 
verfümmerte und endlich zu einer übertragenen, durch Die Was 
„fallen verliehenen herabgefeßt wurde. War früher der König 
- Ausfluß und Quelle der Macht und Derrichaft geweſen, fo 
ging dieſe jest an die Gefammtheit ber. NReichöbeamten üher, 
welche durch bie Perfon des Königd vertreten murbe. Der 
König verlor feine grundherrliche Bedeutung, welche ben 
Vaſallen zufiel, feitdem die Reichskammerguͤter in den Beſitz 
ber Zürften gekommen und die Reichsaͤmter und die damit 
verbundenen Dienftgliter erblich geworden waren, und taufchte 
dafuͤr den vertreterfchaftlihen Charakter ein. Mit Einführung 


ded Wahlkaiſerthums hörte Die Krone auf, perfönliches und . - 


erbliched Eigenthum zu fen, was fie bis dahin gewefen war, - 
und behauptete dafür von jet an nur noch eine ideale Be⸗ 
deutung. An die Stelle einer wirklichen Perſon, welche bis 
dahin die Interpretation des Staates geweſen war, trat jetzt 
ber Begriff einer fingirten Krone, an die Stelle des wirkli⸗ 
hen oberfien. Souveraind der Begriff eines fingirten Souves 
raind. Ideell find die Könige noch immer bie. oberfte 
Macht, infofern fie den Begriff der Krone repräfentiren, 
aber in der Wirklichkeit reicht ‚ihre Macht nur fo weit wie: 
ihr unmittelbared Gebiet, und auch diefed wirb ald Zehn der 
Krone- fupponirt; ideell find fie noch immer Oberlehnsherrn 
und die Quelle der Macht, aber in der Wirklichkeit erfchei« 
nen- fie als Lehnstraͤger der Kronvafallen, welche fic) in dem 
Wahlakte als höhere Inflanz befunden. Mit der Entäußerung 





» 


ihres Beſitzes hat bie kynigliche Gewalt nicht nur die Bedin⸗ «= 
gung und die Garantie ihrer Macht aus den Händen gege⸗ 
den, fondern fie hat auch auf alle Aeußerungen derfelben zu 
Gunften ber von ihr ind Leben gerufenen Macht verzichtet; 
die Vaſallen ufurpiren mit den Lehngütern zugleich alle Attri⸗ 
bute der Souverainität und machen beide zu ihrem erblidyen 
Eigenthum. Die Macht der großen Vaſallen bildete firh zur 
Landeshoheit aus, indem die Herzoge, Grafen und andere 
Föniglihen Beamten, mit Verdrängung der koͤniglichen Res 
gierungsgewalt, die ihnen: übertragenen Amts» und Beſol⸗ 
dungsgüter, Amtsrechte und koͤniglichen Hoheitsrechte mit, 
ihren feudalen und alledirten Beſitzungen vereinigten. So 


wurden die ehemaligen Diener zu Herren. Dieſer Bildungs⸗ 


prozeß wiederholte ſich ſodann innerhalb der Gebiete der Lan⸗ 
deöherren. Dem Reichsadel und der Landesherrlichkeit ent⸗ 
fprechend, bildete fib in diefem ber Begriff der Grundherr⸗ 
lichkeit und ein Landadel, ald beffen Stamm die unfreien 
Dienftleute anzufehen find, welche bie Grundherrfhaft zur 
Führung ihrer Haus- und Landwirthfchaft unterhielten, und 
die dafür mit der Nutzung von Grundſtuͤcken bedacht wurben. 
Durch das Hinzutreten freier Landſaſſen wurde fodann auch 


diefed PVerhältniß veredelt und die Vorſtellung einer Bezie⸗ 
bung zur Perfon ded Dienftherrn erlofd) allmahlig bei den 


Landeddienftimannen wie bei den Reich&dienfimannen. Beide 
werben. von demfelben Impulſe fortgefrieben: in beinfelben 
Verhaͤltniſſe, wie die letztern gegen die koͤnigliche Gewalt Ter⸗ 
rain gewinnen, nimmt auch die Selbſtſtaͤndigkeit der erſtern zu. 

Dieß war das Reſultat der unaufhaltſam von der Peri⸗ 
pherie aus gegen die Centralmacht andraͤngenden Bewegung. 
Karl der Große hatte ſie durch die Einfuͤhrung der koͤniglichen 
Gewaltboten zu halten geſucht. Dieſe hatten das zuſammen⸗ 
haltende Band des zerbrödelnden Lehnsſtaates bilden ſollen; 


als controllirende von der koͤniglichen Gewalt deputirte Behoͤrde 


ſollten ſie ſich den Uebergriffen und Willkuͤrlichkeiten ber koͤnigl. 
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DOberbeamten entgegenſetzen; allein auch dieſe Würde wurde unter 
feinen Rachfolgern erblich oder wurde gar den Grafen in ihrem 
eignen Amtöfprengel übertragen, wodurch der ganze Zweck 
vereitelt werben mußte. Nun wurbe jeder Beichwerde der 
Weg abgefchnitten und bie Provinzialverfammiungen immer 
weniger von freien Männern befscht, da ihr Erfcheinen feinen 
Zweck mehr. hatte. Ihren Platz nahmen jeht die Vaſallen 
und Minifterinlen ein. 
‚Nun ift allo der Lehus⸗Pyramide die Spige abgebrochen, 
die Hierarchie in eine Menge ſich gleichgültig zu einander 
‚ verhaltender oder fi) abfloßender Einzelglieder aufgelöfet.: Es 
befteht nur noch dad Band, welches den Vaſallen an feinen 
Lehnsherrn knuͤpft; aber gerade diefe Verbindung hindert das 
Buftandelommen jedes allgemeinen Bandes. Die Pflichten 
ded Bafallen gegen ben Lehnsherrn abferbiren alle andern 
lichten, die Pflichten gegen den Somverain, die Nation 
and der Staat. Ein Staat Überhaupt erxiflirt nicht, der 
Staatd- und Secialcontrakt ik vollfommen aufgelöfl. Damit 
AR der Untergang ber Volksfreiheit beendet; die Volksver⸗ 
fammlungen, die Bellönerfafiung, die Volksgerichtsbarkeit find 
verſchwunden, und mit ihnen das Volk ſelbſt. Die Demos 
kratie iſt untergegangen und an ihre Stelle die ariftofratifihe 
Herrſchaft ber Privikegirten getreten; es Hat fich eine neue 
ausſchließliche Freiheit gebildet, die ebenfalls auf dam Beſitze 
beruht. Beſitz med Freihert find noch immer mit einander 
verbimben, allein beide unterliegen jetzt einer böhern Be⸗ 
flimmung: der Macht, Die Macht, oder ba dieſelbe kein 
höheres Geſetz anerkennt, bie Gewalt, beſtimmt jetzt ben Be⸗ 
ſitz und die Freiheit. Dadurch werden wir bei der Aufloͤſung 
des Berhäktniffeß zu dem Punkte zuruͤckgefuͤhrt, von dem wir 
bei feiner Bildung ausgegangen waren: zum Kriegs⸗ und 
Eroberungszuſtande. Die Gewalt kehrt ſich gegen den Beſitz 
und erweiſet ſich als die hoͤhere Inſtanz gegen denſelben, indem 
fie feinen Rechtstitel vernichtet. Von keiner höheren Ruͤtficht 
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gefeflelt,, wie ihrem eigenen Geſetze, der Willkür, geborchendb - 
fehreitet fie von Wiurpationen zu Ufurpationen, gegen weldhe 
dem freien, aber mactiofen Befiger Feine andere Rettung 
bleibt als Unterwerfung oder Flucht. Freiheit und Beſitz, 
die einſt unzertrennli mit einander verbunden waren, wer 
den jetzt and einander geriffen, wenn nicht die Macht ihre 
- Bereinigung von Neuem beftätigt. Wo diefe fehlt, muß die 
Freigeit oder der Beſitz geopfert werden. Entweder der 
Mactlofe entfagt feiner Freiheit und unterwirft fich einem 
mächtigen Herrn, der ihm feinen Befig garantirt, oder er. 
gibt. feinen Befig auf, um feine Frerheit hinter den Mauern 
der Staͤdte zu bergen. 

Auf dem Boden der Feudalwelt ſtieg dann das Ritter- 
thbum empor, welches die brutale Thatſache verflärte und 
beiligte, indem es die dem Lehusweſen zum Grunde’ liegen- 
den Principien. der Unterwürfigfeit und Abhängıgkeit unter 
dem Namen ded Gehorfams und der Treue ald Tugenden 
anpried und mit romantifbem Dunft umhuͤllte. Dadurch 
wurde die Waffengenoſſenſchaft der Sreien, welche ſchon durch 
Dad Gefolgewefen untergraben worden war, vollends vernich- 
tet. Das Ehrenwerthe war nun nicht mehr, ein freier Mann 
zu fein und feine Freiheit kaͤmpfend zu behaupten,. fondern 
einem. Andern zu dienen, feine Freiheit und Selbfiftändigkeit 
einem Andern um Opfer zu bringen. Das Princip Des 
Ritterthums iſt die Subordination, ausgebildet zum Charakter 
der handwerksmaͤßigen Corporation; ed ift eine Waffenzunft 
mit den Abftufungen von Meifter, Gefelle und Lehrling. 

Erblichkeit hatte ebenfalls nicht im urfprünglichen Cha⸗ 
rakter des Ritterthums gelegen und.nicht liegen können, da 
ed ja auf der perfönlihen Tuͤchtigkeit, Tapferkerkeit und 
Ehrenhaftigkeit beruhte: „nul ne nalt chevalier“ war Die Des 
vife. Allein im Laufe der Zeit wurde dieſe vergeffen, wie 
die ‚urfprünglibe Bedingung ber Lehndverfaffung vergeffen 
worden war, Die Corporation bildete fich zur gefchloffenen 
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Kaſte aus, und obwohl es widerſinnig war, Die Tapferkeit 
und ‚Waffenfähigkeit zu vererben, fo wurde doch die Geburt 
erfie und ausfchließliche Bedingung der‘ Ritterfchaft. Nun 


iſt die Bewegung zur Ruhe gefommen: die Liften find ges 





ſchloſſen, ſowohl die ded Beſitzes wie die der Freiheit; beide 
ſind erblich, beide in feften Händen: Beati possidentes. 
Wenn aber auch jetzt noch Beſitz und Freiheit im Adel vers 
eint find, fo ift nicht bloß eine Vertaufchung der Rollen, 
fondern eine wefentliche Aenderung eingetreten, da Beſitz 
und Freiheit von einer höhern Bedingimg abhängig find, 
namlich von ber Geburt, die allein fchon die Freiheit garan- 
tirt. Man Fann Beinen freien Befiß haben ohne die adliche 
Geburt, aber diefe kann fich ebenfalls auch ohne Befig bes 
helfen. 

So find wir von der Demofratie aus durch die Mo⸗ 
narchie hindurch zur Ariftofratie gekommen. Die Volksvereine 
find aufgelöft, die Volksverſammlungen, die Volksrechte und 
dad Volk find verfhmunden: an ihre Stelle ift die Herrfchaft 
eined privilegirten Standes ober vielmehr einer Kafte getreten, 
welche alle politifchen und bürgerlichen Rechte, alle Ehre und. 
alle denkbaren und undenkbaren Privilegien, Auszeichnungen 
und Begünftigungen an fich geriffen hat *). Die einft alls 


*) Ein Berzeichnig der Adelsvorrechte gibt Turbintan Khamm 
in feiner Hierarchia Augustana (Pr. 9), welches wir der Merkwür⸗ 
digkeit wegen anführen: 

1) Sm Sitzen, Vorausgehen, Begrüßen iſt jederzeit dem Adel 
der Vorrang zu laſſen. 

2) Bei Aemterbewerbungen geht der Adel vor. 

3) Nur Adlige paſſen zu Geſandtſchaften. 

4) Adlige ſind frei von Steuern, Umlagen, Zoͤllen. 

5) Nur Adlige ſind Staatsbürger. 

6) Ein adliger- Zeuge iſt fo gut wie zwei bürgerliche. Er legt 
auch fein Zeugniß zu Haufe, nicht vor Gericht ab. 

D) Ein Abpliger kann aud in feiner eignen Sache zeugen, leiftet 
nirgends Caution, braucht nicht perfönlich vor Gericht zu erfcheinen 
und hat im Suceurs das beneficium competentiae. 
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gemeine ‚Freiheit if ausſchließliches Eigenthum eined Standes 
geworden, und daher bat auch nur dieſer bad Recht ber 
Vertretung. Die Gemeinde» und Bollöverfammlungen haben 
fih in Ständeverfammlungen verwandelt, auf weichen nur 
das Intereſſe ded einen privilegirten Standes vertzeten wird. 
Freilich werden auch die Städte auf den Landtagen zugelafs 
fen, aber fie bleiben in der Minorität und erhalten nur eine 
forporationdweife Vertretung. Dad Princip der fendalen 
Grundherrlichkeit hat den vollftändigfien Sieg davon getragen, 
und bie Sefammtbeit der einfl gleidhberechtigten Freien zere 





8) Wird er einer ehrlofen Handlung befchuldigt, fo ift er fofort 
zum Reinigungseid zuzulaſſen. 

9) Es gebühren ihm foftbarere Kleider ald dem Bürgerlichen. 

10) Nur Adlige follen Offiziere werden, weil fie zum Befehlen 
geboren, dieg von Natur beffer verftehen, als ein bloß zum Dienen 
und Gehorchen auf die Welt gefepter Bürgerlicher. 

11) Ein Adlicher leiſtet vor Gericht keine Abbitte, 

12) Er iſt nicht ſchuldig Gemeindbeämter, Bormundfchaften 
u. ſ. w. zu übernehmen. 

18) Für den Adel ftreitet in allen Rechtsſachen die Präſumtion, 
weil die angeborne Complexion des Adels vortreflich und einen bef 
feren Stamm, auch eine beifere Natur bat. 

14) Das Verſprechen des Adligen ift gleich dem Vollbringen 
des Bürgerlichen. 

15) Der Adlige muß die Landesgeſetze genehmigen. 

.16) Bei ungleiden Stimmen gelten die Stimmen der Adligen. 

17) Ein Adliger braucht keine Vollmacht, freng genommen 
nicht einmal ald Beamter. 

18) Ein adliger Bormund kann die Güter feines Mündels Eaufen. 

19) Für einen Adligen ift das Hofpital unfkandesmäßig. 

20) Für Verbrechen ift der Adlige nur gelinde zu ftrafen. 

21) Wenn ein Bürgerliher einem adligen Fräulein ein Heiraths⸗ 
gut ausfent, ift es als pro pia causa geftiftet, ihm anzurechnen. 

22) Der Fürſt foll nur Adlige in feiner Umgebung haben, 

28) Nölige können in Kollegien ſich ihre Relationen von Andern 
machen und vorlefen laſſen. 

24) Der Adlige muß fchriftlih eingeladen werden umd einen 
Stuhl erhalten. 

25) Der Adlige kann nicht gemeine Aemter annehmen. 
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fäßt jetzt in bie beiben Abtheilungen der feudalen und patri⸗ 
monialen Grundherrn und der Grundpflichtigen. 
Waelches waren nun die andern Staͤnde? 

Da ſich eine herrſchende Kaſte gebildet hat, ſo muß es 
andy eine unterdruͤckte geben. Dieß iſt die ländliche Bevoͤl⸗ 
kerung, der Bauernſtand, welcher eigentlich nicht Stand ge⸗ 
nannt werden kann, weil ihm weder poſitive noch Menſchen⸗ 
rechte zuſtehen. Obgleich groͤßtentheils aus den urſpruͤnglichen 
freien Beſitzern hervorgegangen, fo verlor er doch nach und nach 
feine yerfönliche Freibeit, feine politifhen Rechte und fein 
Eigenthum. Er wurde ein Anhängfel ded Bodens, er ger 
hörte zum Inventarium des Gutes, wie der Schaafftand u. 
ſ. wm. Sein Recht war, dedruͤckt zu werden, Hof» Dienfte 
zu thun, unterthanig zu fein. 

Ein Lieblingsſpruch des Adeld war: wer nicht Edelmann 
ift, ber ift Bauer; indeß war diefer Sprud nie ganz wahr 
gewefen und wurde mit ber Zeit immer unwahrer. Der 
Adel war allerdings auöfchließlich Herr des freien Grunds 
eigenthums; aber dieſem feften Beſitze zur Seite ftellte fich 
der mwechfelnde, den die Gewerbe, ber Handel und die In⸗ 
duflrie erzeugen. Dadurch bildete fich ein neuer Stand und 
erſchloß fich eine neue Sphäre der ausfchließlichen Freiheit, 
denn auch ber Bürgerfland wird zur Kaſte. Wirkliche Kole 
Ifionen ‚zwifchen beiden Ständen finden nicht flatt, da beide 
ihre beflimmt abgegränzte Sphäre haben. Beide find Stände, 
beide flüßen ſich als ſolche auf Privilegien und würden fich 
daher zu freundlicher Verbrüderung die Hand reichen Binnen, 
wenn der Adel nicht durch feine Geburtdaußzeichnugen wieder 
etwas Befonderes hätte, was fie von einander trennte, Da⸗ 
durch entfteht troß ihres verwandten Intereffe und ihrer glei» 
hen Grundlage eine Spannung. Der Buͤrgerſtand blickt mit 
Neid und verbiffenem Aerger auf eine Auszeichnung, welche 
ihm fehlt und weldbe er nicht erreichen Bann, weil ſie ange 
boren fein muß, wenn fie Acht fein ſoll. Der Adel bagegen 


” ww 
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kdmmt zu der Ueberzeugung, daß ſein Beſitz nicht ſo ſehr 


bed Zuwachſes faͤhig iſt, wie der des Buͤrgerſtandes, und 
daß dieſer ihn zu überflügeln droht. Aber er troͤſtet ſich mit 
feiner Erelufivität und huͤllt ſich in das fehmeichelhafte Be⸗ 


wußtſein feines angebornen, dem Bürgerftande unerreichbaren 


Vorzugs. 

Indeß kam die Zeit, wo die fürftiiche Gewalt ſich wies 
ber ihrer oberlehensherrlichen Gewalt erinnerte und Diefelbe 
zu einer Wahrheit zu machen ſuchte. Mit neuen Sträften 
und neuen Ideen als Bundesgenoffen tritt fie dem Adel ent- 
gegen und trägt über. ihn den Sieg davon: aus der Ohn⸗ 
macht erhebt fie ſich zur entfchiedenen Ueberinacht. 

Nun tritt aber auch ein Wendepunkt in der Stellung des 


Adels ein. Als er fah, daß der Kampf zu feinem Nachtheil 
ausfallen. würde, lenkte er zu rechter Zeit ein. Durfte er 


auch nicht mehr hoffen, feine Uſurpationen gegen die fürftliche 
Gewalt weiter auszudehnen, fo war ed Doch fihon ein großer 
Gewinn, wenn er feinen Befisfiand behauptete. Und dieß 


‚gelang: ihm durch eine kluge Taktik. Er verwandelte feinen 
Trotz in geſchmeidige Unterwürfigfeit; er beugte den ſtolzen 


Rüden, er vertaufchte den Waffenrod mit dem Hoͤflingskleide, 
um feinem Sieger fchlau abzuliſten, was .er ihm nicht gewalte 
fam hatte abringen koͤnnen. Die Niederlage. bed Adels be⸗ 


wirkte ein Wunder: denn fie machte ihn mit einem Schlage 


zur Stuͤtze des Thrond und zum natürlichen Verbündeten ber 
fürftlichen Gewalt, ihn, der fo oft verfucht Hatte, fie umzuftürzen ! 

Außer der Doppelbildung des Adels zeichnete fi) Deutich: 
land noch dadurch aus, daß hier der Geburtövorzug auf -alle 
nachgebornen Söhne, felbft ohne Die vielen Adelsrechte ver 
erbt wurde, während in andern Rändern, wie in England 
und Schottland, und zum Theil auch in Spanien und Ita⸗ 
lien fi ein Majoratdadel bildete. Auch wurde in Deutſch⸗ 
land die Ausfchließlichkeit und Reinheit des Geburtsvorzugs 


firenger aufrecht erhalten, indem Bürgerliche, felbft wenn 
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ſie geadelt wurden, von den Vorzuͤgen des Adels, der Ver⸗ 
tretung in den landſtaͤndiſchen Corporationen, von den Dom⸗ 
kapiteln, Hofwuͤrden u. ſ. w. ausgeſchloſſen blieben, und ſelbſt 


die adliche Abkunft der Frauen zur Bedingung bed wahren - 


Adels gemacht wurde, 

Unter den übrigen Germanen, und namentlid in Eng- 
land, entwidelte ſich der Adel ziemlich auf biefelbe Weife, 
wie in Deutfchland, nur mit dem Unterfchiebe, daß dort keine 
Zerritorialhoheit entſtand. In England bildete fich unter der 
Herrſchaft ded Feudalismus zwar ebenfalld ein hoher reichs⸗ 
fändifher oder Prime-Adel aus; da aber ſchon Cduard I 
alle Afterlehnöträger für unmittelbare Lehnöträger der Krone 
und alle Lehne für theilbar und verkaͤuflich erklärte, fo fielen 
die Bedingungen zur Bildung eined andern Adels weg. 

In Spanien behauptete fih in einigen Provinzen das 
altgermanifche Princip der Solidarität ded Befiged und ber 
Freiheit, die fi) fodann zum Adel geftaltete, indem alle 
Bürger, die Grundeigenthum befaßen, Hidalgos waren. Auch 
blieb in einigen Gegenden Spaniens und Italiens die Adeld- 
würde mit dem Grundbefige verbunden und ging mit dieſem 
auf den Käufer Über. In Norwegen, wohin feudale Erobes 
rung nicht drang, feste fich auch Fein’ Abel feft. 

In Rußland ift dagegen feit Peter dem Großen die 
foftenartige Verfaffung der Ariftofratie durchbrochen wor⸗ 
den, und an die Seite oder an die Stelle bed Geburt 
adeld ein Verdienſtadel getreten, eine zwar gemeindfchädliche, 
aber doch unnuͤtze Schöpfung, da das Verbienft nicht durch 
ein Adelsdiplom, fondern höchflend dieſes durch jened, wenn 
le ſich zufällig zufammenfinden follten, geadelt werben koͤnnte 
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Zweiter Abſchnitt. | 


Verſuche des Adels, den verigrnen Einfluß und die 
verlorene Meinung wieder zu erobern. 





Der Fortfchritt der menſchlichen Entwidlung mußte uns 
ansbleiblich zu -einer Kritik des Adeld führen. Lange hatte 
die naive Zeit gedauert, wo man dad Beltchende ſtlaviſch 
verehrte und ſich ſchweigend unter den Druck deſſelben beugte, 
Dad Beftehende hatte ald heilig gegolten, weil es befland; 
wo die Gewalt war, da war aud) dad Recht; wer die Herr⸗ 
ſchaft hatte, der hatte ſie von Gott. Nach und nach kam 
man indeß dazu, beide Seiten zu ſcheiden und das Recht der 
Gewalt auf das brutale Recht des Beſtehens wurde nicht 
mehr angenommen, fondern man verlangte von ihr, daß ſie 
eine hoͤhere Berechtigung nachweiſe, daß ſie ihre Anſpruͤche 
vor dem Richterſtuhle der Vernunft rechifertige. Da ſie dieß 
nicht konnte, ſondern ſich trotzig hinter ihrem Beſtehen ver⸗ 
ſchanzte, ſo mußte die Vernunft, welche von ihrem Aus⸗ 
ſpruche nicht abgehen konnte, ſuchen ſelbſt Gewalt zu werden, 
um das Urtheil, welches ſie nach beſtem Erwaͤgen eaͤllt 
hatte, zur Vollſtreckung bringen zu koͤnnen. Ob ihr dieß 
gelingen werde, konnte freilich nur durch einen Kampf ent⸗ 
ſchieden werden, aber das Urtheil war geſprochen und hatte 


Rechtsguͤltigkeit erlangt. In dieſem großen Prozeſſe mußte 


natürlich auch Die Frage nach der Berechtigung des Adels aufge⸗ 
worfen werden, und die Antwort darauf Fonnte nicht zweifelhaft 
fein, fobald nur die Frage'geftellt wurde. Sobald die Idee der 
Menſchheit, der menfchlichen Gleichheit und dergleichen menſch⸗ 
lichen Rechte ind Bewußtſein getreten war, mußte dad Ber 
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ſtehen eines privilegirlen Stawbes als ein empoͤrended Unrecht 
und als eim Verbrechen gegen bie Menſchheit erſcheinen; et 
wurde alfe: verurtheilt. Der Adel konnte zwar die gegen ihn 
angeführten Inſtanzen nicht: befteeiten; aber er ſetzte der Ver⸗ 
nunft fein. ſaktiſches Beſtehn entgegen; wenn man ihm ein 
wenbete, Daß ex unvernuͤnftig fei, fo erwiederte er, daß cr 
fett langer Bet beſtanden habe, und folgerte darand, daß es 
ach ferner beſtehn muͤſſe. Um ihm diefe Ausflucht abzu⸗ 
ſchnelden, blieb nichts anderes uͤbrig, als ihm zu zeigen, daß 
er auch nicht, beſtehen koͤnne. Das geſchah in Frankreich. 
Dieſe geiſtige Bewegung verbreitete ſich auch nach Deutfch⸗ 
land und namoeutlich nad) Preußen. Auch bier begann bie 
Aufklaͤrung einen hartnaͤckigen Kampf gegen die beiteheuden 
Maͤchte. Zur Ickten Entſcheidung kam es Hier fueilich nicht; 
ideß wurde doch der Boden gelodert und die moralifchen 
Grundlagen der Gewalt mid des Privilegiumd erſchuͤttert. 
Beide behaupteten ſich vorlaͤuſig noch, aber die Meinung 
wendete ſich von: ihnen ad, und wirkte mit zu ihren Sturze, 
der durch die franzöfifche Eroberung erfolgte. Ueberall, mo 
diefe hindrang, fanfen die ferrdalen Rechte und Privilegien, 
und audy, wo fie nicht: unmittelbar ſich feſtſetzte, wirkte ihr 
Einfluß und die harte Nothwendigfeit? So im Preußen. 
Aber der Adel hatte auch ſelbſt eine ſchonungsloſe Kritik 
mit fich vorgenommen. Wenn auch feine Anſpruͤche in letzter 
Inſtanz wicht flihhaltig waren, fo hätte er fie doch durch 
feine Haltung plaufibel machen können. Sollte das Beftehn 
einer privilegirten Kafte einigermaßen gerechtfertigt erfcheinen, 
fo mußte fie dad brutale Faktum hinter dem Scheine des 
Berdienfted zu verbergen fuchen; fie mußte Durch ihr Betragen 
darzuthnu ſuchen, daß ihre politifchen Vorzüge der Lohr aus⸗ 
fehließlicher Tugenden ſeien, und daß nicht bloß jene, fonderw 
auch diefe in ihrer Kaſte erblich fein. Da fie die Vernunft 
nicht für. ſich haben konnte, mußte fie die. Erfahrung für ſich 
ſprechen laſſen; fie mußte fih von biefer das: Zeugniß 
an 
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ausſtellen laſſen, daß. fie für gewiſſe Leiſtungen eine ausſchließ⸗ 
liche und erbliche Qualification mitbringe, und aus der Noth⸗ 
wendigfeit derfelben mußte fie dann ihre ausſchließlichen und 
erblihen Beglinfligungen herleiten. Aber wie wenig erfüllte 
der Adel diefe Forderung! Und wie gänzlih war er nicht 
nur von ber Vernunft, fondern auch von feinem eignen Prin« 
eipe abgıfallen! Er behauptete der Stand der Ehre zu fein, 
und er. fuchte die Ehre nur noch im frivolften Scheine : ein 
fchweißiged Hemde zu halten, die ſchmutzigſten Lakaiendienſte 
zu verrichten, einen Sonnenblid der hoͤchſten Gunft auf fich 
berabzuziehn, ſich unter den Launen einer fürftlihen Maitrefle 
su beugen, das war feine höchfle Ehre geworden. Er bes 
bauptete im Alleinbefig des Priegerifchen Talents zu fein und 
die Kriege der Revolution thaten dar, daß diefed gemeinfames 
Eigenthum aller Stände ſei; ja in Preußen widerlegte er 


ſogar dieſes Vorurtheil durch die fehimpflichfte Feigheit. Er 


felbft hatte fich depravirt und feine Auflöfung bereitet. Da⸗ 
bin mußte der Widerſpruch des erblichen Ritterthums früher 
oder fpäter führen. - Der Adel follte das Zehn und das Zeichen 
perfönlicher Füchtigkeit und Tapferkeit fein; dann durfte er 
aber nicht erblich werden, oder, wenn er erblich wurde, mußte 
die erfte Bedingung wegfallen. Die Unvereinbarkeit dieſer 
beiden Beflimmungen trat jeßt hervor. 

sn Deutfchland rettete ber Adel zwar feine‘ Eriſtenz, 
aber er gerieth doch in eine üble Lage. Wo die Fremdherr⸗ 
ſchaft hindrang, buͤßte er alle feine „wohlerworbenen” Rechte 
und feinen Einfluß ein, und auch in ben andern deutfchen 
Ländern wurde feine Macht angetaftet. Die reellen Vorrechte, 
die er befeffen, drohten zu einem leeren Schein herabzufinfen. 
Indeß bdrüdte die Gewalt der Umftände und die Schmach, 
bie er auf ſich geladen, zu ſchwer auf ihm, als daß er hätte 
wagen dürfen, fich dem reißenden Strom ber Zeit entgegen« 
zufegen. Er mußte den brennenden Schmerz in feiner Bruſt 
verfchließen, oder konnte doch höchftens in der Auffrifhung 





feiner glorreichen Vergangenheit, die er” in ben Jammer um 
die verlorene Nationalität einſchmuggelte, und in der ſehnſuͤch⸗ 
tigen Erwartung befferer Zeiten einen Erfag, für feine gegen« 
wärtige Erniedrigung finden. Und dieſe Erwartung täufchte 
ihn nit; die Abfcüttelung der Fremdherrſchaft brachte: ihm 
Erlöfung und führte zu feiner Reſtauration. 

Dieß Refultat Fam Bielen unerwartet, aber ed lag in 
ber Natur der Sache. Die Taͤuſchung war durch eine fallhe 
Deutung. des Wortes Freiheitskrieg entflanden. Politiſche 
Schwaͤrmer und kurzſichtige Phantaſten hatten geglaubt, daß 
darunter ein Kampf fuͤr die innere Freiheit verſtanden ſei, 
aber wenn ſie unbefangen genug geweſen waͤren, die kaͤm⸗ 
pfenden Partheien ruhig zu wuͤrdigen, ſo wuͤrden ſie ſich 
überzeugt haben, daß nur von einem Kampfe fuͤr die aͤußere 
Freiheit die Rede ſein konnte. In Napoleon wurde der Des⸗ 
potiſsmus, bie Militaͤrherrſchaft, die Eroberungsſucht bekaͤmpft; 
aber das war nur die eine Seite. Hinter Napoleon ſtand 
auch die Revolution, freilich die gezaͤhmte und disciplinirte 
Revolution, aber immer noch die Revolution, immer noch 
die revolutionaͤren Einrichtungen, immer noch die buͤrgerliche 
Gleichheit, wenn auch nicht mehr die buͤrgerliche Freiheit. 


Napoleons Despotismus war ber revolutionäre und nivelli. 


rende Despotismus geweſen, der Despotismus, welcher keine 
politiſche Macht neben ſich duldete, der aber die geſellſchaftliche 
Hierarchie zum großen Theile einriß. Der Fall Napoleons 
war daher nicht bloß ein Sieg uͤber den Despotismus, ſon⸗ 
dern zugleich ein Sieg uͤber die Revolution und eine Wieder⸗ 
herſtellung des Rechts des Beſtehenden. 


a) Die Adelskette und die Denkſchrift ber 
Bevollmächtigten des ehemaligen unmit» 
telbaren deutſchen Reichsadels. 

So fehen wir denn unmittelbar nach Beendigung des 
Freiheitskampfes den Adel unter herzzerreißenden Klagen 





feme Wunden aufdelen und Bieberberfiellung feines alten 
Beſitzſtandes fordern. Indem er dieß that, machte er 
nur von einem unbeſtreitbaren Rechte Gebrauch; denn wenn 
einmal Wiederherſtellung des Beſtehenden die Eafung. war, 
fo gehot die. Pflicht der Gerechtigkeit, We auch ihm nicht gu 
verſagen. 

„Bu dieſem Zwecke traten Die Fuͤhrer bes Adels ſchon 
auf dem Wiener Congreſſe zuſammen und entwarfen den Plau 
gu einer innern Reorganiſation des Adels und zu einer feſtern 
außern Verbindung, welche unter dem Namen der Kette 
ins Leben treten. ſollte, um durch dieſen ſiunbildlichen Aus⸗ 
druck anzudeuten, Daß, ſowie Die Kraft einer Kette in der 
Gleichheit zu einem Zwecke angezogener Niuge beſtehe, der 
Verein aus unter ſich gleichen, an Muth, Kroft und Beharr⸗ 
lichkeit wetteifernden Mitgliedern beſtede, welche ſeſt wie bie 
Ringe einer Kette zuſammenhalten und weder Anfang noch Eude 
zeigen, an dem fie getrennt und von einander entfernt wer⸗ 


ben Fünnten. Zum Behufe einer engern aͤußern Verbindung 


wurde. eine Eintheilung des geſammten deutlichen Adels nach 
ben 14 ehemaligen Kreiſen, und dieſer wiederum in Kreiſe 
zur Annahme in Vorſchlag gebracht. Welchen Zweck diefe 
Verbindung haben ſollte, war indeß nux in ganz unbeſtimm⸗ 
ten und. niehtöfagenden Phraſen angebeutet, wie z. B. ‚Anh 
fie für eine der heiligſten und unerlaͤßlichſten Pflichten 148 
Adels hielten, der Staatsperfaſſung nnd dem Fuͤrſten team, 
bald und gewärtig zu fein, und mit allen übrigen Staͤnden 
im Staate an Gehorfam, Anhaͤnglichkeit und Bexeitwilligkeit 
zu allen Opfern, welche die Wohlfahrt des Vaterlaudes er⸗ 
heiſchen koͤnnte, nach allem Vermoͤgen zu wetteifern,“ oder, 
„daß ihre Abſichten Feine anderen ſeien, als jene, auf den 
fittlichen uud wiſſenſchaftlichen Zuſtand des deutſchen Adels 
vortheilhaft zu wirken und ihn durch Erhebung und Vermeh⸗ 
zung ſeines innern Gehalts der Stufe wuͤrdig zu machen, 
weiche ibm Perfaſſung und Geſetze im deutſchen Vaderlande 
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einräumen.” Schon an dieſer Unbeſtimmtheit mußte bie. Sache 
zerfchellen. - 

Beftiminter wurden bie Mefchwerden und Wuͤnſche deb 
Adels in der Denkſchrift der Bevollmätbtigten bet 
themaligen unmittelbaren deutſchen ReihBadels 
formulirt. In Bezug auf den erflen Punkt ſagte bie 
Denkſchrift, welche ebenfalls auf dem Wiener Gongteffe 
(3 Febr. 1815) übergeben wurde, fehr naiv: „man hat dem 
- Erbabel alle feine perſoͤnlichen Worzlige genommen, man hat 
ihn der Jurisdiktion entfeßt, alles polizeilihen Einfluſſes . bes 
raubt, man verhindert ihn, ber Freund, ber Berather, der 
Unterſtuͤzer feiner Unterthanen zu fein, man entzieht ihm 
einen großen heil feined Einkommens, man erfchwert ihm 
den Bezug dedienigen, was man ihm übrig gelaffen, man 
macht ihn im Abgabenſyſtem den Übrigen Untertanen gleich, 
fa beſteuert ihn gegen die uͤbrigen Staatsangehoͤrigen In man⸗ 
hen Ländern wohl doppelt, ja dreifach.” 

Da haben wir dad ganze Adelsweſen. Ber privilegirte 
Stand hält ed für eine ſchteiende Ungerechtigkeit, Für eine 
empdrende Beeinträchtigung, daß man ihm Wortheile nimmt, 
weiche doch nur auf Koften Anderer beftchen Finnen, daß 
man ihm die Belegenheit entzieht, der Freund und Unter 
über, d. h. Ber Unterdruͤcker feiner Unterthanen zu fein, und 
endlich daß man ihn denſelben Kaften unterwirft, wie bie 
andern Staatsblirger. Wie begründet num auch biefe Ans 
- fihten vom Adelsgeſichtspunkte aus fein mögen, fo laͤcherlich | 
find fie vom menfchlihen aus und fo fehr widerfprechen fle 
ſowohl dem allgemeinen Intereffe als dem der andern Staͤnde. 
Nichts defto weniger fucht fle der Adel fowohl den Fürften, 
in deren Hand fein Schickſal ruht, als auch der Öffentlichen 
Meinung, deren Anerkennung er bedarf, einleuchtenb zu machen. 
Den Yürften redet er vor, daß fle und der Staat durch Uns 
terdruͤckung des Immediatreichſsadels einen bedeutenden poft⸗ 
tiven Schaden erleiden wuͤrden, da derſelbe durch Schmaͤlerung 





feines Vermögens außer Staub geſetzt werben wuͤrde (Hört! 
Hört!); 1) noch ferner den Glanz der Höfe zu unterhalten 
und .fein Vermögen zu Ehren ber Fuͤrſten zu vergebren, 
2) ſich der Diplomatie und 3) fih dem Militärflande zu 
widmen. Und das iſt noch ‚nicht einmal Alles; die Fuͤrſten 
würden durch Zuruͤckſetzung des Adeld nicht nur ihre Höflinge, 
“ihre Diplomaten und ihr Militär verlieren, fondern der Staat 
würde auch durch Gleichftelung feiner Bürger und durch 
Aufhebung. der Eremtionen (man follte es kaum glauben!) 
gegen eine feiner erflen und heiligften Pflichten verftoßen, 
„denn die Eremtion ded Adels von. ben Öffentlichen Laften 
ift nur ein Sparpfennig für den Staat, über den er in ber 
Zeit der Noth unbedingt disponiren kann. Iſt es aber nicht 
eine der erflen Pflichten der Staatsklugheit, fich ſolche Spar⸗ 
pfennige für den Nothfall forgfam zu erhalten?” Welche 
Uneigennügigkeit! Welche Großmuth! Und dennoch will man 
ihn, „den Schuß der Throne, den Dollmetfcher des Volks 
bei den Regenten, die Pflanzfchule edler. und erhabner Tha⸗ 
ten,“ unterdruͤcken oder mit andern Worten ihn ben übrigen 
Stantöbürgern gleich ſtellen. Man will „auf einmal Alles, 
was bie frühere Zeit befonnen und foftematifch eingerichtet 


bat, das laut anerkannte Berdienft, die Öffentliche Dankbar · 


keit vernichten, mit Fuͤßen treten, man will die Belohnung 
der Tugend, der Tapferkeit, der Verdienſte um Fuͤrſten und 
Vaterland mit einem Federzuge tilgen,“ d. h. mit andern 
Worten, man faͤngt endlich an, der lange verkannten natuͤr⸗ 
lichen Gerechtigkeit einigermaßen Gehör zu geben und bie 
Stammbäume nicht mehr andfchließlih zum Maaßſtabe bes 
Verdienfted und der Belohnungen zu machen. 
Noch charakteriftifcher ift die Stellung, welche die Denke 
Schrift gegen die öffentliche Meinung und gegen den Zeitgeiſt 
annimmt. Zu viele _berbe Erfahrungen haben ihn von deſſen 
- Dafein. überzeugt; er erkennt ihn alfo an, aber nur wenn 
berfelbe ihn anerkennt, wenn er nicht die Unterbrüdung bes 
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Erbabeld oder die Gleichſtellung aller Stände verlangt. Das 
thut aber. auch der Zeitgeift ‚nicht, infoferg unter demfelben 
die „oͤffentlich ausgedruͤckte, allgemein gefühlte Meinung von 
einer Sache” darwmıter verftanden wird, „Dieſer Zeitgeift if 
ſtets richtig, gut und edel, er kann Feine Ungerechtigkeit 
(d. h. Gleichſtellung der Stande) in Schug nehmen, nie Un⸗ 
terdruͤckkung (d. h. Aufhebung der Standesprivilegien) predi⸗ 
gen; benn er iſt der Finger Gotted und Fräftig zeigte fich 
der Zeitgeift in dem lebten -blutigen Kampfe um die rechtliche 
Sreiheit der Völker.” Wohl zu umterfcheiden von Diefem 
Beitgeifte ift aber der Parteigeifl, „der die Throne untergraben, 
die Unfchuld gemordet, die Redlichkeit verfolgt, die Gerechtig⸗ 
feit verfcheucht, die Kinder bed Waterlandes vertrieben, alle 
Abſcheulichkeiten in Schuß genommen, ein großes Meer von 
Blut vergoffen und Zyrannei und Willfühe auf den Thron 
gelegt hat.“ Diefer böfe Parteigeift iſt es nun, ber die un⸗ 
gerechte Unterbrüdung und Vernichtung eines ganzen Stan⸗ 
des, des Erbadels verlangt hat. 

Aus dieſen und andern erbaulichen Argumenten werden 
folgende Reſultate gezogen, die wir mittheilen, weil fie cha⸗ 
zakteriftifch für daB Streben und die Stelung des "Adels 
find: a) Kein Beitgeift. kann die Unterbrüdung...des.-Erbabels -- 
verlangen. Er fpricht b) bloß. Beiträge zu den Hffentlichen 
Abgaben von demfelben in der gegenwärtigen Noth an, Die 
man. ihm nicht verweigert. c) Nur ber vermerflichfte Partei⸗ 
geift kann die. Unterbrüdung des Erbadeld verlangen, biefer 
fann und wird aber nie fiegen, denn er iſt d) ein unfauberer 
Geift der Ungerechtigkeit, ber größte Feind der Fürften und 
Throne, welder ben erflern bad Bertraun des Volks, den 
legtern ihre Haltbarkeit raubt und zur Dedpotie führt. Diefer 
Parteigeift kann fih e) vermöge der Verwerflichkeit feiner 
Srundfäge, nur kurze Zeit erhalten, er wird fehmählich unter 
gehn, und es ift daher f) Die heilige Pflicht des Erbadels für 
Regenten und Baterland fi biefem Parteigeifte mit aller 





erdenklichen, gefchlichen Feſtigkeit entgegen zu flemmeit, indem 
bie nahe oder ferne unparteiifhe Bufunft Recht und Licht 
ficher beichlügen wird. g) Die Fürften werden erleuchtet eins 
feben, daß ihnen Die wifürliche Unterdrüdung des ſchuldloſen 
Erbadels gegen die Grundſaͤtze des Nechtd weder Vortheil 
noch Gedeihen noch Segen bringen werden. h) Den großen 
Nachtheil, der ihnen daher ſowohl in faateroirtäfchaftlicher 
als ſtaatsklugheitlicher Ruͤckſicht erwaͤchſt, unfehlbar früher 
ober ſpaͤter wuͤrdigen. Sie werden j) die Ueberzengung ers 
dalten, daß ed mit der Klugheit richtiger Staatsmarimen 
unvereinbarlich fei, um dieſen Preis, Das öffentliche Ver⸗ 
trauen, das höchfte Kleinod des Regenten zu verlieren. - Sie 
werben k) jeden Schein, der zum Despotismus führen ann, 
Hug vermeiden, dad Recht vom Unrecht, den Zeitgerft vom 
Parteigeiſt richtig unterſcheiden, dem erſten folgen, der Ge: 
rechtigkeit huldigen, Den ledtern verachten und verwerfen und 
fd werben 1) die Gerechtfame des inmediaten Reichsadels, 
die er bither blo8 von der rechtlichen Seite vertheidigt hat, 
- aunmehr auch durch neue Gründe der Philofophie, der Etuatd« 
wirthſchaft fo kraͤftig unterflüßt, daß an ihrer fihern und 
wafehlbaren Erhaltung gar Fein moralifcher Smeifel meht 
uͤbrig bleiben kann. 


b) die Adeldreunionen. 


An die Abelskette fchließen fich die Adelbreunionen, Ver⸗ 
bindungen des Adels in den einzelnen deutſchen Landestheilen, 
namentlih in Preußen, zur beffern Vetheidigung der Kaftens 
Antereffen. In dem zur Oeffentlichkeit gelommenen Programnıe 
ber fchlefifchen Adeldreunion wirb ald Zwed der Verbindung 
angegeben: „Die zeitgemäße Miedererhebung des Adels in 
die ihm durd dad Geſetz bezeichnete, nur im Drange der 
Zeit entfremdete Stellung“ und „die Wiedererwerbung bet 
Rechte und des Beſitzes des beutfchen Adeld, die nur einer 
von krankhaften Staatstheorieen erfüllten Veriode unterliegen.‘ 


Diefe kraulhaſten Theorieen, d. h. Diejenigen, welche ihn ver⸗ 
hindern, „feine natuͤrliche und geſrtzliche Stellung an der 
Svitze des Volfs einzunehmen“, ſollen nun ans allen Kraͤf⸗ 
ten belaͤnpft werben, um die Herſtellung eines Gleichgewichts 
son. Kraͤften m bewirken, „deren fortgeſeztes Schwanken 
das Volks⸗ und Staatswohl fruͤher oder fpäter verlegen muß,“ 
weiche Gleichgewichtſherſtellang der Adel um fo ficherer erwar⸗ 
tet, aid ohne Diefe Steichgewichtöherftelung ihm nur „die 
tängft gefundene Ueberzeugung forterhalten wuͤrde, daß kei 
den durch bie neueren Rechtslehren ſchwankend gewordenen 
alten Nechtbverhaͤltniſſen, durch hiernach fbeinbar legale Eine 
griffe einer von verworfenen Staatstheorieen erfüllten Partei 
fein Zuftand und Beftand noch ferner und ferner bedroht if 
und er fi gegen diefelbe im wirklichen und natürlichen 
Kriegszuſtande befindet.’ Als Mittel zu diefem Zwecke, der 
Wiedererhebung des, Adeld in die ihm im Drange ber Zeit 
entfremdete Etellung, wird mit Idhamlofer Naivität vorge⸗ 
ſchlagen; „allmaͤhlig bie öffentliche Menung an das beſtimm⸗ 
tere Hervortreten des Adels un ber Spike der Natien zu 
gewöhnen”, weil, „wenn erſt die Macht ber Meinung und 
Sitte gewonnen fei, dann ficher auch bie Macht der Geſete 
entgegenkommend die Hand bieten wuͤrde.“ ' 
Zur Betreibung diefed Zwecks fol nah dem Programm 
die Thaͤtigkeit des Vereins auf folgende Punkte gerichtet 
werden: A) Im Kreife der die Reunion bildenden 
Bereine. 1) Auf Verfolgung der Vergangenheit und Ges 
genwart bed Adels durch genealogifhe und Bamilieneintheilune 
gen aus jener und biefer. 2) Auf das Erkennen ber Bollas, 
Landed« und Provinzialverfaſſung, ſowohl in ihrer gefchicht« 
lien Entwicklung als in ber Gegenwart. 3) Auf Beodach⸗ 
tung und Beſprechung ber verfchiedenen Staatbeinrihenugen 
und Veränderungen. 4) Auf Beachtung des Zeit und Volks⸗ 
geifted und gegenfeitige Mittheilung des Erkannten. &) Auf 
Kenntnißnahme und Beyeichnung der dad Staato⸗ und Volko⸗ 
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Intereſſe berührenden Schriften. 6) Auf Erdrterung und Bes 
legung der zu den-Zwecken der Reunien concurirenden ſtaats⸗ 
und überhaupt rechtlichen Frauen. 7) Auf Vorſchlaͤge und 
Mittheilungen zu der Foͤrderung ber allgemeinen und befon- 
deren Zwecke der Reunion und. Berathung bderfelben., — 
B) Außerhalb der Vereines 1) Auf bebarrlide Foͤrde⸗ 
sung der Intereſſen des Adeld im Allgemeinen und vorzugs⸗ 
weife der Reunionsmitglieder ın allen guten und löblichen 
Dingen. 2) Auf zeit und ortgemäße Verbreitung. und. Bere 
wirflidung der in dem Programme aufgeftellfen Grundfüage 
und Anlichten. 8) Auf Erweiterung der Reunion, a) durch 
dad Gewinnen von Mitgliedern für den eignen und b) durd 
dad Gründen neuer Vereine. 

Die Mittel fodann, durch welche die. Reunion die Re 
flaursfion des Adeld bewirken will, find folgende: I. Ans 
wendung des Rechts der Erfigeburt auf dab 
Srundeigenthum, unterflügt außer den bereitd allgemein 
verfolgten Berufswegen; durch den Eintritt der nachgebornen 
Soͤhne des Adels in geiftlihe Würden; durch Stiftungen für 
unverſorgte adelige Toͤchter; durch Benugung der Lebendaſſe⸗ 
kuranzen zur Stiftung der Nachgeborenen; durch zeitgemaͤße 
Reorganiſation des Malthefer ⸗Ordens; durch eine Prüfung 
ſaͤmmtlicher adeliger Stiftungen und Umbildung derſelben, 
den Forderungen der Gegenwart entſprechend; Durch Beſeiti⸗ 





gung der KHinderniffe, welche die Gründung von Majoraten 


erfhweren. II. Moralifhe Kräftigung des Adels, 
welche erreicht werben folls durch moͤglichſt ſtandesgemaͤße 
auch koͤrperlich tüchtige Augenderziehung und: Vorbereitung 
zum Öffentlichen politifeyen Auftreten, wo möglich dur ‚Stans 
deögenoflen; durch Foͤrderung ritterlisher Eigenfchaften; durch 
Erwaͤhlung von Adeldömarichällen und Schöffen mit patriarchar 
liſchen Rechten; durch Adels⸗Ehrengerichte. II. Wiederbe» 
lebung der patriarhalifhen Verpältniffe zwiſchen 
dem Grundadel und dem Bauernflande, zu bewirken; 


e 
durch die Beſetzung der Offizierſtellen bei der Landwehr; 
durb Bewerbung und volföthümliche Zührung der Wahl⸗ 
Aemter ald Landes = Abgeordneter, Schiedsmann und Poli⸗ 
zei » Diftrifö » Commiffariuß; durch richtige Erkenntniß und 
Hebung der mit dem Rittergutsbeſitze verbundenen Polizeis 
Gerichtöbarkeit; durch Beförderung einer längeren Dienftzeit 
bed Gefindes und "entfprechende Verſorgung langgedienter 
treuer Diener; durdy Heranbildung einer ergebenen Genera⸗ 
tion jüngerer Landleute mittelft verpflichtender Beguͤnſtigun⸗ 
gen oder auf andere den Lofakverhältniffen angepafte Weife; 
durch Wonithätigkeit und wohlwollende Theilnahme der Rits 
tergutd- Damen an Erziehung und Krankenpflege der weibli« 
ben Angehörigen ihrer Befigungen. IV. Allmählige Ge— 
wöhnung der Hffentlihen Meinung an dad be» 
flimmtere Hervortreten des Adeld an der Spike 
der Nation und zwar durch öffentliche Behandlung ber 
zur politifchen Neorganifation ded Adeld nöthigen Schritte 
in Schrift nnd Rede; durch gleihe Bekämpfung entgegenges 
fegter Doftrinen und Schriften; durch eine Stellung in ber 
Gefellfchaft, die gleichweit von flolzer und ſchaͤdlicher Iſoli⸗ 
rung und herabziehender Fraternität entfernt, die geeignete 
Mitte zwiſchen beiden hält: und den Edelmann zu einem 
geehrten Mitgliede jedes Vereins macht; durch Förderung der 
patrizifchen Tendenzen der nichtadeligen Rittergutöbefiger unb 
ber bedeutenden Fabrik⸗ und Handelsherrn; durch Ruͤckſicht 
auf ein achtbares adliged Auftreten bei Öffentlichen Gelegen- 
heiten, 3. B. Jagden, Wettrennen, fowohl im Einzelnen al6 
möglichft Forporationsweife. Weberhaupt durch entfprechende 
Einwirkung auf die äußern Sinne. ded Volks, durch Kleidung, 
Pferde, Waffen, Dienergefolge und bürgerlihe Wohnung; _ 
durch Adels⸗ und Geſchlechtstage, wo ſich der Adel des Lan⸗ 
des an hiftorifch- oder lokalbedeutungsreichen Punkte feftartig 
verfammelt und .berathet; durch fördernde Xheilnahme am 
allen Vereinen und Gefellfchaften, die das Volkswohl im 
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Allgemeinen odere befandere gemeinauͤtzig⸗ Unsernehinungens 
bezwecken. V. Berbefferung bed materiellen Wohl⸗ 
ſtands des Adela und zwar durch gruͤndliches, ratienales 
Studium der Land⸗ und Ferſtwiſſenſchaft; durch imduftriche 
Schoͤpſungen auf ben Guͤtern des Adels; durch Verbindung 
des Adeis mit wohlhabenden Toͤchtern des hoͤheren Bürger 
ſtandes und Berichtigung der hieruͤber noch herrſchenden nm 
zeitigen Borurtheile; durch Steuerung der Sitte und: Gewohn⸗ 
beiten, welche Zurus und Verſchwendung fördern, ohne dem 
Adel Achten Slanz-zu geben und‘ ihn immer mehr einer patri⸗ 
archalifchen Einfuchheit entfremden, in Der eilt guoßer Sheil 
feiner Lebenskraft unht; durch Herabſetzung ber. dad Grund» 
eigenthum belaſtenden Pfaudbrief⸗ maud Hypothekenzinſen und 
daran geknuͤpfte Sicherung gegen die haͤufigem Wechſel des 
Beſitzes. | 
Man würde Unrecht thun, die bier ausgeſprochenen An⸗ 
Fichten und Beſtrebungen bloß zu verlachen. Allertumg& Tab 
ſie ſehr geeignet, einen komiſchen Eimdrud zu machen, abey 
Be haben auch eine ernſte Bedentung, infofern fle aus Der 
gegenwärtigen Stellung, oder vielmehr Mißſtellang bed: Adeld 
bervorgehn, Seine Wipftelung hat ihren Grund darin, baf 
er angetaftet: und beſchaͤdigt werben if}, ohne vernichtetimonden 
zu fein: Daß er zwar aus einigen feiner Pofitienen heraus⸗ 
getrieben worden ift, daß er fich aber. in faſt allen Haupt⸗ 
werfen behauptet ba. Ge fteht noch aufrecht, aber feine 
Bafe iR erſchuͤttert worden; er wirb fortwährend als eine 
Stuͤtze des Beſtehenden anerkannt, und doch hat ihm der 
Sieg des Beſtehenden nicht. alle ſeine Beguͤnſtigungen zuruͤrk⸗ 
gegeben. Dadurch erhaͤlt ey einen aggreſſiven Charakter: bie 
Vorrechte, die. ihm geblieben finb, dienen ihm ald Vorwand, 
auch die zuruͤck zu verlangen, Die er verlosen hat, und wenn 
er feinen früheren status quo wieder erobern follte, fo wuͤrde 
er darauf bie Nothwendigkeit fernerer Grweiterungen- feiner 
Macht begründen. Ge ift alfo im fortwaͤhrendem Kriegbzu⸗ 








ſtande begriffen, fowohl. gegen den Staat, ber ihn zwar ame 
zeichnet und bevorrechtet, aber fie ihm nicht: ganz hingeben 
will, wie gegen die Beitrichtungen und die Meinung, bie von 
ihm abgefallen find, Dieß Dilemma kann nur auf zweierlei 
Weiſe geldft werben: entweder der Adel wird vernichtet un 
findet in. feines Aufbehung die Beruhigung, die ihm Bes 
jetzige unbehagliche und halbe Zuſtand nieht gemähren kuoͤnnen, 
oder .er wird wieder vollkommen vehabilitirt. Ohne Prophet 
zu fein, glauben wir. indeß das Eintreten des erſtern Falls 
vorherſagen zu koͤnnen. Sein Untergang iſt eine unvermeid⸗ 
liche Nothwendigkeit geworden, und dieſe iſt ſchon fo nahe 
getreten, daß nicht bloß revolutionaͤre, ſubſerſive, deſtruktive 
Schriftſteller, ſondern auch die beſonnenſten, wohldenkendſten 
Maͤnner ſie anerkennen. Man hoͤre z. B. wie Kluͤber die 
Stellung des Adels zur ‚Gegenwart charakteriſirt: „Wer 
fein Jahrhundert nicht verſteht, ſagt diefer (Ueberſicht der 
diplomatiſchen Verhandlungen des Wiener Kongreſſes, H. Abth. 
S. 196.), oder nicht verſtehen will, der Lege nicht feine um« 
geweihte Hand an diefed heilige Wert. Er denkt ſich nicht 
im Jahre 1815 den freien, waffengeübten, flreitfertigen. Land“ 
wehrmaun, feiner Kraft fich bewußt, feiner Rechte und ber 
neueften Zeitgeſchichte fattfam kundig, fähig hub gehibt, Trug 
und Schein von Wahrheit und Wirklichkeit zu unterfcheiben 
und einem bloßen politifchen. Blendwerk, wäre ed auch die 
Schoͤpfung mazarinifcher Kunft, bei fih. den Eingang zu ver 
fügen, mit einem Grad von geifliger und pelitifcher Bildung, 
die ihm Feine Zitanengewalt zu entwinden vermoͤchte. — — 
Er denft ſich dad unmündige Volk von 1315, ohne füttliche, 
religiöfe und politifche Aufklärung, in Waffen ungeübt, ohne 
gedruckte Bücher, politifibe Tageblaͤtter und Publicität, Schrei⸗ 
bend und Lefend unerfahren, zum. größten. Theile hofhoͤrig. 
Er denkt fich dieſes arme Volk, wie ed unter täglichen Frohn⸗ 
dienft, faſt ohne Huhn im eigenen Topfe, Die Leib.» und 
Bubenhennen pflegt und füstert,. um ffe gegen Faſmacht dem 


Hofherrn zu entrichten oder davon bie Oſtereier zu liefern, 
wie es die Kuh melft, um dem Junker die Pfingftläfe zu 
bringen, die Laͤmmer mäftet, daß er zur gefeßten Zeit mit 
fetten Lammbäuchen der eignen Bauch fülle, die Gänfe flopft, 
damit er die Martinsluſt fein genieße, ihm das reichliche Dienſtkorn, 
den Kirchendienern und Kloſterherren den ſchweren vielfachen 
Decem entrichtet, dem Herrn fogar um Weihnachten feine dienſt⸗ 
fähigen Kinder zum Ausleſen auf den Hof bringt, feinen Leuten 
zur Heirath nur gegen fehwere Abgabe den Bedemund er⸗ 
wirken kann, und nad) jedem arbeitfchweren Tage am Abend 
fi) fagen muß, wie das mit faurem Schweiß Eroberte haupte 
fähliey nur dazu diene, daß einft mit feinem Nachlaß der 
Kerr einen deſto reichliheren Todtenfall, ſowohl Beſthaupt 
als Gewandtheil hinwegnehme. Dieſem „armen Manne” — 
wie der Kanzleiſtyl ſinnſchwer ihn nennt — gegenüber ſollte 
er ſich aber auch denken, den feſten, ſtattlichen, wohlbeguͤter⸗ 
ten, gutgenaͤhrten, wenn gleich Leſens und Schreibens eben⸗ 
mäßig unerfahrenen, doch allein waffengeübten und waffen⸗ 
berechtigten Rittersmann, Ritter oder Knappen, ausgeſtattet 
mit, wenn gleich unweiſen und ungerechten, doch anerkann⸗ 
ten Vorrechten, faſt immer ohne Widerſtand auftretend, mit 
noch groͤßeren Anſpruͤchen und Anmaßungen, mit Ausſchließung 
aller Andern am fuͤrſtlichen Hofe zugelaſſen, wohl gar erblich 
zu Hofaͤmtern berufen, ſo auch nur allein der Hofgunſt faͤhig, 
unter dem Schutze des Fauſt⸗ und Kolbenrechts fuͤr ſich ſelbſt 
ſogar zu offener Fehde berechtigt, fuͤr einen Theil ſeiner 
Söhne und Toͤchter mit ſicherer Ausſicht zu fetten Kirchen⸗ 
pfründen und ſolcher Zage der Dinge mit Trotz fich bewußt, 
daß er von dem Volke, wo nicht gar von den Fürften, wie 
ein Weſen höherer Art, wenn auch nicht geachtet, doch ge= 
fürchtet fei._ Aber nicht mehr findet er jenen armen Mann 
und diefen Rittersmann. Wad diefem einft in finfterer Zeit, 
wo es außerhalb der Städte nur Herrn und Knete gab, 
bie Öffentlihe Meinung gab, das hat fie ihm im hellern Lichte 
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ded Tages wieder genommen; das Wichtigfte, was nicht 
blos eingebildeten Werth verlieh, haben ihm die Fürften 
felbft genommen. Gegen feine XAltvordern fteht er als 
Kaſtenmenſch wie ein Luftgebilde ohne feſten Boden, und 
infofern von Standesgenoffen mehr ald von Ungenoffen 
beobachtet, Fein Gegenftand des Neided, einer Schaar von 
Reulingen zur Seite, die durch andere als durch die alther- 


gebrachten Mittel, großes Familieneigenthum und ritterliche 


Lebensweife in feine Standesklaſſe verruͤckt find.” 


Dritter Abſchnitt. 


Das gutsherrlichsbäuerliche Verhältniß and feine 
rechtliche Begründung”). 





Das gutsherrlich = bäuerlihe Werhältniß bildet die Kehr⸗ 
feite der "Adelöherrfchaft, die breite Unterlage der Unter⸗ 
dradung und Snechtichaft, auf welcher die erclufive Zreiheit 
ber Feudalwelt ruht. Beide gehören zu einander, beide haben 
denfelben Entflehungsgrund: die Gewalt und die Ufurpation; 
während die eine Schaale immer höher flieg, ſank die andere 
in Folge deſſelben Anftoßed immer tiefer; während für den 
einen Theil die Belohnung Quelle der Macht und der Herrfchaft 
wurde, gab fie für den andern Theil den Vorwand zu feiner 
Beraubung und Bedrüdung herz; während fie dem Einen 
den anfänglich nur bedingungsweiſe übergebenen Beſitz als 
fefted und erbliches Eigenthum überlieferte, verwandelte fie 
dad volle freie Eigenthum ded Andern in abhängigen und 


*) Siehe befonders: „Das gutherrlich = bäuerliche Verhältniß 
in Deutichland u. ſ. w.“ von Dr. 3. Sr. Kleifhhauer, und 
„rehtshiftorifche Unterfuchungen des gutsherrlich⸗ bäuerlichen Were 
haͤltniſſes in Deutichland betreffend” von 5. 5. Weichfel. 3 Thle 
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helaſteten Beſig. Das gutsherrlich⸗ baͤuerliche Werkältwiß ifk 
eine durch die Gewalt vermittelte, durch die Ge— 
walt befeſtigte und ermeiterte Uebertragung das 
Lehnßweſens auf den urſprünglichen Beſitz— 

Dieß iſt der wahre Entſtehungsgrund des gutsherrlich⸗ 
baͤuerlichen Verhaͤltniſſes, der nur von den Vertheidigern des 
Privilegiums. verkannt wird, melche zwar ebenfalls dieſes 
Verhaͤltniß als eine Folge der Belohnung darſtellen, aber 
weder die Gewalt auf Seite des Adels, noch den urſpruͤng⸗ 
lich freien Beſitz auf Seiten der baͤuerlichen Bevoͤlkerung zu⸗ 
geben. Dieſe Anſicht vindicirt vielmehr alles freie Eigen⸗ 
thum den Gutsherrn, welche fie für die legitimen Nachfolger 
der alten Freien quögiebt; Biefe mären "die urfprünglichen 
Eigenthuͤmer ded gefommsen Grund und Bodens geweſen; 
von dem fie einen Theil an Kolonifien, Bauern, Leibeigene 
überlaffen hätten, jedoch natürlich nicht als vollen freien Beflg, 
fondern als nu&bares Eigenthum, Emphyteuſe oder erbpachtd= 
‚weife, über welches ihnen bad Obereigenthum verblieben 
wäre und für defien Benutzung fie fi) von ben. Nutznießern 
Abgaben, Seiftungen, Dienfte ausbebungen hätten. So erhiel⸗ 
ten wir ploͤtzlich eine Eleine Schaar von Menfchen, deren 
Zahl kaum der Zahl ber Drtfchaften gleich kaͤme, als Eigen⸗ 
thümer alles Grunde und Bodens, und die zahlreichen 
Freien, aus denen, ald den allein Waffenfähigen auch allein 
ber Heerbann gebildet wurbe, der ſchon ia den einzelnen 
Bölkerichaften eine bedeutende Höhe erreichte, ber die Legio⸗ 
uen des Varus vernichtete und Die römifhe Welt fo oft in 
Schrecken ſetzte, wären wie mit einem Bauberfchlage verſchwun⸗ 
den, und mit ihnen natürlich. auch dad Volk, die Gemeindes 
verbände, die ganze altgermanifche Verfaſſung. Wergeblich 
fragt man diefe Anficht: wo find diefe Freien, ihre Freiheit 
und ihr freier Beſitz hingekommen? Sie weiß Darauf Feine 
andere Antwort zu geben, ald daß Tie füch entweder auf die 
bei den alten Germanen erwähnten Sklaven beruft, die aber 





neben den Freien, ald Kreqte der Freien erfcheinen, ober 
daß fie auf die Allemonnen verweifet, welche Slobewig befiegt 
und ber Breiheit beraubt babe, oder auch bie Sachen vor⸗ 
fhüßt, ven Denen Karl der Große mehre Tauſend wehrbafte 
Männer nach dem Rhein weggeführt habe, Aber, abgefehen 
davon, daß dieſe Erklärung immer nur partielle Gültigkeit 
Jaben würbe, iſt es nicht zu bezweifeln, baf bie Allemannen 
nad ihrer Unterwerfung ihre perfönliche Breiheit, ihre Gefege 
und eigene Herzöge behielten, und hinfihtlih der Sachfen. iſt 
zur vom einer beflimmten Zahl Die Rede, die ald Knechte 
nach dem Rhein geführt fein follen und auch von Diefen wird 
gemeldet, Daß ihnen Ludwig des Fromme die Freiheit wieder 
gegeben und die NRüfkehe in die Heimath geflattet habe. 
So geht diefe Anficht ſchon an ben Zeugniſſen, die fie zu 
ihrer. Beflätigung anruft, zu Grunde, ber innern Widerfprüche, 
welche in einer ſolchen Eigenthbumsauffaflung liegen und welche 
die Unmoͤglichkeit eines folhen Eigenthums ergeben würden, 
gar nicht zu gedenken. | 
Die Geoſchichte zeigt und eine ganz andere Begründung 
dieſes Verhaͤltniſſes, fie zeigt und die bäuerlihen Befigungen 
als urfprünglih freies Eigenthum und weifet und die Ein⸗ 
Hüffe und Urfachen nach, durch beren Einwirkung es dieſen 
Charakter verloren hat, und mit allen den Laften und Abga⸗ 
ben belegt werben ift, die man ald Merkmal feiner urſpruͤng⸗ 
lichen Unfreibeit bat geltend machen wollen, 

Diefe Einflüffe geben nun wohl vorzüglih aus der 


Natur und Entwidlung des eigenthümlichen obrigkeitlichen - 


und Schutz⸗Verhaͤltniſſes hervor, weiches dad Mittelalter aus- 
bildete. Der allgemeine Gang diefer Entwidlung iſt uns 
ſchon im erflen Abfchuitte vorgelommen; wir haben die Were 
brängung. der Allodialuerfaffung durch bie Feudalverfaſſung 
gefehen und zugleich die Umwandlung, welche bie letztere 
litt. Diefe beſtand darin, daß nicht bloß bie verlichenen 


Güter erblic wurden, fondern auch die daran geknüpften 


— 
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Amtsverrichtungen; dieſe loͤſeten ſich von der perſoͤnlichen 
Faͤhigkeit ab und fielen dem Gute als ein dazu gehoͤriges 
Pertinenzſtuͤck zu. Die vorzuͤglichſte dieſer obrigkeitlichen Amts⸗ 
verrichtungen, oder vielmehr die einzige, alle andern in ſich 
begreifende, war nun bie Gerechtigkeitöpflege. Diefe wurde, . 
wie fich und bereitö gezeigt hat, von den im Namen deb 
Königs beftellten Beamten, als Eigenthum ufurpirt, erblich 
gemacht und mit ihren Befigungen verbunden, Dieß wurde 
der Urfprung der Landeshoheit. Aber mit diefer war der 
Auflöfungsprozeß, dem die Souverainetät entgegen ging, noch 
nicht beendet, er wiederholte fih vielmehr innerhalb der ein« 
zelnen Kreife, welche fih vom Sefammtverbande abgeloͤſet 
hatten. Da die Fürften, fobald fie aufhörten, fich ald vom 
Kaifer angeftellte Beamten zu betrachten, auch fich nicht mehr 
perſoͤnlich mit der Gerichtöbarkeit befaßten, fo wurde fie von 
ihnen wieder untergeordneten Beamten übertragen, wie fie 
ihnen einfl vom Kaifer verliehen worden war, es erhob fich 
eine Schaar von Unterrichtern, Schultheißen, Voͤgten, Pfle- 
gern, Amtleuten, welche ebenfalls die ihnen übertragenen Amts⸗ 
gewalten erblih machten und mit ihren Befoldungdgttern 
vereinten. So bildete fich Die Gutdherrlichkeit, nach demfel- 
ben Gefege wie die Landeshoheit, ald dad obrigkeitliche Recht 
des Herrengutes über die dem Gerichtöfprengel deſſelben un⸗ 
terworfenen biuerlihen Bewohner, Bit demfelben hat die 
Auflöfung ded Stuatöverbandes ihren Gipfel erreicht; jeder 
Gutsherr ift fonverain auf feinem Gute, hat diefelben Attri⸗ 
bute wie der Landesherr. ° 

Hiermit ift die Handhabe fir die Unterdrüdung des 
Bauernflandes gewonnen, der nun mit Auflagen und Dienften 
überhäuft wird. Zwar waren den Sffentlihen Beamten ald 
Vergütigung für ihre Leiftungen die Befoldungsgüter übers 
wiefen; nichtödeflomeniger werben denfelben ſchon in den Ges 
fegen der Karolinger außer dem Nießbrauch diefer Güter noch 
mancherlei Zeiftungen aller in ihrem Amtsbezirk Angefeffenen, 
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Naturallieferungen und Dienſte, zugeſtanden. Schon in den 
Capitularien Karls des Großen werben Lieferungen von Ges 
traide, Hülfenfrüchten, Hühnern, Eiern an die Beamten 
erwähnt. Natürlich, daß fie diefe Leitungen zu vervielfachen 
und die in ihrem Amtsbezirk Angefefienen ſich dienftbar zu 
machen furbten, da fle ja felbft die Pöniglichen Sefälle in ihren 
Beſitz zu bringen firebten. Namentlich bot auch der Heers 
bann den Töniglihen Beamten ein fehr paffendes Mittel zur 
Erhöhung der Abgaben und .Aufbürdung neuer, wie zur 
Dienftbarmabung. Schon damald wurden eine Menge Vor—⸗ 
ſchriften erlaffen, welde verhindern follten, daß die freien 
Befiger nicht von den Grafen und andern Beamten willkuͤr⸗ 
li bebrüdt und beraubt würden, wie 3. B. von Ludwig 
dem Frommen in einer alten Chronik erzählt wird, derſelbe 
babe Geſandte durch fein. ganzed Reich ausgeſchickt, um zu 
anterfuchen und nachzuforfhen, ob Jemandem Unrecht gefcheben 
wäre, und wenn fie Jemand gefunden hätten, der dieß bes 
hauptete und durch wahrhafte Zengen erwiefe, mit ihm in 
- feine Provinz zu gehn; als dieſe fi num aufgemacht, hätten 
fie eine zahlloie Menge von Menfchen gefunden, bie ihres 
erblichen Eigenthums umd ihrer Freiheit durch die Schlechtig« 
keit ungerschter Diener, der Grafen und Ortsvorſteher, bes 
raubt worden wären. 2 

War die dem Gute.über die Bewohner zuſtehende Ge» 
richtsbarkeit und obrigkeitliche Gewalt ein bequemer Vorwand 
der Unterdrüdung, fo dürfen wir und auch nicht wundern, 
wenn baffelbe in einer Zeit, wo das brutale Recht des Stär- 
teren geübt wurde, auch ohne dieſen Vorwand und burch 
offene Gewalt bewerfftelligt. wurde. Wenn ber yapftliche 
Nuntius Campanus erklaͤrt, ganz Deurfchland fei eine Rau 
berbande und derjenige am geehrteften unter den Adel, ber 
am meiften raube; wenn bie Urfpergiche Chronik berichtet, 
daß die uͤberall wuchernden adlichen Näuber die Flecken und 
dad Land Tiberfielen und die Bewohner ihrer Häufer und 
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Befitzungen beraubten, ſo bedarfs wohl keiner weitern Anſob 
rungen, um auf das Schickſal aufmerkſam zu machen, vas 

den freien aber machtloſen Befitzer in ſolchen Zeiten treffen 
mußte. Wollte er nicht mit feinem Eigenthum vom. Strudeil 
der Gewalt verfohlungen werden, fo blieb ihm feine andere 
Wahl, als ſich gegen Uebernahme von Belaflungen und unit 
Aufgebung feines freien Eigenthums in ein Schutzverhaͤltniß 
zu einem Mächtigeren zu begeben, obwohl auch diefes ihm 
nicht immer feinen Befig ficherte und nur zu oft zur voll 
ftändigen Unterthänigkeit führte, wie aus zahlreihen Zeuge 
niffen auf's unzweideutigſte hervorgeht. ‚Breie Leute“, heißt 
ed in einer alten Chronik, „hatten einem gewiffen Guntram 
ihre Befigumgen nnter einem gefektichen Zins aufgetragen, 
unter der: Bedingung, daß er fie ſchirmte, dieſer aber Schritt 
fogleich zu ihrer Bedruͤckung und fing an, fie erſt mit Auf⸗ 
forderungen anzugreifen, brauchte barauf offene Gewalt, faft 
ald wenn fie feine Hofleute wären, befahl ihnen zu dienen, 
namlich beim Aderbau, in der Heu» und Kornernte und in 
allen Dingen, indem. er ſie unterdruͤckte.“ 

So war in dem. odrigkeitlihen und Schutz⸗ Verhaltniſe 
die Grundlage der Gutsunterthaͤnigkeit gegeben, welche unter 
der Herrſchaft des alle Verhaͤltniſſe durchdringenden Lehns⸗ 
weſens, namentlich durch Anwendung des Lehnskontrakts auf 

alle oͤffentliche oder Privatverhaͤltniſſe, eine immer weitere, 
man kann nicht fagen allgemeine, Ausdehnung erhielt. Der 
Lehnökontraft galt als allgemeine Norm, welche allem Eigen⸗ 
thum aufgedrungen wurde; es wide num allgemeine Regel, - 
daß jeder Grandbefiger nur nutznießlicher Eigenthimer (de- 
minus utilis), jeder Gutsherr aber Obereigenthämer (dominus 
directus). aßed in feinem Diftrifte belegenen Bodens fei; 
der Begriff, freien Eigenthumb fchien jeht ganz undenkbar. 

Auch die Einführung des roͤmiſchen Rechts in Deutſch⸗ 
land trug durch die Uebertragung fremder Begriffe auf bie 
abweichenden deutſchen Verhältnife viel zur Befeſtigung dee 
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Unterthänigfeit bei. Dieſem wurden namentlich bie Emphy⸗ 
teufe und Superficied entlehnt und mit Huͤlfe derfelben eine 
beſondere Maffe von Bauergütern gebitdet, obwohl die Em⸗ 
piytenfe außer einem friftlichen Gontrafte auch Laudehium 
und Canon vörandfent, weldhe Merkmale ſich bei den Bauer⸗ 
gütern nicht finden, and bie Smperficied nur für Gebäude 
galt, melde anf fremden Grund nnd Boden erridytet wur⸗ 
den, ulfo in keinem Falle auf die Aecker der Bauern Anges 
wendet merben konnte. Auch dad roͤmiſche Kolonatsverhaͤlt⸗ 
niß, welches anf die Bnuernguͤter Übertragen Wurde, paßte nicht 
ganz, da dieſes fh nur auf Grundſtuͤcke bezog, welche vom 
Staate amdgethan wurden, und wyofuͤr "diejenigen, bie’ fie | 
abernahmen, daher auch nur dem Stante Tribut und Steuern 
entrichteten. | oo. 

Unter folchen Einfläffen wuchs die Unterthänigkeit intenflv 
und ertenfiv; intenfio, indem fie fich bis zur ſtrengſten Form, 
der vorzügsweife glebhe Adscriptio, Gutseigenhoͤrigktit, ges 
nannten Unterthänigkeit ausbildete, beſtehend in einer ſtren⸗ 
gern Berbindlicykeit zu Dienften und Iinfen, welche auf der Per⸗ 
ſon des Peibeignen, und zwar entweder ohne alle Küdficht auf die 
Bauernländerei und dad Bauerngehöfte, oder in Beziehung 
auf beide, die er aber in eignem Namen inne hät, dergeftalt 
haftet, daß derfelbe ohne den freien Willen ded Leibherrn, 
als Beſitzer deb Herrngutes, ſich davon nicht losmathen 
kann, und uͤberdem auf feine Nachkommen forterdt*) — 
alfo wirkliche Leibeigenſchaft, wohlverſtanden indeß nur gegen 
dad Herrengut; — ertehfin, indem bie Unfreiheit allgemeine 
Regel und allgemeine Prafumtion wurde, welcher fich ber 
etwa noch freie Bauer kaum noch entziehen konnte, denn 
überall lauerten ſogar feiner perfimlichen Freiheit Schlingen 
und Rabftelungen anf und faft unzaͤhlig waren bie Anläffe 
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und Zufaͤlle, durch welche die Unfreiheit und Leibeigenſchaft 
fortgepflanzt und erworben wurden. Nitht bloß pflanzte fie 
fih von den Xeltern auf die Kinder fort, fondern fie wurde 
auch durch Verheirathungen mit einer leibeigenen Perfon auf 
die freie übertragen; nicht bloß die Freie, die einen Leibeige- 
nen beirathete, wurde unfrei, fondern auch der Freie, ber 
‚eine Zeibeigene heirathere: „Trittſt du meine Henne, fo wirft 
du mein Hahn“, hieß ed. Auch durch Vertrag Fonnte Leib⸗ 
eigenfchaft erworben werben, und in Zeiten der Hungersnoth 
war es nicht ſelten, daß Arme ſich und ihre Familie ver⸗ 
kauften. Ferner wurde Leibeigenſchaft ald Strafe auferlegt; 
wer die Straftare nicht erlegen konnte, oder in einem gericht- 
lihen Zweikampfe überwunden war, verfiel diefem Loofe; 
felbft Hageſtolze wurden fo beftraft. Endlich kam gar der 
Grundfag auf, daß die Luft eigen mache, und dad Wild⸗ 
fangdrecht wurde gegen Menfchen geltend. gemadt. „Daß 
kann man fügen, daß in der Blüthe des Lehnregimentes Fein 
volfommener Freier mehr war, wer ſich herausnahm, frei fein 
zu wollen, ward wie ein wildes Thier, dad in ber Bieſte⸗ 
rung (daher Biefterfreiheit) irre, eingefangen und gezaͤhmt #4 

Dieſe firengere Form der Unterthänigkeit brachte ed. mit 
fih, daß nicht bloß das Gut, fondern auch der. Stopf 
befteuert wurde; zu den Präftationen, Lieferungen und 
Dienften, welche vom Grundbeflg und Hofe bezahlt wurben, 
kamen auch perfönliche Abgaben: Leibgeld, Leiblede, Leibs 
ſchilling, Leibpfennig, Leibforn, ald Anerkennung der Leib- 
pflichtigkeit; Schirmgeld, Schirmhaber, Schirmwein, ald An- 
erfennung der Schirmberrfchaft; Gezeugnißpfennige; Hofpfen- 
nige, ald Anerkennung der KHofhörigkeit. Und mit dieſer 
Anerfennung überhaupt war ed nicht abgethan, fondern ber 
Tribut derfelben mußte. bei jedem wichtigen Lebensabſchnitte 
wiederholt werden, wollte der Leibeigene fich verheirathen, fo 


Arn dt: Geſchichte der Feibeigenfhaft in Pommern, ©, 88. 


“4 

mußte er die Erlaubniß mit dem Brautlaufe, Brauenzinfe, 
Handſchillinge, Mannthaler, Hemdlaken, Bufenhuhn, cunna- 
gium u. f. w. bezählen, die Braut dagegen dad Recht der 
erſten Nacht mit dem Kranz« oder Bufenzine, Bufengrofchen 
ablaufen; ftarb er, fo fiel dem Herrn der beſte Theil feines 
Nachlaſſes zu, vermöge des Beſthauptes, Köhrrechts, Todten⸗ 
zolls, Todtenfalls u. ſ. w. 

Eine andere Quelle der Einnahme eroͤffnete ſich den Guts⸗ 
herrn dadurch, daß fie ſich gleichſam ein Prohibitiv⸗ und Mo⸗ 
nopolſyſtem in ihren kleinen Staaten einfuͤhrten vermoͤge der 
ſogenannten Bann⸗ und Zwangsrechte, wie z. B. die Zwangs⸗ 


Brau⸗ und Schenkhaͤuſer, die Zwangsmuͤhlen, die Zwangs⸗ 


backoͤfen, die Zwangoͤkeltern, ja ed gab fogar einen Bannwein 
oder Bannweinihant, wo die Gutsunterthanen bei Feſtlich⸗ 
keiten eine beflimmte Quantität Wein aus. bemfelben holen, 
oder wenn fie es nicht thaten, doch bezahlen mußten. Auch 
aus der Polizeigewalt ging eine neue Art von Bannrechten 
hervor, indem ſich die Gutöheren vermöge berfelben die Er⸗ 
theilung von Gewerbs⸗ und Verkaufs⸗Commiſſionen anmaßten, 
welche noch einträglicher wurden, wenn mit ihnen ein Bann 
recht verbunden wurde. 

So bildet ſich die Gutshertlichkeit zur vollkommenen 
Souverainetaͤt aus, nicht bloß nach innen, indem ſie die 
Unterthanen beſteuert und die Gerichtsbarkeit uͤber ſie hat, 
ſondern ſie ſtellt ſich auch nach außen als abgeſchloſſenes 
ſouveraines Gebiet dar, indem ſie ſich das Abzugs⸗ oder 
Nachſteuerrecht (jus detrattus seu gabella emigrationis) und 
dad Heimfalls⸗ oder Fremdlingsrecht (jus albinagii) aneignet. 
Hierdurch markirt ſie ihre Souverainetaͤt auch uͤber fremde 
Unterthanen, denen fie vermoͤge des erſten Rechts einen Aus⸗ 
wanderungsſsabzug von ihrer Habe 'auferlegt, wenn fie aus 
einem Gutöbezirke in den andern wandern, und beren Ber 
Iaffenfchaft fie vermöge bed zweiten Rechts mit Ausfchluß ber 
Teſtaments⸗ und Iuteftat-Erben für fih in Anfpruch nimmt, . 
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Erſcheint hiernach die Gutsherrlichkeit als eine Art Sou⸗ 
verainetaͤt, als ein obrigkeitliches Werhältniß, welchem zufolge 
die Unterthanen gegen die. Obrigkeit, dad Amt zu Steuern 
verpflichter find, To darf fie doch nicht weiter audgebehrit und 
nicht aller Gefchichte, aller Vernunft zum Trotze em Eigene 
thumsrecht der Gutsherrſchaft an den baͤuerlichen Befigungen 
daraus bergeleitet werden. Unter der Herrfchaft der Gewalt - 
iſt freilid der wahre Urfprung und Charakter diefes Verbült- 
wiffes verdunkelt, aber doch nicht fo fehr, daß nicht ſelbft 
noch in der fpätern Beit Spuren der eigentlidyen und urfprünge 
licden Befchaffenheit deſſelben durchblickten. Diefe zeigen ſich 
naͤmlich in den von Landesobrigkeiten erlaſſenen Verbo⸗ 
ten gegen dad Auskauffen der Bauern. Wie hätte man 
dieß Recht der Gutsherrſchaft ſtreitig machen koͤnuen, 
wenn hier ein wirkliches Eigenthumsrecht derſelben oder ein 
Contraktsverhaͤltniß zu Grunde gelegen hätte? In dieſen Ver⸗ 
Boten zeigen ſich vielmehr. die legten Spuren bed verfümmere 
ten Eigenthumsrechts der Bauern. 

Ueber der Gutsherrlichkeit fchwebte freilich die Landeſ— 
perrlichkeit,, aber in eben fo weiter Ferne wie die Macht des 
Kaiferd über die legtere; die gutöherrlichen Bauern waren 
zwar auch Untertanen der Landesherrn, aber nur mittelbare; 
the eigentliher Herr und -Zyrann war der Gutöherr, ihr 
Staat, der fie zwar nicht fihhgte, aber ihnen Lauſten aufer- 
tegte, bad Herrengut; von diefem empfingen fie ihr Recht, 
dieſem bezabliten fie ihre Abgaben; in diefem Verhäaͤltniſſe, am 
welched die landesherrliche Gewalt"nicht hinreichte, ging ‚ihre 
Staatöpflichtigkeit anf, Die Landesherrn hatten zwar ein 
fehr nahe liegendes Intereffe, dieſe mittelbaren Untertbanen 
enger an fich heranzuziehen und fie gegen die Bedruͤckungen 
des Adeld zu ſchirmen; aber fie ſelbſt wurden durch die Macht 
des Adels befchräntt. Diefer praͤdominirte in den fländifiden 
Verfammlungen, melde den Fuͤrſten das Geld zumaßen und 
. fe fo in ihrer Gewalt behielten. Wenn daher auch ſchon 


fruͤher einſichtsvollere Fuͤrſten ben Verſuch mathten, da6 barte 
Loos der Bauern zu mildern, fo maßten dieſelben doch ber 
Natur der Sache nah ohne Erfolig bleiben, fo lange bie 
Fuͤrſten Feine eigne Macht hatten. | 
⁊* Enbdlicth kam diefer Zeitpunkt. Die ſtaͤndiſchen Berfamm 
kamgen, welche für den Adel das Mittel legaler Ufurpatiowen 
geweſen waren, mit deren Huͤlfe er bie meiflen feiner unge 
rechten Bortheile erkämpft hatte, die er benugt hatte, um bie 
allgemeinen Laſten von fich abzuwaͤlzen und bie fuͤrſtliche Macht 
In ihrer Entwicklung aufzuhalten, wurden zu immer größerer 
Bedentungslofigkeit herabgeſezgt. So wurde ber Serrfihaft 
der „Junkers“ die gefährlihfte Angtiff⸗ und-Bertheidigunge« 
waffe entrifien, und bie fogenannte abfolute Fuͤrſtenmacht bes 
gruͤnbet. Aber wurde die Hertſchaft der „Junkers dadutch 
„eainirt” und voor die abſolute Furſtennacht dadurch wirklich 
wofsint geworden? Keineswegs. Die letztere war auf dem 
Wege geweſen, abfolut zu werden, aber fie Hatte ihn im 
entfeheidenden Augenblide wieder verlaſſen. Statt auf ihrer 


 . flepreichen Bahn kuͤhn vorwaͤrts zu ſchreiten, war fie mitten 


im Anlaufe ſtehn geblieben, ſtatt die wirkliche Einheit des 
Staates und bie volle Souverainetaͤt zu erkaͤmpfen, bie ihr 
als lockender und unbefreitbaree Kamıpfpreis vos Augen lagen, 
nahm fie mit dem teeren Scheine derſelben vorlieb. Der 
Feind hatte die Waffen fireden möäflen, aber der Sieger gab 
fe ihm mit ritterlicher Gourteiffe zuruͤck und begnuͤgte ſich 
mit der ſcheinbaren Unterwerfung md der heuchleriſchen Hul⸗ 
bigung des Beſiegten. So kam es, daß das Ziel nicht er⸗ 
reicht wurde, welches dem Abfelutismas vorgeſchwebt hatte: 
er hatte: einen Mittelpunkt fir den Staat binflellen wollen, 
und zwar follte diefen die Perſon bes Fuͤrſten abgeben. Das 
brachte er nicht zu Stande: der Fuͤrſt wurde wicht Corpora⸗ 
tion ded Staates, nicht wirkliches Staatsoberhaupt, ſondern 
er wurde nur wirklich das, wad er ſchon ideell geweſen war: 
primus inter paros, Gr war jeut wirklich mehr ald ber 
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Gutsherr, eigentlich aber auch nur mehr, nichts Anderes: 
der Ünterfchied war nur quantitativ, nicht qualitativ, denn 
der Edelmann behauptete diefelbe Gewalt im Kleinen, die 
der Zürft im Großen übte. Auch jener hatte Unterthanen, 
ohne eigentlich felbft Unterthan zu. fein, auch jener legte Abe 
gaben auf, ohne felbit welde zu entrichten, auch er verwal⸗ 
tete die Rechtöpflege und handhabte die Polizei. Der Unter« 
gang der ſtaͤndiſchen Berfammlungen und dad Emporfommen 
der abſoluten Fürftenmacht fehnitten dem Adel die Möglichkeit 
weiterer gefeßlichen Uebergriffe ab; aber fie flörten ibn nicht 
in feinem ermorbenen Befisftande umd brachten überhaupt in 
ber gefellfchaftliben Drönung und in der mittelalterlihen 
Hierardjie der Etände feine Xenderung ‚hervor. Der Adel 
behielt alle feine Vorrechte und namentlich auch, ald Zeichen 
feiner Nichtuntertbänigkeit, dad der Steuerbefrenung. Erle⸗ 
gung von Steuern war ihm immer gemein und ded Hochge⸗ 
bornen unwürdig erfchienen und er hatte fih nur ungern 
und nothgedrungen dazu verflanden;z auch jeßt wußte er fich 
diefee gemeinen Berpflihtung zu entziehn und verfiand ſich 
nur zu Lehnpferdegeidern, d. b. er kaufte die ritterlichen 
Dienfte, welche den Grund feines Beſtehns bilneten, mit 
“einer umbebentenden Geldſumme ab und erklärte damit im 
Grunde feine Bedeutung für aufgehoben. 

Da alfo der Adel nicht aus feinem Beſitzſtande und feinem 
Unrechte vertrieben wurde, fo fonnte auch die bäuerliche Bevoͤl⸗ 
kerung bei diefem politifchen Umfchwunge nur wenig gewinnen. 
Trotz der abfoluten Fuͤrſtenmacht behaupteten fich Tiberall Die 
abeligen Grundbeſitzer faſt allein als die Freien; die bäuer- 
lichen, die einft eben fo frei gewefen wrean, blieben überall 
ohne Freiheit des Eigenthums und theilweife auch ohne per⸗ 
fönlicye Freiheit; obwohl ihre Beſitztitel eben fo rechtlich be⸗ 
gründet waren wie die bed Adeld, fo verharrten fie doch in 
Abhängigkeit und Knechtſchaft und mußten bie Nusnießung 
ihres einft ‚freien Eigenthums mit ben ſchimpflichſten Dienften 
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und unerfhmwinglichften Abgaben erkaufen. Zum Staate treten 
fie jeßt allerdings in ‚eine nähere Beziehung, aber nur hin» 
fichtlich der Laften, nicht hinſichtlich der Rechte, Der Staat 
behandelte fie ald feine Unterthanen, indem er ihnen Steuern 
auferlegte, und fie zu feiner Wertheidigung zwang, und doch 
ließ er fie im Verhaͤltniß mittelbarer Unterthanen und gab 
fie fortwährend den Bedruͤckungen der Gutsherrn preis. 
Durch diefen Umfchwung verlor dad gutäherrlihe Ver⸗ 
bältniß jeden Rechtögrund und jeden rechtlichen Vorwand. 
Einft hatten fie einen ſolchen gehabt, urfpränglic waren Pie 
Abgaben und Dienfle der Bauern durch LZeiftungen der Guts⸗ 
herrn bedingt geweſen; dieſe aber hatten wirklich eine ſchutz⸗ 
berrlihe und obrigkeitliche Gewalt geuͤbt, welche angeblich den 
Zweck hatte, die Bauern in ihrem Rechte und ihrem Eigen⸗ 
thume zu fehirmen und alfo von ihnen durch Gegenleiftungen 
hatte vergütigt werben muͤſſen. Der Adel war dad eigent« 
liche Wolf gewefen und hatte daher auch die Waffenpflicht 
übernommen, er hatte fich auf feine Koften ruͤſten und waffnen, 
mit Munition und Proviant verfehen müffen und fich diefe 
Auslagen von den Waffenlofen bezahlen laſſen, bie dafür 
feinen Schuß erhielten, Er hatte ferner die mit der Gerech⸗ 
tigfeitöpflege verbundenen Unfoften tragen müffen; Unterhal« 
tung ber Gerichte, der Gefängniffe und der Sefangenen, Ber- 
pflegung der Ortsarmen, Polizeiunfoften u. f. mw. fielen dem 
Gutsherrn zu. ber jett hatte er fich doch den meiſten die⸗ 
fer Berpflihtungen entzogen, und diejenigen, die ihm ver« 
blieben, erfüllte er auf eine unzureichende Weiſe. Schon 
längft war es nicht mehr der Adel, welcher die Kriegöfchaaren 
bildete; zwar behauptete er auch jetzt noch alle höheren Stel« 
len in der Armee, aber man hätte ibn hier fehr gut haben 
entbehren Fönnen, und er wuͤrde diefelben überhaupt nicht uͤber⸗ 
nommen haben, wenn er nicht feinen Vortheil dabei gefunden 
hätte. Ebenſo waren ihm die Patrimonialgerichtöbarkeit und 
die Örtliche Polizeigewalt verblieben, aber in dieſen befuß er 


win, ein gemeinfänlideh, aus ber Staathlaſigkeit nsinmungee 
us Peivilegium, welches ihm ebgammmen werben wußte, 
ſehald sin Staat auftrat. 

Mit amem Worte, die Adelaͤherrſchaft und das guta⸗ 
herrlich baͤuexliche Verhaͤltniß waren aiın Nefultat dor Gewalt 
geweſen, yad dieſe war von bem Abel gewichen und au ine 
andere Macht übergegangen. Nicht an dad Ball — fon 
‚wäre dia Loͤfuug fehr einfach gemefen, das Volk würde die 
Uſurpation kraft des Rechto, das. fie bewirkt hatte, aufgehoben 
baben — ſondern au den Staat, xeyraͤſentirt im Monarhen 
Da nun ein Staatsweſen gleiche Berechtigung uud Verpflich⸗ 
tung des Staatdangehoͤrigen voraubſetzt, ba eb ferner nur 
eine hoͤchſte und herrſchende Macht zulaͤßt, fo wußte Der 
Staat, wenn er Staat fein wollte, biefe Ungleishheit aufbchen 
und ben Gutäheren hie Attribute der Souvesainehät entreißen 
dia ſich noch im ihren ‚Händen befanden, Wenn er aber zu 
Diefer. Aufgabe fehritt, mußte ex yon dem Grundſatze anägehen, 
bag. ein Unrecht, dem, ber e& lange, ſelbſt feit nur erdenb⸗ 
lichen Zeiten, zu feinem Vortheil benutzt hat, keinan Anſpruch 
anf Entſchaͤdigung gibt; er mußte alfe von ben „wahlerwor⸗ 
benen Rechten“ abſtrahiren, alle aus dem gutsherrlichen Ver⸗ 
hältniß entipraugenen Laſten, Abgaben, Dienſte ohne weitern 
Erfag aufheben und den bauerlihen Wirthen ihren Beſitz alt 
freied. Eigenthum, ohne Entfhäbigung an ben Gutsberen, 
reflituiren, mit alleiniger Ausnahme des Falls, mo die Um 
freiheit des Beſitzes ſich Durch. ein nachzuweiſendes Contrakts 
verhältniß, begründen ließ; perfönliche Abhängigkeit mußte, wie 
fich von ſelbſt verfleht, ahne weiteres aufgehoben werben. 

Nach diefem Princige — und dieſes entſpricht allein den 
Eorberungen ber Menfchlichkeit uud Gerechtigkeit — muͤſſen 
die bäuerlichen Abgaben, Praͤſtatianen u. fi m. aufgehoben 
werben, weil fie Leiftungen find, für welche die Empfänger 
feine Gegenleiftungen gewähren; Schutz, Rechtspftege unb 
Verwaltung, welche einſt bie Gutäheren übten und für melche 
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die Bauern die Abgaben an diefe entrichteten, find in die 
Hände des Staated übergegangen‘, ber auch die gutöherrlichen 
Unterthbanen zu den Steuern herangezogen hat. Ebenfo muͤſ⸗ 
fen alle Bann⸗ und Zwangsrechte als ungerechte und gewalt« 
fame Erpreffungen uyentgeldlich abgelöft werden. Unter den⸗ 
felben Gefichtspunft fallen auch die vielfahen Gutdzehnten; 
beim auch ſie find, ausgenommen bie Fälle, wo ſich wirds 
lihe Grundſtuͤcksabtretungen nachmeifen laſſen, als wirkliche, 
durch die Gewalt erzmungene Belaflungen zu betrachten, ent» 
fanden entweder durch direfte Gewalt, oder durch die foges 
nannte Advokatie, indem Gorporationen, Klöfter, Stifte den 
Rittern feeirsillig oder gezwungen einen Theil ihres Zehnt⸗ 
rechts abtraten, oder auch vererbt durch Saͤkulariſationen. 
Zu diefen ungerechten Belaflungen gehören auch Die der gutös 
unterthänigen Bauern bei Veräußerungen und Sterbefaͤllen, 
fo wie bei allen Befigveränderungen auferlegtem Laudennien, 
Lehnmwaaren, Lehngelder, fo wie die ebenfalls alles Rechts» 
grunds entbehrenden Gutsboden. Als eben fo. ungerehte 
Ufurpationen erfcheinen die aus dem Öbereigenthum abgeleis 
teten Rechte, welche bie Gutöheren auf Koften der. Gemein» 
den und bed Gemeindeeigenthums erworben haben, und welche 
fie daher ebenfalls aufgeben mußten, namentlich die Huͤtungs⸗ 
gerechtigßeiten *) und dad Eigenthum der Wälder **). 


*) MWeichfel: Theoretiſch-praktiſche Grundſätze über gemein 
fhaftfihes Eigenthum, Gemeinheiten und Servituten. ©. 221; 
„Nutzungen, welche der Einzelne, welcher nicht Mitglied der Genof- 
fenshaft if, für feine Perſon oder fen Grundſtück entweder an 
einem Gemeinheits- oder aber an einem andern Grundftüd befigt, 
find fo lange für precairen Urſprungs zu erachten, als nicht ein 
wirkliches Recht nachgewiefen wirt. Dann aber find fie als ers 
worbene Sersituten zu betrachten und nad) deren Grundſätzen fo 
lange zu -beurtheifen, als nicht das Gegentheil, und dag fie aus der 
Gemeinihaft surüdbehaltene Rechte find, vollſtändig nachgewieſen 
wird. Das Legtere iſt namentlich nicht zu vermuthen, wenn ſoge⸗ 
nannte Gutsherrn Hütungsgerechtigkeiten befigen, vielmehr if na⸗ 
mentlich bei ihnen die Nermuthung um fo Dringender, Daß nur 





Bierter Abſchnitt. 


Der Zuſtand der bäuerlichen Bevölkerung in Preußen 


vor der Neorganifatinousgefeßgebung. 


Auch in den preußifchen Provinzen, und zunaͤchſt in 
Brandenburg, geſtaltete ſich der Zuſtand der baͤuerlichen 


precarie, mißbrauchsweife oder aus der Gegenſeitigkeit der obrig⸗ 
Feitlihen Schugverbindung, dieſe Hütungen entſtanden find, und 
müffen legtere, wenn fie überhaupt als rechtsftändig nahgewiefen; 
ftets fo lange nad) den Srundfägen erworbener Servituten beurtheilt 
werden, ale nicht der vollftändigfte Beweis des Gegentheils oder 
anderweiter Entſtehung geführt worden iſt.“ 

**) Weichſel a. d. O. S. 213: „Um das Eigenthum des Wal⸗ 
des zu deduciren, ging man von dem Satze aus, das Wild gehöre 
dem Fürſten oder dem Gutsherrn, wer aber die Wildbahn habe, 
dem ſtehe das Eigenthum des Waldes zu, wenigſtens ſtreite für ihn 
die Vermuthung. Denn für das Wild wären die Früchte des Wal⸗ 
des, dieje Früchte aber ein Theil des Waldes, folglich dem Eigen: 
thümer deſſelben gehörig. Demungeachtet ift gerade diefer, obſchon 
in feiner Schlußfolge Höchft falihe Sag, auch felbft hinfichtlich feiner 
faktiſchen Prämiffen fo unrichtig als nur möglih. Denn wie fhon 
Herrmann nachgemwiefen hat, die Wälder waren urfprünglid res 
- nullius, wurden hinterher res communes für die Genojien. Das 
Holz hatte feinen Werth. Jeder bediente fich deffelden nach Belieben, 
und hütete auf dem Forſtgrunde ohne irgend eine Beſchränkung. 


Nachher wurden diejenigen, welche fih mehr auf den Betrieb des - 


Aderbaus gelegt hatten, durch dieſen fleißigen Betrieb gehindert, 
die Jagd zu betreiben. Lestere fiel daher mehr in die Hände derer, 
welche ernſte Berhäftigung fcheuten. Diefe betrieben das ihnen 
mehr entfprechende Waidwerk, deſſen Beftimmung anfangs war, die 
beaderten Felder und menfchlihen Wohnungen gegen die Zerftörun: 
gen durch das Wild Cinfonderheit wider die Wölfe) zu fchügen. Für 
diefen Schug erhielten fie auch wohl eine: billige Entihädigung. 
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Bevoͤlkerung auf eine nicht eben erfreuliche Weile; auch hier 
gründete ber Adel feine Macht und feinen Einfluß auf dad 


Gerade diefes Thun und Treiben war aber am allerwenigften geeig- 
net, mit dem Betrieb der Jagd anderweite Benutzungs⸗ oder gar 
Eigenthumsanfprüche an den Wald zu verbinden, oder wohl gar den 
Schutz gegen Dad Wild zu einer Fütterung, Zucht und Pflege def 
felben zum bloßen Vergnügen herabzumwürdigen. Gerade die eigent- 
fihe Benugung des Waldes Cd. h. des Holzes) blieb denen am 
meiften, welche bürgerlihe Gewerbe und Aderbau trieben. Gie 
waren mithin, wenn Die größere Benugung dazu führen fonnte, viel 
eher Eigenthümer zu nennen, als diejenigen, welche die Nusungen 
des Waldes den übrigen durch die Jagdübung, melde fie nach und 
nah in eine Sagdgerechtigfeit verwandelten, fhüsten. Sehr irrig 
war ed daher, gerade die Jagd, welche doc früher zur Befugniß 
jedes freien Menfchen gehörte, und daher zu gar Feiner Bermuthung 
für das Eigenthum des rundes und Bodend berechtigt, zum Wahr: 
zeichen des Eigenthums machen zu wollen.” 

Und Herrmann: „Weber Hofzgerechtigkeiten.” ©. 13: „Und 
nun folgerte man ferner, diefes Eigenthum fei in der Regel unbes 
laſtet und das Gegentheil fei ald Ausnahme zu erweifen. Die ar: 
men Leute, welche nichts ald den undenklichen Beſitz von ſich anziehn 
fonnten, wurden fogar durch Rechtsanſprüche, die aber keineswegs 
gerecht waren, nach und nad) daraus verdrängt. Denn wenn Mäch—⸗ 
tige mit Schwächeren zu thun haben, fo Taffen fih immer Anmaßun⸗ 
gen auffinden, die ald Beweiſe des ununterbrochenen Beſitzes zum 
Nachtheil der legtern angeführt werden können. Dieß war den Wild» 
fuhrberechtigten um fo leichter, da bei den Wäldern vorhin, wie wir 
gefehen haben, die Jagd fat allein in Anſchlag gefommen, und 
daher der Fall nicht felten war, da der Zagdherr das Fällen der 
Maftbäume verboten hatte, um Nahrung für das Wild zu behalten, 
woraus dann die Befugnig des Verbots in Anfehung der Fällung 
anderer Bäume und fomit das Eigenthum des Waldes und oben: 
drein die oberfte Gerichtsbarkeit gefolgert wurde. Um nur in Ruhe 
zu fommen und unerfchwingliche Koften zu vermeiden, oder eigents 
licher bei der Unmöglichkeit, fie forthin zu erjchwingen, bezahlten 
lieber die armen Leute eine Fleine Summe für das bisher umfonft 
erhaltene Holzbedürfniß, zumal man ihnen das Leſeholzgehn freiließ. 
Andere ſahen ein, daß, wenn die bisherige Holzverwüftung fort 
dauerte, bald gar nichts mehr vorhanden fein würde, und machten 
defto weniger Schwierigkeiten, da der Holzpreis anfänglich fo gering 
war, daß der nunmehr anerkannte Eigenthümer davon kaum einen Auf⸗ 
feber befolden konnte, Diejenigen Privatperfonen und Semeinen fuhren 
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‚Elend und bie Unfreiheit ‚ber aumen Beute,” bie er nicht 
mur knechtete und audfaugte, ſondern Denen er fogar ben 
legten Troſt der Unglüdlihen, dad Recht der Klage, zu 
entziehen ſuchte *). Indeß fanden -verfchtebene Abftufungen 
der Unfreiheit ſtatt, von der ſtrengſten Form der Guts⸗ 
behörigkeit oder richtiger Leibeigenfchaft an, weldhe den 
iBauern ganz der Willkuͤhr des Gutsherrn uͤberließ, ber 
'hn nach Belieben vom Hofe vertreiben konnte, bis zur mil⸗ 
dern Art derfelben, welche dem Bauern wenigftend die Erb⸗ 
lichkeit feined Beſitzes ſicherte. Die erftere Art vindiciren Die 
meiften Befchichtichreiber der Weriden, obwohl Arndt (Gr⸗ 
fehichte der "Keibeigenfihaft in Pommern) diefer Annahme ent⸗ 
ſchieden wiberfpricht, und mollen fie in allen den Ländern 
nathweifen, ‘wo die Wenden nur unterjocht,, nicht vertrichen 
feien, wie in der Neumark, Ukermark, den "Landen Breskow 
und Sterkow; die andern aber nahmen fie für die deutfchen 
Eiriwanderer’ und Koloniſten m Anſpruch, die unter Albrecht 
von Affanien von den Ufern ber Wefer und ded Rheins nach 
den Ufern der Spree, Havel und Elbe gezogen wären, und 
wollen ed fo hierdurch erklaͤren, daß die mit erblihem Befig 
der Höfe verbundene Eigenbehörigkeit in der Altmark, Prieg- 
nis, Mittelmark vorherrfehend geblieben find. 


noch am beiten bei dieſen -Zubringlichleiten, welche den Weg des 
Vergleichs einfhlugen: das iſt, ihren Herrfhern zwar das Ober, 
und nutznießliche Eigenthum der Wäfder gutwillig überließen, aber 
Ah doch bie Zeit für ihr Vieh und die Abgabe des bendthigten 
Bau: und Breunholzes umfonft oder um einen mäßigen ımyeränder: 
‘sen Mreis in ausdrücklichen Urkunden vorbehielten.“ 

7) Sm Receß von 1584 bedung fich die Nitterfchaft aus, daß 
Bauern, welche ‚gegen ihre Herrfchaft klagten, ohne vollitändigen 
Beweis führen zu Fönnen, beftraft werden follten. Am Receß vom 
26. Rufi 1666 wurde diefe Androhung wiederholt. „Wo ein Bauer, 
heißt es in diefem, feine Herrichaft gegen Hohe beffagen und feine 
Klage nicht genugſam ausführen würde, foll er vermöge linferes 
Kammergerihts Meformation mit dem Thurme geftraft werden, 
Damit Andere ſich ‚dergleichen muthwilligen Klagens enthalten.“ 


"Diefe beiben Haupumterſcheidungen finden wir auch im 
Pommern, für welches Kanzow in der Mitte des Wten 
Fahrhunderts die Merkmale derſelben in folgender Weile an« 
gibt: „Der Bauern Weſen ft nicht durchaus gleich. Etzliche 
haben ihre Erbe au den Höfen, Damuf fie wohnen, diefelben 
geben beſcheidene Zinſen und haben auch beſtimmten Dienfk; 
diefeiben ſtehn wohl und find reich, und wenn Einem nicht 
Ihelidket,. auf dem Hofe laͤnger zu wohnen ober feine Kinder 
darauf wohnen zu laſſen, fo verkauſt er ed mit feiner Hexe 
ſſchaft Willen und gibt ber Herrſchaft den Zehnten vom Kauf 
selbe. Aber mit den Andern ift es nicht fo; die haben an 
ben. Höfen Zein Erbe und muͤſſen der Herrſchaft fo viel Die 
am, als fe nur immer :vom ihnen haben will und Fann, 
At aber folchen Dienft, daß fie ihre eignen Werke nicht tun, 
mund muͤſſen Lershalb veraemen und entlaufen; es ift von bie» 
ſen Bauern ein Sprihmort, baß fie nur fechs Tage in der 
Ware dienen, den fichenten witen fie Briefe tragen. Dem⸗ 
mad ſand dieſe Banenn nicht viel anders denn leibeigen, denn 
wie Heruſchaft veriaget fie, wenn fie will; wenn aber bie 
‚Bauern anderswohin ziehn walen oder ihre Kinder in andere 
Orte :begeben, und .ed wit Einwilligung der Herrſchaft thun, 
obgleich ihre Hoͤfe zu ‚guter Wehre gebracht, fo holet fie doch 
»ie Herrſchaft wieder als ihre eiguen Leute, und müffen Die» 
ıfelben Bauern Kinder, eß fei Sohn oder Tochter, nicht aus 
ihrer Herrſchaft Gute ziehn, eb Tei benn, fie gebe es befon« 
ders mach, dena ed tft nicht genug, daß ihres Vaters Hof 
:hefeßt if, ſondern fie muͤſſen aud andere wüfte Höfe, wo 
bie Herrſchaft will, annehmen und bauen.‘ 

Mas wir ſchon im Allgemeinen über die fürfltiche Ein- 
mifchung bemerkt haben, gilt auch für Brandenburg und 
Preußen. Ab bier fehlte eb den Fuͤrſten, wenn auch groͤß⸗ 
tentheild nicht am guten Willen, fo doch an ber nöthigen 
Kraft und an der richtigen Einficht, um dad Uebel an ber 
Wurzel anzugreifen. Aus beiden Gruͤnden mitßten daher ihre 
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oft recht gut gemeinten Bemühungen fo gut wie erfolglos 
bleiben. Wenn mir. dennoch. die. bedeutendften dieſer Beftre- 
bungen anführen, fo geſchieht ed einerfeitd, um Diefen guten 


- Willen darzuthun, andererfeitö aber, um an gefchichtlichen Bei⸗ 
fpielen zu zeigen, wie ohnmächtig berfelbe gegen die Adeld« 
‚macht blieb. und wie hartnädig . dieſe allen Forderungen ber 


Billigkeit und der Menfchlichfeit zu woiderftreben wußte. 
Selbft aus der Älteren Zeit, wo bie flrftlihe Macht 
noch Durch die Tandfländifchen Verfaffungen gebunden war, 
laſſen ſich vielfache Beugniffe anführen, welche ſowohl den 
immer zunehmenden Druck ded Adeld auf. den Bauernfland 
wie die Abficht der Fürften darlegen, . jenem Drude durch 


‚BVBerordnungen, Ermahnungen u. ſ. w. Einhalt zu thun. So 


heißt es z. B. in einem Reffripte Johann Georgd an die 
Nitterfchaft der Neumarkt (vom 22. Juli 1472): „Es. ift 


‘aber Unfere Meinung nicht gewefen, die armen . Leute über 
Die zween Tage *) mit noch mehreren Dienflen gar ausmet⸗ 


ten zu laſſen. Weil wir Uns num verfehn, daß Ehrbare und 
Vernünftige von Adel mit ihren Leuten nicht fo unchriſtlich 
umgehn und fie über die. gewöhnlichen zwei Tage, welche 


‚ihnen noch ſchwer genug werden, mit mehreren Dienften be⸗ 


legen wollen, achten Wir hierum dafür, daß die Baufuhren 


in die zwei Tage billig mit eingerechnet werden, ald wenn 


die Leute in einer- Woche zwei Tage. mit Baufuhren oder 
mit der Hand arbeiten, daß fie Dagegen wiederum einen Tag 


‚mit den andern Dienften follen verfchont werden, In .der 
Erndte aber müffen fie einerndten helfen, fo lange man ihrer 


bedarf und fol ein Jeder .von Adel doch in. derfelben die 


chriftliche und ‚billige Maaß balten, daß bie armen Leute 


*) Nach dem Landtags: Abfchiede .von demfelben Jahre follten 


‚die Bauern, welche fich ihren Junkern zu dienen mweigern, dahin 


befıhieden werden, „daß fie ihnen wöchentlich zwei Tage, und in der 


Erndte, fo oft man ihrer bedürfe, dienen, ihnen auch zu ihren Ge: 
-bäuden mit Fuhren und Handdienſten -beifen ſollten.“ 





um ſeines Korns willen, das ihre im Felde nicht dürfen ſtehn 
laſſen, ſondern daffelbe auch mit einbringen mögen.” 

Auch machte fi ſchon in der ältern Zeit dad Beduͤrfniß 
geltend, die bäuerliben Befigungen gegen die Vergrößerungs« 
und Raubſucht der adeligen Befiger zu fügen, und fchon 


damals finden fib Häufig die fpäter fo oft wiederkehrenden 


Verbote, die Bauern aus ihrem Eigenthum zu vertreiben 
oder fie auszukaufen. Schon unter Joachim I. wurde eine 
Beſtimmung hierüber erlaffen, nach welcher ed zwar denen 
von. Adel au fernerbin freiftehn follte, etlihe Bauern aus— 
zufaufen, jedoch nur, wenn fie die ausgekauften Güter ſelbſt 
bewohnen wollten; auch follten fie den Bauern „ihre Güter 
nach Würverung, was fie gelten möchten,” bezahlen. Er⸗ 
fheint auch in diefem Verbote der Begriff ded bäuerlichen 
Eigenthums ſchon befibränft durch den der gutöherrliben 
Dbergewalt, indem die Bauern ihre Güter verkaufen müffen, 
fo wird doch dad Eigenthum noch immer feftgehalten, und 
man Fann zugleih aus diefen und andern Beifpielen erfehen, 
wie daffelbe durch die Ufurpationen ded Adeld beeinträchtigt 
oder auch ganz aufgehoben wurde. Daß uuch dad Letztere 
haufig durch Gewalt erwirft wurde, erfleht man aus ber 
Verordnung vom 1. Januar 1561, in welcher es heißt: „So 
oft ſich auch begiebet, daß zwiſchen Junkern und Bauern 
auf dem Lande, von deswegen dag man fie audfaufen, ver⸗ 
treiben oder das Ihre einnehmen will, Irrung ver- 
fällt, follen Unfere Räthe von Unfertwegen bie armen 
Beute bei dem Ihren fhüßen, handhaben und er- 
halten.”  Selbft bei einer auf gerichtlichem Wege zu bewir⸗ 
fenden Entfernung der Bauern folte nur Auskaufen ftattfinden, 
„Es fol auch denen vom Adel freiftehn, heißt es in dem Land⸗ 
tagsrevers vom 11. Juni 1611, da ſolche Urfachen zu ver⸗ 
fahren vorhanden, darum man einen Bauern: mit Recht rele» 
giren Bann, daß fie einen muthwilligen, ungehorfamen Bauern 
auskaufen mögen, doc ihm die Güter nah Würberung 
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Landes und Dorfesgebrauch, was fie galten, bezahlen. Diche 
Relegation and dem gutöherrlichen Gebiet hatte die Beben 
fung einer Landeöverweifung und konnte daher nur als Strafe 
für verübte Verbrechen und durch gerichtliches Urtheil verfügt 
werden. Die kehtere Bedingung wird ausdruͤcklich geftellt in 
dem. Landtagdreceß vom 24. Juli 105%: „Die Widerfpanftigen 
ob grave et enorme delictum zu relegiren, kann der Odrig⸗ 
keit, fo die Berichte ei jus primae instantiae bat, auch nicht 
gewehret werben, mur daß ed gelchehe cum causae cognilione 
auf angeftellte förmliche Inquifltion und auf Einholumg Ur⸗ 
theild und Mechtend, auch nicht weiter, dem fü welt ſich 
eines jeden Magiſtratus Bothmaͤßigkeit erſtrecket.“ 

Alle dieſe Verordnungen blieben indeß wirkungslas gegen 
die feſigewurzelte Macht des Adels. Ste wurden non Zeit 
yı Zeit wiederheit, und allmählig in einem firengen Tone, 
wie denn 3.3. in dem Edikte vom 12. April 1707 die Rede 
davon iſt, „eheſtens eine Unterſuchung anzuftellen. und dabei 
vornehmlich wieder einige vom Adel inquirizen zu laſſen, daß 
fie theils die Bauern ſelbſt vertreiben, theils auch keine an⸗ 
dern, wenn fie ſich auch ſelbſt ſchon angegeben hätten, wie 
berum annehmen wollten, damit fie nur bie wüfle liegenden 
Acker, Wiefen und Zriften allein genießen möchten.“ Indeß 
zeigte ſich der Zortfchritt der fuͤrſtlichen Macht eben mır in 
dem Zone: die Suchen biieben, wie fie waren, und wir 
Hunden fogar auch Beiſpiele, daß die Fuͤrſten, wm die Bei⸗ 
hülfe de& Adels zu erlangen, ihm Gonceflionen: auf Koſten 


des baͤuerlichen Bevölkerung machten. So wurde ien in der. 


Reſolution vom 23, Sept. 1593 für die Ausficht auf feine 
Beihülfe zum Tuͤrkenkriege zugeſtanden, „daß die Leute, Die 
nach früheren Werordnungen nicht dienten, dazu vermocht und 
‚angehalten wuͤrden.“ “ 

Bon Zriedrich Wilhelm J., dem Begründer des Abſolu⸗ 
tismus und dem entfchiedenen Gegner ber Junkerherrſchaft 
hätte man eine burchgreifende Aenderung erwarten ſollen; 


allein auch unter ihm geſchah nichts dergleichen, obwohl er 
ſich die, Gelegenheit dazu ſehr nahe garuͤckt hatte. Indem er, 
die bisherige Lehnsverbindung zwiſchen dem Landesfuͤrſten als 
Echnäberrn und den angeſeſſenen adeligen Beſitzern als Was 
ſallen aufhob, riß er die Grundlage und die Berechtigung der 
feudalen Verfaſſung ein. Und doch ließ er deren Folgerungen 
foribefieben, und doch erhielt ex alle Vorrechte und Yrma« 
fungen. des Feudal⸗Adels! Abgerechnet einen anerkennens⸗ 
wertben Berfuch, den Verſuch namlich: die Keibeigenfchaft Der 
Damainenbauern im Herzogihum Hintergommern aufzubeben, 
Ber. indeß Feine Folge hatte, weil die Induſtrie der Bauen‘ 
durch Die Frohnden zu ſehr niedergehalten war, al& daß fie 
im: Stande geweſen wären, dad Eigenthum ihrer Höfe zu 
erwerben, geſchah auc unter ihm im Wefentlichen michtk 
anderes, ald daß das Einziehn Der Buuerhöfe durch ein neuch 
Gift (vom I. Märy 1739) nochmals aufs firengfie verbo⸗ 
ten wurde. Durch Diefed wurde nun den Kammern und Rear 
gierungen aufgegeben, „bei der ſchwerſten Verantwortlichkeit 
dahen zu ſehn, daß Fein Landesvaſall, von dem Markgrafen 
a bis auf den geringfien, er fei, wer er wolle, ſich eigens 
möchtög unterfiebn dürfe, einen Bauer ohne gegründete Raiſon 
und ohne den Hof ſogleich wieder zu. befegen, aus dem Hofe 
zu werfen.” | 
Aber nun deu philoſophiſche König! Leider verlaͤugnete 
er, wie fo oft in der Praxis, fo namentlih in Bezug auf 
dieſes Verhältuiß, feine philoſophiſchen Grundſaͤtze. Theoretiſch 
und privatim war er fuͤr die Menſchenrechte begeiſtert, hul⸗ 
digte er ber menſthlichen Gleichheit und verdammte er bie 
Kaftenvorrechte ald unnatürlih und gemeinſchaͤdlich, während 
er für die Praxis die feudaliftifchen Vorurtheile feſthielt. So 
fellte er zwar den Say auf, baß Fein Menfch geboren fei, 
um ber Sklave feined Mitmenfchen zu fein und erklärte dem» 
gemäß die Leibeigenſchaft für dad unglüdlichfle, die Menſchen 
ammeiften empoͤrende Perhaͤltniß, für einen verahfheyenämertben 





us. ein gemeinſchaͤdlicheg, at der Stacthlaſigkeit niigmingee 
ms PYrivilegium, welches ihm abgammmmen werben wußte 
fobatd sin. Staat auftrat. 

Mit: amem Worte, die Adelgherrſchaft und das guts⸗ 
herzlic; baͤuexliche Verhaͤltniß waren ain Nefultat Der Gewalt 
geweſen, yad dieſe war von dem Abel gewichen und an wa 
andere Macht übergegangen. Nicht an dad Ball. — found 
waͤre dia Loͤfung ſehr einfach gemefen, das Volk würde die 
Ufurpakten kraft des Rechto, das. fie bewirkt hatte, aufgehaber 
haben. — ſondern au den Staat, zepräfentirt. im Monarchen 
Da nun ein Staatsweſen glaiche Berehtigung und Verpflich⸗ 
tung der. Staatsangehoͤrigen vorausſetzt, do es ferner nur 
eine hoͤchſte und herrſchende Macht zulaͤgt, fo mußte da 
Staat, werm er Stast fein wollte, dieſe Ungleichhait aufhehen 
and dan Guttherrn die Attribute der Souverainetaͤt entreißen 
die ſich noch in ihren Haͤnden befanden, Wenn er aber zu 
diefer Aufgabe ſchritt, mußte ex von dem Grundſatze ausgehen, 
daß. ein. Unrecht, dem, der es lange, ſelbſt feit nus erbend 
lichen Zeiten, zu feinem. Vortheil benutzt hat, feinen Unforuc 
anf Entſchaͤdigung gibt; ex mußte alſo von deu „wahlerwor⸗ 
benen Rechten” abſtrahiren, alle aus dem gutöherrlichen Ver⸗ 
haͤltniß entfpranganen Laſten, Abgaben, Dienfle ohne meitery 
Erfag aufheben und den bäuerlichen Wirthen ihren Beſitz al$ 
freied. Eigenthum, ohne ntfchäbigung an ben Gutöherm, 
reſtituiren, mit alleiniger Ausnahme des Falls, wo die Um 
freipeit. des Beſitzes ſich durch. ein nachzuweiſendes Contrakts- 
verhaͤltniß begründen. ließ; perfönliche Abhängigkeit mußte, wir 
ich von ſelbſt verfieht, ahne weiteres aufgehoben werben. 

Nach: diefem Princige — und dieſes entfpricht allein den 
Sorberungen der Menſchlichkeit und Gerechtigkeit — muͤſſen 
die bäuerlichen Abgaben, Vröflationen u. f. mw. anfgehabey 
werben, weil fie Leiſtungen find, für welche die Empfänger 
feine Gegenleiflungen gewähren; Schutz, Rechtspftege und 
Verwaltung, welche einfi bie Gutäheren übten umb. für welche 
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die Bauern die Abgaben an diefe entrichteten, find im bie 
Hände des Staates uͤbergegangen, der and) die gutöherrlichen 
Untertanen zu den Steuern herangezogen bat, Ebenfo muͤſ⸗ 
fen alle Bann= und Zwangsrechte als ungerechte und gewalte 
fame Erpreffungen unentgeldlich ahgeldft werden. Unter den« 
ſelben Gefichtöpunft fallen auch die vielfachen Gutözehnten; 
denn auch fle find, ausgenommen bie Fälle, wo ſich wirds 
liche Grundftüddabtretungen nachweilen laſſen, ald wirkliche, 
durdy die Gewalt erzwungene Belaftungen zu betrachten, ent» 
fanden entweder durch direfte Gewalt, oder durch die foges 
nannte Advokatie, indem Gorporationen, Klöfter, Stifte den 
Rittern freireillig oder gezwungen einen Theil ihred Zehnt⸗ 
rechtö abtraten, oder auch vererbt dur Saͤkulariſationen. 
Zu diefen ungerechten Belaftungen gehören auch die der guts⸗ 
unterthaͤnigen Bauern bei Berdußerungen und Sterbefällen, 
fo wie bei allen Beſitzveraͤnderungen auferlegten Saudennien, 
Lehnwaaren, Lehngelder, fo wie die ebenfalls aled Rechts» 
grunds entbehrenden Gutsboden. Als eben fo. ungerecht? 
‚ Ufurpationen erfcheinen die auß dem Öbereigenthum abgeleis 
teten Rechte, welche die Gutsherrn auf Koften der Gemein 
den und des Gemeindeeigenthbumd erworben haben, und welche 
fie daher ebenfalld aufgeben mußten, namentlich die Huͤtungs⸗ 
gerechtigfeiten *) und das Eigentyum der Wälder **). 


*) Weichfel: Theoretiſch-praktiſche Grundſätze über. gemein 
fhaftlihes Kigenthbum, Gemeinheiten und Servituten. S. 221; 
„Nutzungen, welhe der Einzelne, welcher nicht Mitglied der Genof- 
ſenſchaft if, für feine Perfon oder fein Grundſtück entweder an 
einem Gemeinheits- oder aber an einem andern Grundflüd befigt, 
find fo lange für precairen Urfprungs zu erachten, als nicht ein 
wirkfihes Recht nachgewieſen wird. Dann aber find fie als er 
worbene Gervituten zu betrachten und nad deren Grundfägen fo 
lange zu -beurtheilen, als nicht das Gegentheil, und dag fie aus der 
Gemeinichaft zurüdbehaltene Rechte find, vollſtändig nachgewieſen 
wird. Das Legtere ift namentlich nicht zu vermuthen, wenn ſoge⸗ 
nannte Gutsherrn Hütungsgerechtigkeiten befigen, vielmehr ift na 
mentlich bei ihnen die Vermuthung um. fo Deingender, daß nur 





zugefichert werben ſollte. Da jedoch in ber. betreffenden. Kab.⸗ 
Ordre nicht ausdruͤcklich beflimmt war, ob Dagegen dar Baued 
keinen. Hof kuͤnftig aus eigenen Mitteln unterbalten, ob ium 
die Hofwehr unentgeldlich uͤberlaſſen, und er aud zur Dispo⸗ 
tion. Über dieſes Eigenthum berechtigt fein follte, fe wurde 
durch eine Deklaration vom Jahre 1789 der eigenthuͤmliche 
Befig wieder aufgeboben, und auf einen bloß erblichen be⸗ 
ſchraͤnkt. 


So beſchraͤnkte ſich außer den angefuͤhrten Schritten, die 
natuͤrlich keine durchgreifende Reform im Zuſtande der bauer» 
lichen Bevoͤllerung bewirken konnten, auch feine Tywaͤtigkeit 
im weſentlichen darauf, Daß er das Zuſammenziehen Der 
Bauerböfe durch ein neued Edit (vom 12. Aug. 1749) eins 
fhärfte, und mit einer Etrafe von 100 Dufaten für den 
abeligen Gutöbefiger und von 100 Zhlr. für den Lundrath 
belegte, wodurch freilih nur bewiefen wurde, diß alle früs 
bern, zum Theil fehr flrengen Verordnungen über dielen 
Gegenſtand fructlog. geblieben waren, und daß uͤberhaupt 
durch. einzelne Gefege und Verfügungen die Folgerungen einer 
fo feftbegründeten Inſtitution nicht aufgehalten werten konn⸗ 
ten. Wie unheilnoll aber dieſe auf die, lanpliche Induſtrie wirkte, 
indem fie die Vermehrung der Produktion und der Bevoͤlke⸗ 
zung binderte, und wie wenig, felbft Die vielfachen, firengen 
Verbote gegen die Einziehung der baͤuerlichen Befigungen ing 
Stande waren, der Landgier der adeligen, Befiger Einhalt 
zu thun, ergiebt fich Daraud, daß nach einer von der Kricgds 
und Domainenfammer im Jahre 1746 angeftellten Revifion 
bie Zahl der Dörfer in der Kurmark feit dem dreifigjährigen 
Kriege fi zmar um 99 vermehrt, aber die der bäuerliden 
Nahrungsſtellen fib um 2897 Bauer- und Koffätenhöfe 
bermindert hatte*). 








”) Daß die Gründe für die Abnahme der Bevölkerung nicht 
etwa in den Sriegsdrangfalen und in vorübergehenden, Gänfläffen ay 


’ 
u. ' 





"Das Intereſſe der vermehrten Produktion und das ber 
zunehmenden Bevölkerung war auch fuͤr Friedrich IL von: großem 
Gewicht. Allein abgefehen uen feiner großen Vorliebe für den 
Adel, waren auch feine nationaloͤkonomiſchen Einfürhten zu 
beſchraͤnkt, als Bier Lie richtigen Mittel für dieſe wunſchens⸗ 
weriben Zwecke haͤtte finden können. Statt denfelben auf 
dem mtiwlihfien Wege nmachzuſtreben, ſtaat die Hinderniſſe 
der Produktion und alfo auch Die Hemmiſſe der Bevoͤlkerungs⸗ 
zunahme im den Befchränfungen der Freibeit, ded Erwerbä 
und des Verkehrs zu fucen, anflatt alfo die Frohndienſte 
und die Knechtung des Bauernſtandes aufzuheben, fuchte er 
dieſes Ziel auf Eünfllibem Wege durch ein Syſtem ber 





ſuchen find, ergiebt fih am beften darans, dag die. Zunahme der 
Bevoͤlkerung auch nad dem fiebenjährigen Seriege ſich fortwährend 
verringert hat. Diefelbe betrug nämlich in ſaͤmmtlichen Dorfern d der 
Provinz Pommern: 


von 1163--1728 2,57 Bros, 
„ 13-1783 095 „ 
„ 1388-1793 0,87 „” 
„ 1298-1798 0,660 „ 
„ 188-1810 038 „ 


Nach Ahfonderung der königlihen Domänen und der Stadt: 
@igenthumstärfer würde fib ein noch uͤngünſtigeres Reſultat erges - 
ben. ©. Hering: Weber die agrariſche Geſetzgebung te Preußen. 
©. 40. — Die Gründe dieſes fo ungünftigen Verhältniſſes find allein 
im Ueberwiegen des adeligen Beſitzes zu fuchen, wie das Beiſpiel 
Baierns zeigt, wo Die Berölferung der einzelnen Kreife in umge: 
Echrtem Verhältniſſe zur Anzahl der adeligen Güter fteht, nämlich: 

Adlige Güter. Familien auf die DM. 
Rheinkreis ..... bild 2.2.00. 809 
Retzatkreis..... 64 ...... TU 
Untermainkreiß .. N...... 622 
Oberdonaukreis.. TB one... 610 
Unterbonaufres ». 238 ....+. 489 
Regeufreiß ...., 19 vo... nr. 44 
Sfarfreib ou Ma here. 347 
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Ermunterungen und Unterflägungen*) zu erreichen. Und ſelbſt 
bierkei wurde der Adel wieder. auf 'eine einfeitige Weiſe beguͤn⸗ 
fligt, obwohl alle:zu feinem Vortheil getroffenen Maßregeln, 
fowohl Die bedeutenden Geldunterftüg nyen, wie die Errich⸗ 
tung der landſchaftlichen Kreditinftirute nur das Nefultat 


hatten, daß. fie ihn in feiner leichtfinnigen -Berfhwentungss - 


ſucht beſtaͤrkten und in noch tiefere Verſchuldung ſtuͤrzten. 

Den fhönften Ruhm eines abfoluten Königs, den Ruhm, 
ber DBefreier und Wohlthaͤter feiner unterdrüdten Untertbanen 
zu werden, ließ fich auch ber philofophifche König entgehen; 
ja, er ahnte ihn nicht einmal. 

Eben ſo wenig hat die Solgeze:t bis zur Reorganiſations⸗ 
Geſetzgebung einen bemerkenswerthen Fortſchritt aufzuweiſen. 
Unter der Regierung Friedrich Wilhelm I. kam ver Pian in 
Anregung, die Naturaldienfte der Bauern auf den Füniglichen 
Domänen abzulöfen, allein, obwohl felbft der König ſich für 
denfelben interefirte, fo fcheiterte er doch an den Intriguen 
der Privilegirten, welche ein ſolches Beiſpiel fürdteten. Erſt 
unter Friedrich Wilhelm III. wurde derſelbe wieder aufgenom⸗ 
men und durch die Kabinets⸗Ordre vom 16. Juli 1799 zur 
Ausführung gebracht. Auf den adeligen Gütern fand indeß 


diefer Vorgang wenig Nachfolge; nur wenige adelige Befiger 


. Liegen fich zur Aufgebung der Srohndienfte bewegen, Die meis 
ſten beanügten ſich, bie ungemeffenen Spannpienfte in ges 
meffene zu verwandeln. 

Auch dad allgemeine Landrecht, das ein fehr gelegenes 
Mittel zur Reform diefer Verhältniffe geboten haben würde, 
änderte ‚nur wenig in ber bisherigen Verfaffung. Es fanktiv- 
nirte zwar die Aufhebung der perfönlichen Leibeigenfchaft als 








*) Diefe erreichten im Laufe von einigen 20 Sahren von Beens 
digung des fiebenjährigen Krieges an: die Sunme von 5,507,975 Thlr., 
von denen etwa fünftehalb Millionen den adeligen Beflgern zufielen. 
S. Hering: Ueber die agrarifhe Geſetzgebung. ©. 85. 
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einer Art ber perfoͤnlichen Sklaverei (7b... Tit. 7.. 6.148.) 
und erklaͤrte die Unterthanen außer der . Beziehung‘ zu bem 
Gute, zu welchem fie gehörten, in ihren Gefchäften und Bere 
bandlungen für freie Bürger ($. 14%); aber in Betreff des 
Berhaltniffes zu. den Qutöherrfchaften verwies ed .auf die in 
‚ben verfchiedenen Provinzen beftehenden Verfaſſungen ($. 87.) 
and nahm als fubfidiäre Grundlage dad Verhältniß der Guts⸗ 
unterthänigkeit an. Eben fo. unbebeutend. war ber. Einfluß 
des neuen Geſetzbuches auf die Ablöfung der Dienfte, Natu⸗ 
ral-Präftationen, Servituten und anderen Laſten. Der Ges 
ſichte punkt der möglichften Aufhebung derfelben war noch nicht 
feftgeftellt worden und die wenigen hierher gehörenden Vor⸗ 
ſchriften beabfichtigten nur eine zweckmaͤßigere Einrichtung‘ der 
beftehenden Verhältniffe. So warb beftimmt, daß alle Hofe- 
dienfte kuͤnftig fo viel als möglich in gemeffene Dienfte 
verwandelt werden follten (Th. IL Tit. 7. $: 314), fo wie 
‚ferner, daß es der Herrſchaft freiſtehen folle, mit Bewilli⸗ 
‚gung der Unterthanen Naturaldienfte in. Dienſtgeld und mit 
ihrer Zuziehung ungemeffene Dienfle in gemeffene zu ver 
wandeln. ° 

Hiernach blieb alfo der wefentlichen Grundlage nad das 
Verhaͤltniß der bäuerlichen Unterhänigkfeit in derſelben Form 
amd mit feinen beiden Hauptunterfchieden, der fogenannten 
wendifchen und deutfchen Art, fortwährend beftehen. 

Wir betrachten nun noch Eurz die eigenthümlichen Bedin⸗ 
gungen diefer beiden Hauptformen ber Unterthänigkeit*), und 
zwar zunächft die der erften, die ſich überall auf gleiche Weife 
geſtalteten und die hauptſachlich in den folgenden Merkmalen 
beſtanden: 

1) In der Verpflichtung zu veraͤnderlichen Dienſten und 
Abgaben, die der Gutöhert, wenn nicht befondere Vertraͤge 


*) ©. Kretfchmer: Eoncordanz der tonisl. Preußiſchen agra⸗ 
riſchen Geſetze, Einleitung. 


befimiun, belbebig erlifihen konnte, wenn der Bauer in ſeinem 
Mahrungifbaude und in der WVerfaffung, feine Abgaben ı an 
den Staat zu bezahlen, belaſſen wurde. 

2) Seinen Bauerhof befaß er nur fo lange, als es dem 
Gutsherrn beliebte, welche Bedingung dad Landrecht dahin 
abaͤnderte, daß die Bauern den Hof zur lebensluͤnglichen Be⸗ 
nutzung behielten, wenn fie ſich nicht vimer Handlung ſchutdig 
machten, die ihre Ausſtoßung nach ſich zog. 

3) Die Kinder und Wittwen hatten keinen rechtlichen 
Anfpruch auf die Erblichfeit des Beſitzes. 

4) Der Gutöbehörige mußte feinen ‚Hof verlaflen und 
eine andere Stelle annehmen; fobald er dad 25. Jahr 
erreicht ‚hatte, mußte er ieden Hof annehmen, den ihm ber 
Sutöherr uͤberwies. 


5) Dogegen durfte er ben Hef wicht kündigen 
0) Die unverheiraiheten Kinder mußten der Gutdherr⸗ 

ſchaft gegen uͤblichen Lohn und Koft dienen :und durften vhne 
EHautmiß :der Ointäherrfihaft nit fortzishn. 

7) Auch die Verheiratheten durften nicht fortziehn, ſon⸗ 
dern mußten gegen das uͤbliche Kohn ald Fagelöhner arbeiten. 

8) Wenn eine Eigenbehörige fid) mit einer freien oder 
einem andern Gute zugehörigen Perſon verheirathen wollte, 
fo mußte fie ſich loskaufen und trat im legtern Kalle in die 
Unterthänigfeit bed neuen Gutöheren über. 


9) Jeder verlaufene Unterthan Founte zurückgefordert 
werden; jede Gutsherrſchaft mußte ihn ausliefern und der 
Ausgetretene wurde beſtraft. | 
10) Der Gutöherr lieferte :den Bauern dad Vieh, bie 
Aderinftrumente, dad Saatkorn, Srodkorn und die bimölidhe 
Einrichtung (Hofmehr). Diefe mußte der Bauer wieber abs 
liefern, wenn er den Hof verließ, wobei ald Regel galt, daß 
das befte Stud jeder Art dem Gutäheren anheimfiel, 





11) Der Gutsherr hatte dab -Meabt Der kbrperlichen 
Zuͤchtigung feiner. Gutbunterthanen, welche icherall im Ver⸗ 
haͤltniſſe der Dienſtboten zu ibm flanden. 

12) Die Gutsherrſchaft war ‚verpflichtet, den Bauer bei 
Ungluͤcksſaͤllen in feinem Nahrungszuſtande gu erhalten, 

Dagegen hatte die Gutsunterthaͤnigkeit der andern Aut 
vielerlei Abflufungen vom "ganz freien Auflande an bis zu 
einem Berhältniffe, dad fi der erſtern Art näherte. Bu den 
ganz freien Bauern gehörten in Preußen die Kölver, Hoch⸗ 
zinfer, Affecuranten, Chateull-Bauern und Chateull«Köhner, 
in Schleſien, Pommern und in den Marken die Freiſchulzen. 
Sewoͤhnlich fand ſich die befthränkte Eigenbehoͤrigkeit in der 
Mittelmart, Priegnis, Altmark und in Schlefien, in bald 
firengerer,, batb milderer Borm, jedoch immer mit dem Cha⸗ 
rakter, daß die Höfe erblich -befeffen wurden, und daß die 
Dienſte größtentheil Per Zeit der Arbeit nach beflimmt waren; 
unbeſtimut waren in der Hegel wur Me Burg und Bau⸗ 
dienſte. Am vielen Orten machte nur der Beſitz des Bauer⸗ 
hofes gutsbehoͤrig, dergeflalt, daß der Wirsh-von feinem Hofe 
abziehen konnte, wenn er nur dem Gutsherrn einen tuͤchtigen 
Wehrdmann für fich fiellte, der die auf dem Hofe laflenden 
Dienfle und Abgaben keiften fonnte. An andern Orten mußte 
der Bauer feine Kinder dem Gutsherrn wenigftend auf einige 
Jahre zu Dienften überlaffen. Eben fo mußten, wenn ein 
Vater mehrere Söhne hinterließ und einer von ihnen ben 
vaͤterlichen Hof übernommen hatte, die Übrigen Bauer⸗ und 
Koffätenhöfe, welche ihnen der Gutsherr uͤberwies, beziehen. 

Die befte Anfıhauung von Der Verſchiedenartigkeit dieſes 
Berhältniffes giebt die Aufzählung der verſchiedenen Formen, 
wilde in der Mark vorkamen. Hier fanden fi) naͤmlich: 

1) Sreie Bauern mit eigener Gerichtöberkeit. 

2) Freie Bunern, welche der Patrimonialjuſtiz anter⸗ 
worfen waren, fonft aber in keinem Verhaͤltniſſe zur Gutb⸗ 
berrfchaft flanden. 


; 





8) Erbliche Bauern, bie perfönlich frei, aber vermöge 
des Grundſtuͤcks und der Hofwehr bienfipflichtige Unterhanen 
waren, fie konnten bie Höfe verkaufen, wenn ſie nur einen 
tuͤchtigen Wehrsmann flellten. 

4) Laſtbauern, welche die Hoͤfe vererben konnten, aber 
kein Eigenthum daran hatten. 
5) Unterthaͤnige und gutspflichtige Bauern. 
6) Pachtbauern, die perſoͤnlich frei waren. 
So blieb der Zuſtand der laͤndlichen Bevoͤlkerung fort⸗ 
während nicht nur ein hoͤchſt elender, da zu den gutsherrli⸗ 
chen Laften auch noch die Staatsabgaben, Kontuibution, Ka⸗ 
valleriegeld, Hufen» und Gebotſchoß und bie laͤſtigen Ver⸗ 
pflihtungen des Vorſpanns, der Soldaten » Einguartirung, 
Fouragelieferung u. f. w. hinzukamen, fondern er war auch 
ein rechts⸗ und fchußlofer, da ihnen fogar die Garantie. für 
"die Beachtung der etwa zu ihren Gunften getroffenen Anord- 
mungen fehlte. Zwar ſchien ihnen eine folde aus ber Beſtel⸗ 
fung ber. Landräthe zu erwachfen, denn diefe follten Rathge⸗ 
"ber und Beſchuͤtzer gegen die Bedruͤckungen ber landesherrli⸗ 
hen Pächter und der Gutsheren fein. Allein diefed Protektorat 
konnte ihnen feinen wirkliben Nugen bringen, da biefe Stel⸗ 
len nur mit Edelleuten befegt wurden, welche in der Gegend 
anfäffig waren, welche alfo die Solidarität des Staftenintereffe 
mit den Gutöheren vereinte. : Ihre Unfähigkeit geht ſchon 
daraus hervor, daß fie troß der firengen Verbote dad Zu⸗ 
fammenziehen der Bauerhöfe nicht hatten hindern können. 
Die giebt den Maßftab für ihre anderweitige Wirkſamkeit. 

Alſo der Abſolutismus that. fo gut wie gar nichts für 
die Emaneipation der ländlichen Bevoͤlkerung. Indem er dieß 
unterließ, gab er nicht nur eine ſchoͤne Wirkfamkeit aus den 
Händen, fondern er verfäumte auch die Aufgabe, welce er 
durch Beflegung der Feubalität übernommen hatte. Diefe 
konnte aber nur darin beflehen, daß er auch alle ihre Folge⸗ 
zungen aufbob und fie aus ihrem Beſitzſtande vertrieb. Cr 





faßte fie anders, und machte den an ihm ergangenen Ruf der 
Gerichte zu einer Lüge, ‘indem er anflatt fi zum Grund« 
pfeiler einer neuen gefellfchaftlichen Ordnung zu machen, bie 
Gewalt zu feinem Vortheile confidcirte. Damit ſprach er fich 
felbft das Urtheil, dadurch erzeugte er felbft den Keim ber 
Revolution. Wenn man diefen Gefichtöpunft feſthaͤlt — und 
er wird durch die Erfahrung geboten, — fo wird man das 
bi8 zum Ueberdruſſe wiederholte Gerede von der wohlthätigen 
Bedeutung des Abfolutismus nach feinem wahren Werthe zu 
würdigen wiflen. 


Die Folgen blieben auch in Preußen nicht aus. Der 
gefeierte Staat Friedrich des Großen war ebenfalld nichts 
Anderes gewefen ald ein militärifcher Patrimonialſtaat, den 
ein großer Geift zu einer mweltgefchichtlihen Bedeutung erho⸗ 
ben hatte. Er glänzte und imponirte, fo lange ihm biefer 
den Zauber feined Namens And feined Ruhmes lieh, und fo 
lange die andern Staaten auf berfelben Stufe ftehen blieben. 
Aber Staaten brauchen zu ihrer Erhaltung mehr ald einen 
großen Namen und vergangenen Ruhm, die den Mangel einer 
feften Machtgrundlage wohl eine Zeit lang verbeden, aber 
nicht erſetzen koͤnnen. | 


Preußen hatte aber Feine andere Stüße feiner Macht 
mehr ald einen gefüllten Schatz und eine dreflirte Armee. 
Jener war durch leichtfinnige Berfchwendung geleert worden, 
und die Armee war längft demoralifirt, obgleich ihr Stolz 
und das Vertrauen auf fie mit ihrem Verfall gewachfen 
waren, Diefer aufgeblafenen Scheinmacht trat nun eine nene 
Taktik, ein lebender großer Mann und der Geift einer neuen 
Zeit entgegen. So konnte der Sieg nicht lange zweifelhaft 
bleiben; das uͤbermuͤthige Kamaſchenthum erlag mit einem 
Streihe und mit ihm verlor der auf das Feudalwefen gegrüns 
dete abſolute Patrim onialſtaat feine einzige Stüge, | 


Nun trat eine neue Wendung ein, 
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Se Linge bie Herrfchaft des Abfohutiemus befand, hatta 

es als unumſtoͤßiges Ariom gegolten, daß der Adel die feſteſte 
Stüge des Throns fei, und: Daß der eine ohne den anberm 
gar nicht gedacht werben Tönne: point de noblesse point de 
royaute,. point de royauid point de .noblesse. In Irauf« 
veich war zwar dieſer Satz durch die Erfahrung beflätigt wor⸗ 
ben, als Abel und Thron ziemlich gleichzeitig gefallen waren; 
aber die Erfahrung hatte auch gezeigt, daß der Adel eine fehr 
gebrechliche Stuͤtze ſei. Er hatte dad Koͤnigthum nit vom 
Untergange retten Eönnen, fondern hatte eß fagar. in der 
Stunde der Gefahr verlaffen, und durch feine Defertion deflen 
Untergang befchleunigt. Diefed Beifpiel hätte auch für andere 
Regierungen lehrreich werden, und fie wenigftend zu dem 
Verſuche veranlaſſen koͤnnen, ihre Gewalt auf eine andere 
Grundlage zu bafiren, wenn es nicht Den Regierungen wie 
der Einzelnen ginge: fie wollen eigene, unmittelbare Er⸗ 
fahrung. . 
Dieſe wurde denn auch ber preußifchen Monardie in 
reihem Maaße zu Theil. Auch hier bewährte der Adel feine 
Entartung und zeigte fi ch gaͤnzlich außer Stande, feine ſchoͤ⸗ 
nen Worte zu erfuͤllen. Statt der geruͤhmten ritterlichen 
Tugend legte er die ſchmachvollſte Feigheit an den Tag, ſtatt 
ber ausſchließlich fuͤr ihn im Anſpruch genommenen Ehre gab 
er Beweiſe von Ehrlofigkeit, ſtatt der vorausgeſetzten Auf⸗ 
opferung entfaltete er den ſchimpflichſten Eigennutz. Die bei⸗ 
den anderen Staͤnde ſchauten dem Untergange des Staates 
ruhig zu, woraus ihnen kaum ein Vorwurf gemacht werden 
konnte, da ſie kein Intereſſe an ſeiner Erhaltung hatten. 

Da bie Gründe des Verfalls fo offen auf der Sand 
Ingen und burch eine vernichtende Erfahrung fo unwiderleg- 
lich dargethan worden waren, fo Tonnte ed nicht fehwer fallen, 
die Heilmittel aufzufinden. Jene hatten in der fehroffen 
Scheidung der Stände beftandens in des unverhältnißmäßigen 
Beguͤnſtigung des erften, in ber Apathie bed zeiten und in 
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der unterbrüdten Sage bes britten. Soflte Preußen wieber 
zu innerer Kraft und zu Außerem Anſehen gelangen, fo kam 
es darauf an, dieſe Gründe wegzuſchaffen: alfo die Stänbe 
aus ihrer Srcluffoitit herandzutreten und feſter an dad Staats⸗ 
Intereſſe zu fetten. Wirklich Iavirte die neuere Gefehgebung 
nach diefer Richtung hin und beftrebte fi, eine Vermifchung, 
wenn aud nicht Gleichſtellung der Stände, herbeizuführen, 
indem ſie dem erften dad Privilegium ded großen Grundbe⸗ 
figes nehm, ben zweiten hierdurch und burd die Einführung 
Der Gewerbefreiheit aud feiner abgefeplpfienen Verſtumpfung 
wedte, dem britten durch bie agrarifche Geſetzgebung ein 
menſchliches Loos bereitete und neben her noc durch das 
Geſetz über die Cmancipation der Juden eine mißhandelte 
und rechtlofe Klaffe von Unterthanen zu Staatöbürgern erhob. 

Indem die Regierung in der neuen Geſetzgebung die Untere 
fchiede der Geburt und ded Zufalld, wenn auch nicht aufhob, fo 
doch mehr verwifchte, betrat fie die Bahn der Menfchlichkeit und, 
Gerechtigkeit und hat dafür Anſpruch auf Anerkennung, welche 
nicht durch die Betrachtung verkuͤmmert werden ſoll, daß die 
Schritte, die ſie that, ihr durch die dringendſte Nothwendig⸗ 
keit und durch ihr eigenes Intereſſe abgenoͤthigt wurden; denn 
der Ruf der Nothwendigkeit zu gehorchen und das eigene 
wohlverſtandene Intereſſe zu erkennen, iſt ein Verdienſt, wel⸗ 
ches nicht alle Regierungen erworben haben. Freilich wuͤr⸗ 
den wir auch die Ruͤckſicht der Nothwendigkeit und des Be⸗ 
duͤrfniffes nicht unbeachtet laſſen dürfen, denn fie find ber 
leitende Gedanke der Reformen, nicht die Forderungen der 
Menſchlichkeit und Gerechtigkeit, deren Erfuͤllung allein durch 
dieſe beſtimmt wird. Zweck iſt nicht die allgemeine Freiheit, 
nicht das allgemeine Wohl, ſondern das Staatsintereſſe; jene 
werden nur beruͤckſichtigt, ſo weit ſie fuͤr dieſes nothwendig ſind. 

Die neuere Gefeggebung bat alfo auf eine Vermiſchung 
und Ausgleihung der Etände hingearbeitet. Es fraͤgt ſich 
nun, wie weit ihr dies gelungen iſt. 
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Ueber diefen Punkt find ganz entgegengefeäte Anfichten 
verbreitet. Nach der einen, welche Die herrfchende ift, wäre 
der Adel von feiner flolzen Höhe heruntergefunten und ganz 
mit der Maffe des Volks verfchmolzen. Diefelbe wird uns 
vorzüglich von Adelöfreunden gepredigt und in neuefter Zeit 
bat fie und Herr von Bülow - Gummerow in feiner be 
kannten Schrift über Preußen wieder aufgetifcht, wo er be= 
hauptet*), „die perfönlichen Vorrechte, die ber Abel ehemals 
gehabt, feien fämmtlic und ohne Ausnahme erlofchen; ver⸗ 
faffungsmäßig feien ihm Beine verblieben; er befige feine an« 
- deren, ald die ihm noch die Erinnerung zolle und die er ſich 
durch feinen perfönlichen Werth erwerbe.“ Herr von Buͤlow⸗ 
Cummerow iſt ſchon von Altersher**) als eingefleiſchter 
Ariſtokrat bekannt, und hat dieſe Eigenſchaft auch in der letz⸗ 
ten Zeit nicht verlaͤugnet, indem er ſich noch in ſeinem letzten 


Werke nicht nur hoͤchlichſt daruͤber ſtandalirt zeigt, DaB. 


„Perfonen der unterſten Klaſſen ***), wie z. B. Wirthſchafts⸗ 
Inſpektoren, Schulzen, Muͤller, Schuhmacher, Schornſtein⸗ 
feger, Scharfrichter u. ſ. w. in den Beſitz von Ritterguͤtern 
‚und den der damit verbundenen Vorrechte gelangen koͤnnen, 
fondern aud mit ehrender Beſorgniß der furchtbaren Zukunft 


*) Preußen, ſeine Verfaſſung u. ſ. w. S. 98. 


**) In feiner Schrift: Weber die Berwaltung des Staat 
fanzlers ftellte er die Sunferanfiht auf, dag Adelige fih zu Eis 
silbedienungen beffer qualificirten als bürgerliche Beamten, denn es 
fei feine Frage, daß ein Adeliger eine ganz andere Anficht von den 
Dingen zu einem folhen Poften in die Welt mitbringe, als ein 
Bürgerlicher. Und an einer anderen Stelle fagt er eben fo fhön: 
„Unbedenklich liegt in der Idee des Geburtsadeld etwas Höheres, 
Edleres, wodurch das Individuum, welches diefen Vorzug erhält, 
fih über ſich felbft zu erheben, und einen gewiffen innern Gehalt 
gewinnt, den ihm Niemand rauben Bann.“ 


*xx) Preußen, feine Berfaffung u. ſ. w. S. 3. 
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entgegengeblidt, wo die größere Mehrzahl der Ritterguͤter in 
den Beſitz von Bürgerlihen*) fommen werde. 

Da ber genannte Schrififteller feine ariftofratiiche Vor⸗ 
liebe offen zur Schau trägt, und die erſte Behauptung nur 
von Ariftofraten, alfo von befangenen und betheiligten Zeu⸗ 
gen aufgeflelt wird, fo müflen wir Mißtrauen gegen diefelbe 
fafien. Iſt es doch eine bekannte Erfcheinung, daß reiche 
Geizhaͤlſe fih den Anforderungen an ihren Beutel burd 
Berheimlibung ihres Reichthums und durch Klagen über 
ihren Nothſtand zu entziehen fuchen. Könnte ed nicht den 
Avelöfreunden eben fo gehen? Könnten nicht auch fie hinter 
den Klagen ibrer gefunfenen Macht und über ben Berluft 
ihrer „woblerworbenen” Rechte den aus dem Schiffbruche 
ungünftiger Zeiten geretteten reihen Befigftand verbergen ? 

Wir fragen alfo: Iſt es wahr, Daß die perfönlichen 
Rechte, die der Adel ehemals hatte, fämmtlich ohne Aus⸗ 
nahme erlofchen find? Iſt e8 wahr, daß der Adel keine 
gegenwärtige und reelle Bedeutung in unferem Etaatöleben 
bat? Diefe Fragen werden wir durch eine hiftoriiche Be⸗ 
trachtung des Verlaufs der agrarifchen Gefeggebung und der 
Entwidelung unferer Verfaffung zu beantworten verfucen. 
Aus diefen allein wird ſich eine richtige Schägung, ſowohl der 
Borrechte, Die der Adel eingebüßt hat, als derjenigen, die 
ihm verblieben find, oder die er neu erworben hat, gewinnen 
laffen. Diefe wird und dann zu dem ganz abweichenden Res 
fultate führen, daß der Adel Fein einziged feiner 
perfönlichen Vorrechte verloren hat, und daß, 
wenn er Berlufte erlitten, diefe nur fein Privile— 
gium bed großen Srundbefiged betroffen haben. 
Wir werden ferner feben, daß dem Adel zwar bie 
Ercelufivität des großen Grundbefiged genommen 
worden, baß aber dem großen Gundbeſitz alle feine 





*) Preußen, feine Verfaflung u. f. w. S. 9. 
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weſentlichen Privilegien verblieben ſind, und daß 
ſich auf der Grundlage des geöffneten großen 
Srundbefißed eine neue Hriftofratie gebildet 
bat, nämlich eine zeine Bodenariftofratie. 
Diefe ift neu und erft durch die Reorganiſations⸗Geſetzgebung 
ind Leben gerufen worden, benn vorher war der Ritterguts⸗ 
befiß an ben Vorzug der Geburt unauflößlich gebunden, waͤh⸗ 
rend jener jetzt allgemein zugänglid iſt und die mit demſel⸗ 
ben verbundenen feudalen Vorrechte nur von ber Bebingung 
bed Beſitzes abhängen. Endlich werden wir fehen, daß ber 
Geburtsadel durch bie Klaſſe ber Standesherren einen anfehn- 
lichen, mit fehr bedeutenden Privilegien bevorzugten Zuwachs 
erhalten hat. 


Sünfter Abſchnitt. 


Die Vorrechte des perfönlichen Adels. 





Nach der neuern Gefebgebung zerfällt der Adel m einen 
Adel der Geburt und des Bodens Beide Privilegien 
find haufig verbunden, koͤnnen aber auch getrennt jein, wäh: 
rend früher zwar dad Geburtöprivilegium auch mabhaͤngig 
vom Bodenprivilegium befand, aber diefed nicht ohne jenes 
gebacht werden konnte. Go find die beiden geſchichtlichen 
Entwillungsformen bed Adeld wieder zur gefonberten Dar⸗ 
ſtellung gelangt. Urfprünglid war ber Grundbeilt Bedin⸗ 
gung und Mittel der Freiheit und des Adels gewefen; aus 
diefem Boden⸗Adel hatte Ti dann durch das Ritterthum ein 
perfönlicher und Geburts⸗Adel gebildet, welcher allmählig nicht 
nar"mit dem erflern verwuchs, ſondern ihn auch fo gaͤnzlich 
in ſich abforbirte, daß der Befig nicht mehr Die Auszeichnung 
verlieh, fondern fie von der Geburt entlchnen mußte. Durch 
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bie neuere Geſetzgebung iſt nun das urſptuͤngliche Verhaͤltniß 
wieder hergeſtellt worden; der Beſitz ohne Ruͤckſicht auf die 
Geburt verleiht alle mit dem privilegirten Beſitz verbundenen 
Votrechte und Auszeichnungen. Daneben ift aber auch daß 
Seburtöprisilegium in ungebrocener Erchufleität beftehen ges 
blieben; man kann Rittergutsbefifer werden, aber man er⸗ 
wirbt dadurch noth Zeiten perfönlicden Adel, Mit dem Ver⸗ 
kaufe des Ritterguts oder durch die Verkleinerung deffelben 
unter die vorſchriftsmaͤßige Größe tritt man mieder in -Die 
Reihen der Richtprivilegitten zurück. Der vperfönliche Adel 
iſt nach wie ver cine. gefhloffene Kafte, welde ſich keinem 
fremden Eindringlinge eroͤffnet. Zwar Bann auch er auf dem 
Wege der Grade verliehen werden, aber dann ift ed nicht 
der aͤchte. 


Mir betrachten zunäcft die Worrechte, welche dem 
perſoͤnlichen Adel troß Herrn von Bülow-Qumme- 
rom zuftehen. | 


Der koſtbarſte Vorzug des Adels befteht in feiner Ges 
fehloffenheit und Unzugänglichkeit. Er ift eben etwas Edles 
und Befondered, weil man ihn durch feine Anftrengung und 
Mühe, oder doch höchftend nur durch die nichtadelige Kräfte 
überfleigende „Mühe geboren zu werden” erwerben kann. 
Berlöre er dieſen Vorzug der Unerreihbarkeit, fo würde er 
natürlich etwas Gemöhnlihes und Gemeined werden; daß 
Geſetz kann alfo nichts Größeres für ihn thun, ald wenn es 
ihn in derfelben erhält. 


Das allgemeine Landrecht, welches Herr von Haller 
als ein Produkt der Afterpbilofophie fhmäht, welches aber in 
dieſem Punkte den Vorwurf gewiß nicht verdient, thut dieß 
nun in mehrfachen Beflimmungen. Es erhält die fo wichtige 
Keinheit des Gebluͤts und der Fortpflanzung, indem eb den 
Adel mir durch einen adeligen Bater und aud einer Ehe zur 
rechten Hand forterben läßt. Ehen zur rechten Hand koͤnnen 
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aber wenigftend nicht wit Frauen aus dem niedern Bürger» 
flande oder aus dem Bauernftande gelichloffen werden, und 
wenn hierdurch auch die Vermiſchung des Blutes nicht ganz 
verhütet wird, fo wird doch der zu argen Verunreinigung 
deffelben vorgebeugt, Da aber durch Liefe fiir die Erhaltung 
des Standes nothwendige Anordnung ein Zwang für Die 
Neigung des Einzelnen erwachfen könnte, fo gleicht dad Geſetz 
diefe fcheinbare Härte wieder aus, indem es ben Adeligen 
geftattet, mit Iandeöherrlicher Genehmigung Ehen zur linken 
Hand zu fihließen; die aus einer folchen hervorgehenden Kin⸗ 
der geben freilich ded Vorzugs der adeligen Geburt verluftig. 
Anders verhält es fich, wie e8 auch in .der Natur der Sache 
liegt, mit den adeligen Perfonen weiblichen Standes, diefe 
verlieren, wenn fie durch Verheirathung mit einem Nichtadelis 
gen ihren Gefchlechtönamen ändern, alle perfönlichen Vor⸗ 
rechte des Adeld und Fünnen adeligen Stand und Familien- 
namen nur. wieder erlangen, wenn ihre Ehe mit einem Buͤr⸗ 
gerlichen für nichtig erflärt wird, . 

Das Geſetz ſchuͤtzt ferner die Ercluflvität des Standes, 
indem es beftimmt, daß Fein preußifcher Unterthan ohne Er= 
laubniß des Landesheren Standeserhöhungen bei fremden 
Staaten nachſuchen oder fich ihrer bedienen folle ; felbfi wenn 
ihm folhe aus eigener Bewegung von einem andern Staate 
verliehen werden follten, darf er fich ihrer nicht bedienen. 
- Ferner darf Niemand, welcher den Adel nicht durch Geburt 
oder landedherrliche Begnadigung erlangt hat, fich adelige 
Prädikate oder Vorrechte anmaßen. Eben fo wenig darf Ie= 
mand fich eined adeligen Wappens bedienen, wenn er nicht zu 
der Familie gehört, der daſſelbe ausdruͤcklich beigelegt iſt, 
oder auch nur eine Perfon des niedern Adels fich Nechte und 
Proaͤdikate der höhern Stufen anmaßen. 

Der Adel kann zwar auch verliehen werben; wie diefer 
verliehene Adel aber einerfeitd nicht der Achte iſt, fo hat er 
‚andererfeitd auch nicht bie Vorzüge des ererbten, namentlich 
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in allen Füllen, wo Statuten, Privilegien ober das ununter⸗ 
brochene Herfommen eined Ordens, Kapitel oder einer an⸗ 
bern Storporation einen ſtifts⸗ oder turniermäßigen Adel er» 
fordern. Im folben Zällen werden die im Ahnenbriefe Je⸗ 
manden ertheilten Ahnen nicht mitgezählt, und ed muß die 
adelige Geburt bei den Vorfahren von beiderlei Gefchlecht 
bargethan werden. Die lebtere Beſtimmung findet auch bei 
Yamilienfliftungen und Fideifommiffen ihre Anmendung, wo 
bie Chegattin wenigſtens den Nachweis von vier adeligen 
Ahnen liefern muß, 

Abgefehen von ber Erchufivität, welche dad Geſetz dem 
Adel einräumt, hat derfelbe aber auch ein Worrecht vor dem 
Geſetz, infofern ihm diefed einen befonderen Gerichtöfland bes 
wiligt. SInjurien, die ihm zugefügt werben, fchärfer beftraft 
als in andern Faͤllen, und ihm dad Recht giebt, im Zalle 
einer ihm ‚zugefügten Beleidigung flatt der gewöhnlichen Kla⸗ 
gen auf fiskaliſche Unterfuhung anzutragen. Noch fchärfer 
zeigt fich die Scheidung zwifchen den Ständen darin, daß 
wenn der Adelige Iemand mit einem Seiten« oder Schießges 
wehr angreift, ober Gegner zum Zweikampf auffordert, daß 
nicht wie bei Perfonen gewöhnlichen Standes ald Verſuch 
zum Morde angefehen und beflraft, fondern nach den Duell- 
‚Gefegen beurtheilt werden fol. 

Am auffallendften tritt aber wohl der Vorrang bes 
Adels in der Beſtimmnug hervor, nad welcher ein Adeliger 
wegen grober Verbrechen in ben durch die Striminalgefeße 
beftimmten Fällen des Adeld beraubt werden Fann. Der 
Adelige wird alfo erft durch ein grobed Verbrechen, was Die 
beiden andern Stände fhon von Haufe aus find. Hiernach 
kann man gemiffermaßen die beiden andern Stände als einen 
degrabirten Abel bezeichnen. 

Außfchließliche Auszeichnungen und Begünftigungen haben 
auch immer dußere Ehre und Außeres Anfehen zur Folge; 
:man wird es daher nach bem Vorhergehenden ganz in der 
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Ordnung finden müffen, wenn das Allgemeine Laudrecht den 
Adel noch ausdrüdtich als den erften Stand im Staate bes 
zeichnet, welchem nach feiner Bellimmung die Vettheidigung 
des Staates, fo wie die Umterflügung ber außern Würde 
und der innern Berfaffung deſſelben hauptſaͤchlich obliege. 

Hier ift zwar nur von bauptiädlich die Rebe, indeß 
war zur Zeit der Publikation des allgemeinen Landrechts und 
vor der Schlacht bei Jena ausſoließlich der richtigere 
Ausdruck. Bor Friedrih dem Großen finden fich allerdings 
noch Beifpiele, daß Nichtadlige fogar zu den hoͤchſten militaͤ⸗ 
sifhen Würben gelangen,- aber Diefer flellte dus Princip auf, 
daß nur Adlige die Offizierftelen befteiden dürften, und führte 
daffelbe Arenge durch. Nicht minder hatte fich ber Adel in 
ben audfchließlichen DBefig aller höhern Staatsaͤmter zu ſetzen 
gewußt. Diefed Vorrecht wurde durch bad Reglement vom 
6. Auguft 1808 aufgehoben, welches beflimmte, baß aller 
bisher flattgehabte Vorzug ded Standed beim Militär ganz 
aufhören und Jeder ohne Rüdficht auf feine Herkunft gleiche 
Pflichten und gleihe Rechte haben folle. 

Hier find wir endlich auf ein Vorrecht geftoßen, welches 
der perföntiche Adel eingebüßt, denn alle früher angeführten 
find ihm verblieben. Wir verfennen die Größe des Verluſtes 
nicht, er ift fehr bedeutend und namentlich hat er zur Ver⸗ 
minderung des abligen Einfluffes beigetragen, indem aus der 
Freigebung der Militär und Civilſtellen an alle Stände die 
abhängige Bureaukratie hervorgegangen ift, in welcher ber 
Adel dad entſchiedenſte Gegengewicht gefunden bat. Wir 
glauben indeß nicht, daß dadurch die übertriebenen Lamenta« 
tionen des Adels gerechtfertigt werden ; denn erftlich verdankte 
er diefen audfchlieglihen Vorzug nicht den Geſetzen, ſon⸗ 
dern der Gunſt der Verhältniffe, welche nie eine fichere Ga— 
rantie gewährt; fodann aber hat er nur dad Vorrecht, nicht 
dab Recht eingebüßt; fein ganzer Werluft befleht darin, daß 
er mit ben andern Ständen bat theilen müflen, und er felbft 





wird ſchwerlich behaupten wollen, daß dieſe Theilung ſehr zu 
einem Nachtheile ausgefallen ſei. Noch immer hat er ein 
debeutendes Uebergewicht *) in allen hoͤhern Civil-⸗ und Mi⸗ 
ütaͤrſtellen, und die Sache iſt im Grunde nur zum haupt» 
fächlich des allg. Landrechts zurüdgebraht. Es ift ihm 
alſo auch immer ein bedeutender Einfluß in der Staatsver⸗ 
waltung verblieben, den er natuͤrlich zur Befefligung und 
Ausbreitung feined Anſehns geltend zu machen fucht. Dieß 
M ſo unbeſtreitbar, daß felbft Herr von Bhlow- Gummes 
ro w ſich gebtungen fühlt, der Wahrheit die Ehre zu geben 
and einzugeſtehen: „baß der zahlreiche Abel in Preußen im» 
mer noch einen indirekten Einfluß auf das Ganze habe,“ 
Dagegen hat er die audfchließliche Berechtigung zu ben 
Ehrenſtellen bewahrt, d. h. nit zu den Staats⸗Aemtern, 
ſondern wohl nur zu den Hof⸗Aemtern, da jene vom allg. 





*) Wie günſtig dieſes Verhaͤltniß, das fortwährend im Steigen 
begriffen ift, ſich noch immer für den Adel geſtaltet, zeigt folgende 
Urberſicht: 

Nach der Rang⸗ und Quartierliſte von 1841 zählt die geſammte 
Armee 
099 Majors, v. denen 160 d. Bürgerfiande u. 371 d. Adel angehören. 

82 Obriſt⸗Lieut. v. d. 20 db. ff) ” n 62 " + B. 
116 Oberſten nm 7 » n» ” ” 101 "m" ” 
ga GeneralMai.,. Bun 
14 Gener.d. Inf. rn "nn 14 „ 

Am. günfigften fir deu Adel fett fd das Verhältnis ” der 
Sarde, in welcher von den gefammten 682 Offizierſtellen 22 auf 
den Bürgerftand und 660 auf den Adel kommen, 

Das umgedrehte Verhältnig tritt im Artillerie: und Ingenieur⸗ 
Torps ein,. in welchem von den gefammten 110 Offizierſtellen 900 
auf den Bürgerftand und 280 auf den Adel kommen. 

Ferner befanden fih nad dem Hof: und Staatskalender 

unter 13 Miniftern . . » + 8 Bürgerfihe und 9 Adlige. 


„9 Minifterial-Direkovend 1 „6 „ 
" 8 Oderpraͤſidenten Por 1 ” „ IT u 
„ 24 wirkl. Geh. Näthen . on „ 20 „ 
„ 28 Gefandten . . . „ nn Mi „% 
r 806 Landraäthen 44 an „. „A „ 





Landrecht immer nur ald Aemter der Bedienungen, aber nie 
als Ehrenftellen bezeichnet werden. Wie dem aber auch fei 
und welcher Begriff mit Ehrenftellen verbunden werden möge, 
fo bat der Adel jedenfall dad audfchließliche Borrecht auf Die 
Bekleidung der Hofämter, und er hat in diefem Vorrecht nicht 
einmal Anfechtung oder Mitbewerbung zu fürchten, da ibm 
feine feine Erziehung und feine Geichmeidigfeit eine befondere 
Sunlification zu denfelben verleihen. Mußte doc felbft Na⸗ 
poteon anerkennen, daß diefe nur bei dem Achten Adel zu 
finden fei, und auch er von diefom Dienfte annehmen, welche 
ihm fein neugebadener Adel nicht in der Vollendung geben konnte. 

Außerdem wären nur noch verfcbiedene Kleinigkeiten zu 
erwähnen, wie 3. B., daß die Wittwe eines Aocligen da, 
wu die Gerade üblih iſt, als Geradeſtuͤck die Kutfche nebft 
Dferden und Geſchirr erhält. Indeß werden auch fchon Die 
biöherigen Anführungen zur Genüge dargethan haben, daß 
- ber perfönlibe Adel alle ihm gefeglich zugeflandenen Beguͤn⸗ 
fligungen bewahrt bat, und daß Herr von Bülow - ums 
merow — mit feiner gütigen Erlaubniß ſei's gefagt — ſich 
eine Abweichung von dem wahren Sachverbältniffe hat zu 
Schulden fommen laflen, wenn er dad Gegentheil behauptet, 
Möge er felbfi die Differenz und den fubmiffen Ton, mit 
welbem wir feinen Kaftenvorurtheilen und feinen Entſtellun⸗ 
gen und Verdrehungen widerſprochen haben, ald eine Aners 
fennung feiner Standesüberlegenheit anfehen, ba die Ruͤck⸗ 
fiht auf diefe und nöthigen mußte, jeden Anftoß zu ver- 
meiden, der zu einer Gollifion hätte führen koͤnnen, in welcher 
ihm fein Stand abermald einen unbeftreitbaren Vortheil ver- 
lichen haben wuͤrde. 

Auß der vorangegangenen Darftellung haben wir alfo 
dies Nefultat gewinnen koͤnnen, daß der Adel alle. feine ge= 
. feglihen Vorrechte und einen bedeutenden Einfluß aud den 
Stuͤrmen ungünftiger Zeiten gerettet hat. Aber eben fo wahr 
ift es auch, daß er Verlufte erlitten hat. Zunaͤchſt hat er 
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durch bie Abfchaffung feiner ausfchließlichen Befugniß zur Be⸗ 
kleidung der Staatsämter einen Theil feines Einfluffed ver⸗ 
loren; wo er früher umnbeftritten herrſchte, hat er fich in ber 
legten Beit eine Theilung gefallen Iaffen muͤſſen. Sodann 
aber hat er einen Verluſt erdulden müfjen, deffen Größe fich 
zwar nicht in Bahlen angeben läßt, ber aber dennoch von 
der ungeheuerften Wichtigkeit ift: die Meinung ift von ihm 
abgefallen, theilweife durch die fortfchreitende Entwidlung, 
theilweife aber auch durch feine: eigene Schuld, 


Sechster Abſchnitt. 


Die agrariſche Geſetzgebung der Negenerationszeit. 





Preußiſche Schriftſteller haben die franzoͤſiſche Revolution 
und die preußiſche Regeneration oft mit einander verglichen, 
und dieſe eine friedliche Revolution genannt. Indeß findet 
zwiſchen beiden nicht nur der Ausdehnung und den Reſultaten 
nach, ſondern auch hinſichtlich der Ausgangspunkte ein wer 
ſentlicher Unterſchied ſtatt. | 

Jene ging von der Theorie aus, d. h. fie ftellte ein 
Princip an die Spite, begann mit allgemeinen. Grundfägen, 
die fie mit ſyſtematiſcher Gonfequenz durcharbeitete und 
entwidelte. Abgewendet von der bisherigen Erfahrung und 
unbefümmert um dad Worhandene, zu welchem fie in 
ein feindliche Verhaͤltniß trat, befchäftigte fie fih nur mit 
dem, was ſein ſollte: dem Wirklichen ſetzte ſie das Ideal 
entgegen, dem wirklichen Staat den idealen Staat, der wirk⸗ 
lichen Gefellfchaft die ideale Geſellſchaft. Eine geraume Zeit 
beftanden beide neben einander, bis die Ideale aus den Buͤchern 
hervorfprangen und ſich m die Wirklichfeit umfegten, Wie 





mit einem Bauberfihlege traten ber nene Staat und bie new 
Sefelfchaft ind Leben, und wie in der Beiſpielſammlung zw 
einem Pebrbuche orbneten fick Die einzelnen Thaten unter bie 
Rubriken der Theorie. 

Die preußiſche Regeneration war praktiſch, d. h. fe 
ging von ber draͤngenden Nothwendigkeit und vom 
unmittelbaren Bedürfniß aus. Dieſes rief eine Reihe 
von Reformen hervor, die aber weder aus einem hoͤchſten 
Princip floſſen, noch in ſyſtematiſchem Zuſammenhang mit 
einander ſtanden, noch ſich ihrer Conſequenzen bewußt waren; 
ſie waren Inproviſationen des Augenblicks und der Noth, und 
darum gingen fie auch nicht weiter, als diefe gebot. Da 
ihnen ein beftimmted Princip fehlte, fo hatten fie auch Fein 
beftimmtes Ziel und Feinen nothwendigen Abſchluß. Die Bee 
wegung. in Frankreich war ferner durch eine Revolution des 
allgemeinen Bewußtfeind hervorgerufen worden, dad mit den 
beftehenden fiaatlihen und gefellfchaftlihen Einrichtungen in 
Bwiefpalt geratben war. In Preußen wurbe dagegen Die 
Bewegung von ber Regierung begonnen und geleitet, dieſe 
hbernahm eine Aufgabe, welche die eigene That bed Volks 
hätte fein müflen, und welche deshalb nicht zu ihrem Ziele 
geführt werben konnte. Die Regierung wollte fih ein Volk 
„bilden, während dad Volk fi hätte eine Regierung uach 
feinem Willen und nach feinen Beduͤrfniſſen fchaffen muͤſſen. 

Das unmittelbare Bebürfniß erwartet feine Rettung immer 
aur von materiellen Verbefferungen; die geifligen Anforder un⸗ 
gen berüdfichtigt e8 nur nebenher und fo weit, als es von. 
diefen einen Einfluß auf jene voraudfegen zu koͤnnen glaubt. 
So bildet in Preußen die agrarifche Gefeugebung die Grund⸗ 
Lage und den Ausgangspunkt aller weitern Reformen. Durch 
den unglüdlichen Krieg waren bie Gränzen und die Kräfte 
bed Staates fehr zufammengefchrumpft, und auch ber Friede 
brachte Peine Erholung, fonbern legte täglich die unerſchwing⸗ 
lichſten Opfer auf. Um bei vermindertem Kapital bie geſtei⸗ 





garten Anforderungen befriedigen zu Fännen, mußte man na⸗ 
taͤrlich ſuchen, daſſelbe fo ventabel wie möglich zu machen, 
Unter folchen Umſtaͤnden melbete fi die Theorie der Natige 
naloͤkonomie, welche ſchon feit längerer Zeit die Segnungen 
bes freien Verkehrs und der freien Concurrenz predigte, und 
weiche num durch die Schüler des Profeflord Straus in 
Königäberg Eingang bei ber StaatBvermaltung fand. Der 
Staat hatte Dunbratmeilen und Emlünfte verloren; er ſuchte 
diefen Berluft zu deden, indem er dem ihm verbliebenen 
Kapitel durch raſchern Umſatz höbere Binfen abzwang; er 
bette ferner „Seelen“ verloren; er ſuchte Erfah dafür, indem 
er einem großen heile der erhaltenen einen höheren more 
liſchen Werthflempel aufdruͤckte. 

Die agrariſche Geſetzgebung hat keine philoſophiſche oder 
menſchliche Tendenz, ſondern eine materiell oͤkonomiſche; we⸗ 
nigſtens wird dieſe allein in den betreffenden Geſetzen hervor⸗ 
gekehrt *), uͤberall wird die Befoͤrderung bed Wohlſtandes 


*) Sp namentlich in dem Edikte vom 9. Oktober 1807, welches 
folgende Motive anführt: „Nach eingetretenem Frieden hat Uns die 
Sorge für den gefunfenen Wohlſtand Unjerer getreuen Un⸗ 
terthanen, deſſen baldige Wiederherſtellung und möglichite Erhöhung 
sor Allem beschäftigt. Wir haben hiebei erwogen, daß es bei der 
ollgemeinen Noth die Uns zu Gebot ftehenden Mittel überfteige, 
jedem Einzelnen Hülfe zu verihaffen, ohne den Zweck erfüllen zu 
koͤnnen, und Daß es eben ſowohl Die unerläßlichen Forderungen ber 
Gerechtigkeit, ‚old den Grumdfägen einer wohlgeordneten Staats⸗ 
wirthfchaft gemäß fei, Alles zus entfernen, was den Einzelnen bisher 
hinderte, den Wohlftand zu erlangen, den er nach dem Maaß feiner 
Kräfte zu erreichen fähig war. Wir haben ferner erwogen, daß bie 
vorhaudenen Beichränfungen theils im Beſitz und Genuß des Grund: 
eigenthbums, theils in den perfünlihden Verhältnifien des Landarbei⸗ 
terd, Unferer wohlmollenden Anficht vorzüglich entgegenwirken, und 
der MWiederherftellung der Kultur eine große Kraft feiner Thätigfeit 
entziehe, jene, indem fia auf den Werth des Grundeigenthums uud 
den Kredit Des Grundbefigers einen höchſt fhädlichen Einfluß haben, 
biefe, indem fie den Werth der Arbeit verringern. Wir wollen daher 
beides auf diejengen Schranken zurüdführen, welche Das gemeinfame 
Wohl ubthig malt.” 


ber Einzelnen. ald. ber leitende Gedanke außgefprochen; Die 
Berwaltung fucht Diefen zu heben, weil auch ihr Jutereſſe 
dabei .betheiligt ift, ſie will die Schranken aus dem Wege 
räumen, welche ben Einzelnen an ber freien Entwidelung 
feiner Kräfte hindern, weil ſolche Beſchraͤnkungen den Grund⸗ 
fügen einer wohlgeorbneten Staatswirthfchaft zuwider find. 
Es ift alfo nicht der Haß der Schranken, welder den Im⸗ 
puls gibt, fondern das ſtaatswirthſchaftliche Intereffe; 
nicht die Befreiung der Perfonen, . fondern die Befreiung 
bes Bodens ſteht als Zweck da. Es follen daher auch 
nicht die Schranken ald ſolche und nicht alle Schranken ein⸗ 
geriffen . werden, fondern nur diejenigen, welde fich 
nicht mit dem gemeinfamen Wohle vertrügen, ob» 
gleich .jede Schranke eine Abfperrung des Privatintereffed gegen 
dad allgemeine Wohl if. Wird mit der Beförderung bes 
Wohlſtandes der Kinzelnen Exrnft gemacht, fo muß diefelbe 
freilih. auch zur perfönlihen Freiheit führen, denn dieſe 
ift die conditio sine qua non des materiellen Erwerbes, wie 
diefer wieder die umerläßliche Garantie der perfönlichen Frei⸗ 
heit bildet. Diefe Forderung wird auch erfüllt;. die Befreiung 
ded Bodens hat die Befreiung der Perfonen zur Zolge. Aber 
weiter reicht die Kraft des flaatdwirthfchaftlichen Arkanums 
nicht. Nachdem es freie Menſchen gebildet hatte, wollte es 
auch freie Bürger bilden: an die agrarifche Gefeßgebung follte 
fich eine freie Gemeinde» und Staatöverfaffung fihließen. Aber 
biefe Famen nicht zu Stande, oder Eonnten ſich wenigſtens nicht 
durchſetzen und behaupten, weil das Princip der Freiheit nicht 
an die Spitze geſtellt worden war. Die politiſche Freiheit 
konnte ſich nicht aus der ſtaatswirthſchaftlichen entwickeln, 
waͤhrend bei umgekehrter Bildung dieſe ſich nur als nur 
ausdruͤckliche Folge der erſteren ergeben haben wuͤrde. 

Anders in Frankreich, wo der umgekehrte Weg einge⸗ 
ſchlagen wurde. Auch hier wurde die Emandgation der Lande 
bevölterung ‚durch die Revolution bewirkt, indeß ‚nicht aus 
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Küdiist auf den Wohlfland der Einzelnen ober die Befreiung 
bed Bodend, fondern im Intereſſ e der perſoͤnlichen Freiheit 
Die Revolution wollte freie Menſchen und freie Buͤrger, ſie 
wollte politiſche und buͤrgerliche Freiheit; indem ſie dieſe 
proklamirte, ſprach fi ie auch zugleich die Befreiung des Bo⸗ 
dens aus. 

Die agrariſche Sefekgebung hatte eine zweifache Ten⸗ 
benz: fie wollte 1) die Befchränfungen aufheben, welche auf 
dem Genuffe und dem Befig des Grundeigenthums laſteten, 
2) wollte fie bie perfönlichen Verhaͤltniſſe der bandbewehuer 
reformiten. 


1. Aufhebung der auf dem Grundeigenthum 
laſtenden Beſchraͤnkungen. 


Zur Erreichung dieſes Zweckes ordnete das „Edikt, | 
ben erleichterten Befit und den freien Gebraud 
des Srundeigenthbumß, fo wie die perſoͤnlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Landbewohner betreffend, folgende 
Maßregeln an: 

I. Freiheit des Guͤterverkehrs. Jeder Einwoh⸗ 
ner des preußiſchen Staats, jedoch mit Ausnahme derjenigen, 
welche durch Religionsbegriffe behindert wuͤrden, den ganzen 
Umfang ihrer Buͤrgerpflichten zu erfüllen *), ſollte ohne alle 
Einfchränfungen in Beziehung auf den Staat zum eigenthuͤm⸗ 
lihen und Pfandbefige unbeweglicher Grundſtuͤcke aller Art 
berechtigt fein; der Edelmann alfo zum Beſitz nicht bloß 
adeliger, fondern auch umädeliger, bürgerlicher und bäuer« 
licher Güter aller Art, und.der Bürger und Bauer zum 
Befig nicht bloß bürgerlicher und anderer unabeliger, fondern 
auch abeliger Grundflüde, ohne daß der eine oder ber andere 
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+) Das Edikt vom 11. März 1812, welches die Zuden zu Staats⸗ 

bürgern erhob, verlieh ihnen auch das Recht, Grundſtücke jeder Art, 

gleich den chriſtlichen Einwohnern, alfg auch Nittergüter zu erwerben. 
0 6 
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zu irgend einem Guͤtererwerb einer beſondern Erlaubniß bes 
dürfe. Alle Vorzüge, welche bei Gutermwerbfchaften der 
adelige vor dem bürgerlichen Erben hätte, und bie bisher 
durch den perſoͤnlichen Stand des Beſitzers begrimbete Ein- 
fhränfung und Suspenfion gewiffer gutöherrticher Rechte 
follten gänzlich wegfallen. 

I. Freie Wahl des Gewerbes. Jeder Edelmann 
follte, ohne allen Nachtheil für feinen Stand‘, befugt fen, 
bürgerliche Gewerbe zu treiben, und jeder Bürger oder Bauer 
ſollte berechtigt fein, aus dem Bauer» in ben Buͤrger⸗ und 
aus dem Buͤrger⸗ in ben Bauerftand zu treten. 

I. Modification des gefeglihen Vorkaufs und 
Naͤherrechts. Daffelbe follte fernerhin nur bei Lehns⸗ 
Obereigenthiimern, Erbzinsherrn, Erbvorpaͤchtern, Miteigen« 
thuͤmern und da eintreten, wo eine mit andern Grundflüden 
vermifhte oder von ihnen umfploffene Beſitzung veraͤußert 
wuͤrde. 

IV. Theilung der Grundſtuͤke. Die Beſitzer an 
ſich veraͤußerlicher ſtaͤdtiſcher und laͤndlicher Grundſtuͤcke und 
Guͤter aller Art ſollten nach erfolgter Anzeige bei der Landes⸗ 
polizeibehoͤrde, unter Vorbehalt der Rechte der Realglaͤubiger 
und der Vorkaufsberechtigten zur Trennung der Rabikalien 
und Pertinenzien, fo wie überhaupt zur theilweiſen Veraͤuße⸗ 
rung, alſo auch die Miteigenthuͤmer zur Teilung derfelben 
unter fi), berechtigt fein. - 

V. Erbverpachtung der Privatgüter, Seder Grund» 
eigenthlimer, auch der Lehns⸗- und Fideicommißbefiger follte 
ohne alle Einfchränfung befugt fein, nicht bloß einzelne Bauer» 
höfe, Krüge, Muͤhlen und andere Pertinenzien, fondern auch 
dad Vorwerksland ganz ober zum Theil und in beliebigen 
Theilen zu vererbpachten, ohne daß dem Lehns⸗Obereigen⸗ 
thümer, den Fideicommiß⸗ und Lehnöfolgern und den ingrofs 
‚ firten Stäubigern ein Widerfpruch geftattet wurde, wenn nur 
das Erbſtands⸗ oder das Einkaufs geld zur Tilgung des zuerſt 








ingroffirten Kapitels, ober ‚bei. Lehnen und Fideicommiffen in 


etwaiger Ermangelung ingrofirter Schulden, zu Lehn oder 


gFideicommiß verwendet, und iu Ruͤckſicht auf die nicht abge⸗ 


löften Realrechte der Hypothefengläubiger, von der Iandfchaft« 
lichen Greditdireftion der Provinz oder von ber Landeoͤpolizei⸗ 
behoͤrde atteſtirt wuͤrde, daß die Erbverpachtung ihnen un⸗ 


ſchaͤdlich ſei. 


VL Einziehung und Sufammenfhlagung der 
Baunergliter. Mit Zuffimmung ber Kammer der Provinz 
folte den Gutöbefigern die Zuſammenziehung mehrerer Höfe, 
die. nieht erblich, erbpacht⸗ aber erbzinsweiſe ausgethan wären, 
geftastet werden, fobald auf dem Gute Feine Erbunterthänig« 


keit mehr flattfände. Würden die Bauerhöfe aber erblich, 


erpacht⸗ oder erbzinsweiſe befeflen, fo follte zuvor dad Recht 
des bißherigen Beſitzers, fei ed durch Veräußerung beffeiben 
an die Gutöherrfchaft oder auf einem andern gefeglichen Wege, 
erloſchen fein muͤſſen. 

VI. Aufhebung der Lehne, Familienſtiftungen 
und Fideicommiſſe durch Familienſchluͤſſe. Jede, kei— 
nem Obereigenthuͤmer unterworfene Lehnsverbindung, jede Fa⸗ 


milien⸗ und jede Fideicommiß⸗Stiftung ſollte durch Familien⸗ 


ſchluß beliebig abgeaͤndert oder aufgehoben werden koͤnnen. 
Dieſe Anordnungen, welche alle in dem einen Zwecke 
zufammenlaufen,. dad Grundeigenthum von den beſtehenden 
Hemumiffen zu befreien und eine ‚größere Beweglichkeit deffel« 
ben zu bewirken, damit es durch freiere Benutzung und durch 
vermehrte Goncurrenz einen höheren Wert) und eine geſtei⸗ 
gerte Ertragsfaͤhigkeit erhalte, werben nun in dem Edikte 


zur Befdrderung ber Landkultur *) prägnant zuſam⸗ 


mengefaßt und kurz präfumirt in der Beftimmung: „daß jeber 


+) Auch der Eingang diefes Edikts, welcher eine kurze und tref⸗ 
fende Darſtellung der von der freien Bodenbenutzung zu erwartenden 
Vortheile enthält, verdient angeführt zu werden, weil er die mate⸗ 


rielle Grundlage und Dichtung ber neuen Geſetzgebußsg heſtatigt. 
| | g* 
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Grundbeſitzer ohne Ausnahme befugt fein ſolle, uͤber ſeine 
Grundſtuͤcke inſofern frei zu verfuͤgen, als nicht Rechte, welche 
Dritten darauf zuſtehen, und and Fideicommiſſen, Majoraten, 





Ueber diefe verräth er ein fehr deutliches Bewußtſein, aber er faßt 
‚fie wieder ganz ifolirt und hebt wiederum nur die Rüdiiht auf den 
. Boden hervor. Derfelbe lautet: „dieje unbeſchränkte Dispofition hat 
vielfachen und großen Nuten. Sie ift das ficherfte und beſte Mittel, . 
die Srundbefiger nor Verfchuldungen zu bewahren, ihnen ein dauern⸗ 
- des und ˖lebendiges Interefie für Verbeſſerung ihrer Güter zu geben, 
und die Kultur aller Grundftücde zu befördern. Krfteres gefchieht 
dadurch, daß bei Erbtheilungen oder font entftehenden außerordent- 
lichen Geldbedürfniffen des Annehmers oder Beſitzers eines Hofes fo 
viel einzelne Grundftüde verfauft werden fünnen, daß derfelbe fchul- 
denfrei bleibt, oder ed wird. Das Intereſſe gibt die, für Eltern fo 
wünjchensmwerthe und wohlthitige Kreiheit, ihr Grundeigenthum un— 
. ter ihre Kinder nach Willkür zu vertheilen, und die Gemwißheit, daß 
diefen eine jede DVerbefferumg zu gute, kommt. Die Kultur endlich 
wird eben hierdurdy und zugleich dadurch gefihert, daß die Grunds 
ſtücke, welche in der Hand eines unvermögenden Beſitzers eine Vers 
ſchlechterung erlitten hätten, bei dem Verkaufe in bemittelte Hände 
‚geratten, die fle im Stande erhalten. Ohne dieſen einzelnen Ber- 
kauf wird fehr oft der Beſitzer tiefer verfchuldet und der Ader ent- 
Priftet. Durch die Veräußerung wird er fihuld= und forgenfrei und 
erhält Mittel, das ihm verbleibende Land aut zu kultiviren. Es 
bleibt alſo alles Land bei dieſem beweglichen Beſitzſtande in guter 
Kultur, und der einmal erreichte Punkt, Fann durch ‚Snduftrie und 
Anftrengung wohl noch höher gebracht werden, ohne äußere flörende 
Einflüffe ift ein Zurücdfinfen nicht leicht zu beforgen. Aus der Ver: 
einzelung entipringt noc ein anderer fehr beachtensmwerther Bortheil. 
Sie ‚gibt nämlich den fogenannten Eleinen Leuten, den Käthnern, 
Gärtnern, Büdnern, Häuslern und Tagelöhnern Gelegenheit ein 
Eigenthum zu erwerben und ſolches nach und nach zu vermehren. 
Die Ausfiht Hierauf wird diefe zahlreiche und nützliche Klaſſe Unferer 
Unterthanen fleißig, odentlih und fparfam machen, weil fle nur das 
dur die Mittel zum Landanfauf erhalten Fünnen. Viele von ihnen 
werden fi emporarbeiten und dahin gelangen, fih durch anſehn- 
lihen Landbeſitz und Induftrie auszuzeichnen; der Staat erhält alfo 
eine neue ſchätzbare Klaſſe fleifiger Eigenthümer, und durch das 
Streben, ſolches zu werden, gewinnt der Aderbau mehr Hände, und 


durch die vorhandenen in Folge der freiwilligen größern Anftrengung 
mehr Arbeit als Bisher.“ 
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Lehnsverband, Schulbverpflichtungen, Servituten u. dgl. hers 
rühren, baburch verlegt würten. Demgemäß folle mit Aus⸗ 
nahme dieler Faͤlle jeder Eigenthümer fein Gut oder feinen 
Hof durch Ankauf. oter Verkauf, oder fonft auf rechtliche 


Weiſe willführlih vergrößern eder verkleinern Eönnen. . Er 


fole fie vertaufchen, verfchenten oder fonft nach Willführ im 
rechtlichen Wege damit fchalten können, ohne zu einer dieſer 
Veränderungen einer befondern Genehmigung zu bedürfen.‘ 
Nachdem dad genannte Edift anf Diele Weife dad Princip der 
freien Bodenbenugung noch einmal und in feinem ganzen 
Umfange anerfannt hatte, ging es zur weitern Entwidelung 
einer in demfelben enthaltenen Gonfequenz über, Die für Die 
Beförderung ded Wohlſtandes“ von der entfchiedenften Wich⸗ 
tigkeit fein mußte. Die Freiheit der Bodenbenuguig invole 
pirte auch die Theilbarkeit des Grundbefiged und 
wirklich war auch diefe fron im „Edikt über den erlcichterten 
Befig” ausgeſprochen worden. Diele dort nur allgemein 
bingeftellte Beflimmung wurde nun fpezialifirt und erweitert, 
in der deutlich audgefprochnen Abfiht, die Vermehrung 
des Fleinen Eigenthums zu befördern. Durch dad Her⸗ 


vorheben dieſes Zweckes erhält aber auch Das neue Evitt eine 


andere Bedeutung ; ed führt gemiffermaßen eine demofratifche 
Tendenz in Die agrarifche Gefeßgebung ein, indem ed das 
Gigenthum zu verallgemeinern ſucht und nicht bloß auf Theis 
lung überhaupt, fondern auf Theilung im Intereffe des klei⸗ 
nen Eigenthums und auf Erzeugung neuen Eigenthumd hin⸗ 


. arbeitet. 


Die Theilbarkeit des Bodens zunächft fuchte ed nun zu 


- befördern, indem es die Hinderniffe entfernte, weldye aus dem 


Ginfpruche der Gläubiger oder aus andern Berechtigungen 
entftehen konnten. Es beftimmte in dieſer Beziehung, daß 
Realgläubiger oder etwa vorhandene Lehns⸗Fideicommiß⸗ und 
Majoratd-Berechtigte einer veränderten Benugung nicht ſoll⸗ 
ten widerfprechen dürfen, und ſich jede Vereinzelung follten 


U N U 7; 


gefallen laſſen müffen, wenn diefe Operationen nach bem Sut⸗ 
achten zweier Kreisverordneten für nöthig befunden wurden 
und wenn bie Verwendung ber Kanfgelder entweber in Der 
Subflanz der Güter ober zur Tilgung der darauf baftenden, 
ben übrigen Hypothekarien vorftehenden oder die Mitberech- 
" tigten auch mit verpflichtenden Realſchulden geſchaͤhe. 
Eine weitere Begünftigung ber freien Bodenbenutzung 


und. zugleich der Vereinzelung befand darin, daß alle Be⸗ 


ſchraͤnkungen, welche ſowohl dad allg.. Sandredit wie die Pro⸗ 
vinzial⸗ Forftordnungen der Benugung der Privatwaldungen 
vorfchrieben, aufgeheben werben follten. Die Eigenthiümer 
follten folhe nach Belieben benugen, urbar machen oder par⸗ 
zelliren können, fo weit ihnen nicht Verträge mit einem Drit- 
ten oder andern Berechtigungen entgegenftänden. 

Endlih Fam auch ber Staat den Vereinzelungen durch 
eine amgemefjenere Orbnung der Staatdabgaben und Laſten 
entgegen. Alle Diejenigen Abgaben u. ſ. w., die auf dem 
Ganzen der Güter ruhten und nicht vertheilbar auf die ein⸗ 
zelnen Theile wären, follten aufgehoben werben, und der 
Militärvorfpann, der beibehalten werden mußte, allen Grund⸗ 
befigern ohne Ausnahme nah Maaßgabe ihrer Anfpaanung 
auferlegt werden. Da nun alle neuen, dem platten Lande 
aufzuerlegenden Abgaben nur perſoͤnlich fein follten, fo konnte 
nur noch aud der Grundſteuer eine Schwierigkeit hervorgehn, 
und and) diefe follte bei vorzunehmenden Bereinzelungen durch 
verhaͤltnißmaͤßige Repartition auf die einzelnen Theile befeitigt 
werben. - J 

Das Edikt eroͤffnete indeß dem Entſtehn des kleinen 
Eigenthums auch noch eine andere Quelle, indem es die Ver⸗ 
wandlung der Erbpachtsbeſitzungen in freies Eigenthum ge⸗ 
ſtattete und befoͤrderte: in Zukunft ſollten die Erbverpachter 
verpflichtet fein, ſich die Abloͤſung des Kanons gefallen zu laſſen 
und dieſelbe ſogar in kleinern Raten anzunehmen; zugleich 

wurde dad in Weränderungsfällen anfällige Laudemium und 
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andere unbeflimmte Abgaben auf: eine Sährlichkeit beſtimmt 
und abloͤslich gemacht, und dem Erbpaͤchter die Befugniß 
eingeräumt, einzelne Theile zu veräußern. 

Zegte nun. in den angeführten Beflimmungen die Geſetz⸗ 
gebung eine gegen den großen Grundbefig gerichtete, die 
Vermehrung des. Heinen Eigenthums begünftigende Tendenz 
an ben Tag, fo hielt fie dieſelbe doc nicht feſt, fondern 
paralyfirte Diefelbe wieder, indem fie nad und nad) Die 
Schranken loderte, welche bis dahin die Integrität des leg 
teen geſchuͤtzt hatten. Während die frühern Regenten fich bie 
Erhaltung deffelben mit faft ängftlicher Sorgfalt hatten ange⸗ 
legen ſein laſſen, ging die neuere Geſetzgebung mehr und 
mehr von dieſer Ruͤckſicht ab. Nachdem ſchon das Edikt über 
den erleichterten Beſitz die unbedingte Erhaltung des kleinen 
Eigenthums aufgegeben hatte, machte die Verordnung 
wegen Zuſammenziehung der baͤuerlichen Grund⸗ 
ſtücke und Verwandlung derſelben in Vorwerks— 
land dieſelbe von der Erlaubniß der Kriegs- und Domainen⸗ 
kammer abhaͤngig. Dieſe Erlaubniß ſollte aber ertheilt werden, 
wenn ſich ergaͤbe, daß auf das betreffende Land Niemand ein 
Erbrecht, Erbpacht⸗ oder Erbzinsrecht zuflehe, und daß dafs 
felbe erſt ſeit 1752 in Oſtpreußen und feit 1774 in Wefls 
preußen ald Bauerland benugt werde: Bei den unter diefen 
Bedingungen geftatteten Zufammenziehungen follten aber nur 
die beiden Rüdfichten ald Norm feftgehalten werten, baß 
1) für den Fall neu dadurch zu errichtender Etabliffements 
ein. jeded nicht mehr ald 4 Hufen in der Niederung und 8 
Hufen auf ber Höhe enthielte; daß 2) für den Fall der Zus 
faramenfchlagung des Bauerlanded zu Vorwerksland, wenig 
ſtens eben fo viel Bauerland, wie eingezogen worden, erbzind« 
oder erbpachtweife in Etabliffements von 4— 8 Morgen ges 
bildet und ausgethan würde. Nichts deſto weniger follte 
aber auch dem Gutsbeſitzer geſtattet werden, in einem eins 
zelnen. Bauerdorfe mehr ald bie Hälfte oder fogar fümmtliche 
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Bauerländereien. zum Vorwerk einzuziehn, fobald er nur auf 
einem andern Gute oder Vorwerk ein dem Fläheninhelte, 
um melden er bie tarifmäßige Hälfte überfchreiten wollte, 
an Größe und Güte möglichft gleichfommended Xerrain aus⸗ 
thäte oder zu Etabliffements hergäbe. 

Indem diefed Edikt die Negel aufftellte, daß von allen 
vor 1752 und 1774 vorhanden gewefenen Bauerlänbereien 
die Hälfte in Vorwerksland verwandelt werden koͤnne, gab 
e8 einen großen Theil der bäuerlichen Befigungen der unge⸗ 
meffenen Vergrößerungsfucht der großen Grunbbefiger preis, 
die noch einen weitern Spielraum, durch das Edikt über die 
Regulirung der gutöherrlihen und, bäuerlichen Verhältniffe, 
erhielt, indem dieſes ($. 33) beflimmte, daß die Gutsherrn 
befugt fein follten, alle im Laufe ded Kriegd wuͤſte geworbe- 
nen Bauerhöfe einzuziehn, wenn fich bei der in einem einzi⸗ 
gen Zermin abzuhaltenden Subhaftation Fein Annehmer fände, . 
welche Beſchraͤnkung fo gut wie nichts zu bedeuten hatte, wo 
der Gutsherr zugleich Gerichtsherr war. 

Noch weiter ging die Deklaration dieſes Edikts vom 
29. Mai 1816, welche auch die letzte Foͤrmlichkeit aufhob. 
Nach dieſer ſollte die Einziehung der Bauerhoͤfe den Guts⸗ 
herrn geſtattet ſein, ſobald ſie dieſelbe ihrem Vortheile ange⸗ 
meſſen faͤnden, ohne daß es des im vorigen Edikte verordne⸗ 
ten Aufgebots weiter beduͤrfe; auch ſollte es hierbei keinen 
Unterſchied machen, ob die Hoͤfe zu den Guͤtern bereits 
eingezogen, ob ſie vor, waͤhrend oder nach dem Kriege 
wuͤſte oder erledigt geworden, oder ob ſie dem Gutsherrn 
fernerhin anheim fallen wuͤrden. 

So zerbrach die neue Geſetzgebung alle Daͤmme, welche 
die Integritaͤt des kleinen Eigenthums gegen die Begehrlich⸗ 
keit der großen Grundbeſitzer geſchuͤtzt hatte. Das war nicht 
nur eine große Ungerechtigkeit, ſondern auch ein großer Feh⸗ 
ler, welcher den groͤßten Theil der wohlthaͤtigen Folgen, die 
ſich aus den vorigen Anordnungen ergeben mußten, zu 
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vernidten drohte. Aber warum Ungerechtigkeit? Warum 
Fehler ? wird man vielleiht fragen. Die neue Gefeßgebung 
hatte ja weber die Verpflichtung, noch machte fie Anfpruch 
darauf, demokratiſche Tendenzen zu beguͤnſtigen; fie wollte 
nur den Wohlfland erhöhen, und muß daber auch nicht vom 
demofratifchen, fondern vom national⸗oͤkonomiſchen Geſichts⸗ 
punkte aus beurtheilt werben. Nach dieſem war fie aber 
keineswegs verpflichtet, dem kleinen Eigenthum einen Schutz 
zu gewaͤhren, den ſie dem großen entzogen hatte, und das 
Princip der Freiheit, das ſie gegen dieſes gekehrt hatte, zu 
Gunſten des erſtern zu beſchraͤnken; ja, wenn dem Einen 
recht iſt, was dem Andern billig iſt, ſo erfuͤllte ſie ſogar nur 
eine Pflicht der Gerechtigkeit, indem ſie dem großen Eigen⸗ 
thum fuͤr die Verluſte, die es erleiden mußte, Gelegenheit 
zu angemeſſener Entſchaͤdigung bot. Dieſe Einwendungen haben 
den Schein der Wahrheit, und wir wollen auch ihre Richtig⸗ 
keit im Allgemeinen nicht beſtreiten, muͤſſen aber ihre Anwend⸗ 
barkeit auf den gegebenen Fall ablehnen. Die hier in Anſpruch 
genommene Gegenſeitigkeit kaun doch nur da eintreten, wo eine 
gewilfe Gleichheit und Gegenfeitigkeit der Verhättniffe flattfindet, ' 
was bier durchaus nicht der Fall war. Während das Meine 
Gigenthum von den fchwerften Laſten niedergedruͤckt und gänzlich 
in feiner -Entwidlungdfähigfeit gehemmt war, erfreute fich ber 
große Grundbeſitz auf Koften deffelben der ungemeffenften Beguͤn⸗ 
fligung. Es war daher ganz in der Ordnung, ed war nothwen⸗ 
Dig, wenn dad fleine Eigenthum Überhaupt beftehen folte, daß 
feine Erhaltung durch die ſtrengſten Gefege gefchütt wurde. 
. Run hatte freilich die Geſetzgebung im-Intereffe der allgemeinen 
Wohlfahrt die Vereinzelung der Güter geftattet und dadurch 
die Gelegenheit zur Vermehrung ded kleinen Eigenthumd ge 
geben. Durfte fie aber darum fchon dieſes den Angriffen und 
Bergrößerungdgelüften der großen Grundbefiger preißgeben ? 
durfte fie. dad thun in einer Zeit, : wo baflelbe: unter bem 
Opfern bed Kriegs und unfer ben -ungeheuern Anfltengungen, 
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welche ihm. die Erwerbung det Cigenthums und ber: Freiheit 
abnöthigte, faft erlag? Gewiß würde tie Zeit gekawmen 
fin, wo auch bad Heine Eigenthum jedes beſonderen Schutzes 
hätte entbehren koͤnnen; aber biefer Zeitpunkt konnte nicht 
eher eintreten, als dis es wirkliches Eigenthum gewor⸗ 
ben, bis es durb den Segen. der Freiheit erſtarkt und. 
eonfolbirt war. Doß ihm dieſer Schuß jetzt febom entzngen 
murde, war daher eine Boreiligfeit, welche nur die traurig⸗ 
fien Folgen baben konnte und wirklich hatte, denn nad dem, 
Beugniffe eines fachFundigen Beobachters*) hatte die geſtat⸗ 
tete Sufammenfdlagung der Bauerguͤter die Wirkung, daß 
in der Proyinz Pommern der fünfte Theil dev Bauerhoͤfe 
dinging, woraus fi bei Uebertragung dieſes Verhaͤlmiſſed 
auf die Übrigen Provinzen daſſelbe Reſultat ergeben würde, 
daß von den 141,000 vorhandenen Bauerhoͤfen etwa 30,008 
baͤuerliche Nahrungsftellen mit etwa zwei Millionen Morgen 
Grundſtuͤcken dem Bauernflande entzogen worden war. 
Trotz biefer und anderer Mängel bildet indeß die agra⸗ 
vifche Gefeßgebung in Werbindung mit der Gewerbefreiheit 
immer noch den Glanzpunkt und den einzigen dauernden Theil 
der Reorganifationd » Gefeugebung. Erhob fie fich auch nicht 
zur Gefammtanfhauung ber Freiheit, kroch fie auch nur 
ängftlihh am Boden, und ſtrebte fie hauptfächlich nur darnach, 
Diefen zu befreien, fo erreichte fie Doch auf dem engbegrenzten 
Gebiete, daß fie ſich auserfehen hatte, den größten Theil der 
gewünfchten Refultate. So mächtig ift die Freiheit auch in 
ihrer beſchraͤnkteſten Wirkfamkeit. Unftreitig führte Die Be⸗ 
freiung des Bodens zur „Erhöhung des Wohlſtandes“, zur 
Entfeffellung ſchlummernder Kräfte und zu einer Vermehrung 
bed Nationalvermögend, Das war ihr wirkliches Ziel und 
das erreichte ſie auch. 


- 9) Hering: Weber bie © ao Sefetsebung in Preugen. 
GS. 110 und. 111. | 
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Damit iſt indeß die Frage nach ber politiſchan mb ſo⸗ 
cialen Bedeutung diefes Theils der Geſengebung noch wicht 
erledigt. Duͤrfen wir aber auch dieſe Frage beautworten und 
legen wir, wenn wir es thun, nicht einen amgebörigen Maß⸗ 
ſtab an die Gefeßgebung? Wir dürfen es, da fie felbft dies 
fen Zuſammenhang anerkennt und namentlich in dem foges 
nannten politifchen Zeflament, welches die leitenden Ideen 
ber Reorganifationd-Gefeggebung enthält, die Forderung auf 
geftellt wird, daß vor allen Dingen die Didharmonie, die im 
Volk flattfinde, und der Kampf der Stände unter fich, 
der dad Ungluͤck des Staates herbeigeführt habe, aufgehoben 
werden folle. Bragen wir alfo, wie. weit die Gefeßgebung 
diefer felbftgeftellten Forderung nachgefommen fei, fo finden 
wir die Antwort Thon im Außdrud, Nur ber Kampf der 
Stände fol aufgehoben werden, nicht die Stände felbft. 
Darin iſt ANed enthalten. An die Stände felbft Hand zu 
legen, wagte die Gefeßgebung nicht. Sie war nicht revos . 
lutionair und confequent genug, um bie unnatürlihen Schran⸗ 
fen einzureißen,. welche die einzelnen Klaffen der Gefellfchaft 
von einander trennten, fondern fie fuchte nur durch Anle⸗ 
gung von Uebergängen und Verbindungsthären fie in freund» 
lihere Beziehungen mit einander zu bringen. Sie hatte 
weder .die Kraft ganz neu aufzubauen, noch den Muth biö 
zum Grunde einzureißen; fonbern ihr Beſtreben ging immer 
nur Dabin, fick mit ben unabweislichen Forderungen ber Zeit 
noth duͤrftig abanfinden und durch die gegebenen Schwierigkei« 
ten gluͤflich hindurchzufchluͤpfen. ‚Daber ihre unaufbärlichen 
Inconſequenzen und Miderfprliche. So war es möglih, bag 
fie, ohne das Geburtsprivileglum und dad Bodenprivilegium 
ſelbſt anzutaſten, der Ausſchließlichkeit des letzteryen entgegen⸗ 
trat. Der ſpezifiſche Beſitz blieb beſtehen, aber nicht. mehr 
die Gebt, fonbern wie bei’allen andern Dingen Dad Gelb, 
follte- das Anrecht auf dieſen Boderbeſitz verteihen. Diefer, 
aber auch Diefer allein wurde bem Anbrange aller Staͤzde 








erbffiet, und dadurch zugleich der Bodenadel in ‘feiner ur⸗ 
fprünglihen Reinheit wieder hergeſtellt; denn ‚feine Verbin⸗ 
bung mit dem Geburtöprivilegium war die Wermifhung 
zweier ganz verfchiedenen Begriffe geweſen. — 


Obſchon die neue Geſetzgebung nur die Trennung des 
Bodenprivilegiums vom Geburtsprivilegium bewirkte, ſo ver⸗ 
fetzte ſie doch dem Adel einen der empfindlichſten Schlaͤge, 
denn gerade die Vereinigung dieſer beiden Elemente und ihre 
gegenſeitige Unterſtuͤtzung hatten ihm ſeine Staͤrke gegeben. 
Aus der Geburtsauszeichnung hatte er Ehre gezogen, aber 
was ift die Ehre, wenn fie fih nidt auf wirkliche Macht 
ſtuͤtzt? Diefe brachte ihm nun das Bodenprivilegium, _ wel⸗ 
ches ſeinerſeits durch die Ehre gehoben nnd veredelt wurde. 
Beide Vorzüge ſtanden und ſtehen immer in einem ſolidari⸗ 
fhen Berbältniffe. Macht ohne Ehre ift brutal, gemein und 
bat nur ‚materiellen Werth; Ehre ohne Macht entbehrt der 
foliden Grundlage und ift ein leerer Echein, der bald ale 
folcher erkannt wird. Aub Geld giebt Macht und infofern 
hat fie auch der reiche Fabrikant ‚ aber ihr fehlt die Verflä- 
rung. Auch geiftige Auszeihnung und kuͤnſtleriſches Talent 
verleihen Ehre, und doch ſtehen ſie in der wirklichen Welt 
hinter den Vorzuͤgen des Ranges und der Geburt zuruͤck. 


Und. nun. wurde dem Adel eine der weſentlichen Grund⸗ 
lagen feines Vorzugs, wenigftend in ihrer - Auöfchließtichkeit 
entzogen und dadurch mittelbar auch die andere angetaftet, 
Indem dad „Gefetz über den erleichterten Befig“ die Befug⸗ 
niß, Nittergüter - zu erwerben, auf. alle Stände übertrug, 
zerfprengte: es nicht nur. die Außfchließlichfeit des abeligen 
Standes, fondern ed zerflörte. auch -die Illuſion, daß nur die 
Geburt bie Qualifitation zu dieſem fpezififchen Beſitze ver⸗ 
leiden koͤnne. Das unerhörte” Ereigniß, vor welchem bie 
adelige Phantüfle des Herrn von Bülow-Cummerom .noch 
jest mit Schaudern und Abfchen: zuruͤckbebt, war jegt möglich 


geworden, es .war dahin gefommen, daß ein Scharfrich- 
ter, ein Schornfleinfeger oder jeder andere vermögende Ple⸗ 
bejer ein Rittergut mit allen damit verbundenen Vortheilen, 
Ehrenrechten u. |. w. an fich bringen fonnte. Dadurch mußte 
ein folcher Beſitz natuͤrlich aufhören, eine Ehre für den Ades 
ligen zu fein, 

Diefe Neuerung benachtheiligte indeß nur den Stand, 
nicht die einzelnen Mitglieder, die reichliche Compenſationen 
und ſelbſt neue Vortheile erhielten. Im Grunde erlitten 
fie gar ‚einen individuellen Verluſt, da Fein Adeliger aus 
feinem Befige verdrängt wurde, vielmehr jeder ihn behaupten 
fonnte, wenn und fo lange feine Wermögensverhältniffe 
ed. zuließen. Ja, ed hätte fogar nur einer gemeinfchaftlichen 
Verabredung beburft, um das Geſetz illuforifh zu machen; 
wäre die Standesehre in allen Adeligen fo mächtig geweſen, 
baß Feiner fich dazu verftanden hätte, fein Gut an einen 
Nichtadeligen zu verkaufen, fo wuͤrden nach wie vor die Rei- 
ben ber Privilegirten allen Eindringlingen verfchlofjen geblic- . 
ben fein. Aber die Stimme des Intereſſe fprach lauter ald 
bie Ehre; die Freigebung ber Nittergüter ſteigerte die Con⸗ 
currenz und trieb die Preife in die Höhe. 

Dad war indeß nicht der einzige Vortheil, ben ihnen - 
die neue Geſetzgebung brachte, denn indem fie einen Theil 
bed Adelprivileglums den ‚andern Ständen preisgab, ver⸗ 
flattete fie auch dem Adel den Zutritt zu den Beſchaͤftigun⸗ 
gen und Erwerbömitteln der andern Stände und eräffete ihm 
dadurch ein neues Feld der Thaͤtigkeit, auf welden er an 
Macht gewinnen fonnte, was er an Ehre verlor. 

Hatte ſodann die neue Geſetzgebung den adeligen Beſit 
durch die ausgeſprochene Theilbarkeit deſſelben angetaſtet, ſo 
brachte fie ihm auch dafuͤr eine vollguͤltige Entſchaͤdigung, in⸗ 
ben ſie die frühere verbotene Erweiterung deſſelben durch 
Bufammenziehung der Bauerguͤter geflattete. Dadurch vers 
feste fie ihn in einen Kriegbzuſtand gegen das Beine. Eigen⸗ 
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thum, in welchem der el, mit ber furchtbarſten Waffe 
des Gefetzeß ausgeruͤſtet, jenen tie unbeilburften Wunden 
ſchlug und ſich vielfach der empörendften: Berwühmgen mb - 
Uſurpationen ſchuldig machte. Damit indeß dieſe Ausdruͤcke 
nicht zu hart erſcheinen, wollen wir ein von dem ſchon citir⸗ 
ten Gewaͤhrsmanne“) angefuͤhrtes, ſchwerlich alleinſtehendes 
Beiſpiel beibringen, welches zeigt, wie die Raubſucht das 
Geſetz ausbeutete und ausbeuten konnte. 

„Ein pommerſcher Edelmann,“ erzaͤhlt dieſer, „trug bei 
der koͤniglichen Regierung in Folge dieſer Geſetze auf die Ein⸗ 
ziehung ſaͤmmtlicher zu feinem Gute gehoͤriger, zweiundzwan⸗ 
sig Bauer⸗ und ſechs Koffätenhöfe an, indem er zugleich 
einen Plan Üiberreichte, nach welchem er, anftatt biefer Höfe 
eine gewiffe Anzahl Etabliffementd errichten, und folche zu 
Eigenthumdrechten veräußern wolle. Die koͤnigliche Regierung 
prüfte diefen Plan, und da fie denfelben ben Borfchriften der 
Geſetze gemäß fand, fo ertheilte fie zu beffen Ausführung ben 
Konſens.“ 

„Der Gutsherr traf demnach die allgemeinen Vorberei⸗ 
tungen zur Anlage biefer proiektirten Stabliffementd und 
ſchloß über deren Weräußerung mit einigen Dazu gefundenen 
Liebhabern die erforderlichen Kontrakte gerichtlich ab, durch 
deren "Einreichung an Die koͤnigliche Regierung er fobann der 
gefeglihen Borfchrift gemäß die vollſtaͤndige Grfüllung feiner 
Verpflichtungen nachwieb.“ 

„Hiernaͤchſt forderte er bie ſaͤmmtlichen bäuerlichen Wirthe 
anf, die Höfe fofort zu verlaſſen. Man kann die Beftürzing 
biefer Familienvaͤter leicht erachten. Sie hatten die Laften 
und Unruhen des kaum beendigten Krieges wit muthiger 
Ausdauer und mit Aufopferung mancher Erſparniſſe getragen, 
in ber Hoffnung , nach. hergefteltem Frieden durch vermehrten 
Fleiß die erlittenen Verluſte wieder zu erfegen. Sie hatten 
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dem Outöheren ihre Verpflichtungen auch während des Rrit« 
ges willig und vollſtaͤndig geleiftet und fi in keiner Weile 
etwas zu Schulden kommen Iaffen, wodurch ein fo graufe- 





med Verfahren gegen fie hätte gerechtfertigt werden koͤnnen. 


Sie proteflirten daher gegen die Näumung der Höfe und 
ſuchten den Schub der Landedregierung nach. Diefe bedeutete 
fie, daß das Verfahren deB Gutöheren auf Dad neuere Geſetz 
über den erleichterten Beſitz ves Grundeigenthums ges 
gründet fei, und daß fie die Höfe räumen müßten, weil ber 
Gutsherr die dazu gehörigen Landungen zur Errichtung: einiger 
Etabliſſements benugen wolle, diefe auch fchon zu Eigenthums⸗ 
rechten veräußert hätte.” 

„Die Bauern, welche gar hit begreifen Fonnten, 
warum der Gutöherr, dem fie doch fo viel Jahre mit Fleiß, 
Treue und Ergeberiheit gebient hatten, bei der Veräußerung 
biefer anzulegenden Etabliffements ihnen nicht ‚den Vorzug 
eingeräumt, baten flehentlichft, fie doch nur fo lange noch in 
den Höfen zu laſſen, bis fie irgendwo ein anderes Unterkom⸗ 
men gefunden. Aber ber Gutsherr erklärte, daß er von ben 
Acquirenten der projektirten Etabliſſements zu deren Anlage 
gedrängt würde, nnd daher auf die unverzuglihe Räumung 
der Höfe beftehen muͤſſe. Alle Vorſtellungen waren umfonft; 
die Bauern fahen fich bei den angebrohten Zwangsmaßregeln 
gezwungen, ihre Nahrungöftellen zu verlaffen. So wie eher 
dem der griechiſche Bauer, wenn er durch den Drud eines 
tuͤrkifchen Zwingherrn aus den gefegneten Ebenen Böotiend 
vertrieben, mit-feinem Pfluge und feiner Hade auf dem Rüden 
der Luflthiere, traurig die heimiſchen Fluren verließ, fo ver⸗ 


ließen auch diefe bäuerlichen Wirte mit Weib und Kind und 


ihrer ganzen beweglichen Habe Haus und Hof und die Fel⸗ 
der, welche fie fo Tange bebaut und mit ihrem Schmweiße 
getraͤnkt haften.” 

„Kaum waren ‚die Höfe und das Darf verlaffen, :fo 
erklaͤrten die ſaͤmmtlichen Yeuisenfen ber zu errichtenden 
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Etabliſſements ploͤtzlich, wie von einem Zauberflabe berührt‘, dag 
fie ganz aus eigener Beranlaffung und aus freiem Entſchluß — 
welched hoffentlich. unfere Leſer nicht bezweifeln werden — dem 
Gutsherrn die ihnen. zu Eigenthumsrechten verlichenen Eta⸗ 
bliffiementd wiederum abtraten,. und ibn dadurch der Errich- 
tung berfelben uͤberheben wollten. . Der Gutsherr acceptirte 
dieſe Erklärung; es wurden abermalß gerichtliche Kontrakte 
daruͤber geſchloſſen, und die Errichtung ber Etabliffements 
unterblieb, weil nad $ 1. des Edikts vom 9. Oktbr. 1807 
auch der Edelmann zum Beſitz bäuertiher Grundſtuͤcke befugt 
morden war,” 

‚Die ganze bäuerliche Jeldmart war nun dem Guts⸗ 
herrn anheimgefallen, und das Dorf von allen kleinern Land⸗ 
wirthen bis auf den Beſitzer eines darin belegenen Freiſchul⸗ 
zen⸗Gutes befreit. Dieſer arme Schelm, welcher nun auf 
einmal ſeine Grundſtuͤcke, wie die Inſeln der Suͤdſee, in 
einem großen gutsherrlichen Land⸗Ocean zerſtreut ſah, uͤber⸗ 
zeugte ſich bald, daß eine Beuutzung derſelben in der bishe⸗ 
rigen Art unmoͤglich geworden war, und ſuchte daher deren 
Zuſammenlegung nach. Die Landesbehoͤrde verfuͤgte dieſelbe, 
doch ſchon bei der Einleitung derſelben entſtanden Huͤtungs⸗ 
ſtreitigkeiten, welche ſich nach und nach zuletzt ſo ſehr ver⸗ 
mehrten, daß ſich der Gutsherr genoͤthigt ſah, die ganze 
Schafheerde des Freiſchulzen zu pfaͤnden, und um ſolcher 
unangenehmen Maaßregel auch für die Folge uͤberhoben zu 
fein, den ſaͤmmtlichen 180 Schafen die Kehle abſchneiden zu 
laſſen = 

Der Freiſchulze, welcher ſich ſchon über die Pfändung 
feiner ganzen Schafheerde verwundert hatte, da nah dem 
gefeglichen Gebrauche die Abpfändung einiger Stüde genügend 
geweſen wäre, verwunderte fich noch mehr, als er die Kunde 
von ihrer Abfchlachtung erhielt. Ihm fchien dieß fo unglaub⸗ 
Ich, daß er.fich mit eigenen Augen von ber traurigen Wahr⸗ 
. beit Überzeugen mußte: Sein Erſtaunen beim Anblick biefes 


Leichenfeldes laͤßt fi denken. Ein Pflanzer in den Anden 
laͤndern kann feine.vom Inguan gewürgte Bicuna.Heerde 
nicht mit größerer Wehmuth betrachten, als der Freiſchulz 
fein im Blute umher liegendes Wollenvieh. Seufzend umd 
mit Kopfſchuͤtteln griff er zum Wanderflabe, um bei dem 
Königlichen Ober⸗Landesgerichte die richterliche Hülfe nachzu⸗ 
ſuchen, welche ihm durch bie Einleitung eined Proceffed ges 
währt wurde.“ 

„Inzwiſchen überlegte er die Frage, ob es wohl gera⸗ 
then ſei, fih eine neue Schafheerde anzufchaffen. That er 
es, fo feßte er fich der Gefahr aus, fie vielleicht auf eine 
gleich jämmerliche Weife wieder zu verlieren. Unterließ er 
ed, fo vergrößerte ſich fein wirthſchaftlicher Werluft immer 
mehr. Während er dieß unfchlüfftg hin und her erwog, ging 
der Prozeß gegen den Gutsherrn feinen formellen Gang ruhig 
fort. Ein Termin nach dem andern wurde abgehalten, Gut« 
achten über den Betrag des erlittenen Schadens, ſowohl in 
Rüdfiht der Schafnutzung felbft, als des Dingerverluftes 
und ber daraus für bie ganze Wirthſchaft entfpringenden 
Nachtheile von diefem und jenem Sachkundigen eingezogen; 
allein durch alled dieß die Hauptſache felbft, die Schafheerde, 
nicht wieder hergeftellt. Ihm fehien es daher am Ende nad 
dem Urtheil berufener und unberufener Rathgeber und in 
Erwägung fo mancher andern, noch im dunkeln Schooße der 
Zukunft ſchlummernden Nachtheile dad Zwecmaͤßigſte zu fein, 
feine Befigung dem Gutsherrn zum Kauf anzubieten. Er 
entfchloß fich alfo dazu, und nachdem er nach längerem Han 
bein einen leiblichen Preis daflır erhalten, fuchte er einen 
andern Wohnſitz auf, wo er vor einer folhen Erleichte⸗ 
rung des Grunbbefiged geflchert war.” . 

„Unterdeſſen irrten jene vertriebenen bäuerlichen Familien 
längere Zeit heimatlos in der Provinz umher. Cinigen wurde 
von ihren. Verwandten ein Unterfommen ‘verfchafft, und bie 
übrigen verdanken ed nur ber menſchenfreundlichen Theilnahme 
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der Ober» Präftenten Sad, daß ihnen bei Gelegenheit ber 
Yarzelirung einiger Domainengrundfiidde -wetıe. o hapiie⸗ 
angewirſen wurden.“ 


Endlich darf auch bei der Wurdigung dieſes Theils 
der Geſetzgebung nicht uͤberſehen werden, daß bad Privi⸗ 
legium bes Rittergutsbeſitzes ſelbſt nicht aufge- 
hoben wurde. Der Beſitz der Ritterguͤter wurde allen 
Ständen ohne Unterſchied zugaͤnglich gemacht, aber die Rit⸗ 
terguͤter ſelbſt bliehen beſtehn, und bewahrten alfe mit ihnen 
verbundenen Vorrechte und Auszeichnungen? Gutsherrlich keit, 
Patrimonialgerichtöbarfeit, Polizeigewalt u ſ. m So wurde 
der Keim der Erclufivität erhalten und der Grund zu, allen 
fpäteren Reaktionen gelegt. Dad Gefeg bewiskte alfo mux. 
einen Wechſel der Herrichaft und der Gewalt; indem «ed bie 
Grundlage der Ariſtokratie beftchen ließ und fie bloß verall- 
gemeinerte,. führte eb zur Bildung einer neuen Ariſtokratie 
es entiland ein neuer Boden⸗ oder Rittergut Adel, der theil⸗ 
weife mit dem Geburtäadel zufammenfiel, theilmeife 14 aus 
neuen Elementen conftituirte, 


2. Schritte zur Emancipation ber ländlichen 
Bevoͤlkerung. 


Auch dieſe wurde ſchon durch das Edikt vom A Dt, 
1807 eingeleitet, indem daſſelbe beſtimmte, daß ferherkin. 
fein Unterthänigkeitöverhältuiß weder durch Gehurt, noch durch 
Heirath, noch durch Ueberwerfung einer unterthaͤnigen Stelle. 
entflehen foße, und daß ſchon jetzt das Unterthaͤnigkeitsver⸗ 
haͤltniß in allen den Fällen abaufihaffen fei, mo die Bauer⸗ 
guͤter erblich, eigenthuͤmlich, erbpachts⸗ oder erbzinsweiſe be⸗ 
ſeſſen würden. Mi dem Martinstage 1010 ſollte alle Guts⸗ 
unterthaͤnigkeit aufhoͤren und von dieſem ung an eb nur 
freie Leute in Preußen geben. 
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Em diefe eiſte Andeutung ſchlicht ſich ehte innge Reihe 
von Geſetzen Und Verordungen, welche dad nen eintretenbe 
Berhaͤliniß genauer zu beſtimmen fuchten. | 

Zütächft kam es darauf am, bie Ausdehnung zu beſtim⸗ 
men, Ar welcher die Aufhebung ‘des Unterthaͤnigkeitsverhaͤlt 
niffed verſtanden werden ſollte, und die gegenfeitig wegfallen⸗ 
den vver verbleibenden Beftimmungen feftzufteßen.  Dieß 

geſchah durch das Publifandum vom 8 April 1000, 
welches hleruͤber Folgended verorbnete : 
| 1) Jebder Eimmwochner eines Dorfed, welcher ein Ruf. 
talgrimannd. befgt,. iſt der erfolgfen Aufhebung der perſoͤn⸗ 
lichen Unterthaͤnigkelt urigewihtet, nach wie vor Verbunden, 
alle und jede auf feinem Beſitzthum haftenden 
gutsberrlichen Dienfle, Laſten und Abgaben, na- 
mentlih alle Hand» und Spanndienfte, alle Geld⸗, 
Setreider und fonfligen Natural⸗Zinſen und Lei— 
finngen in der naͤmlichen Art, wie er folche zeither 
zu leiften verpflichtet war, auch in Zukunft u 
leiften. 

2) Ueberall, wo Die Befigperänderungen der Käufer 
einer folchen Nuftikalftelle fogenanntes Laudemium, Markt⸗ 
groſchen oder eine aͤhnliche Abgabe vom Kaufwerthe des 
Grundſtuͤckß dem Gutshetrn als Inhaber der Gerichtsbarkeit 
zu entrichten verbunden war, muß er fie auch ferner ent⸗ 
richten. 
8) Leder mit der Patrimonialgerichtsbarkeit beliehene 
Gutsherr hat, fo lange wegen Verwaltung derſelben nicht 
etwas Anderes verordnet worden, dad Recht, von allen ſei- 
ner Gerichtsbarkeit unterworfenen Dorfbewohnern, wenn dies 
felben außer Landes in fremde Staaten ziehen, das ſogenannte 
Abzugs⸗ oder Abfahrtsgeld mit 10 pCt. vom Vermoͤ⸗ 
gen. der Autzwundernden, ſo wie auch von allen aus ſeiner 
Gerichtsbarkeit ins Ausland fallenden Erbſchaften den lan⸗ 


bestiblichen Abſchoß zu ſordern. 
r & 


- 760671 A 





” 7 
a — —⏑—⏑— 


4) Ueberall, wo es ſeither noch ſtattgefunden, iſt 
der Gutsherr auch fernerhin berechtigt, den herkoͤmmlichen 
Handwerkszins, insbeſondere auch Weberzins, jedoch 
infofern nur zu fordern, als derſelbe die Befugniß dazu durch 
sechtögültige Privilegien oder durch ben. ungeflörten Befig 
feit dem Jahre 1740 rechtlich darzuthun im Stande iſt. 

5) So. lange nicht wegen Verwaltung der Patrimonial⸗ 
gerichtöbarkeit etwas Anderes 'verorbnet worden, fleht dem 
Sutöbefiter die Befugniß zu, von. allen auf dad Gut anzie- 
benden Schußvermandten, namentlich den fogenannten Haus⸗ 
leuten und Snliegern, fo wie auch von den Ansgebingern 
als Beihülfe zu den Laften der Gerihtabarket ein haͤheliches 
Schutzgeld zu fordern. 


6) Durch Aufhebung der petſonlichen Erbunterthanigkei 
werden folgende Gerechtſame der Gutsherrn abgeſchafft: 
a) Daß den Gutsherrn zugeſtandene Recht, für bie Ber 

laftung aus ber Erbunterthanigfeit perfünliche und dingliche 
Loslaſſungsgelder (Iytrum personale et reale) zu forbern. 

b) Das Recht des Gutöheren zu verlangen, daß alle 
Kinder der zeitherigen Unterthanen drei Jahre lang gegen 
‚dad Zwangsgeſi ndelohn auf dem herrſchaftlichen Hofe dienen. 


c) Dad Recht von denjenigen Unterthanenfindern eine 
Geldentfipädigung zu fordern, welche die Zwangsgeſindedienſte 
nicht in Perfon geleiftet haben. 

d) Dad Recht, die Kinder der zeitherigen Unterthanen 
und Schutzverwandten auch noch nach beendigtem dreijaͤhrigem 
Zwangsgeſindedienſte zu noͤthigen, daß ſie den Gutsherrn auf 
dem Hofe, oder den Hof⸗ und Dreſchgaͤrtnern, welchen die 
Gutsherrſchaft ſie als Geſinde zuweiſet, gegen das Togenannte 
Fremdenlohn zwangsweiſe dienen muͤſſen. 


e) Dad Recht, von den auswaͤrts dienenden Untertba⸗ 
nen, fuͤr die Erlaubniß, außerhalb des Dorfes ſich Unterhalt 
zu ſuchen, ein beſtimmtes Schutzgeld zu fordern. 
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f) Das Recht, ‚von den Butsunterthanen außer bem 
Schutzgelde noch gewiſſe obſervanzmaͤßige Dienſte zu fordern 
oder zu verlangen, daß fie der Guts herrſchaft vorzugsweiſe 
dienen ſollen. 

g) Das Recht, jeden Unterthan nach zuruͤckgelegtem 
24. Jahre zur Annahme einer bienpflichtigen Stelle im Dorfe 
zu nöthigen. 

h) Das Recht, zu beflimmen, welches unter mehreren 
Kindern die von den Eltern nachgelaſſene bauerliche Stelle in 
der Erbſchaft uͤbernehmen ſolle. 


i) Das Recht, auf Ermäßigung des von dem Erblaſſer 
eines robothpflichtigen Grundſtuͤcks in ſeinem letzten Willen 
angeblich zu hoch veranſchlagten Werths der Stelle anzu⸗ 
tragen. 


7) Zur Veräußerung und Berpfändung eined erb⸗ und 
eigenthuͤmlich, erbpacht⸗ und erbzindweife befeflenen Grund: 
ſtuͤks und zur Belegung des Guts mit Dienftbarkeitd- und 
andern fortwährenden Laſten bebarf der bänerlihe Grundbe⸗ 
ſitzer, nach erfolgter Auflöfung der Erbunterthänigfeit, des 
gutsherrfchaftlichen Conſenſes weiter nicht. | 

.8) Kein Dorfbewohner, der aufgehört hat, erbunterthäe 
nig zu fein, iſt verbunden, zu feiner Verheirathung oder 
zur. Erlernung eines bürgerlichen: Erwerbes bie herrichaftliche 
Genehmigung nachzufuchen. 

9) Dagegen iſt jeder Dorfeinwohner fhuldig, dem Guts⸗ 
herrn, als Inhaber der Givil- und Polizei» Gerichtöbarkeit, 
fo lange hierüber feine anderen Anordnungen ge- 
troffen werden, Polgfamkeit und wirklichen Gehorſam zu 
beweifen und ſich mittelſt Handſchlags ausdruͤcklich dazu zu 
verpflichten. 

10) Jeder Dorfeinwohner, der ſeinen Wohnort verlaſſen 
will, nachdem er aufgehoͤrt hat, erbunterthaͤnig zu ſein, iſt 
verbunden, das zum Ausweis feiner Unverdaͤchtigkeit erforderliche 
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Zougniß hei dam ‚Sutäpern, als Am Inbaber hen. Poplizei⸗ 
Perichts barkeit narhzuiuchen. 

11) Hinſichtlich der wechletfeiigen Mecht⸗ un Dilichten 
der Dienftherrfchaften und des Landgeſindes follte «& bei bey 
Porſchriften des allgemeinen Landrechts verbleiken, und bie 
Gutsbeſitzer au vor der Hand. had Zuͤchtigungoͤrecht gegen 
fauled, unordentliches und widerfpenftiged Gelinde behalten, 


Durch diele Beftimmungen wurde nun freifih bie aus 


dem gutöherrlichen Verhaͤltniß entfprungeng, keineswegs fchan 


in biefem unmittelbar enthaltene, fondern durch ben hänften 


Grad des Gewaltmißbrauchd und der Ufurpafion aus ihm 
abgeleitete perſoͤnliche Unterthaͤnigkeit und alle ihre ſchmach⸗ 
vollen, die Menſchenwuͤrde beleidigenden Folgerungen abges 
ſchafft. Das mit der Herrſchaft des Bodens verbundene 
Recht uͤber die Perſon, die Gebundenheit des Menſchen an 
die privilegirte Scholle, die bis zur wirklichen Leibeigen⸗ 
ſchaft fortgehende Conſequenz der Gutsherrlichkeit wurden auf⸗ 
gehoben. Dagegen wurde nicht nur das dem privilegirten 


Grundbeſitz anklebende obrigkeitliche Verhaͤltniß beibehalten, 


fondern es wurde auch bie angemaßte Ausdehnung deſſelben 
bis zur. Idee des. wirklichen Obereigenthums von Neuem 
fanktionirt. und alle daraus entfpringenben- Folgerungen ald 
vohtöghttig anerlannt: alle gutöherrlichen Dienſte, Laſten und 
Abgaben, Spann und Handdienſte, Geld», Metreide« meh 
Naturalzinfen, Abzugs⸗ und Abfahutägeld, Handwerkäs and 
Weberzind, Frohnden, Schaarwerksdienſte, Roboethen, oder 
wie fie ſonſt noch heilen mochten, dieſe Abgaben und Laſten, 
die alle Feine andere Begruͤndung hatten, als die ſalſcha Vor⸗ 
ausſetzung ber Ueberlaſſung des Gnunned und Radens von 
Geiten der Barechtigten an bie Verpflichteten, guirden auis ⸗ 
druͤcklich und ohne weitere Unterſuchung als rechtmäßig wagen 
vommen. Die neue Geſetzgebung bekannte ſich dadurch zum 
Yrincin der amohlerworhenen Rechte“: ſtatt au Fragen‘, ab 
bie gutsherrlichen Zaſten einen Rechtagrend für ſich hätten, 





HER... ZEN 
uud ob wicht das ganze Verhaͤltniß vieimehr mar ein Mefultat 
der Ufurpation und des Gewaltwißbrauds ſei, Katt zu un⸗ 
terfuchen, ob dieſes Verhaͤitniß, won der Vernunft gar micht 
zu reden, ſich auch nur durch bie Geſchichte begruͤnden Kaffe, 
nahen fie es. ſtillſchweigend als vechtlich begründet an, und 
ſerach ohlte Unterſuchung bie linfreiheit als den Charakter 
des baͤuerlichen Beſitzes aus. Sie befreite die Benſchen von 
ber Herrſchaft der Scholle, aber fie verlieh ihnen auch 
nur Die nackte und leere Freiheit; fe gab ihnen ben Namen 
ber Freiheit, aber fie verfagte ihnen die Erfüllung und Wirk⸗ 
lich#eit der Freiheit, indem fie die Unfreiheit des Beſites und 
alte damit verbundenen Laſten beſtehen ließ. Damit verfehlte 
fie freilidh ihren eigenen Zweck. Freiheit der Perſon ohne bie 
Freiheit des Befitzes konnten nicht die nationaloͤkonomiſchen 
Refultate ergeben, um die e6 ihr zu thun war, konnte nicht 
die Bermehrung ded Wohlſtandes herbeiführen, weiche fie be» 
zweite. Gab fie alfo auch bie „‚voohlerworbenen Rechte“ 


nicht anf, fo mußte fie doch diefelben mit der Freiheit des 


Befitzed zu vermittein fuchen; fo wurde fie zum‘ Princip der 
Entſchaͤdigungen geführt, weldes in ber Verordnung vom 
24. Dftober 1810 und im Edilt vom 14. September 1811 
yroklamirt wurde, Letzteres machte die billigen und ge⸗ 
rechten Entfhädigungen zum Maaßſtabe und verfügte 
nach biefem die Verwandlung ber bäuerlichen Befisungen in 
Eigenthum und die Ablöfung der Naturaldienftie und guts⸗ 
berrlihen Berechtigungen fowohl. für die ohne Eigenthum 
erblichen Befigungen, wie für die nichterblichen. 

Hinſichtlich der erftern, der erblichen aber eigen 
tbümliben Befigungen, zu welchen alle diejenigen 
Güter gerechnet wurden, bie auf die Descendenz oder Geis 
tenverwandten der Befiger Übergingen oder bei denen wenig⸗ 


.benb der Gutöherr bie Verpflichtung gehabt hatte, ben er⸗ 


Iedigten Hof mit einem der Erben bed leuten Beſitzerd zu 
heſetzen, wurden folgenbe Punkto fegefekt: 
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Alle gegenwärtigen Inhaber erblicher Bauerhoͤſe web 
Beflgungen, möchten: fie Ganz», Halbbauern, Einhuͤfner ober 
Koffäthen heißen, zu geifllichen Domänen, Kämmereis ober 
Privatguͤtern gehören, follten das Eigenthum ihrer “Höfe er⸗ 
halten, unter der Verpflichtung, die Gutsheren dafür 
au entfohädigen. Unter derfelben Bedingung ſollten auch 
die Naturaldienfte mit Ausnahme einiger Huͤlfsdienſte aufge⸗ 
boben werden. Dagegen follte der Aufprud der Ver⸗ 
pflihteten an die Gutsherrſchaft auf Juſtandhal⸗ 
tung der Gebäude und Ertheilung ber Hofwehr, 
auf Unterfiügungen anderer Art und Vertretung 
bei öffentlihen Laften und Abgaben aufhören und 
ihnen durch Beruͤckſichtigung des Werthes derfefben bei den 
-Audgleihungen vergütet werben. Die Übrigen Abgaben und 
Leiſtungen foßten, wenn es fih thun ließe, bei den Ausein- 
anberfegungen mit ausgeglihen werden. Indeß -follten fie 
ach bleiben koͤnnen und nur dahin gefehen werben, daß fir, 
“fo wie bie neue Entfchädigungsabgabe felbft, vertheilbar auf 
die einzelnen Beſtandtheile der Güter gemacht würben, damit 
fie der Vereinzelung derfelben nicht im Wege fländen. 

Um für die folchergeftalt erfolgenden Ausgleichungen eine 
fefte Grundlage zu erhalten und den Zweck derſelben nicht 
"durch unaufloͤsliche Schwierigkeiten zu vereiteln , follen dabei 
“folgende Grunbfäge ald Norm angenommen werben: 

1) Daß bei den erblihen Bauergütern die gutöherrli- 
‚hen Abgaben und Laften‘ nicht erhöht werden dürften; 

2) daß fie vielmehr gemindert werben folten, wenn Die 
Befitzer nicht beſtehen koͤnnten; 

3) daß die Höfe in contributionsfaͤhigem Stande erhalten 
werben müßten. . 


In allen Faͤllen follte ‚hierbei das ; Het des Staats. 


auf ordentliche und außerorbentlihe Steuern und Leiftungen 
vorherrſchend bleiben, und die Leiftungen an den Gutsbefiger 


X 
er. Emſchraͤnkung unterllegen, daß die Gutbheren "ben: Unter⸗ 


rhanen Die Mittel belaſſen müßten, ſelbſt beſtehen und den 
Staat befriedigen zu koͤnnen. Dies Beſtehen und die daͤhig⸗ 
Rt der vollen Gteuerleiftung wurden dahin beflunmt, daß 


beide außer Zweiſel fein follten, wenn bie gutsherrlichen Ab⸗ 
gaben und Beiftungen M der fänmtlichen Gutsnutzung eines 
ſolchen erblichen Beſitzes nicht. überfteigen, 

Hiernach wurde bie Regel gebildet, daß bei erblichen 
Beſitzungen die: Gutsherrn für das Eigenthum ber Hoͤfe, für 
die Dienſt⸗ :und gewöhnlichen Abgaben abgefunden fein foll« 
ten, wenn ihnen die Unterthanen den dritten Theil 
ihrer Gutstaͤndereien abträten'und dabei auf alle außer⸗ 
ordentlichen Unterflügungen, Hofwehr,, Bauhuͤlfen und Steuer⸗ 


vertretung verzichteten. Bon diefer Regel follte nur 
da abgewihen werben, wo bie Beiftungen der 
Bauern nicht fo hoch getrieben worden wären, 


Die Abtretung des dritten Theils der bäuerlichen Beſitzungen 
wurde alfo hier ald Marimum ber an den Gutsherrn 


zu entrithtenden EntfhAädigung angenommen, welches 


indeß nicht in allen Fällen erreigt zu werden brauchte, 

Natuͤrlich wurde auch Ablöfing durch Kapital» Werglti- 
gung oder durch Rente in Naturalien ober in Gelde zu- 
gelaſſen. 

4) Der Hof und ber dejugehorige Garten ſollen nicht 
jur Theilung kommen, ſondern den Bauern ausſchließ- 
lich verbleiben. Dafuͤr ſollten aber die Bauern zu ſotgender 
Verguͤtigung verbunden ſein: 

a) Zur alleinigen Uebernahme oder bielmehr Beibehal- 
“tung ber bisherigen "oder kuͤnftigen Kommunallaften; 

D) zu einigen Hülfsdienflen, welche für dringende Be⸗ 
‚bürfniffe, z. B. für die Erndte oder Saatzeit vorbehalten 
‘werden bürften und bei Sefpannbauern ben Betrag von zehn 
dreifpännigen Spanntagen und zehn Branneshandtagen nicht 
ffherfteigen ſollen. Bon diefen Dienſten ſollten aber wöchentlich, 


aut mehr als zul Tage verlangt werden bünfen und auch 
Diele nick ueitteiier auf einander: folgen, wenn: füh Der 
Verpflichtete nicht freiwillig dazu verſtaͤnde. 
Gahald die Auseinanderſetzungen vollzogen waͤrer, worn 

«in Termin vrm vier Jehren, vom erſten Umzugstermine deß 
Kabreß IBIR: an gerechnet, bewilligt war, ſollte das volle 
Cigenthumsrecht in Wirkſamkeit treten. Jader Inrereſſenit 
ſolite alsdann ohne Aubnahme befugt ſein, Über. die im zu⸗ 
gefallenen Grundſtuͤcke infofern frei zu verfügen, als nicht 
Rechta Driuter, welche aus Fideicommiſſen, Majoraten, Lehus⸗ 
verband, Eichalepsrphichtungen und dergleichen herruͤhrten, 
dadurch veileygt würden, Demgemaͤß ſollte, mit Ausnahme 
Kiefer Faͤlle, jeder Eigenthuͤmer num fein Gut willfünrlic 
aaugrößern ober verkleinern Tonnen. Er folte die AQubehoͤ⸗ 
ungen. am einen oder mehrere. Erben hberiaffen, fie vertau⸗ 


ſchen, verſchenken ever font nach Willkuͤhr damit ſchalten 


koͤnnen, ohne zu amer dieſer Weräudgrungen sinep belondem 
Genehmigung zu beduͤrfen. 

Noch gemeinfchädlicher aber ald die ohne Gigenttum ab- 
lichen baͤuerlichen Beſitzungen war Dat im größten Theile von 
VPeeußen, Litthauen, Pommern, Ober⸗Schleſien, ber Ufer 
und Neumark beſteheude Verhaͤliniß dee nicht erbligen 
baͤuerlichen Beſitzungen, d. h. derjenigen Höfe, weiche 
von dem Guttzheryn an Bauern auf unheſtimmte Zeit, oder 
auf gewiſſe Jahre, oder auch auf Lebenäzeit gegen Abgaben, 
Paͤchte und Dienfle in Benutzunug überloffen wurden. Von 
ben erblihen Befigungen unterſchieden fie ſich nicht nur durch 
bie miklühnliche Wieberbefegung beim Abgange bed Paͤchters 
ober Nutzuießers, faudern auch durch bie baußg vorkommende 
Befugniß der Omtäbeliger, Die Abgaben und Leiſtungen will⸗ 
kuͤhrlich erhöhen zu duͤrfen. Die Gigentkumärechte des Guto- 
herrn unterlagen hierbei ‚feiner aubern Beſchraͤnkung, ald daß 
er die Höfe micht einziehen durfte, und nerpflichtet war, fie 
in kontributionsfaͤhigem Staude zu erhalten und die Steuem 
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uud andern Hivetlichen deiſnuegen zu vertreten. "Bin ſolches 
Varhaͤltniß, dab. dem Inhaber kein bayermbeh Intereſſe für 
fein zeitweiliges Befistäum geben kannte, und bem eigent⸗ 
lichen Eigenthümer Feine. direfte Einwirkung auf die Bewirth⸗ 
. fheftung und bie Kultur’ bek Gutes geſtattete, kynnte natuͤrlich 
nur einen hemmenden Einſtuß auf den Korticritt der Boden⸗ 
kultur uud bie Entwicklung des allgemeinen Mohlſtandes wirken, 

Aush dieſes Berbältuif wurde Durch die neue Ghefehgebung 
afgehoben auch ben nicht erblichen Beſitzungen wurde bar 
Weg zur Erwerbung van Cigenthumsrechten eröffnet. Affe 
Beſtimmungen, welche hinfichtlich der erblichen Vauerginer 
‚selafjen worden waren, wurden auf: ſie ausgedehnt, jedoch meit . 
dem Unterfhiede, daß die Gutäheern, wenn Berg gütlide 
Einigung erfolge, beuechtigt fein falten, bie Hälfte har Ve⸗ 
Eeungen an Yedern, Woͤrthen, Wiefen, Holzung und Qusteng 
zu ihrem Gütern einzuziehen ober fonf willkuͤhrlich daruͤber 
zu disponiren. Die andere Hälfte ſollte alt freich uber 
ſchraͤnktes Eigenthum an hen biöherigen Pächter ober Ne 
nießer Überlafien ‚werben, wenn gegen heilen Behihigung und 
Aufführung nicht Diejenigen Ginmentungen zu wachen maͤren, 
welche nach ber biäherigen Verfaſſung zur Ermifflen aus bew 
Befige geſetzlich berechtigt hätten. | 

Die Ausgleichung wegen ber Hälfte ber bäuerlichen 
Srunbftäde follte hei Regulirung dieſed Verhaͤlniſſes auf 
breierlei, Weiſe zulaͤſſig fein; duech Landthellung, ohne Dand⸗ 
theilung durch Verguͤtung des Nutungswerthed dieſen Hälfte 
und durch Verbindung beider Arten der Ausgleichung. Welche 
von dieſen drei Arten gewaͤhlt wuͤrde, ſollte der güslichen 
Einigung überlaſſen bleiben. ber wen dieſelbe binnen 
zwei Jahren, und is Preußen und Litthanen binnen drei 
Jahren nicht: zu Stande kaͤme, fo ſollte der Gutaberr 
befimmen, welder von dieſen drei Wegen zu wählen fei, 
Fr die Megulirung ſelbſt wurden ebenfals vier Jahre, ab 
für Preußen und Litthauen hechs Jahne zugeſtanden. 
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Hinfihtlih der Jurisdiktion und ber polizei— 
Then Berhältniffe follte eben fo wenig wie bei 
den erblichen Bauergütern eine Veraͤnderung ein⸗ 
treten. 

MNachdem num fo die leitenden Grundſaͤtze für die Ver⸗ 


wandlung der eigenthumdfofen Befigungen in volles und freieß 
Eigenthum feftgeftellt worden waren, wurde die nähere Aude 


fichrung durch die Organifation der "Generale Kommiffionen 


geregelt. Die Einfegung derfelben yoar ſchon durch das Edikt 


über die Regulirung der gutöherrlichen und bäuerlichen Ver⸗ 
Hättniffe bedingt, welches ihhen nicht nur die Leitung ber an 
fie gelangenden Auseinanderfegungen übertrug, fondern fie 
auch ermächtigte, ſelbſt ohne erfolgte Provokation der Initia⸗ 
tive zu ergreifen, wenn nicht eine gütliche Vereinigung im 
: Beitraume von zwei Jahren nach Erlaſſung des Ebikts zu 
Stande gekommen wäre. Der für den lektern Fall ange⸗ 
nommen? Zermin murde aber durch die Deklaration vom 
39 Mai 1816 wieder weiter hinausgefchoben, denn diefe 
beflimmte, daß vor der Hand die Audeinanderfeßungen von 
Amtswegen noch nicht erfolgen follten, obſchon die beftimmte 
Friſt zur guͤtlichen Einigung verftrichen fei. Hiernach blieb 
alſo die Thaͤtigkeit der General⸗Kommiſſionen auch ferner 
noch auf die Faͤlle beſchraͤnkt, wo einer von beiden Theilen 
einen Antrag an fie ſtellen würde. Die definitive Beſtimmung 
ihres Wirkungskreiſes und ihres Geſchaͤftsbetriebs erhielten 
diefelben- fobann durch die Verordnung vom 20. Juni 1817, 
welche ihre Berrichtungen und ihren Geſchäftgkreis befinitio 
regelte. 

So ſind wir nach der Befreiung des Bodens zu der 
Befreiung des Menſchen gekommen. Nachdem die neue Ge⸗ 
ſetzgebung die Schranken aufgehoben, welche die freie Be⸗ 
nutzung des Bodens gehindert hatten, nachdem ſie ſodann den 
Menſchen von der Gebundenheit an den Boden erloͤſet, und 
die menſchliche Perfönlichkeit wieder in ihr unveräußerliches 
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Recht eingefeht hatte, ging fie. endlich noch dazu fort, -big 
Aubehörigfeit ded Bodens zum Menfchen. Überhaupt auszu⸗ 
ſprechen. Der Boden ‚hörte auf, das Mittelglied zw. fein 
welches die zahlreichſte Klafje der. Bevoͤlkerung an «ine Peine 
Anzahl von Bevorrechteten Eettete, und die perſoͤnliche Sreis 
heit wurde. dur die Eigenthumsvperleihung ergänzt. 

Haben wir damit nicht, fo Fönnte man fagen, ben Bo- 
den der Nations» Defonomie. verlaffen? Hat und die Bew 
freiung des Menfchen nicht in. ein höheres Gebiet übergeführt? 
So fiheint ed, und bach ift es nicht der Fall, Die perſoͤn⸗ 
liche Befreiung, fo. weit die. agrarifche Geſetzgebung ſie be⸗ 
wirkte, floß ebenfalls aus einem national⸗okonomiſchen Calcul. 
Auch die National⸗Oekonomie lehrt, daß die perſoͤnliche Frei⸗ 
heit ein weſentliches Befoͤrderungsmittel des allgemeinen Wohl⸗ 
ſtands iſt. Sie gebt ſelbſt noch weiter als die neuere Ger 
ſetzgebung, indem ſie ſogar die politiſche Freiheit als Bedingung 
der hoͤchſten induſtriellen Kraftentwicklung aufſtellt, obwohl ſie 
nicht im Stande iſt, ſie aus ſich ſelbſt zu verwirklichen. 

Von einem revolutionaͤren Charakter der neuen Geſetz⸗ 
gebung und von einer „Beraubung“ ber Privilegirten Tan 
vollends gar Feine Rede fein, diefelbe war vielmehr contra⸗ 
revolutionaͤr. Allerdings ift die Freiheit des Unterbrüdten 
ein Verluſt fie den Unterbrüder; allerdings kann die Wieder⸗ 
berftellung der natürlichen und der Menſchenrechte nur auf 
Koſten der gefchichtlihen und fogenannten wohlerworbenen 
Rechte erlangt werben. Aber worauf gründeten ſich beun 
diefe? Auf die rohe Gewalt. und. auf die umverfchämteften 
Ufurpationen? Wer hatte aber den Privilegisten die Gewalt 
verliehn? die Macht, die Verhaͤltniſſe. Wie biefe einft für 
fie gewefen waren, fo waren fie jebt gegen fie. gelehrt, und 
diefen Umſchwung hatten die Privilegirten felbft herbeigeführt« 
Warum hatten fie einen Zuſtand nicht beffer. vertheidigt, ber 
ihnen To maaßlofe Begunftigungen gewährt ‚Haste? Warum 
hatten fie einen Staat untergehn laſſen, ber bar ihr Staat 
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geweſtu zone: Hatten Ife nicht TAit durch Wie Barlegung 
rer Unkibigkele und durch ihre ruhmilsſe Mederlage ihrer 
Hetrſchaft den Stab gebrochen, und konnten fie es dem 





‚Bitte verdenkene, daß er eine feſtere Grundlage ſeines Bei 
fiedend fadte, nachdem die nhaltbatkeit ber bisherigen darch 


eine fo ſchlagende Eefuhrung bargethan worden war ? 

Und Body verdachten fie es ibm, doch verkannten fle die 
mabweisbare Nothwendigkeit, welcher er gehorchte. Steilich 
forte biefe mit einigen Scheine don ihnen befiritten werden. 
Da ihee Herrſchaft anf die Schwaͤche Ber laͤndkichen Bevoͤlke⸗ 
tung gegrindet war, ſo burfte fie auch hoffen, jene fo Inge 
zu erholen, ald bie Urtſache beſtand. Waren nun aber bie 
Anterdrkiölten zum Bewußtfein ihres Mechtd und ihrer Kraft 


gekomnien * Keinebwegs. Dieſelben würden fich vielnrehr 


no, länger unter dem Drucke det Priilegirten gebengt 
haben, wenn fie nicht durch die Dazwiſchentunft des Gtaates 
befreit werben waͤren. Alſo mußten auch bie Privilegirter 
ſich an den Staat halten. 

Ein ſolches Raifonnemenk wurde unter andern: Umſtaͤn⸗ 
den die Wahrheit für ſich gehabt haben, aber im dieſem be⸗ 
ſondern Falle zeigte es von Kurzſichtigkeit amd Befnngendeit. 
Beni: hatte der Staat keine Wahl; da ed ſich um Sen 
ober Nichtfein hanbelte, fo konnte er nicht anftelm, bie Vor⸗ 
Kebe fir den Adel, auf weiche diefer durch Verjährung ein 
Kot zu haben glaubte, einſtweilen bei Seite zu fehen. 
Aber abgeſthen von biefer Kuͤckſicht, welche ber Adek ſchwer⸗ 
KH. gelten Heß, da er von jeher gewohnt war, nicht dus 
Wohl des Stauted, ſondern feinen Vortheil ald maaßgebend 
za betrachten, fo ſtand auch ferne Erifteng mit der des Staa⸗ 
tes auf einer Karte, und bad hätte er in feiner Werblendung 
nicht Überkeben follen, Waͤre der Stamm gefallen, den er 
Hanenartig in taufendfachen Umfclingimgen umnraukt hatte, 
fo würde nicht nur: fein weiteres Fortwuchern, fondern auch 
fein Wurzelteirb erficht-oorben: fein, Muͤßte er unter ſolchen 








Minfpinden nicht der Hand Dank: willen, welche den: wutchern⸗ 
ven Ueberfliuß beiamitt und bem emsiräfteten Baume den 
ungehummten Zufluß friiher Säfte gewährte? Waͤnr der 
Staat zu Grunde gegangen, und ohne bie Anziehung neuer 
Saͤfte wäre dies fein unvermeidlichrs Schickfal gaweſen, Fer 
würde auch die Herrſchaft des Privilegiums geſtuͤrzt worden 
fein. Etatt einer ſchoönenden und. ruͤchſigesdollen Reſerm 
wuͤrde fich der unaufhaltkame Strom ber Revolutien Übee Map 
egyſſen und alle ſeine Vorrechte, Anbyektuunger wnb Bes 
gänftigungen unwiederbriuglich hinweggefchwenunt habrn. Dies 
fon drohenden Stchickſale entging er durch die Inberventien 
bed Otaated, und wenn der Schmerz über dab Verlorue 
und die Leidenſchaft des Augenblickt ige nicht gänzlich ver⸗ 
Dienveten, fo mußte er eine Beruhigung. darin Raben, daß 
jüine „Spoliation“ Dusch vie WBermaltumg und nicht darch die 
Erhebung des Umerdruͤckten herbeigefktsrt worden man Wenn 
. je eine isn feindliche Anficht angenommen hatte, fe blieb 
ihm doch bie wicht unbegruͤndete Hoffnung, daß bie Wie⸗ 


besteht beſſerer Zeiten auch, eine Aenderwng dieſer Anſichten. 


berbeifähren werde. 

Die Noch des Augenblicks würde auch bie durchgreiſend⸗ 
ſten Schritte der Verwaltung gerechtfertigt haben. Jndeß 
ging diefelbe bei ihren Reſormen ſehr glimpflich und ſchonend 
für den Adel zu Werke, und es muß auch von dieſem Go⸗ 
ſichts pumtte amd ald eine reine Ertravaganz angeſehen werben,. 
wenn fie als revolutionait verſchrien würde, Wire fie dieß⸗ 
geweſen, fo. wuͤrde fie ben Abel vußfländig und mit eimem 
Schlage zertricamert haben. Bon biefem Aenßerſten hiek: 
fi aber die neue Geſetzgebung weit entfernt. Gie le dem: 
Geburtbadel und ſeine Privilegien unangetaſtet, und degwlgie. 
ſich, denfelben vom Bodenadel zu. trennen und die Auſpruͤche 
des letttern anf. dad Maaß ber billigfien. Billigkeit zuriͤckzu⸗ 
führen. In ber Ausführung. zeigte fie ſich eben fo wenig. 
resgintipnair,. denn fie besfichfliptigte und ſchonte alle wohl. 
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erworbenen Rechte.“ Nur die ſchreiendſten und der Menſchen⸗ 
würde aufs Entfchiedenfte Hohn ſprechenden Ueherlieferungen: 
der Feudalität, nur diejenigen Verhältniffe, welche unverkenn⸗ 
bar feinen andern Rechtstitel hatten, ald den rohen Gemalt- 
mißbrauch, wurden ohne weiteres aufgehoben, . während. alle 
Rechte, welche auch nur den ‚leifeften Verdacht einer ‚private 
rechtlichen. Begruͤndung voraudfegen ließen, auf bem Wege 
bes Abfaufs und ber Ablöfung abgemälzt werden mußten. 

. Materielle Verluſte erlitten. die abeligen Befiker auch: 
durch biefen heil der Gefeßgebung nicht; auch. er brachte 
ihnen reichlihe Compenſationen für dad, was file aufgeben 
mußten. Freilich konnte ed ihnen ald ein großes Opfer er⸗ 
feinen, daß ſie genöthigt wurden, Die Zwangsdtienſte mit. 
freier Arbeit zu vertaufchen. Allein die daraus hervorgehende 
Einbuße war ebenfalld mehr fcheinbar als wirklich, da ja auch 
bie Zwangsdienſte in letter Inflanz nicht unentgeldlich gelei⸗ 
ſtet wurden, fondern auf Die. eine oder andere Weiſe durch 
Leitungen der Gutöherrfchaft vergütigt werden mußten, beren 
biefelbe jetzt uͤberhoben wurde, Für Die ‚freie Arbeit mußte. 
freilich in allen Fällen ein höherer Geldbetrag bezahlt werben; 
alkein biefer ergab nach keinen Werluft im Vergleich mit Dem 
niedrigern Preife der Zwangsarbeit, da dieſe mit einem gro⸗ 
Ben Aufwanbe von Mitteln nur verhältnißmäßig geringe Re⸗ 
ſultate lieferte und eime bedeutende Summe von Arbeitöfräften 
ganz nutzlos abforbirte. Auch ift ed Schatfache der Erfahrung, 
daß die Aufhebung ‚der Zwangsdienſte zu -einer beſſern und 
forgfältigern Bewirthfchaftung der großen Guͤter geführt hat, 
und daß hauptfächlich durch fie eine vortheilhaftere Benutzung 
und höhere Ertragsfähigkeit derſelben herbeigeführt worden ifl. 
In ber Vertauſchung ber freien Arbeit mit den Zwangsdien⸗ 
ſten wuͤrde alfo. ſchon eine hinlängliche Entfchädigung gelegen 
haben, und man würde ber Werwaltung Leinen Vorwurf 
heben machen koͤnnen, wenn fie die letztern ohne alle Ent» 
ſchaͤdigung aufgehoben haͤtte, ba Tie ja auch die Empfänger 
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der lettern von den entfprechenden Leiſtungen entband, Er⸗ 


litten dieſe dabei einen Verluſt, glichen ſich Leiſtungen und 
Dienſte nicht vollſtaͤndig aus, ſo war dieſe Ungleichheit der 


deutlichſte Beweis, daß das ganze Verhaͤltniß nicht auf einem 


gegenſeitigen Kontrakte, ſondern auf einem jahrhundertlangen 


Unrechte beruhte, welches die Geſetzgebung haͤtte veranlaſſen 


muͤſſen, wenn auch nicht für die fo lange Benachtheiligten 
eine Entfchädigung in Anſpruch zu nehmen, doch wenigftens 
fie auch zu Feiner foldhen zu verpflichten. Hatte fie fich dazu 
entfchloffen, fo würde freilich das Gefchrei des verleßten Privi- 
legiums noch lauter ertönt fein, aber die Gefeßgeber hätten 
fih mit dem Gedanken tröften können, daß fie das befangene 
Interefie wider feinen Willen zu einem menſchlichen und feie 
nem wahren Intereffe nicht nachtheiligen Schritte veranlaßt 
hätten. Indeß fo weit ging bie „revolutionaire” Gefeßgebung 
nicht; fie ehrte alle „wohlerworbenen” Rechte, indem fie bie 


unter dem Drud derfelben erliegende Bevoͤlkerung nöthigte, 


ihre Freiheit Stud vor Stud zu theurem Preife zu erfaufen. 

Weit entfernt revolutionair zu fein, war die neue Ge» 
feggebung nicht einmal menfhlih und gerecht. Wäre fie 
menfchlich geweſen, fo würde fie Rechte, welche die Unfreiheit 
begründeten, unwillig zertrümmert haben, flatt fie abkaufen 
zu laſſen; wäre fie gerecht gewefen, fo würde fie die privat« 
rechtliche Begründung der feudalen Laften nicht voraudgefegt 
haben, fondern dem Abkaufe wenigftend eine Unterfuchung 
der Rechtsanſpruͤche vorangefhidt haben, und nur den⸗ 
jenigen Feudalherrn eine Entfchädigung zuerkannt haben, 
welche eine aus freiwilliger Uebereinkunft herborgegangene 
oder durch entfprechende Vergütigungen bedingte Unterwere 
fung ihrer Bauern contraftlih und urkundlich hätten nach⸗ 
weiſen Binnen. Wo bdiefer Nachweis nicht hatte geliefert 
werben Finnen, und er würde in ben wenigften Zällen bei 
zubringen gewefen fein; hätte die Befreiung unbedingt und 
ohne Entſchaͤdigung erfolgen müflen. Aber die Gefeßgebung 
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ſchonte nicht bloß dad Privatrecht, fondern auch das gefchicht- 
liche Recht, d. h. dad Unrecht, die Ufurpation, indem fie 
die Bauern zwang, ihre Freiheit und den eigenthümlichen 
Beſitz, die fie beide einft nach gefchichtlichem Nechte befeffen, 
ſodann aber nah geſchichtlichem Rechte verloren hatten, von 
ihren Unterdrüdern zu erkaufen. Weit entfernt alſo dem- 
Adel feindlih zu fein, war fie ihm entfchieden günftig, weit 
entfernt ihn zu benachtheiligen oder ihn zu berauben, machte 
fie ihm vielmehr ein Geſchenk mit der Hälfte oder dem Dritte 
theile der bäuerlichen Befigungen, ein bedeutendes Geſchenk, 
daB ihm die Mittel geben Eonnte, feine zerrätteten Vernd- 
gendverhältniffe miederherzuftellen und dadurch fein Anfehn 
von Neuem ‚zu begründen — vorausgefeßt freilih, Daß er 
eine richtige Wahl zu treffen wußte. Die Gefeßgebung hatte 
ed den Butöbefikern anheimgeftellt, ob fre einer Sand= oder 
einer Rente» Entfhädigung den Vorzug geben wollten; der 
bei weitem größte Theil bderfelben ging aber auf bie leßtere 
nicht ein, fondern entfchied fich für die Vergrößerung feines 
Beſitzes, welche nur die Folge hatte, daß fie die Ritterguts⸗ 
beſitzer noch tiefer in Schulden flürzte, und, da ſchon vorher 
die Güter im Verhaͤltniß zu den Betriebsmitteln viel zu groß 
geweſen waren, ein ſchaͤdliches Mißverhaͤltniß noch mehr er⸗ 
weiterte. Das war aber nicht die Schuld der Geſetzgebung. 
Diie Landbevoͤlkerung empfing alfo die Freiheit nicht als 
Geſchenk, fondern erkaufte fie mit theuern Opfern, Sollen 
‚wir darum fagen, daß fie zu theuer erfauft worden fei? 
Gewiß nicht! Denn wenn die Freiheit das hoͤchſte Gut iſt, 
fo ift fein Preis fir fie zu hoch, vorausgeſetzt, daß fie über- 
haupt erfauft werden könne, Leider war aber "diefe -theuer 
erkaufte Freiheit nur eine halbe Freiheit. Indem die Gefeg- 
gebung eine Kette fprengte, befeftigte fie zugleich eine andere; 
indem fie die Eigenthümlichfeit und Erblichkeit des baͤuer⸗ 
lichen Beliged ausſprach, verfügte fie auch die Fortdauer bed 
gutöherslichen Verhaͤltniſſes und aller baraus hervorgehenden 
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Folgerungen und Saften. Sie zerflärte bie Grumblage bes 
patriarchalifch » obrigkeitlichen Verhaͤltniſſes, während fle dieſes 
ſelbſt erhielt und von Neuem beftätigte: Die Gutdunterthanen 
verloren alle aud der Unfreiheit hervorgehenden Wohlthaten und 
blieben denfelben Verpflichtungen unterworfen. Der Staat, 
ber "früher nur durch das Mittelglied der Gutöherrfchaft mit 
ipmen verbunden gemwefen war, trat jetzt in unmittelbare Be⸗ 
Hehung.-zu ihnen, indem er die Entrichtung der Abgaben 
bireft von ihnen forderte; dadurch erflärte er fie für einen 
ſelbſtſtaͤndigen und freien Stand, und boch unterwarf er fie 
noch einer ſekundaͤren obrigkeitlichen Gewalt. : Der Staat er- 
ſchwerte ihnen. die Erfüllung ihrer Abgabenleiftungen, indem 
er bie Gteuervertretung der Gutöherrfchaft nufhob, und doch 
fanktionizte er- die gutöherrlihen Abgaben bid zum dritten 
Theile der gefammten Nubnießung ber bäuerlichen Güter. 
Mit einem Worte, der Staat machte Miene, fie näher 
an ſich heranzuziehen und entfernte fie in demfelben Augen- 
blide wieber von fih. Der Bauernfland wurde zu freien 
Eigenthümern erhoben, aber die Freiheit wurbe nicht auf die 
Gemeinde und den Staat ausgedehnt; dad Bauergut war 
frei, aber der Beſitzer blieb Unterthan des Gutes. Der 
Bauer erhielt perfönliche Freiheit, Freiheit des Beſitzes, aber 
wicht bürgerliche und politifche Freiheit. | 


3. Die Reaktion gegen die agrariſche Geſetzgebung. 

Hätte der Adel fein wahres Intereffe verflanden, fo 
würbe er die Befreiung der bäuerlihen Berölferung nach 
Ueberwinbung der erften Ueberrafeyung und des erflen Schnier- 
zes als eine auch ihm günftige Maßregel aufgenommen haben; 
er würde biefelbe ald das geeignetfte Mittel zur Werbefferung 
ker Bewirthſchaftung ‚feiner eigenen Güter angefehen haben, 
und wenn er zu rechnen verflanden hätte, die ihm freigeftellte 
Gelbentſchaͤbigung als eine unerwartete Mettung und als bie 
latzte Huͤlſe in feiner durchgaͤngig verſchuldeten Lage ergriffen 
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haben: er würde mit einem Worte die Beſchraͤnkung feiner - 
Prärogative und feiner „wohlerworbenen Rechte” ald einen 
wirklichen Gewinn betrachtet und dieſen dem leeren Scheine 
vorgezogen haben. Wer darf indeß von ber verjährten An- 
_maßung und dem gereizten Worurtheile auch nur kalte Be⸗ 
rechnung bed eignen Vortheils erwarten? Der Adel ſah in 
den Reformen nur die Beeinträchtigung feiner Erchufivität, 
und nahm fie nur mit dem Gefühl der verlegten Eitelkeit 
und des’ gefränkten Interefie auf, Es war daher von Anfang 
an eine Reaktion gegen die agrarifche Gefeßgebung gegeben, 
die allerdings durch die Gewalt ber Umftände noch zur Maͤ⸗ 
Bigung gezwungen wurde, die aber doch ſchon beim Erfcei- 
nen des Edikts vom 14. Sept. 1811 fo.fehr erſtarkt war, 
daß fie diefed felbft in Frage ftellen konnte, und daß felbft 
angefehene Staatömänner zwei Zage vor der Veröffentlichung 
beflelben feine Emanirung bezmweifelten. „Nur allein der 
Weisheit und Einficht feines erhabenen Monarchen verdankt, 
wie Hering fih ausdrüdt, dad preußifche Volk dieß herr- 
lidye, preißwürdige und fegendreiche Geſchenk.“ | 
| Die Aeußerung dieſer gegen die agrarifche und bie ge= 
fammite reformirende Gefeßgebung, al& (eine revolutionaire, 
gerichtete Oppofition fanden wir in einer von Adam von 
Müller im Auftrage der Adelöpartei verfaßten Denkfchrift, 
beren Tendenz und Zwei fish aus folgender Stelle -ergiebt: 
„Dem Lenker der äußern Schickſale Europa’ mußten 
Sie fi) (Hardenberg) ald Staatsmann wie ald Privatmann, 
wie alle Andere vorläufig unterwerfen; aber dem vermeint- 
lichen Gefeßgeber und Staatenreformator Napoleon war Preü« 
Ben noch nicht unterworfen; vor feiner tödtenden und verftei- 
nernden Hand (die, wohlgemerkt, fo weit ihre Macht reicht, 
dem mittelalterlichen Ständewefen, der Abdelöherrfchaft und 
ber Unterdrüdung des Bauernflandes ein Ende machte) konnte 
bie preußifche Verfaſſung noch gerettet werden; Preußen konnte 
noh ein alteuropaͤiſcher Staat (Hört!) an Sitte und 
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Geſetz bleiben; es brauchte nicht herabzufinten in die Meihe 
der neugefchnisten forms und bodenlofen Staaten, die nur 
Armee, Polizei und Gegenwart, aber Feine Vorzeit (d. h. 
feinen Geburtdadel und leibeignen Bauernſtand) und Feine 
Zufunft haben — deshalb konnten Ew. Ercellenz mit Ehre 
und volfländiger Behauptung Ihres bewunderten politifchen 
Charakters, das Heft der preußifchen Aominiftration im Jahre 
1810 übernehmen.” Was unter dem alteuropäifchen Staate 
eigentlich zu verftehen fei, nämlich Unfreiheit des Bauern» 
flandes und Erhaltung des privilegirten Bodenbeſitzes in ſei⸗ 
ner Unveränderlichfeit, ergiebt fich aus folgenden beiden Stel- 
len: „Auf gleiche Weife ift es ärmern Ländern fehr angemeffen, 
daß fih die Dienflverhältniffe bei dem erften unter allen 
bürgerlichen Gefcbäften, beim Aderbau, unaufldslich bes 
feſtigen, tbeild damit die Auseinanderfeßung des Tagelohns 
und der Dienſte vermittelfi baaren Geldes, welches fehlt, 
nicht nöthig fei, theild, damit Herrn und Unterthanen dauer« 
baft und für ihr ganzed Leben ihrer gegenfeitigen Hülfe ohne 
britifhe Armentare gewiß fein können.” — — „Wir begeh- 
ren den Beiſtand unfered koͤniglichen Herrn und feiner Rath⸗ 
geber für die mögliche Erhaltung der bisherigen Grundeigen« 
thümer bei ihren Beſitzungen (d. h. Erhaltung der Ritter 
güter mit ihren biöherigen Vorrechten und auöfchließliche 
Befugniß ded Adels, folche zu befigen), indem wir dafür halten, 
daß die Rettung ded Staates (d. h. Rettung bed Adels und 
Auflöfung des Staats) von der Befeftigung bed alten Befiges 
und der Erhaltung bed hergebrachten Verbandes der Grunds 
flüde unter einander abhänge, und daß ed nur eine Art ber 
radikalen Revolutionirung gebe, namlich das Zerfchneiden der 
Bande, welche den Eigenthümer an den Boden Tnüpfen (d. h. 
welche den zahlreichften Theil der Bevoͤlkerung zur Pertinenz 
der Scholle machen und der Wilführ und Raubſucht eines 
roben und eigennügigen Deren preisgeben). Alle Dienfle 
und Unterthänigkeitöverhältniffe, die Patrimonialgerichtöbarkeit, 
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ſelbſt die verrufenen Gemeinheiten haben Dazu beigetragen, 
diefe innerften und heiligften Bande (risuan tenentis!), «ifo 
den Staat felbft zu befeftigen.” — Und, dad nennt. der ſcham⸗ 
Iofe, feile Sylophant (U. v. Müller) ein Reid ber Gerech⸗ 
tigkeit gründen, Die. wahren Grundſaͤtze der Ordnung und 
Erhaltung läutern! Damit ift. indeß der Adel noch nicht zu⸗ 
frieden, fondern er will wo möglich. (mögen unfere Liberalen 
dieß beachten!) gaͤnzliche Wiederherſtellung der alten feudalen 
Herrlichkeit und beantragt zu dieſem Zweck die Beibehaltung, 
Wiederherſtellung und weiſe (d. h. den Einfluß bed Adels 
erböhende) Mobiflcirung der Provincialverfaffungen, verbunden 
mit einer allgemeinen fländifchen Rathsverſammlung. 

Diefer Angriff auf die reformirende Geſetzgebung hatte 
freilich feinen Erfolg; indeß war nicht fo bald die. äußere 
Selbftftändigfeit wieder erfochten worden, als auch bie lange 
zurädgebrängten Wuͤnſche des Adels fi) mutbiger zu regen 
begannen und feine eigennuͤtzigen Hoffnungen, welche --ba& 
Gluͤck des Krieges zu einer ſchwindelnden Höhe erhoben hatte, 
ſich lauter und breifter zu Außern anfingen. Und wie follte 
er auch nicht, da er ſich mit feiner gewöhnlichen Beſcheiden⸗ 
heit einen bedeutenden Antheil an dem Ausgange diefed Kam- 
pfes zuſchrieb? Er war wieder rehabilitirt, und ghaubte mit 
der Erinnerung an die Unglüdöperiode au die Erinnerung 
an die Schmach, die er auf fich geladen, verwifcht. Indem 
‚er jeßt wieder dad Haupt freier, erheben durfte, hielt er ſich 
- aud) berechtigt, feine frühere Stellung wieder: zu fordern und 
den Staat wieder ald den feinigen in Anfprucy zu nehmen. 
War ber Staat jegt gerertet, war er in ſeiner Unabhängigkeit 
und in feinem alten Umfange wieder hergeſtellt worden, fo 
war auch nichtd natürlicher ald die Forderung, daß auch der 
alte Staat und mit ihm der Adel als privilegirte Kaſte wie⸗ 
der hergeſtellt wuͤrden. Verdankte doch der Adel ſeine Ernie⸗ 
drigung und ſeine Beraubung derſelben Urſache, welche den 
Fall des Staates herbeigeführt hatte, Dieſe was aber Feine 
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andere geweſen, als die Revolution. Die Revolution — 
darüber. konnte fih Niemand taͤuſchen — hatte ben glorrei⸗ 
den Staat Friedrich des Großen niedergeworfen. Aber die» 
fer war wieder entflanden, gefrönt mit neuem Ruhme; bie 
Legitimität, der hiftorifhe Staat, die Rechte ded angeflamm- 
ten Fürfienhaufes hatten den Sieg davon getragen über die 
Ummwälzung. Bar e8 daher anders möglich, ald daß man 
den mühfam errungenen Eieg bis zur äußerflen Grenze ver« 
folgte? Mußte_ man nit, nahdem man den Staat der Res 
volution beflegt hatte, auch das Princip der Revolution an⸗ 
greifen? Mußte man nicht, nachdem man ed im feindlichen 
Lager überwunden hatte, ed um fo mehr aud dem eignen 
Haufe vertreiben, wenn ed ſich dort eingefehlihen hatte? 
Und war dieſes nicht nod dringender ? 


Bon ſolchen Sefichtöpunften audgehend, konnte der Abel 
die reformirende Gefeßgebung nur ald ein nothgedrungened 
Interimiſtikum anfehen, deſſen Ende jegt gefommen ſei. Na⸗ 
mentlich hoffte er, daß dem verhaßten Edikt vom 14. Sept. 
1811 feine Folge gegeben werden würde; Intriguen und 
Machinationen *) wurden von allen Seiten gegen deffen Aus⸗ 
führung in Bewegung gefegt und die Aufhebung deſſelben 
mit der beftimmteften Buverficht gefordert und erwartet; in 
diefer Erwartung wurden nicht nur die im $. 5 ded Edikts 
vom 14. Sept. 1811 zur gütlichen Audeinanderfegung bes 
willigte Frift von zwei Jahren ganz unberüdfichtigt gelaflen, 
ed vourden nicht nur die Regulirungen, wo fie bereitd begons 
nen waren, wieder abgebrochen, fondern es wurde auch die 








*) Das Detail diefer Umtriebe ift noch nicht hinlänglich zur 
Kenntnig gekommen. Zu bedauern ift es, daß Hering, der in die 
Sntriguen des Adels, „denen ſelbſt ein gefeierter Feldherr (Gnei⸗ 
fenau %) nicht fremd geblieben,” eingeweiht zu fein ſcheint, die vers 
ſprochene Mittheilung derfelden noch nicht gegeben hat. Wir for⸗ 
dern ihn dazu auf. 
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Verdrängung und Vertreibung ber Bauern *) mit ber größ- 
ten Scham= und Rüdfichtölofigkeit betrieben. Die Hoffnun« 
gen auf ter einen Seite und die Befuͤrchtungen auf ber 
andern Seite waren fo hod) gefpannt, bag eine Kab.⸗O. **) 





*) Zur Beftätigung führen wir das NMefkript des Minifters des . 
Innern vom 20. Mai 1817 an: „ES ift angezeigt worden, daß die 
Gutsherrn durch allerlei unerlaubte Mittel die bäuerlichen 
Wirthe aus den bäuerlichen Stellen zu vertreiben fuchen. Rückſicht⸗ 
lich derjenigen Bauern, welche ihre Höfe bereits eigenthümlich be⸗ 
ſitzen, kann man diefen die Sorge für Erhaltung ihres Eigenthums 
im Rechtöwege .ohne Zweifel überlaffen, da eine gewaltfame Vers 
drängung bei unferer Suftizverfaffung nicht denkbar ift. — — Was 
aber die zu Eigenthum noch nicht verliehenen Höfe anlangt, fo muß 
man hinfichtlich diefer allerdings die Beſorgniß hegen, daß die Bäuer- 
fihen Wirihe von den ihnen durch das Edift vom 14. Sept. 1811 
und deffen Deklaration beigelegten Rechten hin und wieder noch 
feinen deutlichen Begriff gefaßt haben (wäre es nicht richtiger gewe⸗ 
fen, bier ftatt der bäuerlihen Wirthe die Gutäbefiger zu nennen ?), 
und daß es alfo den Gutsbeſitzern nicht ſchwer fallen dürfte, Die: 
felben de facto zu verdrängen Da nun das Edift vom 
14. Sept. 1811 und deflen Deklaration im Art. 76, 77 und 86 den 
Gutsbeſitzern die Befugniß zur Einziehung folder Höfe ausdrücklich 
nur dann einräumt, wenn nach bewirfter Auseinanderfekung 
darauf Feiner beftimmten Perfon ein Anrecht zufteht, fondern der 
Gutsherrſchaft diefelben als rechtmäßig erledigte Höfe anheimfallen 
‘oder durch fpezielle Verträge mit den Berechtigten erworben find, 
fo würden fi die Gutsherrn, welche fi dem zumider ohne recht: 
niäßigen Titel die Einziehung erlauben, nad) den gegen diejes Ver: 
fahren beftehenden Geſetzen ftrafwürdig machen. 


+) Die K.⸗O. vom 31. Dec. 1815: „Der nunmehr beendete 
Krieg hat nicht nur die Ausführung des Edikts vom 14. Sept. 1811 
erſchwert, fondern auch Veranlaſſung gegeben, daß die von Uns 
beabfichtigte Deklaration über einige Beftimmungen deffelben noch 
nicht hat erfolgen köͤnnen. Damit jedoch diefe in den Zeitumftänden 
begründete Verzögerung bei Unfern getreuen Unterthanen weder die 
Beforgniß errege, daß das Edift ſelbſt überall nicht zur- 
Ausführung fommen werde, noch weniger aber zu dem irrigen 
Ölauben Anlaß gebe, daß, weil der feſtgeſetzte Termin zur Auf: 
hebung der Dienfte beinahe abgelaufen ift, nunmehr ohne vorgän- 
gige Regulirung die fernere Dienftleiftung zu verweigern fei, fo er- 
Mären Wir hierdurch aufs neue, daß die Ausführung bes Edikts 
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erlaffen werben mußte, welde bie Zuflcherung brachte, daß 
die Ausführung des Edikts vom 14. Sept. 1811 „ber uns 
abänderliche landesväterliche Wille‘ fei, melde aber zugleich 
eine Abänderung beffelben durch ‚eine nächftend zu erlaſſende 
Deklaration in Ausficht ſtellte. 

Wurde nun auch durch dieſe beſtimmte Willenserklaͤrung 
die Beſorgniß zerſtreut, daß das Edikt uͤberhaupt nicht zur 
Ausfuͤhrung kommen werde, ſo brachte doch die bald darauf 
erfolgende Deklaration deſſelben (vom 20. Mai 1816) den 
Privilegirten manche nicht unbedeutende Conceſſi ionen, durch 
welche die ohnedies ſchon bedraͤngte Lage der baͤuerlichen Be⸗ 
voͤlkerung und die Opfer, mit denen ſie ihre Freiheit erkaufen 
mußte, noch bedeutend erſchwert wurde. Namentlich wurde 
durch dieſe Deklaration dem Gutsherrn das Einziehen des Bauer⸗ 
hofs erleichtert, indem dieſelbe die Beſtimmung des Edikts vom 


14. Sept. 1811 ($. 83), nach welcher nur das Einziehen der 


im Kriege von 1806 verödeten Bauerhöfe geftattet war, in der 
Art abänderte, daß ſowohl für die Zeit vor 1806 wie für die 
fpätere Zeit ein Heimfal nicht begründet werben Tonnte, und 
zugleich die Foͤrmlichkeit des öffentlichen Aufgebots aufhob. Die 
Folgen diefer Nachlaffung waren die unheilvellften: die Zahl der 
bäuerlichen Stellen wurden durch fie auf erfchredende Weife 
gelichtet. In ber Provinz Pommern ging der fünfte Theil 
aller Bauerhöfe ein, woraus fih, mit Uebertragung biefed 
Verhaͤltniſſes auf bie ganze Monarchie dad wohl ziemlich 
richtige Refultat ergeben würbe, daß von den 161,000 


som 14. Sept. 1811 über die gutäherrlihen bäuerlichen Berhältniffe 
Unſer Iandesväterlicher unabänderliher Wille ift, und Wir diejenigen 
Beftimmungen deffelben, von welchen die Erfahrung gezeigt hat, daf 
fie entweder die Ausführung erfchwere oder mißverftanden worden 
find, durd eine -nächftens zu erlaffende Deklaration nervollftändigen 
werten, befehlen aber zugleich fo gnädig als ernſtlich: daß Niemand 
ſich unterfangen foll, fi) eigenmächtig feinen Verpflichtungen zu ent: 
ziehen, bevor nicht das bisherige Verhältnig durch gütliche Einigung 
oder durch kommiſſariſche Regulirung vollſtaͤndig aufgehoben fein wird.” 
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Bauerhoͤfen, die uͤberhaupt nach jenem Edikte der Regulirung 
unterworfen geweſen fein möchten, ungefähr 30,000 baͤuer⸗ 
liche Kahtungsftellen mit 2 Millionen Morgen noch außer 
der gefelichen Entſchaͤdigung dem Bauerftande entzogen wor« 
den wären *). 

Eine andere, Tehr empfindliche Beeinträchtigung wurde 
für die bäuerlihe Bevoͤlkerung dadurch herbeigeführt, daß 
ber im Edikt vom 14. September 1811 feſtgeſetzte vierjährige 
Termin für ein fo weitläuftiged und verwideltes Gefchäft 
viel zu kurz gefaßt war. Die Regulirungen konnten in dies 
fem Beitraume nicht beendigt werden. Das hatte die Kolge, 
daß die früheren gutöherrlichen Zaflen bis zur Beendigung 
der Ablöfungen, 10, 15, 20 Sahre, den Bauern aufgebür- 
det blieben, während ihnen die dafür bedungenen Entſchaͤdi⸗ 
gungen nad) Ablauf des vierjährigen Termine verloren gingen, 
Dur das Edikt (8. 32.) war nämlich ‘der Gutöherr von 


*) Hering. ©. 112 und 118, wo derfelbe auch folgende fehr 
treffende Parallele zwiihen dem -Edikte und der Deklaration zieht: 
„Das Editt bezwedte die Erhaltung und den Wohlftand der Bauern; 
die Deklaration verdrängte fie zu Taufenden. Das Edikt bezweckte 
in ‚Berbindung mit dem Kulturs&difte vom 14. Sept. 1811 die 
Vervielfältigung des Grundbefiges und deſſen Theilbarkeit; die Des 
Plaration hat die Tendenz, außer der Normalentihädigung große 
Maſſen bäuerliher Srundftüde, ja felbft die ganzen bäuerlichen 
Feldmarken, wovon in Pommern wahre Fälle vorgefommen find, 
mit den ſchon gewöhnlich zu großen Befisungen der Grundherrn zu 
vereinigen und zu confolidiren. Das Edikt befchränft fich in feinen 
Begünftigungen ($. 88) auf die Epoche von 1806, und wollte alfo 
nur die Folgen der damaligen Unfälle mildern, die Deklaration greift 
in den Zeitraum von 1806 —1763 ruͤckwärts, in welchem das Gin- 
ziehn der Bauerhöfe hoch verpönt war; fle erläßt nicht nur bie Strafe, 
fondern belohnt die Rraffällige Handlung, indem fie Die Grundftüde 
sines in jener friedlichen, glücklichern Zeit erledigten Bauerhöfes 
den Gutsherrn über die Normalentfchädigung zutheilte, zur Demü⸗ 
thigung für den biedern, rechtlichen Gutäbefiger, der feine Bauern 
erhalten, mit Aufopferungen erhalten hatte, und ſich num mit der 
Normalentſchaͤdigung besnägen mußte,“ 


den BVerpflichtungen der Neubauten und Reparaturen hinficht⸗ 
lich der baͤuerlichen Wohnungen, auch vor erfolgter Aubein⸗ 
anderſetzung entbunden worden, und er erhielt hierdurch ſogar 
einen Vorwand zur Vertreibung der Bauern, indem das 
Edikt ihm geſtattete (F. 54.), den Befitzer zu exmittiren, 
wenn derſelbe ſich weigern ſollte, die Bauten und Repara⸗ 
turen zu uͤbernehmen. 

Erwuchs nun hieraus der baͤuerlichen Bevoͤlkerung ein 
unverkennbarer Nachtheil, der nicht in der Abſicht des Edikts 
vom 14. September 1811 gelegen hatte, fo fügte ihr bie 
Deklaration einen neuen Berluft zu, indem fie die Befkim 
mung, welche die Entfchädigung durch ein Drittel ded Lan⸗ 
des oder der Nutzung ald Regel für die Abfindung feftfegte, 
dahin abänderte ($. 66.), daß ed dem Gutsherrn freiflehen 
folle, auf eine höhere ald die Mormalentfchäbigung zu pro⸗ 
vociren. Und an diefe Ausdehnung des Maximums der Ent« 
Schädigung knuͤpfte die Deklaration fogleich wieder eine neue 
Gonceffion für die Gutsherrn, indem fie mit Rüdficht darauf, 
„daß den Gutsherrn durch die Ueberlaflung ded Eigentums 
Bortheile verloren gingen, welche fie in der bisherigen Vers 
faffung bei einem Heimfalle des Hofes hätten erlangen koͤn⸗ 
nen und die bäuerlichen Befiger durch bad Eigenthum allein 
Vortheil erbielten, die fie in ihrem bisherigen Zuſtande nicht 
gehabt,” den erſten noch eine außerordentliche, 5 pCt. vom 
ganzen Ertrage bed Hofed mit Einfluß ded Gartens betra⸗ 
gende Entſchaͤdigung zu erkannte. Die letztere Beſtimmung 
war dem Edikte vom 14. September 1811 geradezu entge⸗ 
gen, da nach dieſem der Hof und der Garten nicht hatten 
zur Theilung kommen ſollen, für welche Erception den Bauern 
die alleinige Uebernahme der Kommunallaften, ſo weit die 
Leiftung einiger Hülfsdienfte zuerkannt worden war. Bei . 
diefer erften Deklaration blieb es indeß nicht; es folgten eine 
Menge anderer Deklarationen, die alle barin übereinftinmten, 
daß fie die undlaren Stellen ber Gefetze, bie ſie zu commen⸗ 
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tiren beſtimmt waren, auf die unguͤnſtigſte Weife fuͤr die 
Bauern erklärten. Die, Reaktion gewann immer mehr Ter⸗ 
rain, das gutöberrliche Intereſſe trat immer entfchiedener in 
den Vordergrund und gab einen fehlagenden Beweis feines 
neu gewonnenen Uebergewichtd, indem ed die Suspenſion 
des „Geſetzes vom 25. September 1820 über die Regulirung 
der gutöherrlich-bäuerliben Verhältniffe in den vormald zum 
Königreih Weſtphalen, zum Großherzogtbum Berg und zu 
den franzöfifchshanfeatifchen Departementd - gehörenden Landes⸗ 
theilen“ erwirkte, an defien Stelle nun drei andere, die guts⸗ 
herrlichen Intereffen mehr begünfligende Gefege (v. 21. April 
1825) traten. 


Zugleich mwurbe einer der wefentlicften und wohlthätig« 
ſten Punkte der neuern Gefeßgebung, das Princip der Theil⸗ 
barkeit ded Bodens, theild durch vorbereitende Maaßregeln 
und einzelne Befchränktungen angefochten, theild durch Direkte 
Angriffe bedroht. Zu den erftern rechnen wir namentlich bie 
feit 1834 gegen die Gemeinheitötheilungen verfügten Bes 
fhrantungen. Waren dieſe dur die frühere Gefeßgebung 
mit Necht begünftigt und erleichtert worden, da fie größten- 
theild vortrefflichen Boden einer höheren Gultur zuführten, fo 
wurde nun durch die Verordnung vom 30. Juni 1834 den 
Regierungen aufgegeben, darüber zu wachen, daß dad Ges 
. meindevermögen nicht in Privatbefig übergehe, und durch die 
Verordnung vom 28, Juli 1838 fogar beftimmt, daß eine 
mit Aderumtaufh verbundene Gemeinheitötheilung nur auf 
den Antrag des vierten Theils der Beſitzer der Aderlände- 
reien geftattet werden folle; nur die Privilegirten, Domänen» 
und NRittergutöbefiger, folten von’ diefer Befchränfung des 
Antrags auf Audeinanberfegung audgenommen fein. 


Einen noch entfchiedeneren Ruͤckſchritt und eine noch die 
reftere Annäherung an das lebte Ziel befundete die Kabinets⸗ 
Ordre vom 28, Juli 1842, durch welche die ben Beſitzern 








125 


von Lehn⸗ und Fideicommißguͤtern im Edikt vom 9, Oftober 
180% "gewährte Befugniß, ihre Güter ganz oder theilmeife 
zu parzelliren, wieder zuruͤckgenommen wurde, — eine für das 
Geſammtwohl wie für das Intereffe der Befiger von Lehn⸗ und 
Fiveifommißgüter gleich ungünftige'Neuerung, da jened durch 
die Vermehrung der Kleinen Gutöbefiger nur hatte gewinnen 
fönnen, diefe aber entfernte oder unbequem liegende Theile 
ihrer Ländereien auf dem Wege der Vererbpachtung hatten 


produktiv machen koͤnnen, ohne eigenes Kapital hineinlegen 


zu muͤſſen. 

Unterdeß war aber auch ſchon das Prinzip der Theil⸗ 
barkeit uͤberhaupt in Frage geſtellt worden: Die Kabinets⸗ 
Ordre vom 28. Oktober 1834 verkuͤndete die Nothwendigkeit 
reſtriktiver Geſetze gegen die Parzellirungen, welche ſeitdem 
den Provinziallandtagen zur Begutachtung vorgelegt worden 
find, ohne ſich jedoch ſchon haben durchkaͤmpfen zu koͤnnen. 
Um dieſe Nothwendigfeit einlertchtend zu machen, führte man 
die Erhaltung eines Eräftigen und wohlhabenden Bauerftandes 
an, obwohl diefer an wahrer Kraft und wahrer Wohlhabens 
heit nur durch Erhöhung der Produktionsfaͤhigkeit und beffere 
Bewirtbfchaftung des Bodens, zu welchen die Theilbarkeit 
führt, gewinnen kann; oder man beſchwor die furdhtbarften 
Schredbilder und Phantasmata, man prophezeite atomiftifche 
Auflöfung des Bodens, Verkuͤmmerung des Landhaus bis 
zur allgemeinen Spatenbearbeitung, obwohl dieſe Beforgniß 
fih überhaupt als chimärifch erwiefen hat und für Preußen 
am allerwenigfien in Betracht kommen kann. Die Erfahrung 


- aller Zeiten und aller Länder hat bewiefen, daß, wenn bie 


Sheilbarkeit des Bodens ein Uebel ift, fie, wie die Chimaire 
der Uebervölferung, ihr Heilmittel und ihr Maaß in fi 
ſelbſt traͤgt. Selbſt das Beiſpiel Frankreichs, das gewoͤhn⸗ 
lich citirt wird, und wo allerdings die Theilbarkeit des Grund⸗ 
eigenthums einen hohen Grad erreicht hat, beweißt die Grund⸗ 
loſigkeit dieſer Beſorgniß, da hier die Theilung des Grund⸗ 
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eigenthums nicht im Verhaͤltniß mit der fleigenben Bevoͤlkeruug 
geſtiegen if und alfo verhältnißmäßig abgenommen hat. Im 
Sranfreih waren namlich im I. 1815 nach Paſſy 10,083,701 
Perſonen ald Grundeigenthümer angsfeflen, im 3. 1835 da» 
gegen 10,893,528, mod in einem Zeitraume von 20 Jahren 
eine Vermehrung von 8 pCt. ergiebt. Dagegen betrug bie 
Bevoͤlkerung in bem erflen Jahre 20,154,743, im letztern 
33,326,573, was eine Bermehrung von 14 pCt. ergiebt*), 


*) Auch Dönniges vertheidigt die Theilbarkeit, geftünt auf. 
die Erfahrung in Preußen. „Die fo vielfach befämpfie ab eben 
fo oft. vertheidigte Theilbarkeit des Bodens”, fagt diefer, „bat zu 
erfreulichen Reſultaten geführt. Sie ift zur Verkleinerung, zur Ber: 
größerung zur Arsondirung der Güter, zur Bildung einer- Stufen 
keiter von kleinen bis zu Den den größten Beſigungen henutzt werben, 
ohne auf Generationen hinaus der Beforgniß eines Uebermaßes auf bei- 
den Seiten Raum zugeben. Amtliche Ermittelungen haben dieß mitunbe- 
deutenden Ausnahmen für alle Provinzen befkätigt, in welcher die Theif- 
karkeit der Grundſtücke duch Die Geſetzgebung von 1897 erſt eins 
geführt if, Mit Ausfhlug der Rheinprovinz, in welcher 
die Theilbarkeit und VBertheilung des Bodens großen- 
theils feit Tanger Zeit herrfcht, ift in einem Zeitraum 
von dreigig Jahren aufammengennmmen-, etwa 1 Proc, 
Red Srundbefisthbums durch Zertheilung und Vorgröße—⸗ 
rung deſſelben zum Umſatz gefommen. Das bäuerliche Grund: 
eigenthum ift nicht in Abnahme gerathen; die Zahl folcher Eigenthü- 
mer bat ſich nicht bloß durch die Verleihung des &rundeigenthums 
bedeutend vermehrt, die Neigung zur Erwerbung deffelben it mit 
ber Benölferung geftiegen. Dennoch hat fih die Sitte des. Bauern 
ftandes, den Bauerhof der Samilie zu conferviren, ihn einem Gliede 
derfelben zu mäßigen Preiſen zu übergeben, im großen Durchſchnitt 
fortdauernd erhalten. Nur bei mangelnder Berfügung des Erblaſſers 
iſt zufolge der allgemeinen Erbgeſetze haͤufiger zum Verkaufe des 
Hofes an Einen Miterben oder auch an Fremde als zur Natural 
vertheilung gefchritten worden.” — Auch die brandenburgifchen 
Stände haben anenfanut, „daß in den öftlihen Provinzen, 
die Befahr, den Bauernſtand durch Parzellirungen der 
Vernichtung entgegengeführt zu fehn, noch nicht eriftire 
und daß die Maaßregeln zur direften Verhinderung der 
Dismembrationen vielleicht verderblihere Folgen ale 
bie au befsitigenden Nabelſtände haben Fonuten“ 
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- Für Preußen muß gber jebe derartige. Befuͤrchtung um fo 


mehr als chimairifch erfcheinen, wenn man bedenkt, daß die⸗ 
ſes feinem größten Theile nach, nicht ſowohl an Uebervoͤlke⸗ 
rung als an auffallend geringer Bevölkerung leidet. Die 
Befchränfungen der Parzellirungen koͤnnten alfo nur dann 
einen Sinn haben, wenn fie die Verkleinerung und Parzeli- 
zung des großen Grundeigenthumd zu verhüten beſtimmt 
wären. Aber auch diefe Vorforge muß als völlig überflüffig 
erfsheinen, wenn und Kerr v. Herthunfer*) bezeugt, baß 
die Zahl der gdeligen Güter, wie fie 1804 gemefen, ber Zahl 
nach unveraͤndert geblieben, an Ausdehnung aber gewachſen 
feien, theils in Folge. der Regulirungen, theild durch Anfaufe 
und Incorporirtung, und daß fogar zu den damals vorhan⸗ 
denen noch neue hinzugekommen feien, theil$ in ben verkauf 
ten Domainen, theil® in den abgefondert liegenden über feh$ 
Hufen großen Köllver« umd freien Gütern, welche jetzt mis 
den vormaligen abeligen Gütern zufammen die Rittergüter 
bilden. 


4, Die Epifode der bäuerlihen Unruhe in 
Schleſien. 


Hat und der Mangel an Nachrichten verhindert in das 
Detail der Intriguen einzugeben, welche ber Adel ber. agra- 
riſchen Geſetzgebung entgegenfegte, fo giebt und bach wenig. 
ſtens die Gefchichte der bäuerlichen Unruhe in Schleflen, Die 
wir in ben „Memoiren eined Verftorbenen‘ finden und biefen 
entnehmen, Gelegenheit, an einem Beiſpiele zu zeigen, mit 
welchen Gefinnungen die. Prisilegieten dad veformatorifche 
Streben der Regierung aufnehmen und durch melde Mittel 
fie ed zu vereiteln fuchten. 


*)‘ Die Sändliche Verfafſung in den einzelnen Provingen der 
preußiſchen Monarchie, J. B. L Abth. S. Al. 
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Wie auf die andern Provinzen, fo fiel auch auf Schle- 
fien der Druck des Krieges mit furchtbarer Schwere; nament= 
lich wurde die bäuerliche Bevölferung hart von demfelben be= 
troffen. Unerfchwingliche Lieferungen zur Verproviantirung 
der Feftungen, Einquartirungen, Vorſpannfuhren famen jegt 
zu den fchweren gutöherrlichen Laſten hinzu und fleigerten Die 
Unzufriedenheit mit ihrem elenden Zuflande, die anfing, fich 
in einzelnen Aeußerungen der Verzweiflung Luft zu machen. 
Die Bauern in Nürgshalbendorf und Reufzendorf begannen 
die Widerſetzlichkeiten gegen die Gutöherrfchaften, von denen 
militärifche Hülfe requirirt wurde, Ein franzöfifches Execu⸗ 
tiond-Rommando begab fi) nach den bezeichneten Gemeinden, 
ohne jedoch etwas anrichten zu Fönnen, dba die Bauern Feine 
Art von Erceß begingen, fondern nur behaupteten, es 
fei ihnen unmöglih, die gutöherrlihen Forderungen zu 
erfüllen. 

Dieb Beifpiel fand Nachahmung in den Gemeinden 
Dittmannsdorf bei Schweidniß, Thanhauſen, Geblau, Alte 
wafler, Conradswaldau und Schwardbwalden, weldye ebenfalls 
ben Gutöherrfchaften die Dienfte verweigerten. Auch im 
Leobſchuͤtze Kreife zu Oberfi und in 21 andern Gemeinden 
zeigte ſich Neigung zu Widerfeglichkeiten. 


Der wahre Grumd diefer Unruhen war, wenn auch 
verfchiedene Nebenurfachen dazu mitwirkten, boch offenbar in 
ber elenden Lage ber bäuerlichen Bevoͤlkerung und in ben 
Bedrüdungen der Gutöherrfchaften zu fuchen, die Die frühe» 
ren, zu Gunften jener erlaffenen Verfügungen faſt nirgends 
zur Ausführung gebracht hatten, und das Kofgefinde in ber 
nämlichen Lage erhielt, in welcher es fi vor 70 bis SO 
Jahren befunden hatte. 


In diefem Sinne forach ſich auch der Minifter Stein 
in folgendem aus Königsberg vom 16. September 1808 
datirten Reſkripte aus: 
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Nach einer mir zugekommenen ſicheren Nachricht, ſind 
die in Niederſchleſien kuͤrzlich unter den Bauern ſtattgefunde⸗ 
nen Unruhen indbeſondere dadurch veranlaßt: 


| 1) Daß das Edikt vom 9. Oftober nicht gehoͤ— 

tig befannt gemadt ift, daß die Grundeigenthüs> 
mer. die Bekanntmachung zu verhindern fuchten 
und Dadurch gegen ſich den Verdacht veranlaffen, ald ob den 
Unterthañen barin noch mehrere Rechte eingeräumt feien, als 
ed wirklich der Fall ift. 


2) Daß die Gutseigenthuͤmer, ungeachtet das Edikt 
mit bürren Worten beftimmt: daß dad Unterthänigkeitövers 
baltniß derjenigen Unterthbanen und. ihrer Weiber und Kinder, 
welche ihre Grundflüde erblich,. erbpachts⸗ oder erbzinsweiſe 
oder eigenthümlich befigen, mit der Publikation des Edikts 
aufhört, fib doch anmafen, von Perfonen diefer 
Qualität die Geftellung ded Zwangsgefindes und 
dad Biöherige zu verlangen. , 


3) Daß die Gutöherren in Abficht derjenigen 
Bewohner ihrer Güter, welche bis 1810 Erbunters 
thbanen find, die dad Bauernverhältniß in Schles 
fien beftimmenden Geſetze vom Jahre 1799 nit 
genau befolgten und fih dabei mehrere Anmaßun— 
gen zu Schulden fommen ließen. Endlich, Daß die 
Gutöhberren, obgleih fie zum Martindtage 1810 
noch Erbunterthanen haben, ihre Verbindlichkeit 
unerfüllt Laffen, diefen bei Unglüdsfällen die 
nötbigen Unterflügungen angedeihen zu laffen. 


Alles dieß fol mehr oder weniger auf den Gütern der 
Tall fein, wo die Unruhen ausgebrochen find und Alles dieß 
beftätigt die Em. Hochwohlgeboren unter dem 9, v. M. gemachte 
Mittheilung, daß die Provinzialpoligeibehörde insbefondere als 
die Urfache der entflandenen Unregefmößigfeiten betrachtet 
werben Binnen, 
9. 


In Abfiht der Büter, wo die Unruhen flattgefunden 
haben, und wo bie noͤthige Unterfuhung zur Beſtrafung ber 
Schuldigen bereitd eingeleitet if, trage ih Ew. Hochwohlge⸗ 
boren hiermit auf, die zu requirirende Juſtizbehoͤrde aufzufor- 
bern, daß fie die Unterfuhung auch auf die geflellten 
vier Punkte richte und ihnen die deshalb aufzunehmen- 
den Verhandlungen zur Einficht mittheile. Finden Sie dabei 
ferner, daß einem Staatödiener irgend etwas zur La fallt, 
fo mache ich ed Ihnen zur Pflicht, gegen diefen ohne meitere 
Anfrage eine fisfalifche Unterfuchung fofort zu veranlaſſen.“ 

In gleihem Sinne ſprach ſich auch folgende Kabinets⸗ 
Ordre aus: u 

„Mein lieber Kanzler Freiherr v. Schröter, aus Eus 
rem Berichte vom 27. v. Mts. und den Anlagen befjelben, 
welche hierbei zurüderfolgen, babe ih mit Verwunderung, 
aber höchft ungern vernommen, daß die in ben ſchleſi— 
fhen Gebirgsdörfern ausgebrochenen Unruhen 
nah. dem Dafürhalten der dahin abgejandten 
Bredlauer Oberamts » Regierungd -» Commiffarien, 
mehr der ungerehten Behandlung der Guts— 
Befiger und ihrer Verwalter ald der Unbillig=- 
keit oder einem Mißverflänpniffe des Edikts vom 
9. Oktober v. I. auf Seiten der Gutdeingefeffe» 
nen zuzuſchreiben find. Allerdings iſt es auffallend, daß 
bie unterm 18. Juli und 31. Dezember 1799 wegen Ab⸗ 
flellung der Beſchwerden der Sutsinfaffen. über ihren Lohn 
‚und Belöftigung gegebenen Verordnungen nicht gehörig be= 
kannt gemacht ind, noch danach verfahren wird, daß felbft 
unter dem Schuße ber Geſetze und unter Sanktion der Ur⸗ 
barien harte Ausdehaung des Dienflzwangs eingetreten und 
daß bem 11. Paragraph des Edikts vom 9. Dftober v. 3. 
zuwider, diejenigen Unterthanen, welche ihre Güter eigen. 
thuͤmlich oder erblich oder erbzinsweiſe und erbpachtlich befiten, 
nicht fofort aus des Erbuntertpänigkeit für fich, ihre Weiber 
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und Kinder entlaffen werben, Bei dem zugleich angegebenen 
Grunde der entflanbenen Unrube, daß der. Dienftlohn immer 
noch in Münze nach dem Nominalwerthe bezahlt worden, iſt 
zu bemerken, daß man in gleicher Art bisher m -Schlefien 
faft alle übrigen: Bahlungen nach gleichem Werthe wieder hat 
ausgeben koͤnnen. Diefer Gegenfland erhält durch meine neu⸗ 
lich vollzogene Deklaration. und bie vorhandenen allgemeinen 


Geſetze feine Beftimmung. Die Angelegenheit wegen der Roboth⸗ 


bienfte und deren Relultion, erfordert eine nähere geſetzliche 
Feſtſtellung, womit man beſchaͤftigt ift und wobei auch bie 
jet gerügten Mißbraͤuche zur Sprache kommen werben. 
Alles übrige liegt daran, duß die vorhandenen Gefetze nicht 
gehörig befunnt gemacht und zur Ausführung gebracht find, 
Der Hauptgrund hiervon fiheint aber in der biöherigen Ver⸗ 
faſſung der Patrimonialgerichte zu beruhen, die bei ber Abs 
haͤngigkeit des Juſtitiars von dem Gutgsherrn, dergleichen 
Sefege, welche: dieſer für nachtheilig haͤlt, nicht zur gehoͤrigen 
Bekanntmahung und Anwendung kommen laffen. Durch die 
beabfichtigte Abänderung dieſer Verfaſſung wird auch diefer 


Mangel gehoben werden. Befonderer Verordnungen bebarf 


es alſo für jegt nicht; aber die fämmtlichen Staatsbehoͤrden 
haben die Bekanntmachung und Beobachtung der vorhandenen, 
den Gutseingeſeſſenen zu ſtatten kommenden Geſetze fich mehr 
als bisher zur Pflicht zu machen. Ihr habt beſonders die 
Oberamtsregierung und demnaͤchſt die ſaͤmmtlichen Gerichte 
Schleſiens ernſtgewiſſenſt anzuweiſen, auch die Praͤſidenten 
der Regierung verantwortlich zu machen; indem ich mich, 
wenn aus aͤhnlichen Gruͤnden wieder ſolche Beſchwerden und 
Unruhen ber Gutseingeſeſſenen entſtehen, zunaͤchſt an fie halten 
werde, welches Ihr ihnen zugleich befannt zu machen habt. 
Uebrigens muß zuvor bad rechtliche Verfahren über die det 
legten Unruhe halber arretirten Rädelöführer feinen Fort⸗ 
gang haben, es verfteht ſich aber von felbft, Daß die von ben 
tinterfuchungd> Gommiffarien feibft aufgeflellten Entſchaͤdigungb⸗ 
9*+ | 
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Gründe ihres Verfahrens in gehörige Betrachtung gezogen 
werden müffen. Ich babe von diefem Allen dem Geheimen 
Finanzrath v. Bismark Mittheilung gemacht, und ihn aufs 
gefordert, felbft und durch bie ihm untergebenen Cameralbe⸗ 
börden zu dem Obigen und zur Abflellung der gerechte Be⸗ 
ſchwerden der Gutdeingefeffenen Eräftigft mitzuwirken, Koͤnigs⸗ 
berg, den 8. Oktober 1808. 

Nun erft fah man ‚daß das Geſetz vom 9, Okt. 1807, 
welches die Verhältniffe ded Bauernftanded dergeftalt änderte, 
daß fie ihre Werbindlichfeiten gegen die Gutsherrſchaften ab» 
führen konnten, nicht auf dem gewoͤhnlichen Wege publizirt 
worden war; dieß gefchah bei allen Verordnungen ftetd durch 
den Landrath, wad bei dieſem Gefeße unterblieben war. 
Da daffelbe jedoch aus den Zeitungen befannt geworben war, 
fo mußten die Bauern auf ben Gedanken kommen, daß man 
ihnen die Wohlthaten deffelben entziehen wolle. Wenn daber 
auch die Anwendung des franzöfifchen Erecutiond- Kommandos 
eine ſcheinbare Ruhe herbeigeführt hatte, To verweigerten 
doch wieder viele Gemeinden die Dienfte, als die feindlichen 
Truppen ihren Zug nah Spanien angetreten hatten. Die 
betheiligten Herrſchaften, flatt durch ihre Auftitiarien bie ein» 
zelnen Schuldigen beftrafen zu laſſen, zogen vor, . bei den 
Behörden Übertriebene Berichte von Bufammenrottungen umb 
Aufruhr zu erflatten. Auch war nicht unwahrſcheinlich, daß 
die entfernte Abficht bei manchen Schlefiern vorgewaltet haben 
mag, bie Zurüdnahme des Gefeged durch Auffindung von 
großen Schwierigfeiten zu bewirken. Kurz im Frühjahr 1800 
nahmen die dringenden Beſchwerden der Grundherrfchaft bei 
den Behörden, befonderd bei der damaligen Oberamts⸗Regie⸗ 
rung zu Breslau wiederum ihren Anfang und balb war’ dies 
jelbe mit Bittfchriften um Zurechtweifung der Dorfgemeinden 
und um nahdrüdlihe Maßregeln gegen diefelben Üüberhäuft. - 
Daher erließ diefelbe in dieſen Faͤllen umfländliche Verfuͤgun⸗ 
gen an bie Gemeinden, in welchen ihnen auf eine ihrer 
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Faſſungskraft angemeffene Art, der Unterſchied anſchaulich 
gemacht ward, der zwifchen den, aus ber perfönlichen Unters 
thanigfeit berrührenden Verpflichtungen und denen obwalte, 
die aus dem Beſitze ber Grundflüde ohne alle Hinficht auf 
die perfönlichen Verhältniffe des Beſitzers folgten, und bedeu⸗ 
tete fie, daß an die Aufhebung der legtern gar nicht gedacht 
ſei. Diefelbe ließ ihnen diefe Verfügung theild durch Kom⸗ 
miffarien förmlich publiciren, theils, da nach der Meinung 
mancher Kommiffarien ed nod von befferer Wirkung fein 
möchte, fohidte die Oberamtd » Regierung fie ihnen unmittel« 
bar zu. 

An einigen Orten hatte diefed eine gute Wirkung; an 
anderen fruchtete ed nichts. Die Kommiflarien zeigten 
an, daß fie feinen ihrer Aufträge mit Ruhe erfüllen koͤnnten 
und berichteten an die Behörden, daß ohne militärifchen Bei⸗ 


Mond nichts audzurichten fein werde, und daß damit fehleu« 


nigft vorgefchritten werden müfje, weil die an dergleichen 
bartnädige Gemeinden gränzenden Ortichaften nur auf den 
Ausgang warteten, um, wenn jene die Weigerung durchfegten, 
ihrem Beifpiel zu folgen, ftatt man ſich hätte begnügen ſol⸗ 
Ien, die einzelnen Widerfpenftigen zu beftrafen. 

Die Oberamtd » Regierung fchritt daher zu dieſer Maß- 
regel und zwar zunächft gegen die Gemeinden Sirddorf und 
Wiefenberg und gegen die Gemeinden ded prinzlich Ferdi⸗ 
nand’fchen Amtes Dels und Ullersdorf, ſaͤmmtlich Striegauer 
Kreiſes. 

Bei den beiden erſten kam es darauf an, die beiden 


Schulzen aufzuheben und zur Unterſuchung zu ziehen, weil 


diefe allein nad) der Anzeige und dem Berichte des Kom⸗ 
miffarind die übrigen Gemeinbeglieder in ihrer Widerſpen⸗ 
ſtigkeit beſtaͤrkten. 

Es begab ſich an jeden Ort ein Kommando von einem 
Unteroffizier und vier Mann, welches mit anbrechendem Tag 
ſich der zu Inhaftirenden bemaͤchtigte und ſie abfuͤhren wollte; 
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als die Hausgenoſſen durch Feuergeſchrei die Dorfbewohner 
zuſammenbrachten, welche das Kommando umringten und 
demſelben den ſtandhaften Vorſatz verkuͤndigten, ihren Schul⸗ 
zen nicht abführen zu laſſen, ſondern noͤthigenfalls Gewalt 
zu brauden, worauf das Kommando ſich bewogen fand, um 
größered Ungluͤck zu verhüten, bie Verhafteten herauszugeben 
und abzugehen, wobei durchaus keine wirkliche oder ehrliche 
Beleidigung ded Militärd vorfiel, 


Nun fhien ed nöthig, und wurde auch von dem im 
Schleſien kommandirenden General v. Gramert darauf be= 
ftanden, mit Nachdruck zu verfahren: befonderd waren Aeuße⸗ 
rungen erfolgt, daß mehrere Gemeinden zum Beiftand bereit 
fein würden, und da dieſes bei den hinterliegenden Gebirgs⸗ 
Gemeinden moͤglich ſchien, ſo hielt es der Kommiſſarius der 
Oberamts⸗Regierung fuͤr angemeſſen, auch dort, namentli 
“in den bei Landshut gelegenen Gemeinden Pfaffendorf und 
Niederhefelöbach mit Hülfe ded Militärs die Ruhe herzuffellen. 
Hiermit wat auch der General v. Gramwert einverflanden 
und ließ ein Kommando von 100 Dann Infanterie und zwei 
Schwadronen Kavallerie ſich in Schweidnig fammeln, welches in 
Siersdorf und Wiefenberg die befohlenen Verhaftungen voll 
ſtreckten und demnähft in Oels und Ullerdorf dem Sommife 
ſarius Beiftand leiften follte. Gin zweites Kommando follte 
fih aus dem Glägifchen in die Gegend von Landshut begeben 
und dort bei Verhaftung der Raͤdelsfuͤhrer Beiftand leiſten. 


Die erfie diefer Operationen ging auch var fih; der 
Kommiffarins begab fih mit dem Kommando nach Siers- 
dorf und Wiefenberg, verhaftete daſelbſt die beiden Schulzen, 
von denen jedocd einer wieder entfprang, und die Haupt- 
fprecher und Anführer bei dem Zufammenlauf gegen das erſte 
Kommando, überließ nachher dad Kommando dem mit Volle 
ſtreckung der Erecution in Deld und Ullerödorf beauftragten 
Kommiſſarius, der dort ebenfalld feinen Auftrag, vollfizedte, 
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wobei jedoch einer ber. Näbelsführer durch einen Saͤbelhieb 
eine Kopfwunde erhielt, bie jedoch nicht gefährlich war. 

Da jeboch bie Dispofitionen fo getroffen waren, daß 
dad zum Beiftande in. Vollſtreckung der Exekution und Ver⸗ 
haftung der Nädelöführer nach Pfaffendorf und Niederhefeld« 
bach beflimmte Kommando gleichzeitig mit dem nach Siers⸗ 
dorf beftimmten eintreffen follte, beide Orte aber vier flarfe 
Meilen entfernt find, fo fnbflituirte der Kommiffarius, der 
beide nicht leiten konnte, einen anderen Kommiſſarius, ber 
zu Schmiebeberg wohnhaft war, und holte dazu Genehmigung 
ein, um fo miehr, als diefer dort früher commiffionirt 
hatte und mit dem Lokale und Perfonale befannt war. Indeß 
fand das Kommando diefen Kommiflarius nicht in Landshut 
vor, verwechfelte dad Dorf Oberhefelöbach mit dem Dorfe 
Niederhefelsbach, wohin ed beflimmt war, Diefe Verwechs⸗ 
“Jung batte unangenehme Erceffe zur Folge, indem die bis 
bahin ganz ruhigen Bewohner von Oberhefelsbach nicht begreis 
fen konnten, warum fie mit Erecution belegt wurden. Diefe 
Unannehmlichkeit machte die Behörde vorfichtiger in Anwen⸗ 
dung von Militär-Erecutionen: man verficherte fi) der An⸗ 
führer und die Ruhe war bald überall hergeftelt. 


Der König fand fich aber veranlaßt, durch Kabinetd« 
Drdre vom 22. Mai 1808 zu befehlen, daß die in Hefels⸗ 
bach vorgefallenen Exceſſe, mit Zuziehung bed damaligen 
Feldmarſchalls, unterfucht werden follten, und das Juſtiz⸗ 
Departement wied am 28, Mai beffelben Jahres die Juſtiz⸗ 
Behoͤrden an, den Landmann in die Schranken des Gehor⸗ 
ſams zuruͤckzuweiſen; aber auch den Gutöherren keine Bes 
druͤckung der Inſaſſen zu geſtatten. In demſelben Sinne 
erging eine Kabinets-Ordre an den Oberpraͤſidenten v. Maſ⸗ 
ſow, wie die Regierungs⸗ und Landraͤthe dazu anzuweiſen. 


Dieß hatte den erwarteten Erfolg: die Behoͤrden ließen 
ſich jetzt nicht mehr durch die uͤbertriebenen aͤngſtlichen Berichte 
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zu militärifcher Hülfe beflimmen, fonbern man verlangte 
Subftanzirung der Beſchwerden gegen Einzelne, und dadurch 
erreichte man ed, daß Feine Militär » Erecution mehr nöthig 
wurde, 


Siebenter Abſchnitt. 


Das Gendarmerie⸗-⸗Edikt. 





Mit den bisherigen Schritten war die Emancipation der 
laͤndlichen Bevoͤlkerung keineswegs ſchon vollendet. Sie hatte 
Freiheit der Perſon und die Moͤglichkeit freien Eigenthums 
erworben; aber es beſtand noch ein feudales Band, welches 
ſie vom Beſitze des Bodens abhaͤngig machte und ihre direkte 
Beziehung zum Staate unterbrach: das Verhaͤltniß der 
Gutsherrlichkeit, der Beſitzer des Rittergutes war zugleich 
die natuͤrliche Verwaltungs⸗Behoͤrde und Polizei⸗Behoͤrde der 
Dorfbewohner, die doppelte Unterthanen waren, Unterthanen 
des Staates und Unterthanen des Gutes. Es kam nur dar⸗ 
auf an, auch dieſes Abhaͤngigkeit⸗Verhaͤltniß aufzuheben, und 
die perſoͤnliche und Eigenthumsfreiheit durch Ertheilung der 
buͤrgerlichen und politiſchen Freiheit zu ergaͤnzen; der naͤchſte 
Schritt, der jetzt zu thun war, beſtand in der Erhebung der 
Guts«Unterthanen zu unmittelbaren Staats⸗Unterthanen. 

Dieſe Aufgabe ſtellte ſich das Edikt wegen Errich— 
tung der Gendarmerie, das mit Uebergehung ſeines 
eigentlichen Inhalts, der eine neue Organiſation der Ges 
meindeverfaffung zum Gegenftande hatte, färfchlich nach einem 
untergeordneten Abfchnitte benannt wurbe. 

Auch zu diefem Schritte wurde ber Staat . durch bie 
Ruͤckſicht feines eigenen wohlverftandenen Intereſſes bewogen, 


welches in dem Geſetz fehr Far und beflimmt vorangeftellt 
wurde. Als Motiv biefer Reform wurde die „Beſeitigung 
der Mängel angegeben, welde der Staatöverwaltung 
in Beziehung auf das platte Land hinderlich wären”, und 
als die hauptfächlichften dieſer Mängel namentlich die folgen | 
ben angeführt: „die noch fortdauernde, nah Einführung alle 
gemeiner Gewerbefreiheit und bei gleichem Intereſſe ganz 
unbegrünbete Abfonderung der Meinen Kommunen, der Städtes 
eigenthüimer, ber Domänenämter und ritterfchaftlichen Socie⸗ 
täten in Kommunalangelegenheiten, wie nidyt minder in Ab⸗ 
fiht auf die Yuftizpolizei und Finanzverwaltung; der Mangel 
aller Repräfentation bei einigen dieſer Eocietäten und bie Ein- 
feitigbeit derfelben bei andern; dad Uebergewicht, wel⸗ 
bed einzelne Klaffen von Staatöbürgern durd . 
ihren vorherrſchenden Einfluß auf die Öffentlichen 
Verwaltungen aller Art haben, während berfelbe 
gleichmäßig vertheilt fein ſollte; und endlich die Kraftlofig- 
Feit der unmittelbaren Staatsbehoͤrden wegen uns 
zweckmaͤßiger Theilung bed Reſſorts und endlich die Unzus 
länglichleit der Erecutivmittel.” | 

So kommt alfo der vermeintlihe abfolute Staat ſelbſt 
dahin, das befchämende Geftändnig feiner Schwäche und Be⸗ 
fhränftheit abzulegen; er, ber fich fo lange abfolut geduͤnkt 
hatte, und ald abfolut verfchrieen und angefeindet worden 
war, gelangt felbft zu der wichtigen Einfiht, daß er feine 
Unbefchränttheit überfhägt hat, und daß Diefelbe mehr nomi- 
nell als reell gewefen ift. Er wird fich jet feiner Befchrän« 
fung bewußt und findet diefelbe in dem „Uebergewicht, 
welche einzelne Klaffen von Staatsbürgern durd 
ihren vorherrfhhenden Einfluß auf die Verwaltun⸗ 
gen aller Art ausüben.” Das war in der That ber 
wahre Grund feiner Befchränfung, für die er übrigens nur 
ſich ‚felbft verantwortlid machen konnte, ba er verfäumt hatte, 
fie anfzuh@ben, als ſich ihm bie Gelegenheit dazu bot. Ep 
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war zwar mit der Prätenfon aufgetreten, eine neus ſtaatliche 
Ordnung zu begründen, aber er hatte nicht bie Kraft gehabt, 
fie. duchzuführn. Statt die feudale Welt und ihre Einrich⸗ 
tungen unter der Trümmern einer neuen Macht zu begraben, 
hatte er fich begnuͤgt, ſich jene zu unterwerfen, fintt feine 
Herrfchaft auf den Untergang berfelben zu begründen, hatte 
er fie mit ihr getheilt. Sp entſtand das merkwürdige Amal- 
gam, das zwar unter dem Namen bed. abfoluten Staates im 
der Geſchichte aufgeführt wird, das aber vielmehr die Norte 
fegung und Die letzte SIucorporation des mittelalterlichen 
Staates ald die die Grundlegung des Staates der neuem 
Zeit genannt zu werben verdient. 

Der abfelute Staat behauptete in dem Ich des Monar⸗ 
chen die bisher vereinzelten Elemente des Staatsverbandes zu 
einer Einheit zuſammengefaßt zu haben. Aber dieſes Ich 
zeigte ſich weder ſtark noch umfaſſend genug, um die loſe 
auseinanderfallenden und ſich gegenſeitig abſtoßenden und ge⸗ 
gen die Einheit vergirenden Unterſchiede zu durchdringen und 
zu begeiſtigen. Das Ich des Monarchen geſtaltete fich nicht 
zu der alle Glieder des Staatskoͤrpers durchſtroͤmenden Seele, 
zu der alle Beſonderheiten in ſich begreifenden und aus ſich 
erzeugenden Allgemeinheit, ſondern die Glieder behaupteten 
eine ſelbſtſtaͤndige Exiſtenz und die Allgemeinheit blieb leer 
oder ſie war vielmehr ſelbſt nur eine Beſonderheit neben an⸗ 
dern Befonderheiten. 


Es muß daher als eine Taͤuſchung angefehen werden, 


wenn man glaubt, daß ſchon der Abſolutismus eine unbe⸗ 
ſchraͤnkte, ſouveraine Gewalt im Staate eingefuͤhrt, oder gar 
die Souverainitaͤt des Staates proklamirt habe, Dieß Ziel erreichte 
er nicht. Allerdings uͤbte der abſolute Fuͤrſt abſolute Gewalt, 
aber keine unbeſchraͤukte und getheilte, ſeine Autonomie zer⸗ 
ſtieß ſich gegen anderes Autonomiren. Im Grunde erſtreckte ſich 
die fuͤrſtliche Souverainitaͤt nur auf die unprivilegirton Staͤnde; 
der privilegirte Stand blieb ihr entzogen und jedss Mitglied 
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beffelben war in feinem Beinen Kreiſe founerain, wie’ ber 
Ziuft es im Steate war, Die Gutsherrſchaft begründete 
Sowvmainität :umd begriff Rechte in füch, welche als Attrie 
bite der Souverainitaͤt angeſehen werben mäflen, wie z. B. 
Gerichtebarkeit und Polizeigewalt. 


So beſchraͤnkte ſich alſo der ganze vom Abſolutismus 
bewirkte Umſchwung darauf, daß die im Fuͤrſten auslaufende 
Spike des Staates, welche ſchon im Staate des Mittelalters 
gegeben .war, definitiv feſtgeſtellt wurde; aber dieſe beruhte 
auf der hierarchiſchen Ordnung des Mittelalters; da die feuda⸗ 
len Gewalten und Einrichtungen und die Herrſchaft des Privi⸗ 
legiums ſtehen blieben. Indem dieſe erhalten wurden, konnte 
das Reſultat kein anderes ſein, als daß ein doppelter Druck 
auf die große Maſſe ded Volks fiel: der Druck des Staates 
und der Drud der Gutöherrfchaft, welche die Landesherrlich⸗ 
keit im verjimgten Maßftabe darftellte. Gleich den Fürften 
befaß der gutsangefeffene Adel Hoheitsrechte und herrfchte 
über Unterthanen, von denen er fich Gehorſam und 'Unters 
thänigfeit geloben ließ, wie er fie dem Fürften gelobte, denen 
er Abgaben aufbürdete, mit denen ihn die freundliche fürft- 
liche Gewalt verfchonte, bie er knechtete und tyranniſirte, 
während ihn die fürftlihe Gewalt mit Gnaden und Ehren 
überhäufte, Diefe mittelbaren Unterthanen überfchwebte aller- 
dingd eine höhere Gewalt, aber fie blieb ihnen in un⸗ 
erreichbarer gottähnliher Ferne, taub flr ihre Noth und 
ihre Befchwerden, oder wenn fie ihnen nahte, fo war ed 
nur, um ihnen neue often aufzuerlegen, welche allein in dem 
Umfturze des frühern Verhältniffes ihre Rechtfertigung hätten 
finden koͤnnen. 


Die vielgerhhmse wohlthaͤtige Bedeutung bes Abſolutis⸗ 
mus beflanb alfo darin, daß er ‚mit, XAufopferung ber Gier 
fommtheit und wit Berfennung der ſtaatsbuͤrgerlichen Gleich“ 
heit bei inner nach ferteausınder Zerfplitterung ber Staats kraͤfte 
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einen egoiflifhen und particularen Zweck verfolgte, ber nur 
egoiftifche und particulare Intereffen neben fi duldete umb. 
befbüste. Die Herrfchaft des Abſolutismus ſchlug Vorzüge 
lich nur zum Vortbeile des privilegirten Standes au, . der 
iegt feiner Verpflichtungen entlaffen wurde, ohne die aus den- 
felben bergeleiteten Vergünftigungen zu verlieren. Geitdem 
die Monarchen in den flehenden Heeren eine fiherere Stüße 
ihrer Gewalt fanden, ald in der zweideutigen und unzuver« 
täffigen Unterflügung ihrer Vafallen, fiel jeder Grund fir das 
Beftehn eingd befondern dem Waffendienfte gemwidmeten Stans 
bed hinweg. Wenn er dennoch erhalten und gepflegt wurde, 
wenn er dennoch ale Vorrechte, Eremtionen und Audzeich- 
nungen bemahrte, für welche feine Ritterdienſte biöher als 
Compenſation gedient hatten, fo mußte er doch jetzt als eine 
Anomalie erfcheinen. Die Feudalitaͤt war jest zu einer leeren 
Form geworden, die ſich zwar nod in ber Aufgeblafenbeit 
ihred Scheines fpreizte, die aber ihren Inhalt verloren hatte, 
Die Art war an den Baum gelegt, wenn auch der Streich 
noch nicht geführt wurde. | 
Soll man nun noch den Abſolutismus ald den Anfangd« 
punkt einer neuen ſtaatlichen Entwidelung bezeichnen oder gar 
die Begründung ded Staated von ihm herdatiren? Um diefen 
. Ruhm zu: verdienen, oder um nur wirklicher Abfolutismus zu 
fein, hatte er fich ald die unbefchränfte Macht über Alle 
hinftellen müffen, hatte er fib von der Vorliebe für einen 
privilegirten Stand losfagen und die Verfchiedenheit der Stände 
in dem einen Begriffe ded gleichberechtigten und gleichver— 
pflichteten Staatöbürgerd vereinen müfjen. Allein diefer Ge— 
danke blieb ihm fern, oder wenn er ihn auch dunkel ahnte, 
fo war er zu ſchwach ihn durchzufegen. Stand er dom auf 
bemfelben Boden, wie der privilegirte Stand, da- er felber 
keinen allgemeinen Zweck in fi trug. Weil ihm diefer fehlte, 
vermochte er nicht, Die zerftreuten und verfchiedenartigen Bruch⸗ 
ſtuͤcke, welche ihm überfommen waren, zu einem gleichförmigen, 
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einem Antriebe und einem Willen gehorchenden Ganzen zu 
. verfchmelgen. 

Indeß wurde im Staate des Abſolutismus die Einheit 
der Hertfchaft und der Regierung nit bloß durch das Bes 
ſtehen einer parafitifchen Zwiſchenmacht unterbrochen, die fich 
zwifchen dem Herricher und der Maffe des Volks feſtſetzte, 
fondern fie wurde auch Durch die Werfchiedenartigkeit der unter 
einer Herifchaft vereinigten Landestheile geftört. Der Abſo⸗ 
lutismus fledte die Außern Grenzen für die Nationalitäten 
ab, er bildete Länderverbände, indem er gleichartige oder un« 
gleichartige Gebietötheile durch Gewalt oder Lift zu einer 
äußern Verbindung zuſammenknuͤpfte. Aber hierbei entwidelte 
er nur die Tätigkeit ded Sammelnd, Feine geftaltende, orga« 
nifirende Kraft. Die aͤußerlich zufammengebrachten Landes⸗ 
theile bewahrten auch nach dem Verluſte ihrer beſondern po⸗ 
titifchen Exiſtenz immer noch ihre Selbfiftändigkeit; wenn auch 
‚unter einem Scepter vereint, blieben fie durch die Verſchie⸗ 
denheit der Gefeße, der Vewaltung und zum Theil auch der 
Sprache und der Abflammung von einander getrennt. Der 
Abfolutismud erhielt fie. in ihrer Beſonderheit und in ihrer 
gefchichtlichen Eigenthümlichkeit, weil er felber nur auf ge⸗ 
fhichtlihem Boden wurzelte. Um biefen Particularismus zu 
brechen, hätte er aber antigefchichtlich, revolutionair fein müfs 
fen; nur auf diefem Wege hätte er den Staat produciren 
tönnen, den bie bisherige Gefchichte nicht kannte. 

Diefe doppelte Aufgabe, welcher der Abfolutismus nicht 
gewachfen war, wurde erſt Durch die Revolution geldjt, welche 
durch Vernichtung der feudalen Zwifchengewalten und burch 
Aufhebung bed provinziellen Partieularismus Einheit der Re⸗ 
gierung und Gleichartigfeit der Wermaltung bewirkte, und 
damit die ‘beiden: umerläßlihen Bedingungen für bie Bildung 
jedes wirflichen Staatsweſens erfüllte, 

Nach diefem Ziele firebte nun auch die reformirende Ge⸗ 
feggebung, und zwar fuchte fie baffelbe vermittelft einer neuen 
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Drganifation ber Ländlichen Kommunal Werfaſſung, mit weicher 
eine neue Landes⸗ und Verwaltungseintheilung verbunden wer 
den follte, zu erreihen. Die neue Geſetzzebung ſchickte fich 
an, ih zum Begriffe des Staate zu erheben; fie wollte 
diefen zur Einheit geftalten und durch Beſchraͤnkung bed vor⸗ 
herrſchenden Einfluffes einzelner Klaffen von Staatobuͤrgern 
den Einfluß des Staates vergrößern; fie wollte eine gewiſſe bür» 
gerliche Gleichheit herſtellen, und damit zugleich in gewiffes 
Maaß von politifcher Freiheit verbinden. 

Doch war bie projektirke neue Drganifation ber land. 
lichen Gemeinden nicht der erſte Schritt zu dieſem Ziele, 
fonbern ed ging demfelben auf einem: a parallel laufenden Gebiete 
ein Vorläufer voran, 

Bir haben fon gefehen, daß der Begriff der Ariſtokratie 
wicht auf den Adel beſchraͤnkt werden darf. Ihm zur Seite 
ſtand die Bürgerarifiofratie, eben fo ausſchließlich und kaſten⸗ 
. artig abgefhloffen wie biefer. Auch fie. bitbete einen privile⸗ 
gisten Stand, der vermöge feiner zunftmäßigen Verfafſung 
ben wechſelnden Befig, den handwerkömaͤßigen und commer⸗ 
ciellen Erwerb ia einem beſchraͤnkten Kreiſe zu monopolifixen 
fuchte. Es entfland dadurch ein. eben fo läfliged und gemeine 
ſchaͤdliches Privilegium, wie dad des ausſchließlichen Ritter⸗ 
gutsbeſitzes. Indbeß wurde faſt ‚gleichzeitig mit dieſem auch 
jenes aufgehoben und durch die Einführung der Gewerbefrei⸗ 
heit daffelbe Mefultat erreicht, wie durch bie agrariſche Geſet 
gebung. Wie dieſe die Ausſchließlichkeit des Bodenbeſitzes 
aufhob und das Princip der freien Konkurrenz in die Agri⸗ 
kultur einfuͤhrte, fo durchbrach jene die Ausſchließlichkeit ber 
Zuͤnfte und loͤſte fie im freien Gewerbsbetrieb auf. 

Autsz der Gewerbefreiheit entwickelte ſich eine neue Staͤbte⸗ 
verfaſſung. So lange dad Staͤdtebuͤrgerthum ausſchließlich 
und abgeſchloſſen geweſen war, erfuͤllte bie Regierung nur 
eine ihr durch dad gemeinfame Intereſſe auferlegte Pflicht, 
wenn Fe die Merwaltung der ſtaͤdtiſchen Angelegenheiten unter 
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ihre ſpecielle Aufficht und Leitung nahm und ber egoiflifihen 
Sinmifbung der privitegirten Bürger einen Damm entgegen- 
ſetzte. Nachdem aber bad ſtaͤdtiſche Privilegium zerfprengt 
war, und die Grundlagen eined allgemeinen lädtiiden Bürger- 
thumd gegeben waren, konnte auch die Regierung dazu ſchrei⸗ 
ten, die Städte aus ihrer Bevormundung zu entlaffen und 
Die Beſorgung ihrer JIntereſſen ihnen zu überlaffen.: Dabei 
gewannen ſowohl die Städte wie die Regierung: jene, info» 
fern ſich vorausſetzen ließ, daB durch Zuziehung aller Bethei⸗ 
ligten am leichteſten erreicht werden wuͤrde, dieſe aber, inſo⸗ 
fern‘ ſie, abgeſehn von andern Vortheilen, einen Aufwand von 
Beamtenkraͤften erfparte, die fie auf eine swedtmäßigere Beife 
verwenden konnte. 

Der Städteordnung entfpricht n nun das vier Jahre fpater 
erfolgende Gendarmerie⸗Edikt, welches, wie jene, den Zweck 
hatte, den Einfluß der Privilegirten zu brechen und ben Land⸗ 
gemeinben das Recht ber Selbſtverwaltung in einem gewiffen 
Maaße zu ertbeilen. _ 

Beide Zwecke, die Emancipation der Stadtgemeinden umd 
die ber Landgemeinden gingen in der That durchaus Hand m 
Hand mit einander, oder ſtehen vielmehr in einem fo unzer- 
trennlichen Bufammenhange mit einander und fließen fo fehr 
and einem Begriffe, daß ed Verwunderung erregen muß, wie 
fie überhaupt getrennt werden Fonnten, und daß ed nur als 
ein Beweis des zufammenhangslofen Berfahrend ber reformi- 
renden Gefeggebung betrachtet werden kann; wenn fle Die 
Städte-Debnung und dad Gendarmerie⸗Edikt nicht gleichzeitig 
ind Lehen treten oder vielmehr als ein Geſetz erſcheinen 
ließ, Sondern fie durch einen mehrjährigen Zwiſchenraum 
trenute: Hatten boch beide benfelben Inhalt und denfel- 
ben Zweck. Wenn aber dieß der Fall war, warum 
wurbe denn jenes verzögert, und durch dieſe Verzoͤge⸗ 
zung die Gefahr einer meuen Unteefcheidung ber bürgerlichen 

‚ echte heubeigefihrt 3 Blieb der reformirenden Geſetzgebung 
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dieſer Zuſammenhang verborgen und ging: Die Verzögerung 
aus ihrem freien Entfchluffe hervor, fo gab fie einen Beweis. 
von Kurzfichtigleit; bebte fie dagegen vor den vielleicht groͤ⸗ 
‚Bern Schwierigkeiten zurüd, auf welche die neue Landgemeinde» 
Drdnung voraudfichtlicher Weife floßen mußte, fo machte. fie 
fih eined Mangeld an Energie fchuldig, der nicht einmal 
bei einer richtig combinivenden Politit Entfchuldigung finden 
fonnte. Wenn fie den Gegner Fannte, mit dem fie es zu 
thun hat, fo durfte fie nicht hoffen, ihn durch Temporiſiren 
und almähliges Vorſchreiten mit ihren Maßregeln zu verföh- 
nen. Das verlegte SKafteninterefle mußte vielmehr durch ein 
ſolches Verfahren gereist und zur lebhafteſten Oppofition auf⸗ 
gefordert werden, die nicht ohne Ausſicht auf Erfolg blieb, 
fo lange jenem die Waffen gelaflen wurden. Nur ein uner= 
warteter. und kuͤhn geführter Streich hätte ed zu Boden 
ſtrecken koͤnnen. 

Den Beweis einer noch groͤßern Inconſequenz und Be⸗ 
wußtloſigkeit gab aber die neue Geſetzgebung dadurch, daß ſie 
eine freie Gemeindeverfaͤſſung ins Leben zu rufen ſuchte, ohne 
vorher die nothwendige Vorausſetzung einer ſolchen verwirklicht 
zu haben. Die unerlaͤßliche Vorausſetzung und Garantie einer 
freien Gemeindeorganiſation iſt aber offenbar eine freie Staats⸗ 
verfaſſung, ohne welche jene immer wirkungslos bleiben muß. 
Das uͤberſah die Reform, und ſtatt mit dem Anfange anzu⸗ 
fangen, fing ſie mit dem Ende an. Der Anfang haͤtte aber 
natuͤrlich damit gemacht werden muͤſſen, daß die Regierung 
die Operation, welche ſie jetzt den untergeordneten Kreiſen 
des Staatsverbandes zumuthete, an ſich ſelbſt vollzogen haͤtte; 
die Regierung haͤtte vorangehn und ſich ſelbſt zuerſt als freies 
Gemeinweſen geſtalten muͤſſen. Jetzt ging zwar die Bewe⸗ 
gung von der Regierung aus; aber ſie ſelbſt wurde nun von 
ihr ergriffen; und indem fie fi zum Schluſſe aufbewahrte, 
fbien fie von vorn herein die reservatio mentalis gehabt 
zu haben, fich derſelben anzuſchließen ober nicht, je nach den 
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Umfländen. Durch diefe Ungewißheit mußten die einzel⸗ 
nen ins Leben getretenen Schoͤpfungen compromittirt werden, 
und als die Ungewißheit ſich in die Gewißheit verwandelt 
hatte, daß die Regierung von der Bewegung zuruͤckgetreten 
fei, mußten ſelbſt diejenigen Einrichtungen der Regenerations⸗ 
zeit, welche erhalten wurden, alle Bedeutung verlieren, da 
fie ifolirt waren und in. feinem Zufammenhange mit dem 
Staatöprincip fanden. Was follte eine liberale Staͤdteord⸗ 
nung oder Gemeindeverfaffung, fo lange der Staat nicht frei 
gefaltet war? So lange diefe Bedingung nicht erfüllt war, 
fo hatten fie Feine Garantie ihred Beſtehens, oder wenn fie 
auch die Eriftenz retteten, fo wurde ihnen doch die Wirkſam⸗ 
keit und die Entwidelung abgefchnitten. 
Abftrahiren wir indeß von diefer Incohärenz und Prin⸗ 
cipienlofigkeit,- um es bloß nach feinen ifolirten Zwecken zu 
betrachten, fo läßt fich nicht im Abrede fielen, daß es bie, 
beiden ſchwachen Stellen ded abfoluten Patrimonialflantes 
richtig erfannte und auf die geeigneten Mittel zur Abhülfe 
verfallen war. - | 
Der eine diefer Mängel hatte in der Erhaltung der hie 
fiorifhen Cigenthümlichkeit und der Selbftfländigkeit der ein» 
zelnen Landestheile befanden, Zur Aufhebung defjelben wurde 
eine neue Zandedeintheilung nach angemefjenen Militairgouvere 
nements und Regierungsdepartements projeftirt; mit dieſer follte 
zugleich eine neue Kreißeintheilung verbunden werden, nach wel⸗ 
ber das Land aus einer angemefjenen Anzahl geographiſch ab« 
gerundeter, moͤglichſt gleicher Kreife beftehen ſollte. Die Auf 
bebung der Abtheilung nad Provinzen war biebei. zwar nicht 
direkt ausgeſprochen; indeß berechtigte Die Uebergehung ders 
felben und die Aufftellung einer der biftorifchen Abtheilung 
ganz entgegeigefegten Eintheilungsnorm zu der Annahme, daß 
fie in der neuen Organifation Feine. Stelle finden werde, 
Der zweite Hauptmangel hatte in der Beſchraͤnkung der Ber« 
waltung feinen Grund gehabt, welche durch den vorherrfchenden 
I 10 
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Einfinß einzelner Kiffen von: Staatbbuͤrgern, namenklich 
ded Grundadels bedingt wurde, Worin dieſer Einf 
beftanden und wie er ſich äußerte, haben wir: ſchon geſehn, 
wie nicht minder, daß er. eben fo fehr dad Anfehn und: diel 
Macht: der Regierung ſchwaͤchte, als er zum Sihaben des 
größten Theils der Bevoͤlkerung ausſchlug. Diefer Einfluß 
folte nun durch eine neue Organtfation det Gemeinden para⸗ 
liſirt werben. Dieſes Reſultat hätte freilich ſchon fruͤher und 
auf eine vollſtaͤndigere und direktere Weile erreicht: werde 
koͤnnen, wenn mit‘. Der Aufhebung des ausfchließlichen: Anrechts 
des Adels an den Beſitz der Rittergliter zugleid die Auf 
hebung der Vorrechte der Nittergüter verbunden: worden; 
allein dieß war verfäumt worden, und es follte nun: auf 
einen! Umwege zit biefem Ziele vorgeſchritten werden. Hier 
eröffneten: fich zwei Möglichkelteti: die Regierung konnte ent» 
weder ihren abfoluten Charakter conſequent durchfuͤhren, over 
fie konnte den. Gemeinden eine ſelbſtſtaͤndige demokraͤtiſche 
Verfaſſung geben. Beide Wege mußten zu den gewuͤnſchten 
Ziele führen und den vorherrfchenden Einfluß der Privilegirtert | 
brechen; aber jeder derſelben war auch, wenn. er einſeitig 
verfolgt wurde, mit Uebelftändeit verbunden. Riß die Regie⸗ 
rung die Verwaltung der Gemeinden an- ſich, fo war: eine 
Vermehrung der Bureaukratie ind Unendlihe gegeben; beriep 
fie dagegen bie Gemeinden: zu: gänzlicher Selbſtftaͤndigkeit, fo 
entſtand die Gefahr, daß fich ein unabhängiges Ansereffe: bar 
Gemeinden gegeriüiber bilden würde Nach dem Plane deu 
Regierung ſollte ein - glücklicher Mittelweg zwiſchen Difae 
beiden Ertremeri ˖ eingefchlagen werben und eine Gemeinde 
organifation zur Ausführung kommen, welde zwar den. Sea - 
meinden die Beſorgung - ihrer unmittelbaren Intereffen uͤber⸗ 
laſſen hätte, im welcher aber auch die Rechte ded Staaten 
in allen über dieſen Punkt hinauspehenden Faͤllen mahrgen 
norhmen worden wären, Diefes Refultat follte durch Die 
Bereinigung ber Gemeinden zu Kreifew und durch eine 
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angemeflene Organiſction ber. Kreisverwaltung erreicht werben, 
nach: welchen. zwar alle dad Sommunalverhältniß. der Kreiſe 
angebenten. Angelegenheiten. durch eine aus Deputirten der 
Gemeinden zuſammengeſetzte Vawaitung beſorgt werben ſoll⸗ 
ten, wobei aber. zugleich die Aufficht, Peitung und Mitwirs 
fung der Stantöbehörben vorbehalten war. Kommunalverwal⸗ 
tung und Staatöverwaltung follten in bie engſte Verbindung 
mit einander treten und die Grenzen der kuͤnftigen SKreiss 
fommunalverbände zugleich die Grenzen für die Amtöbezirke 
der hier eingreifenden erſten und unmittelbar wirkenden Staats⸗ 
u Behörden bilden. Nach diefem Plane folten in jedem Kreiſe 
beſtehen: | 


1) ein Sand» und Stabtgericht; 
2) ein Kreisdirektorium, welches 


A. die Polizeivermaltung als erfte Landeöpolizei-Inflang 
und als erfte Oberbehörbe der Gemeinde= oder Eofal- 
Polizei mit Einſchluß 
a). der Aufficht über die Gemeinde und Korpora⸗ 
tion, 

b) ber Kirchen⸗ und Schulenangelegenheiten, 

c) des Konfkriptions⸗, Marſch⸗ und Einquartirngs- 
weſens, 

d) der Militärverpflegung, fo weit fie. den Kreifen 
überlaffen bliebe, verfehen folte; ferner | 


B. bie Kuratel der Finanz⸗ und Kaffenvermaltung von. 
allen Stantseinfünften aus dem Kreife; | 

.C. die Direktion der Kommunalverwaltung ;. 

D. die Handhabung der Erecutiomittel in fich vereinigen. 
follte; Ä 


3» eine SKreißrendantus für bie Bias ⸗ und aaea- 


waltung; 
0. 





138 


4) eine Kreisfommunalverwaltung, welde ſich ‘an daB 
Kreisdirektorium anfchließen und es bei den in einan- 
der laufenden Staatd- und Kommunalintereffen in feiner 
Verwaltung unterftügen, dagegen aber von biefem die 
ihr nöthigen Erecutivmittel erhalten ſollte. 


Das war der Pan, der aber nicht vollftändig zur un« 
mittelbaren Ausführung beftimmt war, Die reformirende Ge⸗ 
feßgebung blieb auch hier ihrem flufenmeife vermittelnden und 
anbahnenden Charafter getreu; nur allmählig wollte fie zur 
Ausführung der neuen Organifation fihreiten und einftweilen 
nur einen Theil derfelben verwirklichen. Namentlich follte das 
Beduͤrfniß einer neuen Landeseintheilung und der ihr ent= 
ſprechenden Kreideintheilung, . deren Nothwendigkeit fie felbft 
anerkannt hatte, fürs Erfte unberüdfichtigt bleiben, und einft- 
weilen nur mit einer neuen Organifation der Kreidverwaltung 
vorangegangen werden. Indem diefe aber nun auf die alte 
Landeseintheilung gepfropft werden mußte, wurde auch die 
beabfichtigte Uebereinftimmung der Staatöverwaltung mit der 
Kreisverwaltung verhindert und hierdurdy fehr wefentlihe Mo⸗ 
dificationen des urfprünglichen Planes herbeigeführt, wie die 
Vergleichung defjelben mit. dem zur unmittelbaren Ausführung 
beflimmten Plane ergiebt. 


zür diefe wurden nun folgende Grundbeftimmungen an⸗ 
genommen: die Städte Berlin, Breölau, Königsberg, Stettin, 
Eibing, Potsdam und Frankfurt follten in ihrem bisherigen 
Berhältniffe ald befondere, den Kreifen gleichgeftelte Korpo⸗ 
rationen beftehen bleiben, die Städte zweiter Klaſſe aber und 
die laͤndlichen Gemeinden aller Gattungen mit Einſchluß der 
Dominialhoͤfe in dem Kreisverbande zu einer Korporation 
vereinigt werden. Dieſe Kreisverbindungen ſollten die Be— 
ſtimmung haben, allen denjenigen Beduͤrfniſſen durch verhaͤlt⸗ 
nißmaͤßige Beitraͤge zu genuͤgen, welche entweder ihrer Natur 
nach Laſten des Kommunalverhaͤltniſſes waͤren, oder von 
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dem Staate dafür erklärt wuͤrden. Indbeſondere follte bie 
Beihaffung der Bebürfniffe für die inländifchen und fremden 
Truppen ben Kreisverbindungen zufallen. Ale in dieſes 
Gebiet einfhlagenden Angelegenheiten follten unter dem Vor⸗ 
. fige des Kreisdireftord und der Theilnahme ded Stadtrichters 
in der Kreisſtadt von Deputirten der Gemeinden verwaltet 
werben, deren für jeden Kreid ſechs beftellt werben, und die 
unter der Benennung Kreisvewaltung mit jenen Staatsbeam⸗ 
ten ein. Kollegium bilden follten. Die Wahl diefer Kreisde⸗ 
putirten follte auf die Weife gefchehen, daB die ftädtifchen Ge⸗ 
meinden durch ihre Stadtverordneten auf 500 Einwohner 
emen Wahlherrn, die Gutsbeſitzer eine gleiche Anzabl wie die 
Gefammtbeit der ſtaͤdtiſchen Gemeinde und jede bäuerliche Ges 
-meinde durd die Bauerwirthe einen Wahlherrn ermwählte, . 
Die Wablherrn follten fodann ‚jeder einen Kandidaten, ber 
Kreisdirektor ebenfalld einen in Vorſchlag bringen. Die 
ſechs Kandidaten, welbe die Stimmenmehrheit erhielten, 
follten zu: Deputirten berufen werden, und zwar follten von 
denfelben zwei für die Städte, zwei für die Rittergut6befiter, 
zwei für den Bauernſtand gerechnet werden. Außer den bes 
reits angegebenen Obliegenheiten folite die fo gebildete Kreis⸗ 
verwaltung namentlich auch die Revifion der Repartitionen zu 
Gemeindebedürfniffen und die Unterfuhung und die Entfchei« 
dung über die deshalb geführten Beichwerden erhalten. Ihre 
Beſchlußnahme follte unabhängig von den Inſtruktionen ihrer 
Kommittenten fein und feiner andern VBerantwortlichfeit uns 
terworfen fein, ald der eined dolofen oder fahrläffigen Ver⸗ 
fahrens. Der Kreisdirektor und der Juſtitiarius dagegen 
ſollten für die Geſetzmaͤßigkeit ihrer Beſcluͤſſe in ſo weit 
verantwortlich, fein, als dieſelben wider Verbotsgefetze liefen 
ober den Staatszweck gefährdeten. ' In folhen Fällen follte 
der Suflitiariud feine Proteftationen mit Anführung der Nechtd« 
- gründe fehriftlich einlegen, der Kreisbirektor aber die Aus⸗ 
führung verweigern oder unterfagen und in zweifelhaften Fällen. 


- 


"2 


die Ansführung bis jur Entſcheidung ber Oberbehoͤrbe ſub⸗ 
pendiren. J 
Weiter wurden dann bie. Funktionen des Kreiddirektors 
und Bed Kreiddizektoriumd in der Art beſtimmt, baß jener 
der Polizei⸗Chef aller, ſtaͤdtiſchen und laͤndlichen Gemeinden 
feined Kreiſes ſei, dieſes aber eine beſondere Nolizeibehoͤrde 
pilden ſollte, welcher die Landpolizeiangelegenheiten mit En⸗ 
ſchluß ber Aufficht über die Gemeinden und Korporationen, wub 
anch der Infpektion der Lokalpolizeiverwaltung zugewleſen wur⸗ 
den. Namentlich ſollte ihm hinſichtlich der letzteren die Auf⸗ 
ſicht und Kontrolle der Strafanſtalten, Korrektionshaͤuſer, 
Gefaͤngniſſe, Armen⸗ und Krankenhaͤufer und Feuerloͤfchan⸗ 
-flalten durchaus zufallen. Jedoch follte in Bezug auf die 
Bokalpolizeiverwaltung bie Wirkſamkeit des Kreisdirektoriums 
in der Regel erſt anf Beranlaſſung non Befchwetden eintte⸗ 
ten und neben dem Verwaltungskreiſe des Kreisdirektoriums 
‚und ber Nreibverwaltung auch noch den Domainenbeamten 
m den Amtsdoͤrfern, ben Magiſtraͤten, in den Stadteigen⸗ 


thums doͤrfern und den Gutsbefitzern in den Dorffihaften 


nicht nur die Kontrolle ber Lokal⸗Polizei, ſondern in drin⸗ 
genden Fühlen auch noch das Recht der Verfiigung ver- 
‚bleiben. Bis auf weitere Beſtimmungen des Kreisdirekto⸗ 
riums ſollten die Dorfgerichte und die Schulzen verbunden 
ſein, den polizeilithen Anordaungen der Gutsbeſitzer, der Do: 
mainenbeamten und Der Magiſtraͤte Folge zu -teiften, "deren 
Einfluß jedoch infofern eine Beſchraͤnkung erfuhr, als ‚Die zu 
vollſtreckendenden Erecutionen Fünftig nus durch dad Kreis 
direktorium ‚gefchehen follten. 

Blieb nun auch die zur Ausführung beflimmte Organi⸗ 
-fätien weit hinter den von der Geſetzgebung felbft aufgeftelten 
Forderungen zuruͤck, uͤberging ſie namentlich die im urfpräng« 
then Pine enthaltene Einſetzung eines befonderen Land» und 
-Stadtgerichted für jeden Kreis, die muthmaßlicherweiſe bie. 
Aufhebung dei Patrimonialgerichtöbarkeit involvirt-haben wierde, 
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uertagfe fe alfo abermals .bie ſchon im Publilandum vom 
‚8. April 1809 -verheißene Abhülfe eines ſo handgreiflichen 
Mangel, fo ergab fie doch immer einen außerorbentlichen 
Fortſchritt mit dem bisherigen Zuſtande. Die neue Kreis⸗ 
organiſation, fo weit fie zur Ausführung kommen ſollte, war 
sucht umfaſſend und Durshgreifend genug, um den vorherr⸗ 
ben Finfluß einzelner Klafien von Staatöbürgern ‚ganz 
au vernichten, aber ‚fie war, wenn fie Befland hatfe, wohl 
geeignet, benfelben auf engere Grenzen zuruͤckzufuͤhren. Ger 
„ügte fie auf nicht ben rechtmäßigen Anforderungen des bis⸗ 
‚ger amterbrüdten Theils ber Bevoͤlkerung, erhielt ſie auch 
‚benfelben nach immer in einer gewiſſen Abhaͤngigkeit von der 
‚privilegirten Kaffe, fo mußte ‚fie doc) dieſe mit den lebhaf⸗ 
teſten: Beforgniflen erfüllen. und ‚fie zu einem keineswegs an 
‚Huuchman Vergleiche, zueifchen dem Sonſt und Künftig auffordern. 
In ber That war der Unterſchied nicht unbedeutend. 
Bisher hatte eine Streißvertretung . flattgefunden, ‚allein .biefe 
‚war usſchließlich im Intereſſe des ‚privilegirten Grund⸗ 
hef tzes gewelen, da bie Kreisverſammlungen allein aus den 
Rittexgutsbeſitzern gebildet worden waren. Dieſe Vertretung 
‚war bei der bitzherigen Verfaſſung eine Nothwendigkeit ges 
weſen, „da: biefelbe die Privilegirten allein als berechtigt aner⸗ 
kannte „uud bie unfreie laͤndliche Bevoͤlkerung nur als .eine 
Zubehoͤr zum Rittergute in Anſchlag brachte. Die Ritter⸗ 
gutsbeſitzer hatten nicht nur die Patrimonialgerichtsbarkeit und 
„bie Doligeigemalt befeffen, Tendern fie hatten, auch die Steuer 
‚Hfichtigkeit derfelben garantiren muͤſſen. Konnten die guts⸗ 
„herrlichen Unterthanen unter ſolchen Umſtaͤnden auf keine Ver⸗ 
tretung Anſpruch machen, fo follten fie doch wenigſtens einen 
: ‚Schuß erhalten. Das war die Beflimmung. der Landräthe, 
welche das Organ der Regierung bei der -Regulirung . ber 
Kreißangelegenheiten bilden follten. Allein, wie wir ſchon 
‚gefehen haben, waren, bie Landraͤthe, „welche ſelbſt aus der 
‚Mitte der Rittergutsbeſitzer gewählt .wurben, ganz : aufge 
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Stande geweſen, diefer Aufgabe zu genügen, da fie nicht 
einmal die Einziehung der Bauerhöfe, welche die Regierung, 
durch ihr eigenes unmittelbared Intereffe getrieben, mit hoben 
Strafen belegt hatte, zu verhindern im Stande gewefen waren. 
Die Yandräthe hatten Feine andere Bedeutung gewinnen fönnen, 
als daß fie die Macht des privilegirten Standes, mit der fie 
durch die Gemeinſchaftlichkeit des Urſprungs und die Soliga- 
rität ded Kafteninterejfed verbunden waren, gegen die Regie— 
rung verftärft hatten. 

Diefer dem Adel fo günftige Zuſtand follte nun aufge⸗ 
hoben werden. Die neue Organifation feste an die Stelle 
des aud den Rittergutöbefigern hervorgegangenen Landrathes 
einen von der Regierung gewählten Kreißdireftor. Ein uns 
geheurer Verluſt für den Adel, der durch die Einfegung ber 
neuen Kreidvermaltung noch vergrößert wurde, ba dieſe ihm 

neben einer fräftigen Vertretung der Regierungsintereffen auch 
noch eine ſelbſtſtaͤndige Vertretung der Gemeindeintereffen ent» 
gegenftellte. Während er früher. allein die Kreisverſammlun⸗ 
gen gebildet hatte, wurden jest die beiden andern Etände 
zu denfelben hinzugezogen. Einfluß behielt der Adel auch jest 
- noch, aber fein Überwiegender Einfluß war gebrochen, und da 
er nur in demfelben Berhäftniffe vertreten war, wie jeber ber 
beiden andern Stände, fo mußte er ber Hoffnung entfagen, 
auch ferner noch fein einfeitiges Standedintereffe bei der Ver⸗ 
waltung geltend zu machen. 

Und doch blieb die neue Geſetzgebung auch hier, wieder 
auf der Mitte ded Weges flehen und bequemte fi) zu Con⸗ 
ceffionen, melde mit dem Principe, das fie ſeloſt aufgeftellt 
hatte, unvereinbar waren. Den fchreiendflen Mißbrauch der. 
Gutsherrlichkeit, die Ausübung der Polizeigewalt durch bie 
Gutsherren, ließ ſie beſtehen, und begnuͤgte ſich, dieſelbe unter 
die Aufſicht des Kreisdirektoriums zu ſtellen. Das war eine 
ungluͤckliche und nicht zu rechtfertigende Halbheit; nachdem 
die laͤndliche Bevoͤlkerung in den Stand der Freiheit erhoben 





worden war, durfte auch dieß feudale Band nicht beftehen 
bleiben; nachdem die Gefeßgebung felbft ſich gegen uͤberwie⸗ 
genden Einfluß einzelner Klaffen audgefprochen hatte, durfte fie 
auch nicht anflehen, eine fo mächtige Grundlage deffelben aus 
dem Dege zu räumen, 

Fragt man nach dem Grunde diefer und anderer Inconſe⸗ 
quenzen, fo müffen wir wieder auf die fchon früher gegebene Er⸗ 
klaͤrung zuruͤckkommen. Es war der neuen Gefeßgebung weniger 
um die Sache ald um den unmittelbaren Nugen zu thun; fie 
ertheilte ein groͤßeres Maaß der Freiheit, weil fie diefe mit 
Recht für die Bedingung größerer Leiſtungen bielt. Won 
diefem : Gefichtöpunft aus muß auch das Gendarmerie⸗Edikt 
betrachtet werben, deſſen eigentliched Motiv. im 6, 6 des 
1. Abſchn. enthalten if. Diefer lautet: „Insbefondere liegt 
die Beſchaffung der Bebürfniffe für Unfere und fremde Trup⸗ 
pen ber Regel nad) den Kreiöverbindungen ob.” Bisher war 
die Beforgung diefer Gefchäfte den Landräthen Übertragen gex 
weien, die, mie fich. leicht denken läßt, bei- der Erledigung 
derartiger Aufträge dad Intereſſe ihrer Standeögenoffen nicht 
aud den Augen verloren. Die dringende Noth machte jetzt 
aber die Heranziehung des großen Grundbefiges zu den Kriegs⸗ 
laften nothwendig; daher die Erſetzung ber Landrärhe durch die 
Kreisdirektoren. Aber auch die Landbevölferung follte größere 
often übernehmen; damit fie dieſelben tragen koͤnne, hatte 
man ihr früher Die perfänliche Freiheit gefchenkt; damit fie 
diefelben aber auch gern und willig trage, bewilligte man ihr 
jest das Hecht „ſie ſich felbft. aufzulegen. 


Achter Abſchnitt. 
‚Das -Berbältnig der Gutsherrlichkeit, wie es ſich nach 
der Neorganifations-Wefekgebung geftaltet hat. 





Haben wir bereitd in ber Gutsherrlichkeit als obrigfeit- 
clichem :Berhältniffe die Hauptquelle der baͤuerlichen Laſten 
und der Unfreiheit der laͤndlichen Bevoͤlkerung ‚erkannt, haben 
wir Ferner :fchon in einzelnen Andeutungen bie Aeußerungen 
‚beffelben ‘berührt, fo ‚bleibt uns noch übrig, die zerſtreuten 
-Büge zu einem Geſammtbilde zu. famnieln. und das Weſen 
Dieſes Verhaͤltniſſed, gefondert von den aus Demfelben ant⸗ 
fprungenen Folgen und andern verwandten Evfceinungen zu 
‚betrachten, um danach Die etwaigen durch bie neue Geſetzge⸗ 
bung bewirkten oder beabfichtigten Abaͤnderungen abzuſchaͤtzen 
and hierauf ſeinen jetzigen Beſtand. zu conflatiren®), 

Wir Haben fchon.gefehen, daß die. Uſurpationon des privi⸗ 
legirten Standes ich nicht bloß auf. die prinatherelichen Ver⸗ 
haͤltnifſe beſchraͤnkten, fondern ſich auch -auf--die öffentlichen 
ausdehnten. Das war bie conſequente Entwicklung des deut⸗ 
-fhen Freiheitsbegriffs. Mur : der‘ Bodenbeſitz berechtigte zur 
„Groiheit und 'nur die Freien durften Guͤter befigen und poli⸗ 
tifche Rechte üben. "WE ſodann der Geburtöadel an bie. Stelle 








*) Wir hoffen bei der Darftellung dieſes delikaten Verhältniſſes 
jedem Verdachte der Parteilichkeit zu entgeheh, wenn wir für die fak— 
tifhe Begründung einen Führer wählen,. der auf der äußerften Spite 
der feindlichen Tendenz fteht, und zwar Hrn. v. Kamp, der in feiner 
Abhandlung: „Bruchftüde über gutsherrliches Verhältniß, Patrimo: 
nial⸗Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt in den preußifhen Staaten“, 
dieſen Gegenftand einer gründlichen Unterfuchung unterworfen hat. 


u ge jet a 


— — 
"Her Irrien·trat, bewahrte und erweiterte er die ꝓriatrecht⸗ 
‚lichen and ſtaatbrechtlichen Vorrechte. Den Inbegriff ber letz⸗ 
tern bezeichnet nun das Verhaͤltniß der Gutäherrfhaft, nah 
‚welchen bem freien Gutöbefiger die obrigkeitliche Gemalt.über 
ıfein Eigenthum und feine. Hinterfaflen zufleht. Reben Der 
:färfllichen Gewalt eutwidelte fich eine obrigkeitliche Hierarchie 
nd Stufenfolge, ein obrigbeillicheö und monarchiſches Repraͤ⸗ 
fentations ⸗Syſtem. Der Landesobrigkeit entſprach auf einer 
aiederern Stufe :die Gutsherrlichkeit als eine dem Landedfuͤr⸗ 
fen untergeordnete, dem Gutshermn als ſolchem zuſtehende 
DObrigbeit des Gutes und der Bewohner deſſelben. Deutſche 
Seaatsrechts⸗Gelehrte und ſelbſt preußiſche Geſchaͤftsmaͤnner 
Haben brhauptet, daß die Gutsherrſchaft in beſchraͤukter Sokal⸗ 
Mepion .auf ihrem Gute bie Gerechtſame beſitze, welche dem 
Wandedherrn Aber das Land zuſtehe; ganz muzuteeffend iſt 
tiefer Vergleich nicht, wenn ;er durch ſtrenge Unterordmmg 


uber Die Landeshoheit bedingt wird, wenn er :eublih im 


»ueriämgten Maaßſtabe : aufgeftellt wird und Dadurch zima 'fo 
fuhrt, daß der :Gutäherr in:der untern Inſtanz anf, feis 
‚mem Burte :dab Organ :ber landekherrlichen Regierung und in 
tiefer ‚Beziehung Uuter-Obrigkeit anf feinem Gute ;ift#)”, 


‚Der: Umfang diefes unterobrigkeitlichen Verhaͤltniſſes war. mach 


dem :Bußambe der :Gultur .und bes Umfangs der landeßohrig⸗ 
Beitlöchen Wirkſamfkoit ſehr verſchieden; im Altern Beitallter auf 
‚Die hoͤchſte Mothburft, auf Vogtei, Advokalie und Gerichts⸗ 
barkeit beſchraͤnkt, in fpätern Beitalteen :mit jener auf: den 
erweiterten Untfang: bed obrigfeitlicgen Amtes ausgedehnt. 


Natürlich bildete ſich dieſes Verhältniß auch in Preußen. 
Auch bier waren feit den älteften Zeiten die Beſitzer der 
Landguͤter, nämlich die Stifter, die Rittergutöbefiger und bie 
Stadtmagifträte in Anſehung der den Stäbten gehörigen Güter 


”) ‘d. Kammutz. S.39. u. AP. 


144 


198 





diefer Art, fo wie die Beamten auf ben Iandesfürfllien 
Kammergütern, die Obrigkeiten ded platten Landes. Sie 
und die Magifträte in den Städten bildeten allein die Orto⸗ 
oder Unterobrigkeiten, alle in gleichem Grabe dem Landesherrn 
untergeordnet und auf gleiher Linie obrigkeitlicher Autorität 
fiehend, obwohl die Etifter und der Adel weniger wie bie 
Staͤdte der landesherrlichen Einwirkung unterworfen waren. 
Ein: ſolches obrigfeitlihed Werhältniß war indeß in Bezug 
auf das platte Land nicht mit jedem Grundkefig verbunden, 
fondern hing nur an dem Befig der freien, d. h. dem Lan⸗ 
deöherrn unmittelbar untermorfenen, ſelbſtſtaͤndigen ımd mit 
Vorrechten verfehenen Güter, der. fogenannten abcligen oder 
Nittergüter. - Dieß war der. allgemeine und gefeglich aner⸗ 
kannte Zuftand, der in den Geſetzen bald ald Gerichtdohrig- 
feit oder Gerichtöbarkeit, bald ald Gutsherrfchaft, batd 
als Brundobrigkeit und Grundherrſchaft bezeichnet wird. 


Dieſe verſchiedenen Bezeichnungen begruͤnden indeß keinen 


Unterfchied der Sache ſelbſt, und wie verſchieden auch Die 
Geſetze tie Gutöherrfhaft benennen mögen, fo kommen 


-fie doch ale darin überein, daß fie die Gutsobrigkeit ift, 


daß der Gutsherr dad Recht bat,. fie perſoͤnlich oder 
durch Etellvertreter zu verwalten, und daß die Dorfeinwohs 
ner als Hinterfaffen, Einfaffen, Dorföcinfaffen und ald Me⸗ 
diat⸗Unterthanen ver Gutsherrſchaft untergeordnet und zum 
Gehorſam fo wie zu deren Angelobung durch Eid oder Hand⸗ 
ſchlag verpflichtet find. 

In dem frübern Zeitraume war der Gutsherr nicht bioß 
Gutsherr, fondern zugleich auch. Gerichtsherr, Grundherr und 
zum Theil auch 2eibherr; er vereinigte ſich gutöherrliche, 
gerichtöherrliche, grundherrliche und leibherrliche Nechte, mithin 
Öffentliche und privatrechtliche Berhältniffe. Die erften wurs 
den durch die Gutöherrlichkeit begründet, welde als obrig« 
keitliches Verhaͤltniß feine privatrechtlichen Elemente in fich 
enthielt; non jus imperii domestici, sed polestas civilis ant 
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politica. Diefe öffentlichen ‚Werhättniffe der Gutsherrſchaft 
beflanden im Allgemeinen in ber Gutdobrigkeit im weiteften 
Sinne, die Gerichtöbarfeit mit inbegriffen. So wie ber Lan» 
desherr das 'oberſte NRichteramt und das oberfle Regiment 
ded Landes in ſich vereinigte, fo vereinigten in Unterordnung 
unter dem Landesherrn die Ortdobrigkeiten dad Richteramt 
und das Ortsregiment in ihrem Orte. 

Gehen wir nun zu den näheren Beflimmungen der Guts« 
berrfchaft über, fo haben wir zwifchen den abminiftrativen 


and den gerichtlichen Attributen derfelben zu unterfcheiden. . 


Was zunächft die adminiftrative Gutsherrſchaft 
betrifft, fo beſtand die erſte Funktion derſelben in der Poli« 
zei-Verwaltung. Der Gutsherr war die PolizeisÖbrigkeit 
und Polizeie Behörde auf feinem Gute und hatte als folche 
alle Rechte und Verpflichtungen aller Übrigen Polizei⸗Behoͤr⸗ 
den; er befaß vermöge der Gutsherrſchaft die Ortspolizeige⸗ 
malt ihrem ganzen Umfange nach, mithin fowohl die eigent⸗ 
liche adminiftrative ald die anordnende und richterliche Polizei 
auf dem ganzen Umfange feined Guted und in Anfehung aller 
Einwohner deffelben, ohne Ruͤckſicht auf deren erimirten Ges 
richtsſtand. Sie alle waren ihm ald der Polizei= Obrigkeit 
zum Gehorfam verpflichtet. Der Schulze und die Dorfge- 
rihte waren ihm demgemäß ald Beamte der gutöhere- 


lichen PolizeisObrigkeit untergeordnet; fie wurden vom Guts⸗ 


berrn beflelt und von ihm zur Folgfamteit und zum Gehorfam 
in Pfliht genommen. 

Mit der PolizeieVBerwaltung war fobann die Polizeis 
Gerichtsbarkeit verbunden, naͤmlich das Recht der Beſtra⸗ 
fung aller Uebertretungen der Polizei⸗-Geſetze, d. h. ſolcher 
Vergehen gegen allgemeine Geſetze, auf welche die Geſetze 
nur eine Polizeiſtrafe, d. h. hoͤchſtens vierzehntägiges Gefaͤngniß 
oder Strafarbeit, oder bis fuͤnf Thaler Geldſtrafe ſetzten. 

Ferner fland dem Gutsherrn die Aufſicht und Lei⸗ 
tung der Dorfangelegenheiten zu. Auch in Rückſicht 
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4) eine Kreiölommunalverwaltung, welde fih an dab 
Kreisbireltorium anfchließen und es bei den in einan⸗ 
der Iaufendeh Staatd- und Kommunalintereflen in feiner 
Verwaltung unterflügen, dagegen aber von biefem bie 
ihe nöthigen Erecutivmittel erhalten follte: 


Das war der Plan, der aber nicht vollftandig zur uns 
mittelbaren Ausführung beftimmt war. Die reformirende Ge» 
feßgebung blieb auch hier ihrem ſtufenweiſe vermittelnden und 
anbahnenden Charakter getreu; nur allmählig wollte fie zur 
Ausführung der neuen Drganifation fchreiten und einftweilen 
nur einen Theil derfeiben verwirklichen. Namentlich follte das 
Beduͤrfniß einer neuen Landeseintheilung und der ihr ent« 
ferehenden Kreiseintheilung, deren Nothwendigkeit fie felbit 
anerkannt hatte, fürd Erfte unberudfichtigt bleiben, und einft- 
weilen nur mit einer neuen Organifation der Kreisverwaltung 
vorangegangen werden. Indem diefe aber nun auf die alte 
Landeseintheilung gepfropft werden mußte, wurde auch die 
beabfichtigte Uebereinftimmung der Staatöverwaltung mit der 
Kreiöverwaltung verhindert und hierdurdy fehr wefentlihe Mos 
difieationen des urfprünglichen Planes herbeigeführt, wie die 
Vergleihung deflelben mit dem zur unmittelbaren Ausführung 
beftimmten Plane ergiebt. 


dur diefe wurden nun folgende Grundbeflimmungen an« 
genommen: bie Städte Berlin, Breslau, Königsberg, Stettin, 
Eibing, Potsdam und Frankfurt follten in ihrem biöherigen 
Verhältniffe als befondere, den Kreifen gleichgeftellte Korpo⸗ 
rationen beftehen bleiben, bie Städte zweiter Klaffe aber und 
bie ländlichen Gemeinden aller Gattungen mit Einfluß der 
Dominialhöfe in dem SKreidverbande zu einer Korporation 
vereinigt werden. Diefe Kreisverbindungen follten die Bes 
flimmung haben, allen denjenigen Bedürfniffen durch verhälte 
nißmäßige Beiträge zu genügen, welche entweder ihrer Natur 
nah Laſten des Kommunalverhältniffeh wären, oder von 
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dem State bafür erflärt würden.’ Indbefondere follte bie 
Beſchaffung der Bedürfniffe für die inländifchen und fremden 
Truppen den Kreisverbindungen zufallen. Alle in dieſes 
Gebiet einfblagenden Angelegenheiten follten unter dem Vor⸗ 


ſitze des Kreiödireftord und der Theilnahme ded Stadtrichters 


in der Kreisſtadt von Deputirten der Gemeinden verwaltet 
werden, deren für jeden Kreid fechd beſtellt werden, und Die 
unter der Benennung Kreisvewaltung mit jenen Staatsbeam⸗ 
ten ein Kollegium bilden follten. Die Wahl biefer Sreitdes 
putirten follte auf die Weife geſchehen, daß die ftadtifchen (Ges 
meinden durch ihre Stabtverordneten auf 500 Einwohner 
emen Wahlberrn, die Gutöbefiger eine gleiche Anzahl wie bie 
Geſammtheit der ftättifchen Gemeinde und jede käuerlihe Ge⸗ 


-meinde durdy die DBauerwirthe einen Wahlherrn erwählte. . 


Die Wahlherrn follten fodann jeder einen Kandidaten, der 
Kreitdireftor ebenfalls einen in Vorſchlag bringen. Die 
ſechs Kandidaten, melde die Stimmenmehrheit erhielten, | 
follten zu Deputirten berufen werden, und zwar follten von 
denfelben zwei für die Städte, zwei für die Rittergutsbeſitzer, 


zwei für den Baueruftand gerechnet werden. Außer den bes 


reits angegebenen Obliegenheiten follte die fo gebildete Kreidr 
verwaltung namentlich auch die Reviſion der Nepartitionen zu 
Gemeindebedürfniffen und die Unterfuhung und die Entſchei⸗ 
dung über die deshalb geführten Beſchwerden erhalten. Ihre 
Beſchlußnahme ſollte unabhaͤngig von den Inſtruktionen ihrer 
Kommittenten ſein und keiner andern Verantwortlichkeit un⸗ 
terworfen ſein, als der eines doloſen oder fahrlaͤſſigen Ver⸗ 


fahrens. Der Kreisdirektor und der Juſtitiarius dagegen 


ſollten fuͤr die Geſetzmaͤßigkeit ihrer Beſchluͤſſe in ſo weit 
verantwortlich ſein, als dieſelben wider Verbotsgefetze liefen 
oder den Staatszweck gefaͤhrdeten. In ſolchen Faͤllen ſollte 
der Juſtitiarius ſeine Proteſtationen mit Anfuͤhrung der Rechts⸗ 


gruͤnde ſchriftlich einlegen, der Kreisdirektor aber die Aus⸗ 


fuͤhrung verweigern oder unterſagen und in zweifelhaften Faͤllen 


. 
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die Asfuͤhrung bis zur Entſcheidung ber Oberbehoͤrbe ſud⸗ 
pendiren. 1J— 
Weiter wurden dann bie. Funklionen des Kreiddirektors 
end des Kreisdirektorinms in der Art beſtimmt, daß jener 
ſder Polizei⸗Chef aller, ſtaͤdtiſchen und laͤndlichen Gemeinden 


ıeined Kreiſes ſei, dieſes aber eine beſondere Polizeibehörbe | 


«bilden ſollte, welcher die Landpolizeinngelegentwiten mit G⸗ 
ſſchluß der Aufficht über die Gemeinden und Korporätionen, wand 
auth der Inſpektion der Lofalpoligeiverwaltung zugewleſen wur⸗ 
den. Namentlich ſollte ihn hiuſichtlich der letzteren die Auf⸗ 
icht und Koätrele der Strafanftalten, Korretionshäufer, 
Gefaͤngniſſe, Armen» und Krankenhaͤufer und Feuerloͤfchan⸗ 
ſtalten durchaus zufallen. Jedoch follte in Bezug auf die 


VBokalpolizeiverwaltung die Wirkſamkeit des Kreisdirektoriums 


in der Regel erſt anf Veranlaſfung von Befchwetden eintre⸗ 
ten und neben dem Verwaltungskreiſe des Kreisdirektoriums 
‚und ber Kreibverwaltung auch noch den Domainenbeamten 
in den Amtsdoͤrfern, ben Magiſtraͤten, in den Stadteigen⸗ 
thums doͤrfern und den Gmtöbefigern in den Dorffihaften 
nicht nur die Kontrolle der Lokale Polizei, fondern ‚in drin⸗ 
genden Fuͤllen auch noch das Recht ber Verfuͤgung ver⸗ 
bleiben. Bis auf weitere Beſtimmingen des Kreisdirekto⸗ 


riums ſollten die Dorfgerichte und die Schulzen verbunden 


ſein, den polizeilichen Anordnungen der Gutsbeſitzer, der Do⸗ 
mainenbeamten und ber Magiſtraͤte Folge zu leiſten, deren 
Einfluß. jedoch infofern eine Veſchraͤnkung erfuhr, als die zu 
vollſtreckendenden Executionen kuͤnftig nus durch das Kreis⸗ 
direktorium geſchehen ſollten. 

Blieb nun auch die zur Ausfuͤhrung beſtimmte Organi⸗ 
‚fatten wert hinter den von der Geſetzgebung ſelbſt aufgeſtellten 
„Berberungen zuruͤck, uͤberging fie namentlich die im urſpruͤng⸗ 
then Plane enthaltene Ginfegung eines befonderen Land» und 


-Stadtgerichted für jeden Kreis, die muthmaßlicherweiſe die. 


Aufhebung der Patrimonialgerichtobarkeit involvirt haben wierde, 
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vetlagte ſie alſo abermals. bie ion im Publikandum vom 
8. April: ;18Q9 verheißene Abhülfe eines - fo bandgraiflichen 
Mongeld, fo ergab fie doch immer einen außerorbentlichen 
Fortſchritt mit dem bisherigen Zuflande.. Die neue Kreis⸗ 
organiſation, fo weit fie zur Ausführung kommen follte, wer 
nicht umfaffend ‚und burchgreifend genug, um den vorherr⸗ 
Schenden . Einfluß einzelner Klaffen von Staatöbürgern ‚ganz 
au vernichten, ‚aber ‚fie war, wenn fie Beſtand hatfe, wohl 
geeignet,. denfelben auf engere Grenzen zuruͤckzufuͤhren. Ges 
‚nögte fie auch nicht ben rechtmäßigen Anforderungen bed bis⸗ 
‚ber unterbrüdten Theils ber Bevölkerung, erhielt ſie au 
denſelben nach immer in einer gewiſſen Ahhäggigfeit van der 
‚privllegirten Klaſſe, To mußte ſie doc) dieſe mit den lebhaf⸗ 
teften Beforgniffen erfüllen und ‚fe zu einem keineswegs au 
‚genehman Vergleiche, zwiſchen dem Sonſt und-Künftig auffordern, 
‚In ber That war ber Unterſchied nicht unbedeutend. 
‚Bisher ‚hatte eine Kreisvertretung . flattgefunben, ‚allein dieſe 
‚wge ausſchließlich im Üntereffe des privilegirten Grund 
‚befiged geweſen, da die Kreisverſammlungen allein ‚aus den 
‚Rittergutäbefigern gebildet morben waren. Diefe Bertretung 
‚wor bei der biöherigen Verfaſſung eine Nothiwendigfeit ges 
weſen, da: biefelbe bie Privilegirten ‚allein als berechtigt aner⸗ 
anne „und bie unfreie Jändliche Bevölkerung .nur .ald .eine 
‚Zubehör zum Rittergute in Anſchlag brachte. Die Ritter⸗ 
gutöbefiger hatten nicht nur die Patrimonialgerichtöbarkeit und 
‚Die Doligeigemalt befefen, ſondern fie. hatten, auch. bie Steuer 
‚nfliehtigkeit derfelben garantiren muͤſſen. Konnten die ‚gute 
„berrlien Unterthanen unter ſolchen Umſtaͤnden auf keine Ver⸗ 
tretung Anſpruch machen, fo ſollten fie bad) wenigſtens einen 
Schutz erhalten. Das war die Beſtimmung der Landraͤthe, 
‚welche "bad ‚Oxgan der Regierung bei der -Regulirung ber 
Kreisangelegenheiten bilden follten, Allein, wie wir ſchon 


geſehen haben, waren, die Sandräthe, welche ſelbſt aus der 


‚Mitte der Rittergutsbeſitzer ‚gewählt .murben, „ganz auge 
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Stande gewefen, biefer Aufgabe zu genügen, da fie nicht 
einmal die Einziehung der Bauerhöfe, welche die Regierung, 
durch ihr eigened unmittelbared Intereffe getrieben, mit hoben 
Strafen belegt hatte, zu verhindern im Stande gewefen waren. 
Die Landräthe hatten Feine andere Bedeutung gewinnen koͤnnen, 
als daß fie die Macht des privilegirten Standes, mit ber fie 
durch die Gemeinſchaftlichkeit des Urfprungs und bie Soliga- 
rität ded Kafteninterejfes verbunden waren, gegen die Regie— 
rung verftärft hatten. 

Diefer dem Adel fo günftige Zuſtand ſollte nun aufge⸗ 
hoben werden. Die neue Organiſation ſetzte an die Stelle 
des aus den Rittergutsbefitzern hervorgegangenen Landrathes 
einen von der Regierung gewählten Kreisdirektor. Ein uns 
geheurer Verluft für den Adel, der durch die Einfegung ber 
neuen Kreidverwaltung noch vergrößert murde, da dieſe ihm 
neben einer räftigen Vertretung der Regierungdintereffen auch 
noch eine felbftftändige Vertretung der Gemeindeintereffen ent» 
gegenſtellte. Während er früher ‚allein die Kreiverfammluns 
gen gebildet hatte, wurden jet die beiden andern Etände 
zu denfelben hinzugezogen. Einfluß behielt der Adel auch jegt 
noch, aber fein Üüberwiegender Einfluß war gebrochen, und da 
er nur in demfelben Verhaͤltniſſe vertreten war, wie jeber ber 
beiden andern Stände, fo mußte er ber Hoffnung entfagen, 
auch ferner noch fein einfeitiges Standesintereſſe bei der Ver⸗ 
waltung geltend zu machen. 

Und doch blieb die neue Geſetzgebung auch hier, wieder 
auf der Mitte ded Weges ftehen und bequemte fih zu Con⸗ 
cefionen, welche mit dem Principe, das fie ſeloſt aufgeſtellt 
hatte, unvereinbar waren. Den fehreiendfien Mißbrauch der. 
Gutöherrlichfeit, die Ausübung der Polizeigewalt durch bie 
Butöherren, Tieß fie beftchen, und begnuͤgte fich, diefelbe unter 
. die Auffiht des Kreisdirektoriums zu ſtellen. Das war eine 
ungluͤckliche und nicht zu rechtfertigende Halbheit; nachdem 
die laͤndliche Bevoͤlkerung in den Stand der Freiheit erhoben 
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mworben war, durfte auch dieß feubale Band nicht beftehen 
bleiben; nachdem die Gefehgebung felbft ſich gegen uͤberwie⸗ 
genden Einfluß einzelner Klaffen audgefprochen hatte, durfte fie 
auch nicht anftehen, eine fo mächtige Grundlage deffelben aus 
dem Wege zu räumen. 

Fragt man nach dem Grunde dieſer und anderer Inconfes 
quenzen, fo müffen wir wieder auf die fchon früher gegebene Er» 
klaͤrung zuruͤckkommen. Es war der neuen Gefehgebung weniger 
um die Sache ald um den unmittelbaren Nugen zu thun; fie 
ertheilte ein größered Maaß der Freiheit, weil fie diefe mit 
Recht für bie Bedingung größerer Leiſtungen bielt. Won 
diefem . Gefichtöpunft aus muß auch dad Gendarmerie⸗Edikt 
betrachtet werben, beflen eigentlihes Motiv. im 6. 6 des 
1. Abſchn. enthalten if. Diefer lautet: „Insbeſondere liegt 
bie Beſchaffung der Bebürfniffe für Unfere und fremde Trup⸗ 
pen der Regel nad) den Kreiöverbindungen ob.” Bisher war 


bie Beforgung diefer Gefchäfte den Sanbräthen Übertragen ges | 


weſen, die, wie fich leicht denken läßt, bei- der Erledigung 
derartiger Aufträge dad Intereſſe ihrer Standeögenoffen nicht 
aus den Augen verloren. Die dringende Noth machte jett 
aber die Deranziehung des großen Grundbefige& zu den Krieges 
laften nothwendig; daher die Eiſetzung der Landrärhe durch die 
Kreisdirektoren. Aber auch die Landbevoͤlkerung follte größere 
often übernehmen; damit fie diefelben tragen koͤnne, hatte 
man ihr früher die perfönliche Freiheit gefchenkt; damit fie 
diefelben aber auch gern und willig trage, bewilligte man ihr 
jest das Recht, -fie ſich felbft. aufzulegen. 


En ep 2 


Achter Abſchnitt. 
NPDas Berhältnig der Gutsherrlichkeit, wie es ſich nach 
‚ber Neorgauiſations⸗Geſetzgebung geſtaltet bat. 





Haben wir bereits in ber Gutsherrlichkeit als obrigkrite 
clichem Verhaͤltniſſe die Hauptquelle der baͤuerlichen Laſten 
und der Unfreiheit ber laͤndlichen Bevoͤlkerung erkanut, haben 
wir Ferner :fihon in einzelnen Andentungen die Aeußerungen 


beffelben beruͤhrt, fo .bieibt und noch uͤbrig, die zerſtreuten 


-Büge zu einem Gefammtbilde zu fammeln. und das Weſen 
vDieſes Verhaͤltniſſed, gefondert von den aus bemfelben ant⸗ 


ſßprungenen Folgen und andern verwandten ‚Evjcheinungen zu 


betrachten, um danach die etwaigen durch bie ‚neue: Geſetzge⸗ 


bung bewirkten oder beabſichtigten Abaͤnderungen abzuſchaͤtzen 


und hierauf ſeinen jetzigen Befland. zu conflatiren*). 

Mir Haben fchon-gefehen, daß die. Ufurpationen des privi⸗ 
Jegieten Standes ich nicht bloß auf. die: prinatherslichen :Bex- 
haͤltniſſe beſchraͤnkten, ſondern ſich auch ‚auf die oͤffentlichen 
ausdehnten. Das war die conſequente Entwicklung des deut⸗ 
ſchen:Freiheitsbegriftfs. Nur der‘ Bodenbeſitz berechtigte zur 
Breiheit und 'nur die Freien durften Guͤter befigen and poli⸗ 
tifche Rechte uͤben. Als ſodann der Geburtsadel an bie. Stelle 








*) Mir hoffen bei der Darſtellung dieſes delikaten Verhältniſſes 
jedem Verdachte der Parteilichkeit zu entgehen, wenn wir für die fak— 
tifhe Begründung einen Führer wählen,. der auf der äußerften Spige 
der feindlichen Tendenz fteht, und zwar Hrn. v. Kamp, der in feiner 
Abhandlung: „Bruchftüde über gutsherrliches Verhäftnig, Patrimos 
nial⸗Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt in den preußifchen Staaten‘, 
diefen Gegenftand einer gründlichen Unterſuchung unterworfen hat. 
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Her Ireien:trat, bewahrte ‘und erweiterte - er "Die ꝓvairecht⸗ 
‚lichen und 'flanbbrachttichen Vorrechte. Den Inbegriff ber letz⸗ 
ztern bezeichnet mn das Wechältniß der Gutsherrſchaft, nach 
welthem dem freien Gutsbeſitzer die vobrigkeitliche Gewalt uͤber 
‚kein Eigenthum und feine. Hinterſaſſen zuſteht. Neben der 
:fürfllichen Gewalt entwickelte sich eine obrigkeitiche Hierarchie 
und Stufenfeige, ein obrigkeilliches und monarhiiched- Repraͤ⸗ 
ſfentations ⸗Syſtem. Der Landesobrigkeit entſprach ayf einer 
‚mieberern Stufe die Gutsherrlichkeit als eine dem  Landedfär- 
ſten untergeordnete, bem: Gutöhern als folshem zuſtehende 
Abrigbeit des Gutes und der Bewaohner deſſelben. Deutſche 
Saaterechts⸗Gelehrte und ſelbſt preußiſche Geſchaͤftsmaͤnner 
„Haben behauptet, daß die Gutsherrſchaft in beſchraͤnkter Sokal⸗ 
Megion auf ihtem Gute bie Gerechtſame beſitze, welche dem 
Bandeähern über das Land zuſtehe; ran; wmzuteeflend iſt 
tiefer Wergleich nicht, wenn er durch ſtrenge Unterorbiumg 
umwter die Landedhoheit bedingt wird, wenn er Lerdlich im 
erihmgten Maaßſtabe aufgeftellt wird und dadurch ztma fo 
fhfltllt, daß der  Gutäherr in:ber untern Inſtanz anf. füis 
mem Bute :dab Organ :der landekherrlichen Regierung und in 
‚tiefer ‚Beziehung Unter Obrigkeit auf feinem Gute :ift*)”. 
‚Der: Umfang diefes unterobrigkeitlichen Verhaͤltniſſes war mach 
dem BZuſtande der Gultur .und des Umfangs der Ianiwäohrig- 
+Beitlochen Wirkſamkoit [ehr verſchieden; im Altern. Beitallter auf 
‚die höckfte Mothburft, auf Vogtei, Advokatie und Gerichtb⸗ 
barkeit beſchraͤnkt, in fpätern Zeitalteen :mit jener ‚auf ' ben 
erweiterten AUmfang: bed obrigfeitlicgen Amtes ausgedehnt. 


Natürlich bildete fich diefed Verhältniß auch in Preußen. 
"Auch bier waren feit den älteften Zeiten die Beſitzer der 
Landguͤter, nämlich die Stifter, die Rittergutöbefiger und bie 

Stabtmagifträte in Anfehung der den Städten gehörigen‘ Güter 


* :d.- Raab. ©, 39. u. AP. 
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diefer Art, fo wie die Beamten auf den landesfuͤrſtlihen 
Kammergütern, bie Obrigkeiten bed platten Landes. Gie 
und die Mugifträte in den Städten bildeten allein die Ortö- 
oder Unterobrigkeiten, alle in gleihem Grade dem Landeäheren 
untergeordnet und auf gleicher Linie obrigkeitlicher Autorisät 
flehend, obwohl die Stifter und der Adel weniger wie bie 
Staͤdte der Iandesherrliken Einwirfung unterworfen waren. 
Ein: ſolches obrigkeitliches Werhältniß ‚war indeß in Bezug 
auf das platte Land nicht mit jedem Grundhefig verbunden, 
fondern bing nur an dem Beſitz der freien, d. h. dem Lan⸗ 
desherrn unmittelbar unterworfenen, felbfiftändigen imd mit 
Vorrechten verfehenen Güter, der. fogenannten adcligen oder 
Nittergäter. - Dieß war der. allgemeine und gefeglich aner⸗ 


kannte Zuſtand, der in den Sefegen bald ald Gerichtsobrig- 


feit oder Gerichtöbarkeit, bald als Gutsherrfchaft, batd 
old. Grundobrigkeit und Grundherrfchaft bezeichnet wird. 


Dieſe verſchiedenen Bezeichnungen begruͤnden indeß keinen 


Unterfchied der Sache ſelbſt, und wie verſchieden auch Die 
Geſetze tie Gutsherrſchaft benennen mögen, fo kommen 


-fie doch alle darin überein, daß fie die Gutsobrigkeit iſt, 


daß der Gutsherr dad Recht bat,. fie periönlich oder 
durch Etellvertreter zu verwalten, und daß die Dorfeinwoh- 
ner als Hinterfaffen, Einfaffen, Dorfdeinfuffen und ald Me⸗ 
bint «Untertbanen ter Butöberrfchaft untergeordnet und zum 
Gehorſam fo wie zu deren Angelobung durch Eid oder Hands 
ſchlag verpflichtet find. 

In dem frühern Zeitraume war der Gutsherr nicht bloß 
Gutsherr, ſondern zugleich auch Gerichtsherr, Grundherr und 
zum Theil auch Leibherr; er vereinigte ſich gutsherrliche, 
gerichtsherrliche, grundherrliche und leibherrliche Rechte, mithin 


oͤffentliche und privatrechtliche Verhaͤltniſſe. Die erſten wurs 


den durch die Gutsherrlichkeit begründet, welche als obrig⸗ 
keitliches Verhaͤltniß keine privatrechtlichen Elemente in ſich 
enthielt; non jus imperii domestici, sed polestas civilis ant 
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politica. Diefe öffentlichen Werhältniffe der Gutsherrfchaft 
beftanden im Allgemeinen in ber Gutsobrigfeit im weiteften 
Sinne, die Gerichtöbarkeit mit inbegriffen. So wie der Lan» 
desherr das "oberfte ‘ Richteramt und das oberſte Regiment 
bed Landes in fich vereinigte, fo vereinigten in Unterordnung 
anter dem Landesherrn die Ortsobrigkeiten das Richteramt 
und das Ortöregiment in ihrem Orte, 

Gehen wir nun zu den näheren Beflimmungen ber Guts⸗ 
berrfchaft über, fo haben wir zmifchen den adminiftrativen 
- and den gerichtlichen Attributen berfelben zu unterfcheiden. . 
Was zunächft die adminiftrative Gutsherrſchaft 
betrifft, fo beftand die erfte Funktion derfelben in der Poli« 
zei-Verwaltung. Der Gutöhere war die PolizeiÖbrigkeit 
and Polizei Behörde auf feinem Gute und hatte ald foldye 
alle Rechte und Verpflichtungen aller Übrigen Polizei-Behörs 
den; er befaß vermöge der Gutöherrfchaft die Ortöpolizeiges 
walt ihrem ganzen Umfange nad, mithin fowohl bie eigents 
liche abminiftrative ald die anordnende und richterliche Polizei 
auf dem ganzen Umfange feines Gutes und in Anfehung aller 
Einwohner deffelben, ohne Ruͤckſicht auf deren erimirten Ge⸗ 
richtsſtand. Sie alle waren ihm ald der Polizei - Obrigkeit 
zum Gehorfam verpflichtet. Der Schulze ımd die Dorfge« 
rihte waren ihm demgemäß ald Beamte der gutöherr- 
“lichen PolizeisÖbrigfeit untergeordnet; fie wurden vom Guts⸗ 
herrn beftellt und von ihm zur Folgſamkeit und zum Sehorſam 
in Pflicht genommen. 

Mit der Polizei · Verwaltung war ſodann die Polizei. 
Gerichtsbarkeit verbunden, nämlich dab Recht der Beſtra⸗ 
fung aller Uebertretungen der Polizei» Gefege, d. h. folder 
Bergeben gegen allgemeine Geſetze, auf welche die Gefege 
nur eine Polizeiſtrafe, d. h. höchftens vierzehutägiges Gefängniß . 
oder Strafarbeit, oder bis fünf Thaler Geldftrafe feßten. 

Serner fand dem Gutöherrn die Aufficht und Leis 
tung der Dorfangelegenheiten zu. Auch in Rudficht 


WB 
anf: diefei euſchien hie Gutsherrſchaft vet eigentlich als Dotf-⸗ 
Obrigkeit. Die: Dorfſchaft ald. Gemeinde verwaltete ihre 
Gorumanal«: und innsren Angelegenheiten: durch den, Schulzen 
und: die Dowfgerichte, ohne daß der. Gutsherr, eben weil eu 
nicht: Mitglied dex. Gemeinde wer, daran. Thail genommen 
hätte. Aber dieſe Gemeinbeverwaltung des Dorſs ſtand unter den 
Aufficht und Leitung des Gutsherrn, an welchen auch die Beru⸗ 
hang: von ben: Strafverfuͤgungen des Dorfvorſtandes ging. | 
Die, Gutkherrſchaft ſtand zu dieſer Dorf-Commagaßermalr 
tung in eben dem Verhaͤltaiſſe, in welchem bie. koͤniglichen 
Domainenaͤmter zu der: Communalperwaltung in ben zu ihrem 
Amte gehörigen: Amtsdoͤrfern ſich befanden. 

ANißerdem gehoͤrten zu dieſem Theile der qutaherriichen 
Gewalt gewiſſe Ehrenrechte und vorbehaltene Nusuun 
gen, von den erſteren namentlich: die Mitwirkung an der, 
Kirchenverwaltung in Grmangatung eines eigenen: Patsonatd, 
bie Aufſicht auf Die DOrtäfchule,, daß jus suheolleciaudi, Dad 
Abſchoßrecht nad das Recht der. Bräuleinfiener. Ben ben: 
lesztern: Die Jagdgerechtigkeit, Die Mühlengerechtigfeit, Dig, 
Schäfergerachtigfeit, Die Kruggerechtigkeit und andere Zwangß⸗ 
rechte. 
Den zwoiten Houpldeſtondtheit ber gutsherrlichen Gewalt 
bildete die Gerichtsbarkeit, und hier wurde wenigfient 
die niedere Gerichtsbarkeit unbedingt ald ein Anäfluf der 
Gutsherrſchaft angefehen. Der Gutöherr war nächfler Rich⸗ 
ter auf feinem Gute und über feine Gutsboͤrigen, ſowohl für 
buͤrgerliche Streitigkeiten ald für minder erhebliche Straffälle, 
Nur die erheblidern maren dem Obergerichte vorbehalten, 
Aber im Laufe der Zeiten wurbe auch diefer Theil der Ges 
sichtäbarkeit den Inhabern ber niedern Gerichtsbarkeit ver⸗ 
Heben und mit besfelben zu der beide enthaltenen. Patrimo⸗ 
nialgerichtöbarbeit bergeflalt verſchmolzen, daß eine landes⸗ 
herrliche Gerichtsbarkeit erſter Inſtanz anf Privatguͤtern nur 
als eine ſehr ſoltene Ausnahme anzutreffen, wogegen anf 


Der . andern Seite. die eigentliche landetffuͤrſtliche Gerichtsbar⸗ 
keit ſich immer mehr als Hoheitsrecht ausbildete. Diefe 
Gerichtsbarkeit wurde in fruͤheren Zeiten nicht als Ausfluß 
irgend eines Hoheitsrechts, ſondern lediglich der Grund⸗ und 
Gutsherrfchaft angeſehen; fie lag: mithin außer dem Bereiche 
des Landesherrn und war in allen Beziehungen hoͤchſt ein» 
fach. Erſt in fpüterer Zeit bildete: fie fich weiter aus und ward 
ben, Gutsherren vom Fuͤrſten beflätigt, um fle in ihrem Ber 
fine gegen die anflommende Lehre von: der Regalitaͤt zu 


fidern. Auch das philofophifche Landrecht erfannte daſſelbe 


an, indem es fagte*): „Wo dad Recht der Gerichtsbarkeit 
mit dem Beſitze einer gewiſſen Art von Guͤtern uͤberhaupt 
verbunden oder gewiſſen Guͤtern beſonders beigelegt iſt, heißt 


daſſelbe die Patrimonialgerichtsbarkeit,“ Die Parrimenidiger 
zichtöberkeit war ein mit Dem Gute ſelbſt ungertrennlich vers 


bundenes, aus dem Eigenthum deffelben: entſpringendes Reckt; 
der Gutohert war der Gerichteherr und Inhaber der Berichte 
barkeit und legtete feine Gerichtäbarkeit, wenn auch bie Aus⸗ 
Abung. derfelben den Bermaltungdgrundfägen unterworfen 
wurde, Der Gutsherr mußte allerdings, wenn er ſelbſt Me 
ziterlien Erforderniffe nicht befaß, die Gerichtsbarkeit durch 
einen mit den gefeklichen Erforderniſſen verfehenen Gerichts— 
halter ausuͤben laſſen. Dieſer war aber nicht. Stautäbeamter, 
Sondern Beamter des Gutbherrn als Gerichtäheren md ihm 
gur Achtung verpflichtet: 

Dieſer Zuſtand hatte nun durch. Die eigentliche agratilche 
Geſetzgebung keine Anfechtung exlitten, da dieſelbe mit den 
Ritterguͤtern die Quelle und den Rechtstitel der. Gutöherr- 
lichkeit hatte beſtehen baſſen, Diefelben hatten nur bie Fre 
. beit der Perfon und des Grundbefiged zum Geyenfiande 
gehabt; die politifhe und flaatörechtliche Befreiung der Zankr 
berditeruug wor davon ausgeſchloſſen. 
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Hier ſollte ſodann das Gendarmerie-Ebikt eintreten, das, 
wie ſich ſchon gezeigt hat, ſeine Aufgabe ſehr unvollſtaͤndiz 
Nloͤſete. Wir koͤnnen dieſe Unvollſtaͤndigkeit jetzt näher fo be⸗ 
ſtimmen, daß es die Gutsherrlichkeit zwar im Allgemeinen 
aufhob, aber ſie im Beſondern beflehen ließ. Es zerbrach 


die obrigkeitlihe Gewalt des Gutsherrn, indem es einere 


ſeits durch die Einſetzung des Kreis⸗Direktors, andrerſeits 


“durch. Die Vertretung und Selbflverwaltung ‚der Gemeinden 


bie letztern aus dem Verhaͤltniß der „ Mediat-Unterthanenfchaft 


" sentließiy zugleich hielt es äber die ˖ ‚meiften einzelnen Rechte der 


Gutsherrſchaft aufrecht. 


42 
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Fragen wir alſo, in wie weit die einzelnen Aeußerungen 


ber gutsherrlichen Gewalt durch die neue Geſetzgebung caflirt 


wurden, fo tritt und zunaͤchſt die gutsherrliche Polizeigewalt 


und Polizeigerichtöbarkeit entgegen, welche nicht aufgehoben, 
fondern nur in etwas befhränft wurden. Das Gendarmerie⸗ 
Edikt ftellte dad Kreisdireftorium als Oberbehörde der Poli⸗ 
zeidireftorien hin und wies ihnen die Aufficht über die laͤnd⸗ 
liche Polizei-Verwaltung zu, aber ed beflimmte auch, daß bie 


Gutöbefiger fortfahren follten, die Lofal-Polizeis-Berwaltung 


der Dorfgerichte zu controlliren, fo wie in dringenden Fällen 
zu verfügen und zu remediren, Nicht minder wurden bie 
Schulzen und Dorfgerichte zum Gehorfam gegen die Anords 
nungen ber Gutöherrfchaft verpflichtet. Diefelbe trat. alfo 
nur zum Kreiödirektorium in dad Verhaͤltniß einer zweiten 
Polizei⸗Inſtanz, blieb aber immer noch höhere Inſtanz für 
ihre ehemaligen Unterthanen. | 

Dagegen war, zu erwarten, baß bie Verwaltung ihrer 
Sommunal und innern Angelegenheiten ben Dorfgemeinden 
jetzt ohne Einmiſchung des Gutsherrn uͤberlaſſen werden 
wuͤrde. 

Was endlich die Petrimonialgerichtsbarkeit betrifft, ſo 
hatte ſchon das Publikandum vom 8. April 1809 eine An⸗ 


beutung enthalten, welche eine Abänderung diefed Werhältniffes 
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erwarten laſſen konnte. Allein es erfplgte Feine berartige 
Verfügung, und aud das Gendarmerie » Evift ließ diefen 


», Punkt ganz unberüdfihtigt., Die Beftimmung, daß jeder _ 


Kreis ein Land» und Stadtgericht erhalten follte, traf die 
Patrimonialgerichtöbaskeit nicht, fondern ordnete nur das 
Verhaͤltniß der. obern Inftanz fir jeden Kreis. 


Zu dieſen Unvolltommenbeiten des Gendarmerie = Erilts . 


koͤmmt dann noch, daß es gar nicht zur Ausfuͤhrung gebracht 
wurde. x 


So hat ſich das tdhemlch⸗ Verhaͤltniß im Wefentli⸗ 
lichen ungeſchwaͤcht erhalten, und iſt durch die Geſetzgebung 
der neueſten Zeit vielfach und ausdruͤcklich beſtaͤtigt worden. 
Die einzelnen baͤuerlichen Beſitzungen ſind "troß der Eigen 
thumöverleihung nicht aus ihrem VBerhältniffe zum Gute ges 
treten und felbffländige Güter geworden, fondern vielmehr 
Theile ded Ritterguts geblieben, zu dem fle gehören. Die 
Prärogative der Gutöherrfchaft ift aus dem Schiffbruch gerets 
tet: "auch die fpätere Gefeßgebung bat den Gutsherrn als 
Gutsherrſchaft und Ortsobrigkeit und feine Gutöherrfchaft und 
Sutöherrlichkeit anerkanng, fo wie feine Befugniß beftätigt, 
die Damit verbundene Gerechtfame felbft oder unter Verant⸗ 
wortlichkeit durch geeignete Stellvertreter auszuüben, 


Eben fo hat fie auch das Verhältniß ber Dorfeinwohner 
zum Gutöheren, ald deſſen Dorfseinfaffen und Hinterfaffen 
ia felbft der aufgehobenen Erbunterthänigfeit ungeachtet, als 
Unterthanen anerkannt, fo wie auch die Verpflichtung derſel⸗ 
ben, dem Gutsherrn folgfam zu fein und ihm dieß durch 
Handſchlag anzugeloben. 


Die Gutsherrſchaft bildet daher nach der neuern wie 
nach der aͤltern Geſetzgebung mit den Magiſtraͤten in den 
Staͤdten und den Dominialaͤmtern, mit welchen fie fortwaͤh⸗ 
rend auf gleicher obrigkeitlicher Linie ſteht, die Orts⸗ 
Obrigkeit. | 
11 
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Das Berhältnig der Gutöherren zur Dorfgemeinde und 
der Gommunalverfaffung ift nach der Nichtaudführung des 
Gendarmerie- Eviftd eben fo wenig verändert worden. Der 
Sutöherr ift nicht Mitglied diefer Gemeinde, fonderh deren 
Obrigkeit und vorgefeßte Inſtanz; eben fo wenig gehört der 
Ritterbeſitz mit den dazu gehörigen Einwohnern zur Dorfge⸗ 
meinde und deren Verwaltung. Auch dad Verhaͤltniß der 
Unterordnung der Dorfgerichte und Dorfvorftande zum Guts⸗ 
herrn hat ſich nicht verändert, ‚und namentlich leßtere Feine 
erweiterte Stellung erhalten. Der Schulze indbefondere ift, 


mit Ausnahme der wenigen Landeötheite, in denen fi fremde 


Berfaffungen bis jeßt noch erhalten haben, fowohl erechtiver 
Polizeibeamter wie Communalbeamter, aber aud nad) wie 
vor dem Gutsherrn untergeordnet, Beamter deſſelben, ber 


von ihm beftellt, von ihm zum Gehorſam veretdigt und von. 


ihm enlaffen wird; der Schulze hat Überall: nicht eine ſelbſt⸗ 
ftändige, fondern eine dem Gutsherrn und deſſen Anorbnuns 
gen untergeordnete Verwaltung, und iſt zwar der Borgefehke, 
aber nicht die Obrigkeit der Dorfgemeinde. - 
So' ift alfo durch die Geſetzgebung der neueften Zeit die 
Gutsherrſchaft in unveränderter Sefftt und in unverändertem 
Umfange wieder hergeftellt worden. Alle ihre. weſentlichen 
Aeußerungen find ihr verblieben. 

Vermoͤge des gutöherrlichen Verhältniffes ift der Guts⸗ 
herr auch jegt wieder die Polizei» Obrigkeit und Poli- 
seie Behörde auf dem ganzen Umfange feines Gutes und 
bat als folcher die Vorrechte und Glaubwürdigkeit öffentlicher 
Behörde. Auch jetzt noch fteht ihm die PolizeisVermwal- 
tung und die Polizei- Gerihtöbarkfeit. zu: die letztere 
iſt fogar erweitert worben durch die Annahme des Grund« 
faßed, daß eine Polizei-Sontravantion in erſtor Juſtanz flets: 
nur von einer Polizei⸗Vehoͤrde entfchieben werden, und daß 
eins Polizeifache al& folche nie zur richterlichen Tompetenz ge⸗ 
langen koͤnne. Ausdruͤcklich ſtellen auch jetzt noc- die: Befehe 
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bie gashertfiche Polizei « Verwaltung mit den übrigen Orts⸗ 
Polizei » Behörden auf eine Stufe, und geben nirgend einen 
geminderten Umfang derfelben noch eine Behörde an, melde 
die daburch entſtandene Luͤcke ausfüllen folte, da die Land⸗ 
ruͤthe in Anfehung der gutöherrlichen Polizei nicht größere 
Befugniſſe als in Rückſicht auf die übrigen Orts⸗Polizei⸗Be⸗ 
hörden Haben. Die gutöherrlihe Polizei-Verwaltung umfaßt 
daher in eben dem Maße, wie bie der legtern, fowohl bie anord= 
nende als. die ausführende mit den zur leßtern gehoͤrigen exe⸗ 
cutiven Befugniſſen und Mitteln und erſtreckt ſich auf alle Zweige 
der PolizeisBerwaltung, Wie früher, fo hängt ed auch jetzt 
von dem Gutsherrn ab, ob er die Polizei ſelbſt ausüben, 
oder unter feiner Verantwortlichfeit durch geeignete Stellver- 
treter verwalten laffen will. Die Schulzen und die Dorfger 
richfe- in ihrer polizeilichen Eigenfchaft find lediglich erecufive 
Polizeis:Beamte des Gutöheren ald Polizeiobrigkeit und feiner 
Leitung und obern Entſcheidung unterworfen. Der Gutsherr 
ſelbſt, als Polizeiobrigkeit, iſt ſowohl in Anſehung feiner Pos 
lizeiverwaltung überhaupt als auch in Didciplinarbeziehung 
Ger Landes⸗Polizeigewalt, aber auch nur dieſer, untergeordnet. 
Sie uͤbt ihr Aufſi chtsrecht durch den Landrath aus, der aber 
eben ſo wenig eine Zwiſcheninſtanz bildet, als an der guts⸗ 
herrlichen Polizei-Verwaltung ſelbſt Theil nimmt. Es ergiebt 
ſich alſo hieraus, daß die neuere Geſetzgebung dieſen wichti⸗ 
gen Theil der gutsherrſchaftlichen Gerechtsſame durchaus un⸗ 
veraͤndert gelaſſen, und vielmehr in Anſehung deſſelben die 
bisherige Verfaſſung beſtaͤtigt hat. Am allerwenigſten hat fie 
aber die gutsherrliche Polizei theilweiſe oder ganz auf die 
* Landraͤthe oder auf die Schulzen und Communen uͤbertragen; 
eben ſo wenig hat ſie die gutsherrliche Polizeigewalt bloß auf 
das eigentliche Rittergut beſchraͤnkt; der Unterſchied zwiſchen 
dem letztern und der Dorfgemeinde findet lediglich in Com⸗ 
munal⸗Angelegenheiten ſtatt, weil der Gutsherr mit feinem 
), | itagute nicht zum DorfeCommunte gehört, bo vbtigkeitichen 
1 


J a — — En EEE — Dun nina ————— m ——— 


- 
4 





Dr 


r 164 


* 
Berhältniffen kaun diefer Unterfchieb aber nicht eintreten, weil 
diefe Berhältniffe von der Fundal⸗Abſonderung zwifchen bem 
Gutsherrn und der Gemeinde ganz audgefchloffen geblieben, 
mithin in keinem heile auf die legtere übergegangen find, 
weshalb auch der Gutsherr nicht allein Polizei⸗Obrigkeit auf 
deren Beſitzthum, ohne alle Theilnahme berfelben, fondern 


ſelbſt für ihre Communal-Berhältnifie Obrigkeit geblieben ift. 


Daß die gutöherrlihe Leitung der Dorfangelegenheiten 
und die Aufcht auf diefelben durch die neuefte Gefeßgebung 


ungeſchwaͤcht und in ihrem bisherigen Umfange erhalten wor⸗ 


yir 
[2 


den, ift fhon erwähnt. Eben fo verhält es fih mit den 
Ehrenrechten und ben vorbehaltenen nugbaren Rechten. 


Nicht minder bat fich die gutöherrliche Gerichtäbarkeit 
gegen alle Anfechtungen erhalten. Die neufte Gefetgebung 
bat auch diefe nicht allein bei jeder Gelegenheit anerkannt und 
beftätigt, fondern ihr auch eine flaatsrechtliche Bedeutung ver- 


‚lieben und fie in den Landeötheilen, in welchen fie durch 


fremde Gefeßgebung verdrängt, oder durch einheimifche betrofe 


fen worden war, wieder: hergeftellt oder zurüdgegeben. Sehm 


entfernt davon, dad Band zwifhen Gutsherrn und Hinters 


ſaſſen zu Iöfen, hat fie vielmehr daffelbe auch in dem guts⸗ 


richterlichen WBerhältniffe bewahrt und daher auch die Ange- 
lobung mittelft Handfchlags beftätigt. Die Patrimonials 


Gerichtöbarkeit ift auch ‘jegt, wie früher, mit dem Beſitz 


des Ritterguts fo unzertrennlich verbunden, daß fie auf jeden 
Erwerber deffelben übergeht, und daß ihr Inhaber ohne lan« 
desherrliche Genehmigung und agnatifhe Einwilligung nicht 
berechtigt ift, fie dem Landeshern zurüdzugeben*). Wie 


*) Die Patrimonials Gerichtsbarkeit, deren Aufhebung in der 
Kabinets- Drdre vom 25. November 1808 ganz beftimmt verheißen 
worden war, iſt jegt wieder confervirt. Nachdem bereits durch die 
Kabinets⸗Ordre vom 22. Zuli 1830 beftimmt worden war, daß die 
Anträge der Dittergutsbejiger auf Abtretung. ihrer Patrimoniale 
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= | 
| bisher wird der Gerichtöhalter von dem Gutöheren angefte®, a 
wie biöher. ift der Juſtitiar nicht Staatöbeamter, fondern 
lediglich Geſchaͤftstraͤger und Beamter des Gutsherrn, von 
| welchem er angeftellt und befoldet wird. Letzterer ift Inhaber 
ber Guts⸗Gerechtigkeit und berechtigt, wenn er die gefeßlich 
dazu erforderlichen Eigenſchaften befist, fie perfönlic auszu⸗ 
uͤben, jedenfalls aber in dem gedachten Maaße an derſelben 
Theil zu -nehmen. 





Neunter Abſchnitt. 


Die Ang: iffe auf die rheinifche Municipal s VBerfaffung. 


IC 


Das ganze Streben der franzöfifchen Revolution war 
® auf die Wieverherftellung des Staates im wahren und allges 
„meinen Einne gerichtet. Die ım Mittelalter taufendfach ge« 
brochene und zerfplitterte Idee deſſelben, welche durch das 
Entfichen der abfoluten Fürftenmact nur zu einer oberflaͤch⸗ . 
lichen und nothduͤrfiigen Darftellung gefommen war, wurde 





Gerichtöbarfeit an den Staat bis auf weitere der revidirten Geſetz⸗ 
gebung vorbehaltene Beitimmung von der Juſtiz⸗Verwaltung abges 
lehnt werden jollten, dieje Beitimmung aber durch die Kabinets⸗ 
Drdre vom 17. Mir; 1833 wieder dahin ermäßigt worden war, daß 
der Suftizs Minifter ermächtigt fein folle, eine temporaire Webertra-“” 
A gung der Berwaltung einer Privat:Gerichtsbarkeit an ein koͤnigliches 
Gericht zu geftatten, wenn der Gutsherr darauf antrüge, wird jetzt 
durch die SKabinets » Drdre vom 19. Auguft 1842 dieje Befugnig 
wieder dem Juſtiz-Miniſter entzogen nnd ausdrüdlich der Beſtim⸗ 
mung des Königs vorbehalten; als Grundfag wird hierbei anges 
nommen, daß eine folhe Webertragung nur ausnahmsmeife, und 
wenn ganz befonders dringende Gründe dafür ſprächen, geftattet 
' werden folle, 
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barch ſie zur umfaſſenden Allgemeinheit erhoben. Die Idee 
des Staats trat jetzt als letzter und allgemeiner Zweck auf, 
dem alle beſonderen Zwecke weichen mußten. Die Herſtelluns 
dieſer Allgemeinheit bedingte die ſogenannte nivellirende Re 
tung der Revolution, welche eben darin befland, daß alle 
befonderen Zwede und Intereffen, melde füch gegen die allge 
meinen als felbfiftändig und berechtigt feflzuhalten fuchten, 
ſchonungslos zertrümmert wurden: der aub.vom Abfolutig; 
mus geführte Spruch: salus publica suprema lex estol, 
wurde durch ſie erft zu einer Wahrheit. Ueberhaupt war bie 
Mevolution die Vollendung des Abfolutismus, denn fie erft 
bewirkte durch die Aufhebung der Unterfhiede, welche ſich bis 
dahin im Staatöverbande behauptet hatten, die Einheit und 
durch die Unterwerfung aller nebengeordnefen Gewalten unter 
- eine übergeordnete, die Souverainetät ded Staates, Sie 
vereinigten die bisher zerftreuten Attribute der Souverainetät, 
indem fie die Staaten im Etaate, welche aus der atomiſti⸗ 
ſchen Aufloͤſung ber Feudalwelt entſtanden waren, zu einer 
vollen und wirklichen Souverainetaͤt verſchmolz. Der Staat 
wurde wahrer Staat, indem er einen feſten und unverrüd-« 
baren Mittelpunkt erhielt, von dem aller Impuls, alle Bes 
wegung audging: die contralifirende Richtung gewann Die 
Oberhand Über die peripheriiche bed Feudalſtaates, nnd bie 
eine Beziehung, die zum Staate, unterwarf ſich allen anderen 
Beziehungen. Die Revolution fuchte zum Staatöbürgerthum 
zuruͤckzukehren, alſo zum direkten und allgemeinen Buͤrger⸗ 
thum: der Staat ſollte wieder Gemeinweſen werden und allen 
“feinen Mitgliedern angehören, aber es ſollten auch Alle dem 
Staate angehören, und zwar diefem zunächft und hauptſaͤchlich. 
Um dieſes Reſultat zu erreichen, mußte ſie ſowohl alle Exclu⸗ 
fioität_ und Beſonderheit des Buͤrgerthums und der Berech⸗ 
tigung im Staate aufheben, alfo bie Privilegien und Korpo« 
rationen abfchaffen, wie auch alle Zwifcheninftangen und Mittel« 
flufen des Staatöverbandes, welche innerhalb deſſelben noch 
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sine feibſtſtaͤndige Bedeutung bewahrt hatte, in die Einheit 
der Staatsibee aufnehmen und ihre autonome Thaͤtigkeit zu 
einem Ausfluffe der einen und oberfien Gewalt‘ machen. | 


Der Eieg ber Staatdidee und des Staatsbuͤrgerthums 
mußte conſequenterweiſe auch zur Reaktion gegen dad Lokal⸗ 
Bürgertbum und die "Selbfiftändigkeit der Gemeindeverfaffung 
führen, und in der That wurde durch die Revolution bie 
Autonomie ber Gemeinden vollſtaͤndig gebrochen. Sie hoͤrten 
auf ſelbſtſtaͤndige und ſelbſtberechtigte Corporationen im Staate 
zu ſein und wurden dieſem als Verwaltungkreiſe incorporirt. 
Zwar erhob ſich noch in der conſtituirenden Verſammlung eine 
febr bedeutende Partei, welche die Gemeinden -ald kraͤftige 
politiſche Gorporationen conflituiren und ihnen die Verwal⸗ 
fung ihrer Angelegenheiten unabhängig von der Staatövers 
waltung überlaffen wollte. : Indeß fonnte fie doch nicht ver» 
hindern, daß nicht fon im erfien Municipal » Gefeße (vom 
14. Dezember 1788) die Verwaltung der Gemeinden in 
engere Verbindung „mit ‘der allgemeinen Verwaltung und in 
"größere Abhängigkeit von derfelben gebracht wurde, obwohl 
diefed Gefeg den Gemeinden noch immer eine gewiffe Selbfb- 
-fländigfeit dem Staate gegenüber bewahrt. Da aber im 
weitern Fortgange der Revolution die contralifirende Rich⸗ 
tung immer mehr die Oberband gewann, fo wurde auch Die 
ben Genieinden noch belaffene Selbftftändigfeit immer mehr 
befchränft, namentlih dur dad Defret vom 14. Trim. IL, - 
welche jeder Gemeindeverwaltung einen von der Gentral-Res 
‚gierung ernannten Volförepräfentanten beigab, der die. Voll⸗ 
ziehung ber Sefege und Verfügungen zu überwachen hatte, 


Es folgte fodann die zweite Gemeindeverfaffung vom 
Jahre III, weldye die felbfiftändige Eriftenz der Gemeinden als 
yolitifcher Koͤrperſchaften bis auf ben legten Heft befeitigte 
‚and die Verwaltung der Gemeinden gänzlich mit der Staats⸗ 
Verwaltung identiſicirte. Da dieſelbe auch in den vormaligen 
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franzöfifchen Theilen der Rheinprovinz zur Ausführung kam, 
ſo wollen wir die Grundzuͤge derſelben anfuͤhren. 


Nah dieſer Verfaſſung ging die Wahl der Gemeinde⸗ 
Beamten von der Gemeinde » Verfammlung aud, welde aus 
allen feit einem Jahre in der Gememde anfäfligen, volljährie 
gen und eine direfte Grund» oder Communalfteuer zahlenden 
Einwohnern beftand. Diefe wählten in jeder Gemeinde von 
mehr ald 5000 Einwohnern einen Municipal» Agenten und 
einen Beigeordneten, melde nach den einzelnen Kantond unter 
‚einem Präfidenten zufammentraten und in ihrer Vereinigung 
die Kantond- Municipalität bildeten, der die Verwaltung der 
‚ Gemeinde s Angelegenheiten zugleih mit der Verwaltung ber 
Staats⸗Angelegenheiten in den einzelnen Kantons übertragen 
war. Jeder Municipalität war ein Regierumgd » Kommilfar 
beigegeben, welcher bie Vollzichung der Gefege zu überwachen 
hatte, Gemeinden von 5000-—100,000 Einwohnern erhielten. 
eine eigene Municipal = Verwaltung, beftehend aus 5 bid 9 
Mitgliedern, welche die Funktionen der Kantons « Municipa- 
litäten und der Agenten in fich vereinigten. Gemeinden von 
mehr ald 100,000 Einwohnern erhielten mindeftend drei auf 
diefe Weile conftituirte Municipal = Verwaltungen und ein 
Gentral-Bureau. Died war im Wefentlichen die Organifation 
der Gemeinde s Verwaltung, deren Zufammenhang mit der 
Gefammt- Verwaltung dadurd bewirkt wurde, daß die Kan⸗ 
tond » Municipalitäten und die Municipal» Verwaltungen uns 
bedingt den Departements » Verwaltungen untergeordnet wa⸗ 
: ren, die wieder von den Miniftern ihren Impuls erhielten. 
Die höhere Behoͤrde konnte jeden Beſchluß der untergeord⸗ 
neten Verwaltung aufheben und deren Mitglieder ſuspendiren 
und durch" andere erſetzen. 


Durch diefe Organifation wurden die Gemeinden zu einem 
Theile des Raͤderwerks der großen Staatsmaſchine herabge- 
ſetzt; fie verloren alle felbftftändige Bewegung und ihre Aufgabe 
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befland nur noch darin, daß fie in die Gefammtbewegung 
eingriffen. Ging auch auf diefe Weife die Einzelfähigkeit der 
* Gemeinden in ber Gefammtthätigkeit‘ auf, fo bewahrten fie 
doch in diefer Abhängigkeit und innerhalb des enggezogenen 
Kreifes ihrer Wirkfamfeit einen repräfentativen und demokrati⸗ 
fhen Charakter, da die Gemeinde » Verwältungen aus ber 
Wahl. der Gemeinder-Verfammlungen bervorgingen, bei denen 
fein Princip der Audfchließlichkeit eintrat. Diefen Charakter 
verloren fie indeß durch die dritte Gemeindeverfaffung (Gefeg 
vom 28. Plur. VIII.), welche ebenfalls in den Rheinprovinzen 
eingeführt wurde. 

Durch diefe wurde ‚die Zheilnahme ber Gemeinden ganz 


in den Hintergrund gedrängt: ihre Wirkfamfeit befchränfte ° 


fid von nun an darauf, daß die Kantons » Berfammlungen 
aus der Lifte der 100 Höchfibefteuerten 2 Kandidaten für 
jede Stelle des Gemeinderathed vorſchlugen, aus denen der 
Präfet einen zum emeinderathe ernannte... Der Maire 
wurde in den Gemeinden von mehr ald 500 Einwohnern vom 
erften Konſul, fpäter vom Kaifer, aus dem Municipalrathe, 
in Bleinern Gemeinden vom Präfeften ernannt. Der Maire 
in Verbindung mit dem Dunicipalrathe, der je nach der Größe 
der Bevölkerung aud 10—30 Mitgliedern beftand, bildeten 
die MunicipalsBerwaltung. Doc war der Antheil ded Mus 
nicipalrathö, der nur einmal im Sahre-regelmaßig Sigung 
hielt, Außerft befchränft, da ihm nur ein beliberativer und 
begutachtender Einfluß auf die Beſchluͤſſe zugeflanden war; 
Die eigentliche Verwaltung fiel: alfo dem Maire allein zu, 


auf den die Attributionen ded Municipal-Agenten übergegangen 


waren, und der eigentlich Feine Verantwortlichkeit gegen die 
Gemeinde hatte, da er die Gutachten des Municipalrathed 
nicht zu. beachten brauchte. Dagegen wurde er in firenger 
Abhaͤngigkeit von ber Gentralgewalt gehalten, da ber Präfeft 
fowohl ihn wie die Mitglieder des Municipalrathd von ihren 
Stellen ſuspendiren konnte. 


rn. 
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- Dieß waren bie Grundzuͤge der den Rheinprovienzen von 
ber franzoͤſiſchen Revolution überlieferten Municipalverfaffung, 
bei teren Aufzaͤhlung indeß noch eine biefer eigenthümlichen 
Modification erwähnt werben muß. Diefe beftand darin, daß 
nicht jede Gemeinde, wie die Verfaſſung des Jahres IH 
beftimmt hatte, einen eignen Wunicipal= Agenten erbielt oder 
vielmehr nicht erbalten konnte, weil es häufig an geeigneten 
Perfonen zur Bekleidung einer folden Stelle fehlte, Deshalb 
wurden fafl Durchgängig mehrere der kleinern Gemeinden zu 
einer Verwaltung. vereinigt. Diele Einrichtung mußte auch 
‚ unter der dritten Municipalverfaffung beibehalten werden, de 
die umfaffenderen Zunktionen eines Maire’d noch höhere An⸗ 
forderungen ſtellten. So trat an die Stele der Einzelge: 
meinde größtentheild Die Kollektivgemeinde (Sammtgemeinde) 
und die letztere bildete fich zur eigentuhen politifchen und 
Real= Gemeinde aus. 

Diefer Zuftend der Gemeindeverfaffung, ein Gemiſch aus 
ber Municipal⸗Organiſation des Jahres III. und des Jahres 
VIH., fand die preußiſche Regierung bei der Beſitzergreifung 
der Rheinprovinzen vor, und aͤnderte an denſelben zunaͤchſt 
nichts als die Namen: an die Stelle der Maire traten die 
Bürgermeifter, refp. Oberbürgermeifter, an die elle der 
- Munieipalräthe bie Gemeindeſchoͤffen und Stadtroͤtbe. | 

‚Bar nun gleich diefer Zuſtand aus der Revolution -ber- 
vorgegangen, fo bot er Doc fo viele Seiten, welche jeder 
Regierung willfommen fen mußten, daß er wohl die Ver⸗ 
zeihung diefes feines Urfprungs hätte erwarten dürfen Die 
rheinifche Gemeindeverfaffung beruhte freilich auf der Grund⸗ 
lage ded Staatsbuͤrgerthums, aber diefed Wort durfte nicht 


ſchrecken, da es durch den Umfchwung der Verhältniffe zu 


einem abſtrakten Begriffe zufammengefchrumpft war und laͤngſt 
aufgehört hatte, eine Gegenfeitigfeit der Beziehung zu repraͤ⸗ 
fentiren, Die Gemeindeverfäffung war. allen Ummandlungen 
ber Staatöverfaffung gefolgt; fobald der Staat aufgehört hatte, 








freies, allen feinen Buͤrgern sugängliches Gemeinweſen zu fein, 
war auch der Antheil der Gemeindebürger an der Gemeinde⸗ 
werpaltung zu einem leeren Scheine geworben. Cie hatten 
alfo ihr beſonderes Hecht hingegeben, ohne ein allgemeines 
als Entſchaͤdigung dafür. einzutaufben; fie hatten die Selbſt⸗ 
fändigfeit und Freiheit, Die fie in einer untergeorbneten Sphäre 
des Staatöverbandes befeflen hatten, ber Gentralgewalt zum 

Dpfer gebracht, ohne daß Diele das Opfer erwiedert hätte; 
diefe mar ihnen vielmehr ald fremde und unzugaͤngliche Macht 

gearnüber beſtehen geblieben. Allerdings mar dns Vrincip der | 
Bleichheit erhalten worden; aber die Gleichheit if ein leeres 
Wert, wenn der Inhalt niet in Betracht koͤmmt. (Gleichheit 


“ findet fo gut in der Despotie wie in der Demokratie ſtatt, 


und ed entſteht alfo die Frage, melde Gleichbeit gemeint fei, 
ob die Gleichheit ber Berechtigung aber Die der Nichtberechtigung. 
Den Rheinländern war dem Staate gegenüber mur die letztere 


zu Theil geworden; fie Alle maren Dem Staate mit.alen ihren 


Kräften zu gleichen Laſten verpflichtet, Die ihnen Diefer auferlegte, 
ohne fie zu befragen, und die er zu Sweden verwendete, bei 
begen es wenigſtens fehr zweifelhaft blieb, ob fie mit den 
ihrigen zufammenfielen. _ Sie hatten alſo einen ſchlechten Tauſch 
gemacht, und ed waͤre daher den Rheinländern nicht zu verr 
denken gewefen, wenn fie, fo lange ihnen Die allgemeine Frei⸗ 
beit verſagt blieb, ſich zur beſonderen und ausſchließlichen 
Freiheit zuruͤckgewendet hätten, wenn fie in Ermangelung eines 
freien Staatsbuͤrgerthums und eined Allen eröffneten Gemein⸗ 
weiend in bad enge Gehäufe eined beſchraͤnkten Lokale und 
Pfahlbuͤrgerthums zurückgegangen wären, und flatt einer für 
Alle drüdenden Gleichheit eine wenigfiend für einen heil 
vortheilhafte Ungleichheit gewählt hätten. Allein ſolche Ruͤck⸗ 
fihten fanden bei den. Rheinländern Feinen Eingang. Dig 
Idee des Stantsbürgertfums und ber gefeglicken Gleichheit 
war während - ber Dauer ber franzöfifchen Herrſchaft zu fehr 
in ihr innerſſes Bewußtſein uͤbergegangen, ald daß fig. niet 
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die Gleichheit ber Unfreiheit einer Ungleichheit der ‘Freiheit 


vorgezogen haben fodten. 


Dagegen mußte bie Gemeindeverfaffung der Regierung 
außerordentlich günftig erfcheinen, gleichviel in welchen Haͤn⸗ 


den fich Iegtere befand. Beltand doch das Weſen jener gerade 
darin, daß fich die Gemeinden ihrer Selbfiftändigkeit zu Gun, 
ften der Regierung entäußert hatten. Der Einfluß der Re⸗ 
gierung auf die Gemeindeverwaltung war ſo ausgedehnt, daß 


derſelben kaum noch etwas zu wuͤnſchen uͤbrig bleiben konnte; 


die Gemeinden waren Verwaltungskreiſe geworden, an deren 


Epite Beamte ſtanden, welche die Regierung ernannte; jedes 
Widerſtreben gegen die Negierungsgewalt, jede ſelbſtſtaͤndige 
Lebensregung war unmöglig) geworden. Wenn der Etaut 
eine folbe Geftultung wünichen follte, fo war freilih Dabei 
Die unerläßliche Vorausfegung, Daß er aub Staat fein wollte, 
d. h. daß er ſich als die Einheit des fouverainen Willens faßte. 
Aber gerade diefe Worausfegung traf-bei der preußiſchen Re— 
gierung nicht ein. Die in der Neftaurationdepeche zur Herrs 
ſchaft gefommene Richtung wollte aber nicht den Staat, den 
Etat Überbaupt nicht, fondern ſtrebte durch ibre VParticularis 
fationsfucht feiner Auflöfung entgegen; fie wollte den Staat 
des Mittelalters, d. h. Die Staaisloſigkeit, und ſie wollte 
dieſe, weil allein in der Aufloͤſung des Staates die Herrſchaft 
des Privilegiums gedeihen konnte. Dieſer Richtung haͤtte 
ſchon das Gendarmerie-Edikt weichen müſſen, welches für 
die alten Provinzen ein aͤhnliches Reſultat gehabt haben wuͤrde, 
wie die Municipal-Verfaſſung für die Rheinprovinzen, denn 
auch dieſes hatte die Autorität ded Staates gegen die Autos 
ritaͤt der Privilegirten begründen follen, 

Hatte nun diefe durch die von ihr bewirkte Aufhebung 
des Gendarmerie » Eviftd ihr entfchiedened Uebergewicht im 
Staate dofumentirt, war ed ihr gelungen, ſich durch die Or⸗ 
ganifation der Kreid- und Provinzialftände ald die herrfchende 
politifche Macht zu conflituiren und dad -Princip der ftändifchen 
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Gliederung und Unterordnung in ber ganzen neuern Geſetz⸗ 
gebung wieder zur Anerkennung zu bringen, fo müßte fie ſich 
auch getrieben fühlen, den fchroffen Widerfpruch aufzuheben, 
welchen die rheinifche Municipalverfaffung gegen die neube- | 
gründete Ordnung enthielt. Das war. eine. Nothwendigkeit, 
wenn ber gutöherrliche Einfluß und die Herrfchaft ded Kits 
tergutöbefiges auch. in den neuen Provinzen befefligt werden 
folten. Das Intereffe einer Kafte folte auf Koſten der 
. Staatögewalt und ded allgemeinen Interefjed erhoben werden; 
ed Tam alfo darauf au, die Einheit ded Buͤrgerthums zu- 
-zerfprengen und die biöher gleichberechtigte oder gleichunbe⸗ 
rechtigte Maſſe der Bewohner in verfchiedensberechtigte Klaffen 
zu fiheiden, bie Städtebewohner von den Eandbewohnern zu 
fondern. Demgemäß trug man den Städtebewohnern die 
vielgerühmte Städteordnung an; ließen dieſe fich durch die 
angebliche. Ziberalität berfelben bewegen, ihre Sache von ber 
der Landbevoͤlkerung zu trennen, fo war der Sieg ded Lokal⸗ 
bürgerthums entfchieden und ber wichtigfte Schritt zur all« 
mähligen Einführung bed gutsherrlichen Einfluſſes gefchehen. 
Die ifolirte Kraft der ländlichen Bevölkerung konnte dann : 
2 keinen kompakten Widerftand entgegenfeßen, den man Übrigens 
auch noch durch die Auflöfung der Bürgermeiftereien oder 
Sammtgemeinden in die Einzelgemeinden zu ſchwaͤchen fuchte, 
Das war die ganz richtige Taktik, welche die feudale Reak— 
tion in den Angriffen auf die rheiniſche Gemeindeverfaffung 
befolgte, und deren eigentliche Bedeutung fie durch die wohl⸗ 
wollende Berficherung, daß die Herſtellung der Gemeinden 
als fetbftftändiger und berechtigter Perfönlichfeiten und ihre 
Emancipation vom Einfluffe ded Staates der einzige Zweck 
fei, zu verhülfen fuchte. 
Nach faſt zehnjäpriger Ruhe wurde endlih im Winter 
1823 der Angriff damit eröffnet, daß, nach vorhergegangenen 
vielfachen Berathungen aller rheinifchen Regierungen, eine 
Kommiſſion beim Ober⸗Praͤſidio in. Koblenz zufammenberufen 


m 


wurde, welcher die Sammlung und Pruͤfung der betreffenden 
Materintien und Primipien aufgegeden wurde. Aus diefen Con⸗ 
ferenzen ging nah mehrmonatlicen Berathungen ein: zufame 
menhängender Entwurf einer Gemeindeordnung für die Rhein⸗ 
provinz hervor, der, wie ein Abgeordneter der Städte fi in 
der zwölften Plenar-Sigung bed Landtags von 183 aus⸗ 
drüdte, „mit mehr Detail als Gründlichfeit‘ die Gemeinde: 
verhältniffe in 265 FH zu orbnen bemüht war. Hierauf ger 
langte die Sache im Jahre 1926 an den erfim rheiniſtchen 
Landtag; ‚eine koͤnigliche Propofition forderte die Stände zur 
Berathung über den Entwurf einer Städte» und Kommunal⸗ 
Drbnung auf, „die ohne alle Nachweiſung der Herkunft in 
gedruckten Exemplaren auf, eined Jeden Platz gefunden wor⸗ 
ben und bie nur in den letzten Sitzungen fluͤchtig berachen 
und vom Landtage ſummariſch angenommen wurde. BDirfelbs 
war abgetrennt in Stadt⸗ und Land⸗Ordnung, was uͤber⸗ 
fehen und womit getäufcht wurde, da fe in einem und dem⸗ 
felben Hefte zufammengebanten wuren *). 

Es war bieß dad evftemal, daß deux Rheinländern: der 
Gedanke einer Trennung. von Gtabt und Land dargeboten 
wurde, und da: fie biöher nie bie entferntefle Ahnung von dei 
Nothwendigkeit einer folchen gehabt hatten, fo erregte. biefer 
Vorfchlag das hoͤchſte Erſtaunen, welches: fi im die. allge 
meinſte Entruͤſtung verwandelte, ſobald man den eigentlichen 
Zweck klar erkannte. Die Entfcheibung des Landtags wurde 
von: bes Öffentlichen Meinung der Provinz einfiimmig vers 
worfen. Diefer allgemeinen Oppofition war eB vermuthlich 
zupafchreiben, daß die Sache auf dent zweiten und dritten 
Sanbtage 1828 und 1830 o nicht wieder zur Sprache gebracht 
wurde. 

Indeß wurde darum ber Plan nicht aufgegeben, ſondern 
man fuchte feine Verwirklichung auf eine verdeckte Weiſe zn 





) Borte des angeführten: Deputirten der Städte, 
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erreichen. Im April 3881 wurden durch ein koͤnigliches Des 
kret die 28 Bamdtagsabgeorbeten aus dem Stande ber Städte 
zu einer Konferenz sufammenberufen ‚ in welcher ihnen em 
Föniglicher Kommiffarius die alte und die revidirte Städtes 


‚ordnung ‚verlegte, wobei ihnen jedoch nur die Wahl zmwifchen 


einer von beiden gelaffen, nicht aber verflattet wurde, beide 
zu vermerfen. Trotz einer ‚fo peremtorifchen Zumuthung, tröß 
der Inſinuation des Landtags. Kommiffarius, „daß man m 
ben Übrigen Provinzen, fo wie. im Auslande den Grund einer 


Abweichung von den Borfchlägen von 1828 nur der, aus 


ven feitherigen Ereigniffen im Auslande hervorgegangenen Op⸗ 


. position beimeffen werde, hatte doch die aus 18 Stimmen 


beftehende Majorität den Muth, beide Städteorbnungen abs 
zulehnen und diefen Abfchluß durch eine im Protokoll nieder- 
gelegte Erktärung zu motiviren, welde das Marfte Bewußt⸗ 
fein über die Gründe der Ablehnung verriet, „An Das 
Stantöbärgerthum, fagte unter Anderm biefe Erklaͤrung, knuͤpft 
ter Rheinlänker einen fo hoben Begriff, daß. ihn ſchon die 
einzigen Unterfheitungen von Stabtbürgern, Schugverwand« 
ben im Gegenſatz von Landbewohnern oder Bauern abfchreden 


und nothwendig jeder Staͤdteordnung abgeneigt machen, welche - 


diefe Diftinktion zuläßt. Hierin liegt auch einer der Haupt⸗ 
gründe, warum die Rheimländer. dem Entwurfs: einer foldyen 
Ordnung von Seiten des erſten rheinifchen Provinziallandtags 
allgemein ihren Beifall verfagten und es vergönnt war, daß 


- ber. Landtag diefe Beforgniß zu befeitigen geglaubt hatte, indem 


er ben. beiden “getrennten Orbnungen die Kolleftivität einer 
Städte» und Kommunalordnung gegeben und von der Vor⸗ 
audfegung audgegangen war, daß bie ‚beiden Ordnungen 
gleichzeitig ind Leben treten würden.” — Und ferner: „denn 
ed: vormald in den meiften Städten Stabtbürgerthum und . 
Eofalbürgerthum gab, fo läßt. fi) der Grund davon hiſtoriſch 


- nachweifen; die Erſcheinung war. eine. paffende für ihre Zeit; 


wa fie. aufgehört und einer andern Play gemacht hat, bekundet 
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diefe fich als Impuls einer neuen Aera. Wo bie Erfcheinung 
aber fortgebauert hat bis auf dieſen Tag, ba hat fie auf allen 
Fall die Autorität des Herkommens und mwahrfcheinlich aud) ben 
Zufammenhang mit den übrigen Staatdeinrihtungen noch für 
fih, was ihr fogar einen fich fortfeßenden Werth geben kann. 
Wenn aber Aehnliches, nämlich Buͤrgerthum und Bürgerrecht 
mit Gegenfägen, in den Rheinprovinzen wieder ind Leben 
zuruͤckgerufen werden follten, Dann würde ed weder jene alter 
thümliche Autorität, noch den Bufammenhang mit unfern 


Rechtsinſtitutionen mehr für fi haben, Die Rheinlaͤnder 


haben vielmehr einen hiftorifchen Beweis für die große Vor⸗ 
zuglichkeit ihrer gegenwärtigen Inftitutionen. ine. SOjährige 
Dauer bat eine hohe Verehrung für die Gleichheit der Rechte 
eingeflößt, welche bad Grundprincip aller ihrer geſellſchaft⸗ 
lichen Einrichtungen überall da ift, wo dieſe nicht alterirt 
worden find.” . 


War nun der Verfuch, die Auflöfung bed gemeinſamen 


Verbandes durch Abtrennung der Städte zu bewirken an ber 


energifchen .Oppofltion und dem ausgebildeten ſtaatsbuͤrgerli⸗ 


. hen Bewußtfein der flädtifchen Deputirten gefcheitert, fo 
konnte man diefen Zweck noch immer durch Losreißung ber 
ländlichen Gemeinden zu erreichen ſuchen. Wirklich wurde 
auch diefer. Verfuh gemacht: ed wurde nun ber Entwurf 
einer „Ordnung für die ländlichen Gemeinden ber weftlichen 
Provinzen ausgearbeitet und den: zum vierten Provinziale 
Landtage 1881 verfammelten Ständen zur Berathung vorgelegt. 
Allein der Landtag ging auf diefen Vorſchlag nicht ein, ſon⸗ 
bern wied denfelben zurüc mit der entfchiedenen Erklaͤrung: 
„Daß die Provinz mit jeder Abfonderung der Form für bie 
Kommunal» Berfaffung zwifchen Stadt und Land verfchont 
werden möge, weil in biefen Ranbestheilen kein Unterfchieb 
in gewerblicher fomohl ald in abminiftrativer. Hinficht beſtehe 
und eine Trennung nicht nöthig befunden werden könne, wo 


bie in ihrer gleichartigen Stelung ſich gluͤcklich ſuͤhlenden 


\ 
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Unterthanen alle zu gleichen Pflichten und zu gleichen Rechten 
berufen feien. . 


Nun entwarf ber Landtag felbft eine algemeine Kommunals 
Drdnung, welche ſowohl den für die ländlichen Gemeinden mitges 
theilten Entwurf wie die revidirte Städte-Drdnung mit ben be— 
fiehenden Einrichtungen und den Einrichtungen der Provinz zu 
vereinbaren fuchte, dabei aber dad Princip der Untrennbarkeit 
von Stadt- und Landgemeinden fefthielt und ſich zugleich der 
Zerfplitterung der Gemeindererbände in eine „machtlofe Vers 
einigung weniger Menfchen und Kräfte” entgegeniegte. Diefer 
Entwurf wurde, nachdem cr den Berathungen der Staats⸗ 
Behörde längere Zeit unterworfen worden war und in Diefen 
viele weſentliche Veränderungen erlitten hatte, den im Okto— 
ber 1842 zu Berlin verfammelten Audfchußmitgliedern vor⸗ 
gelegt, die ihn mit Auöfchluß einer Stimme verwarfen, da fie in 
demfelben im Ganzen nur eine Rüdkehr zu den früheren Bor: 
fhlägen erfannten. Nach demfelben ſollten nämlich die Ange⸗ 
legenheiten von Stadt und Land zwar in einem Geſetze, aber 
in befonderen Abfchnitten geordnet werden; ebenfo follten für 
die Xheilnehmer der Gemeindemitglieder der Verwaltung vers 
fchiedene Grundfäge angenommen werden; ferner war Dad 
Bürgerrecht in den Städten von einem beflimmten Steuerfag 
abhängig gemacht worden, während die gleiche Berechtigung 
den Landgemeinden verfagt blieb; aus diefen follten vielmehr 
nah Verhaͤltniß des Beſitzes verfchiedene Klaffen mit ver 
fhiedenen Rechten gebildet werden, . 


Nach fo vielen erlittenen Niederlagen fehien die Regierung 
endlich die Nothwendigkeit zu fühlen, von ihren beharrlich 
vertheidigten Grunbfägen abzugehen und fi ben Forderungen 
ber Rheinländer anzunähern, obwohl man ed biefer Annähes 
zung fehr deutlich. anfah, daß fie mehr eine Accommodation 
an die Umflände, ald eine aufrichtig gemeinte war, und Die 
Nheinländer mehr durch ſcheinbare Nachgiebigkeit, als durch 
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wirkliche Bugefläntniffe zu befriedigen fuchte. Den auf dem 
legten Landtage verfammelten Wrovinzialftänden wurde ber 
Entwurf einer für Stadt und Land gemeinfchaftlichen Kom⸗ 
munalorbnung vorgelegt, in weldyer freilih immer noch Die 
früheren Pläne ald arriere-pensee hervorblidten. Won der 
Trennung von Stadt und Lund mar Feine Rede mehr, aber 
es wurde in der Föniglihen Propofition der Vorbehalt aus⸗ 
gefprochen, daß denjenigen Stabtgemeinden, welche um bie 
revidirte Städteordnung nachſuchen würden, biefelbe verliehen 
werden folle. Auch fuchte der Entwurf, troßdem daß er Die 
Trennung nominell aufgab, faktiſch eine ſolche zu begründen, 
indem er in den Landgemeinden den Beſitz von Grundei« 
genthum zur audfchließlihen Bedingung der Gemeinderechte 
machte. Ebenfo wurde nominel die Berechtigung der Ges 
meindeverbände anerfannt, zugleich aber im Entwurfe eine 
Mine zur Zerfprengung derfelben angelegt, indem in Diefem 
beftimmt wurde ($. 2), daß die zu einem gemeinfamen Haus⸗ 
halte verbundenen Orte, welche früher befondere Gemeinden 
gebildet hätten, wieder ald eigene Gemeinden follten hergeftellt 
werden fönnen, „fofern fie noch befondere erhebliche Intereſ⸗ 
fen hätten und die Meiftbeerbten des Orts fich durch einen 


nah Stimmenmehrheit zu faflenden Beſchluß dafuͤr erklären 


würden.” Ja der Entwurf ging in feiner nur ungern unter 
druͤckten Particularifationdfucht fo weit, daß er ($. 11) die Er- 
lafjung befonderer Statuten und Dorfordnungen, „wo eigen» 
thümliche Verhältniffe einzelner Gemeinden oder Landeötheile 
ed nöthig machen follten,” in Ausficht ftellte. Auch bemerkte 
man, daß das Wort „Bürger“ und „Bürgerrechte mit aͤngſt⸗ 
licher Worficht im ganzen Entwurfe umgangen werbe *). 








*) Der fchon citirte ftädtifhe Abgeordnete ſprach ſich hierüber 
folgendermaßen aus: „Es wird auch fehon im Formellen kund ges 
geben und der Begriff angewöhnt, daß unfere Selbftftändigfeit nur 
fo nebenher Jäuft und ihr ein eigenes Kapitel anzuweiſen fidy nicht 


ve 


Diefer Entwurf wurde nun zwar vom Landtage berathen 
und auch angenommen, jedoch nur fo, daß alle Paragraphen, 
welche die Zendenz einer Trennung der Stände oder ber Be- 
gründung eined Lokaleigenthums, fo wie der Auflöfung der 
Gemeindeverbände verfolgten, entweder. mobificirt oder ges 
firihen wurden. Ob ber Entwurf nad) diefen Veränderungen, 
durch welche fein ganzes Princip geflört worden ift, Die Ge⸗ 
nehmigung der Regierung erhalten werbe, muß babin geftellt 
bleiben. 


—— 


der Mühe lohnen ſoll. Dieß war aber die Sünde des ſtaͤndiſchen 
Entwurfs vom vierten rheinifchen Zandtage und nod ein Anderes 
— und zwar nur ein Wort, fo lieb und ehrenwerth dem Rheinlän- 
der und fo verabſcheut und gefürchtet anderwärts, und zwar mit 
nicht befferem Grunde, als die Kinder vor dem Wermuth zittern. 
Exrathet She das Wort nicht, und Ihr verehrte Herren des zweiten 
Ausſchuſſes ift Euch das Raͤthſel angelöft geblieben, warum der ftän- 
difche Entwurf von 1833 ohne Grundangabe durchgefallen it, fo 
fehr unfere Provinziafbehörden ihm auch das Wort geredet? IH 
will es Euch nennen: „Bürger“ heißt das Wort, Ahr findet es 
im ganzen und vorgelegten Entwurfe nicht. Wohl findet Ihr Bür- 
germeifter und Burgermeiftereien, die Ihr den vheinifhen Ausſchuß⸗ 
gliedern und ihren teiftigen Einreden verdanft, aber den Bürger 
fucht Shr vergebens. — — Der franzöfifche citoyen hat den deutfchen 
Bürger in Berruf gebracht, und daß ein Bauer Bürger foll fein 
können, gilt für Anachroniemus. Lieutenant, Oberfter, General 
und Baron, Graf und Excellenz kann der Bauer werden, eher 
vielleicht als wir vornehm thuende Etädter, aber das Bürgerthum 
wird ihm beftritten, und nun auch uns ſelbſt. Das haben wir da 
son, dag wir und vom Bauern haben losreißen laffen! Hinc illao 
lacrimae.““ 
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Zehnter Abſchnitt. 


Die Adelsreſtauration in ber Nheinprovinz und die 
Autonomen. 





Hatte auch die neue Gefeßgebung in den alten Provinzen 
dem Adel die Erclufivität ded großen Güterbefiged genommen, 
fo hatte fie doch den Geburtöadel felbft unangetaftet gelaſſen; 
ihre ganze reformirende Thätigkeit hatte, wie wir gelehen, darin 
beftanden, daß fie dad Geburts» Privilegium vom Bodenpri⸗ 
vilegium getrennt hatte. Sie hatte den Stamm felbft beftehen 
laffen und, indem fie ihm in den bürgerlichen Rittergutöbe- 
figern neue Kräfte zufuͤhrte, fein zu befürchtendes Abfterben 
verhindert. Sie hatte einen neuen, theilweife mit dem Ges 
burtdadel zufammenfallenden Bodenadel ind Leben gerufen, 
ben fie zur Grundlage des ganzen Staatögebäudes zu machen 
fuchte. 

Banden alfo bie Reftaurationen in. den alten Provinzen 
ein fertiged, wenn auch vielleicht nicht fehr haltbared, Mates 
rial vor, das fich bereitwillig ihrer bildenden Thaͤtigkeit dar⸗ 
bot, fo wurden fie durch die Lage der Rheinprovinzen zur 
fchöpferifchen Thaͤtigkeit heraudgeforbert, ba hier die franzö« 
ſiſche Herrfchaft und die mit ihr eingedrungene revolutionaire 
Geſetzgebung mit allem Standesunterſchied, Geburtövorrechten 
und Auszeichnungen vollfommene tabula rasa gemacht hatte, 
Dur dad Geſetz vom 6. Germinal VI. (26. Mär; 1798) 
waren auch in den vier neuen Departements des linken Rhein- 
uferd die Beichlüffe der Nationalverfammlung vom 19. Juli 
1700 und vom 28, März 1790 eingeführt worden: es waren 
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alfo der Erbadel und feine Titel, alle Privilegien und fenbalen 
Laften abgefchafft worden. Damit war zugleich die Aufhebung 
bed Rechts der Erfigeburt und der männlichen Erbfolge in 
ben Leben, Domainen und adligen Allodien, fo wie der un« 
gleichen Xheilung nach dem Stande der Perfonen verbunden: 
alle Erbfchaften, ſowohl in gerader wie in Seitenlinien, fol 
ten fünftig, ohne Rüdficht auf den adligen Stand der Güter 
oder Perfonen nah dem Geſetze gleicher Theilung für alle 
Kinder regulirt werden. Auch im Code Napoleon wurde das 
Princip der Rechts⸗ und Ständegleichheit aufrecht erhalten 
und dad Verbot der Eubflitutionen erneuert, obwohl von dem 
leßtern durch die Einführung der Maijorate, welche die beiden 
Statute vom 1. März 1808 verfügten, wieder abgegangen 
wurde. | | 
Ebenfo wurden auf dem rechten Rheinufer im Großher⸗ 
zogthum Berg durch das Eaiferlihe Dekret vom 11. Januar 
1809, „in Betracht, daß das Lehnsſyſtem in dem gegenwärs 
tigen geſellſchaftlichen Zuſtande Feinen Zweck mehr habe,” alle 
Lehen ohne Unterfied aufgehoben und die Xerritorial» und 
und andern Rechte, welche aus dem Lehns⸗Nexus entſprun⸗ 
gen, in das freie Eigenthum der VBafallen verwandelt. Ein 
andered Faiferliched Defret vom 31. März 1809 bob bie in 
einem Xheile ded Großherzogthumsd geltende Beflimmung des 
preußifchen Landrechts, welde die Heirath eined Adligen mit 
Frauen aud dem Bauern» oder geringen Bürgerftande vers 
bietet, auf, und ſchaffte überhaupt allen Unterfchied zwifchen 
dem Bauernftand und höhern und niedern Bürgerftande unter 
Anführung folgender Gründe völlig ab: „eine folche gefegliche 
Beflimmung ift den liberalen Grundfägen zuwider, deren Er⸗ 
bebung und fo fehr am Herzen liegt, und fie greift zu fehr 
in die Freibeit des Menfchen ein, die bei Feiner Handlung we⸗ 
niger befchränft werben. darf, ald bei derjenigen, wo ber 
größte Gebrauch derſelben voraudgefeßt wird. Ueberdieß haben 
wie erachtet, daß das preußifche Landrecht da, wo ed zu 
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diefemm Bwede bie niebere Bürgerfihaft bezeichnen wollte, ſich 
in einem offenbaren Widerfpruche fowohl mit ber Natur ver 
Sache befinde, ald mit dem Sinne unlerer gefeßliden An⸗ 
ordnungen, nach weichem der Militairdienſt eine Chrenlauf⸗ 
bahn ift, wezu alle Staatsbuͤrger einen gleihen Beruf haben. 
Wir können daher eine Verordnung nicht länger beflchen laſſen, 
die eine Herabwürdigung einer zahlreichen und theilnahms⸗ 
wertben Volksklaſſe enthält, deren Fleiß die Yelder beftellt, 
die Werkflätte de Handwerkers und Kuͤnſtlerb beiebs und 
die Daher unferm Iandesväterlichen Herzen vorzüglich theuer iſt.“ 

Eo war ed unter der franzoͤſiſchen Herrſchaft in den 
Kheinprovinzen dahin gefommen, daß e& nur noch eine Klaffe 
von Unterthanen mit vollfommener Gleichheit vor dem Geſetzo 
gab; alle Vorzüge der Geburt und ded Namens, der erclu- 
five Grundbefig und die aus Demfelben abgeleiteten Vorrechte 
waren verfhwunden. Dadurch hatten.aber die Rikeinprovin» 
en einen entfibiedenen Borfprung _vor der neuen preußiſchen 
Geſetzgebung gewonnen, weldhe nur Vermiſchung, niet Auf⸗ 
hebung der Stände angeftrebt hatte War ſchon hierdurch 
ein Widerſpruch zwifchen den alten und neuen Provinzen ge- 
geben, fo mußte berfelbe bis zum unvermeidhchen Konflikte 
fortgeführt werden, als ſogar Die Kefultate der Regenerationd« 
gefeßgebung von der Reaktion in Frage geflellt wurden und 
bad Beftreben, die Etändeunterfchiede in ihrer fruͤheren Reine 
beit wiederherzuftellen, immer entfchiebener bervortrat. Im 
ben Rheinprovinzen war ber Gegenfag, den man befämpfen 
wollte, am reinften auögeprägt, hier hatte das Prinzip ber 
Revolution feinen fefteften Sig und die unconfequentefte Durch 
führung gewonnen; fie ſchienen daher auch durch die Umflände 
fetbft zum Schlachtfelde des großen Principienftveites beſtimmt 
zu fein. Bier lag die definitive Entſcheidung noch für bie 
alten Provinzen, und wenn ed gelang, die revolntionaire Ge⸗ 
feßgebung zu überwinden, fo mußte fich die Regenerations⸗ 
geſetzgebung ohne Schwerktichlag ergeben, Wenn ed dennoch 
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nicht gleih anfıngd zum offenen Kampfe Fam, fo lag bie 


Schuld nur an der Zaghaftigkeit der Reaktion, welche zwar 
ihr Biel fell ind Auge gefaßt hatte, aber nicht den Muth 
hatte, es dreift und direkt zu verfolgen. — Die Reattiond- 
golitit war eine Politik der Heuchelei, der Beruͤckung, der 
Zweideutigkeiten, welche nur auf Schleichwegen vorwärts ging. 
Eie wagte ed nicht, dad Princip ter Gleichheit in den Rheins 
previnzen offen anzugreifen, weil fie jeden energifchen Widers 
ſtand fürchtete. Auf einen folchen mußte fie fich aber bei jeder Ans 
taflung der „‚fremdländifchen und aufgebrungenen Gefeggebung‘ 
gefaßt machen, da diefe in der Geſinnung der Bewoyner feſte 
Wurzeln gefchlagen hatte. Die Rechtsfreiheit wurde von den 
Ryeinprovinzen als ihr theuerſtes Gut angeſehen und bildete den 
Gegenſtand ihres eigenthuͤmlichen Stolzes gegenüber den alten 
Provinzen, eines hartnaͤckigen, ungefuͤgigen Stolzes, der ſich 
bis zum krankhaften Eigenſinn ſteigerte, und alle Einreden, 
alle Verſuche zur Verſtaͤndigung und Vermittelung ungeboͤrt 
von ſich abprallen ließ oder mit Unwillen von ſich abwies. 
Vergeblich waren alle Hindeutungen auf die Nothwendigkeit 
einer gleichfoͤrmigen Geſetzgebung in den einzelnen Provinzen 
des Staates, vergeblich alle zarten Anſpielungen auf bie 
Mängel der rheiniſchen Geſetzgebung oder ihren auslaͤndiſchen 
trandrbenanifchen Urfprung, vergeblib ale woblgemeinten 
Vorſtellungen und Anempfehlungen der fländifcben Gliede⸗ 
rung und korporativer Bildung. Alle folbe Bemühungen 
hatten feinen andern Erfolg, ald daß fie dad Mißtrauen und 
die Wachſamkeit der Nheinländer fleigerten. 

Unter dem Schute fo ſtarker und fo allgemeiner Sym⸗ 
pathieen blieb die rheinifche Geſetzgebung zehn Sahre hindurch 
ungefährdet beſtehen. Indeß aufgeſchoben iſt nicht aufgehoben. 
Der kraͤftige Widerſtand der Rheinlaͤnder hatte der Furcht⸗ 
ſamkeit der Realtion die Verlegung ihrer Pläne abgezwungen, 
aber fie hatte fie darum nicht aufgegeben, fondern wartete 


nur einen günftigen Vorwand ab, um fie unvermerkt und 
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nach und nach burchzufeßen. Einen ſolchen fand fie in der 
‚Einführung der Provinzialftände. Dur das Geſetz vom 
27. März 1825 wurden diefe auch auf die Nheinprovinzen - 
ausgedehnt. Damit war der erfte Schritt zur Adelsreſtau⸗ 
ration gethan, denn mit der provinzialfländifchen Vertretung 
mußten den Rheinprovinzen aud die Grundlagen berfelben, 
namlich die fländifhe Gliederung, zufallen. Mit einem Male 
gab es nun vier verfchiedene Stände und privilegirten Grund⸗ 
befig wie in den alten Provinzen, wenn auf deffen Praͤroga⸗ 
tive zunächft nur in dem Uebergewichte der politifchen Ver⸗ 
tretung befand, umd der andermeitigen Vorrechte, denen er 
ih in den alten Provinzen crfreute, ihm noch entzogen 
blieben, . 


Set war das Eid gebrochen. Noch war Fein Jahr vers 
floſſen, als fehon auf die Einführung des Nittergutsadeld bie 
Wicderherftelung des Geburtöadeld folgte. Am 18. Januar 
1826 erichien eine Kabinetöordre, welche die bis dahin gül- 
tigen Gefege der ehemaligen franzoͤſiſchen Regierung wegen 
Abfchaffung der Titel, Prädikate und Vorrechte ded Adels 
in dem Gebicte am linken Rheinufer für aufgehoben erflärte, 


Dad Auferftehungsfeft des Adeld war alfo gelommen, 
eine faſt bdreißigiährige Periode war ausgewiſcht. Das war 
etwas, aber bei Weitem nicht Alles. Es kam nur noch 
darauf an, den Adel zu Präftigen, und ihn in feinem Weſen 
zu ſchuͤtzen. Die Bedeutung deſſelben liegt aber in der Erhal⸗ 
tung des großen Grundbeſitzes, verliert er dieſen, ſo ſinkt er 
zu einem leeren Schein herab. Dieſe Gefahr entſteht aber 
nicht bloß dadurch, daß die Beſchraͤnkungen aufgehoben wer⸗ 
den, welche die Circulation des Grundbeſitzes nur innerhalb 
des adlichen Staates geſtatten und die andern Staͤnde von 
der Erwerbung adlicher Guͤter ausſchließen, ſondern ſie wird 
auch ſchon durch die Vermehrung des Standes herbeigefuͤhrt, 
welche unausbleiblich zu immer groͤßerer Zerſplitterung des 
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Srundbefiges führen muß, wenn nicht bad Geſetz bier hem⸗ 
mend eingreift. Dad Beſtehen eines mächtigen und Eräftigen 
Adeld kann nicht anderd gefihert werden, ald wenn das 
ſchon fehmwerfällige Element des Grundbefiged ganz unbeweg⸗ 
lich gemacht wird, und nicht blos dem Stande, fondern auch 
der Famile in unverminderter Größe erhalten wird. Beſchraͤn⸗ 
tungen ber Erbfolge find durchaus nothwendig zur Erhaltung 
des Bodenadeld, wie dab Beifpiel Englands aufs unwiders 
leglichfte darthut. . | 
Diieſe Bedingung feiner Eriftenz und feiner fortdauern- 
ben Blüthe erhält der rheinifche Adel durch die Kabinetd- 
Ordre vom 16. Februar 1836, welde die autonomifce 
Succeffiondbefugniß der rheinifchen Ritterfchaft fanktio« 
nirte und regelte, nachdem fchon die Kabinets » Drdre vom 
25. Februar 1826 die Errichtung von neuen Familien« 
Fideicommiſſen geflattet war. Durch die Kab.Ordre vom 
16. Februar 1836 wurde den Befigern rheinifcher Ritter⸗ 
‚güter ‚, welche nachwiefen, daß fie zu einer der Familien 
gehörten, welche Yor Einführung der franzoͤſiſchen Geſetzge⸗ 
bung die Befugniß gehabt hätten, in Succefiondfällen über 
ihren Nachlaß zu beflimmen, die gefeglihe Ermächtigung 
gegeben, auf die Wiederherßellung diefer Dispoſitionsbefugniß 
in Erbfchaftöfällen anzutragen, wenn fie bis zum 1. Januar 
1837 einer zu errichtenden befonderen Stiftung zum Beften 
und im Intereffe der von der Succeffion in dad Grundeigen⸗ 
thum audgefchloffene Söhne und Töchter ihrer Yamilien beis 
träten. In diefen Familien follten dann jedem Familien⸗ 
baupte, wenn nicht Verträge oder anderweitig befchräntende 
Kamilieneinrichtungen entgegenfländen, die Befugniß zuftehen, 
durch Eheberedbungen, durch Verfügungen unter Lebenden oder 
auf den Todesfall, mit Abweichung vom gemeinen Rechte, 
und ohne durch ein Pflichetheil befchränkt zu fein, der Erb» 
folge unter den Kindern, die Bevorzugung eined berfelben 
por den andern, Subflitutionen, Abfindungen und Ausſteuer 
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der Söhne und Toͤchter, die WVerhältniffe der Ehegatten und 
überhaupt Alles, was auf die Erbfolge und den Nachlaß 
Bezug hätte, nach ſeinem Gutbefinden feftzufegen. Derartige 
Anordnungen follten, wenn fie fonft nur in rechtlicher Form 
abgefußt waren, in allen für jetzt noh nicht wirklich eröffneten 


Erbſchaftsfaͤllen von den Gerichten als rechtsbeſtaͤndig aner⸗ 


kannt werten. Im Fulle aber darüber Streitigfeiten entſtaͤn⸗ 
den, follten fie mit Ausſchluß der ordentiihen Ge: 
richtshoͤfe von einem näher zu beſtimmenden Schiedsgerichte 

entſchieden werden. | 

Sn Folge diefer Kabinets-Ordre traten dreißig Freiherren 
and Grafen am 28, Februar 1837 zu Diffeldorf zufamnen 
und entwarfen dad Statut der Stiftung für die rbeinifche 
ritterbürtige Ritterſchaft, welches am 30. Mai Beil. J. die 
koͤnigliche Beſtaͤtigung erhielt. Zugleich vereinigten ſie ſich 
zur Gründung einer Stifiung zu Praͤbenden fuͤr unverbeie 
rathete Toͤchter, und wenn die Verhaͤltniſſe es geftatten folls 
ten, zur Gründung eines Fraͤuleinſtiftes und einer Stiftung 
zur Erziehungs-Anſtalt für die Söhne, welche Ichtere zu 
Bedburg ind Leben getreten ift. 

Bis zur Thronbeſteigung Friedrih Wilhelm IV. beftand 
diefe Autonomie nur für Die Rheinprovinz und für Weſtphalen, 
und zwar nur für diejenigen Familien, welche daſſelbe ſchon 
vor der franzöfifchen Herrſchaft befeffen zu haben behaups 
teten. Gleich mit dem Anfang der neuen Regierung wurde 
fie aber zum allgemeinen Princip erhoben, indem an alle 
bei Gelegenheit der Huldigung in Königsberg erfolgten, Stan 
dederhöhungen und Adelöverleipungen die Bedingung geknüpft 
wurde, daß Ddiefelben nur auf Diejenigen Dedcendenten übers 
geben follten, welche in den alleinigen Befig des vaͤterli⸗ 
chen Grundeigenthums gelangten, und auch dann nur in dem 
Falle, wenn biefed ererbte Grundeigenthbum dem gegenmärtie 
gen an Umfang und Rechten gleich bliebe, 


| Elfter Abſchnitt. 


Die SGtanbesherren. 





Haben wir fo nad und nach dad Gebäude der Adels⸗ 
herrfchaft vor und auffleigen ſehen, fo müflen wir unfern 
Blick jetzt etwas höher hinauf richten, um in den Etanded- 
herren eine Adelsfraktion zu betrachten, welche zwar mit dem 
Ritterthumsadel zu gemeinichaftlier Offenſive verbunden ifl, 
welche aber infofern nicht zus herrſchenden Kafte gezäbls wer⸗ 
den kann, al& fie durch dıe Ausdehnung ihrer Privilegien 
ganz aud dem Staatöyerbande heraußtritt, 


Die Standeöberren find befanntlih aus den ehemaligen 
reihdunmittelbaren Dynaften entflanden, welche den Vergrößes 
rungsanſpruͤchen ihrer vom Scidfal begünftigteren Mirftänne 
auf dem Wiener Kongreffe ald Opfer dargebracht wurden, 
ein Opfer, welched denen, die ed annahmen, vielleicht eben 
fo viel Echmerz bereitete, als denen, die dazu auserfehen 
wurden, was freilich von den Geopferten vielfach verkannt 
wurde. Diefe beſchuldigten im Schmerze um ihre verlorene 
Selbfiftändigfeit den Kongreß der Ungerechtigkeit und Härte, 
und ber erfte Vorwurf war allerbings nicht ungegrümdet, da fie 
offenbar diefelben Rechtsanſpruͤche hatten, wie die anderen 
Fuͤrſten, mit denen fie einft in einer Reihe geflanden; allein 
fie hätten auch nicht verfennen dürfen, daß vie Fürften auf dem 
Wiener Kongreffe größtentheild.nur der Nothwendigkeit gehorch⸗ 
ten, und daß fie nur einer unabweislichen Rüdficht, der Er⸗ 
haltung der Einigkeit unter den größeren Fuͤrſten, geopfert 
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wurden. Am allerwenigften waren ſie aber berechtigt, dem 

Kongreß den Vorwurf der Härte zu machen oder feine Sym⸗ 
pathie für fie zu bezweifeln, da er augenfcheinlich bemüht 
war, ihnen die harte Nothmwendigfeit durch alle mit den Um» 
fländen nur itgend vereinbaren Gonceffionen und dur eine 
‚ wahrhaft väterlihe Schonung zu verfügen. Er, der die Rechte 
der Völker mit wenigen und unbeftimmten Worten abfertigte, 
regelte die Sage der Mediatiſirten durch die wohlwollenpften, 
ausführliebften und prägnanteften Beflimmungen, welde nicht 
einmal wie jene das Scidfal hatten, unaudgeführt - zu 
bleiben. | 


Diefe Beflimmungen find im 14. Artikel der Bundes« 
Akte enthalten, der für die chemaligen Reichsſtaͤnde folgende 
drei Dauptpunfte feſtſtellt: 


1) Diefelben werden zu dem hoben Abel in Deutſch⸗ 
land gerechnet, und ed verbleibt ihnen dad Recht der Eben« 
bürtigteit in dem bisher damit verbundenen Begriff. 


2) Die Häupter diefer Häufer find die erften Etandes- 
herren in dem Staate, zu dem fie gehören; fie und ihre 
Angehörigen bilden die privilegirtefte Klaffe in demfelben, 
indbefondere in Anfehung der Beſteuerung. 


3) Es follen ihnen überhaupt, in Ruͤckſicht ihrer Perfos 
nen, Familien und Befigungen alle diejenigen Rechte und 
Vorzüge zugeftanden werden, oder bleiben, welche aus ihrem 
Eigentyum und deſſen ungeftörtem Genuß berrühren, und 
nicht zu der Staatögewals und den höheren Regierungereqh 
ten gehoͤren. 


Nichtsdeſtoweniger wurden ihnen bei der nähern Beſtim⸗ 
mung dieſer Rechte auch ſolche zuͤgeſtanden, welche offenbar 
zu der Staatsgewalt und zu den hoͤhern Regierungsrechten 
gehoͤren. Es wurden naͤmlich als ihnen zu ertheilende Rechte 
folgende namentlich angeführt: 


189 


. a) Die unbefchränfte Freiheit, ihren Aufenthalt in jeden 
zu dem Boden gehörenden oder mit bemfelben in Frieden 
lebenden Staate zu wählen. 


b) Werben nach den Grundfägen ber früheren beutfchen 
Verfaſſung die noch beftehenden Bamilien- Verträge aufrecht 
erhalten,. und den Standeöherrn die Befugniß zugefichert, 
über ihre Güter und Familienverhältniffe verbindliche Ver⸗ 
fügungen zu treffen, welcde jedoch dem Souverain vorgelegt 
und bei den höchflen Landesſtellen zur allgemeinen Kenntniß 
und Nachricht gebracht werden müffen. Alle biöher dagegen 
erlaffenen Verordnungen follen für kuͤnftige Faͤlle nicht wei⸗ 
ter anwendbar ſein. 


c) Privilegirter Gerichtsſtand und Befreiung von aller 
Militairpflichtigkeit fir fih umd ihre Familien. 

d) Die Aushbung der bürgerlichen und peinlichen Ges 
rechtigfeitöpflege in erfler, und wo die Befegung groß genug 
ift, in zweiter Inſtanz, der Korfigerichtöbarfeit, Ortöpolizei 
und Aufficht in Kirchen und Schulfachen, auch über milde 
Stiftungen, jedoch nah Vorſchrift der Landesgeſetze, welchen 
fie, fo wie. die Militärverfaffung und der Oberaufficht ber 
Regierungen Über jene Zuftändigfeiten unterworfen bleiben. 


Bor allen anderen deutfchen Staaten bezeigte aber 
Preußen den Standesherren die waͤrmſte Theilnahme: in feinem 
erften Entwurfe zur deutfchen Bundesverfaffung (vom 13. Sep» 
tember 1814) ſtellte es für die Behandlung derfelben folgen« 
den Grundfäß auf: „Die Standeöherren bleiben zwar der 
Landeshoheit unterworfen, billig follten fie aber ben 
übrigen (Landesherren) beigefegt werden; ba biefed 
jedoch ohne große Berrüttingen nicht gefchehen Tann, fo ift 
wenigſtens alled Mögliche bier. zu thun, und find fie insbe⸗ 
fondere gegen alle Unterdrüdungen ſicher zu flellen.” Won 
diefer Anficht ausgehend, machte Preußen folgende Vorſchlaͤge: 


1) Ionen bei ber Bundesverſammluag, je nachbem fie 
50,008 Unterthauen hatten ober weniger, Viril⸗ und Buriat- 
flimmen zu bewilligen; 


2) daß dad Bundesgericht ihr Berictößene für perſoͤn⸗ 
liche und Bundesſtreitigkeiten ſein ſolle; 


8) ihre genau zu beſtimmenden dinglichen und perſoͤn⸗ 
lichen Rechte ſollten unter die Garantie des Bundes geſetzt 
werden; 


4) es ſollten ihnen perſoͤnliche Ehre, Macht und Vor⸗ 
zuͤge eingeraͤumt, auch 


5) die Renten und Einkuͤnfte wiedergegeben waden, 
die am 12. Juli 1806 in die Kontributions⸗Kaſſe floſſen; 


6) ſie ſollten die erſten erblichen Staͤnde ſein; 


7) in Jamilien-Angelegenheiten der alten deutſchen Auto⸗ 
nomi gemeſſen; 


8) in Kriminalſachen durch ein Adi posiom gerich« 
tet werden; und 


8) die VatrimonialGerichtsbarkeit behalten. 


Scheiterten nun auch die hier ausgeſprochenen wohl⸗ 
wollenden Abſichten vorzüglih am Widerſtande der Rhein⸗ 
bunds⸗Staaten, ſo ließ ſich doch Preußen dadurch nicht abhal⸗ 
ten, in ſeinem eigenen Gebiete die Rechtsverhaͤltniſſe der 
Standesherren auf die liberalſte Weiſe zu ordnen uud ihnen, 
nach dem Ausdrucke des preußifchen Geſandten am Bundes⸗ 
tage (Sigung vom 8. September 1818), „nicht nur elle 
Rechte einzuräumen, welde ihnen bie Bundesakte verheißen, 
fondern auch neue hinzuzufügen, wie weber fie noch ihreb 
Gleichen feit ihrer Unterorbnung gensffen habe. Dies geicheb 
durch das Edikt nom 21. Juni und durch die Kabineta⸗ 
Ordre vom 80. Mai 1820, weiche ben jetzigen Rechts⸗ 
befand dieſer privilegirten Kaße enthalten, 
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In dieſen Verfügungen werden zunaͤchſt die Ehren- 
rechte ber Standesherrn in folgender Weife beflimmt: Die 
Standeöherren und ebenbürtigen Mitglieder ihrer Familien 
find berechtigt, die Zitel und Wappen, die fie vor Auflöfung 
des deutfchen Reichs inne hatten, zu führen, jedoch mit Hin- 
weglaffung. folher Worte und Symbole, durch welche einzig 
ihr Verhaͤltniß zum deutſchen Reiche oder ihre vormalige 
Eigenſchaft reichsftändifcher oder reichdunmittelbar regierender 
Zandeöherren bezeichnet wurde. Binfichtlich des Kanzlei⸗Cere⸗ 
monield fol vom Kabinet den Standesherren von fürftlichen 
und gräflihen Häufern das Ehrenwort Herr ober Frau 
gegeben, und von. allen Landesbehörden ihnen fowohl wie 
ihren Familien in den amtlihen Audfertigungen die ihrer 
Geburt angemeffene Courtoiſie (Durchlaucht, Hocgeboren) 
ertbeilt werben. Außerdem wird den die Standeöherrlichfeit 
ausübenden Häuptern flandeöherrlicher Familien geftattet, In 


ihren Kanzleifhreiben, Vollmachten u. f. w. in der. mehr- 


fahen Perfon durh Wir und Uns zu fpreden, wenn ſolche 
Erlaffe nicht an koͤnigliche Behörden gerichtet find. Ferner 
foll in den flandesherrlichen Bezirken in dem Kirchengebet 
auch ded Standeöherren und feiner Familie Ermähnung ges 
ſchehen. Auch fol beim Ableben des Standesherrn, feiner 
Gemahlin und feines muthmaßlihen Nachfolgers in den ſtan⸗ 
deöherrlichen Bezirken Öffentliche Trauer verordnet werben 
Tönnen. Sodann find ihnen auch Ehrenwacen 'Seftattet, und 
fie dürfen fi fogar von ihren Unterfaffen die Unterfaffen- 
pflicht, Achtung und Gehorfam angeloben laſſen. Hinfihtlih 
der ihnen zu bewilligenden Eremtionen wird fodann feſt⸗ 
gefeßt, daß fie und die Mitglieder ihrer Familien von aller 
Militairpflichtigkeit und von. ordentlichen Perfonalfteuern befreit 
fein follen; fie follen nur den indirekten Steuern unterworfen 
werden, jedoch vom Erbfchaftöftempel bei Succeffionen in die 
Etandesherrfchaft unbedingt, bei andern Erbſchaften aber in 
fo fern befreit werden, als Diefelben ihnen ‚innerhalb ber 


Standes herrſchaft zufallen. Dazu kommen dann die gericht⸗ 
lichen Exemtionen und privilegirter Gerichtsſtand. Bei Civil⸗ 
ſtreitigkeiten ſoll dasjenige Ober⸗Landes⸗Gericht competent 
fein, zu deſſen Gerichtsſprengel fie nach ihrem Wohnorte 
oder nach den uͤbrigen bei der Sache eintretenden Verhaͤlt⸗ 
niſſen gehören, doch ſollen fie nicht verbunden fein, aus dem 
Grunde, weil fie in der Monarchie eine Standesherrſchaft 
beſitzen, vor den preußiſchen Gerichten in bloß perfönlichen 
Angelegenheiten Recht zu nehmen. In peinliben Sachen 
aber ſollen die Häupter der Familien, mit "Ausnahme 
ber im koͤniglichen Dienfte begangenen Verbrechen einen pri« 
vilegirten Gerichtfland vor Austrägen genießen, wenn fie nicht 
den Gerichtsftand eines Oberlandesgerichts vorziehen*). 


Hinfihtlih der Rechtsverhältniffe, welche ſich 
auf die Befigungen und Einkünfte der Stande» 
herren beziehen, wird im Allgemeinen beftimmt, daß ihnen 
alle diejenigen Rechte und Vorzüge, welche aus ihrem Eigen- 
thum und deſſen ungeflörtem Genuffe entfpringen, verbleiben 
folen. Dahin wird namentlich gerechnet, wo die Lehnsver⸗ 
bindung noch befleht, bei inländifhen Privat « Aktivlehen bie 
Lehnöherrlichkeit und bei inländifyen Privat » Paffivlehen das 
nugbare Eigenthum nebſt den bamit verbundenen Rechten. 
Dazu gehört ferner die Benugung jeder Art der Jagd⸗ 
und Sifchereigerechtigkeit, der Bergwerke, der Hütten= und 
Hammerwerke. Ein weiterer fehr mefentliher Vorzug iſt 
fodann die Steuerfreiheit der Domänen. Die Standedherren 
folen von aller Grundfteuer befreit bleiben, wenn die Domä- 
nen ſchon vor Auflöfung ded deutichen Reichs zu dem ſtan⸗ 
besherrlihen Stamm oder Familiengute gehört haben. Ente 
fieht hierüber ein Bweifel, fo fol berfelbe zu Gunften ber 
Standedherren entfchieden werden, Nicht minder verbleiben 
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ihnen alle früheren grund⸗ oder patrimonialherrlichen Gerecht- 
fame, Die grundherrlichen oder Patrimonial-Abgaben, ſowohl 
Geldhebungen wie Natural-Lieferungen, Guts-Recognitionen, 
Grund: oder Bodenzinfen, Renten, Gülten, Zehnten, müffen 
den Standeöherren nach wie vor entrichtet werden, wenn Die 
felben nicht feit Auflöfung bes deutfchen Reichs durch Ber: 
trag, Verjaͤhrung oder Geſetze aufgehoben ſind. Wo aber die 
Patrimonialpflichtigen in Folge der neuauferlegten Steuern 
ihnen Abzuͤge zu machen berechtigt find, da ſollen die Stan⸗ 
beöherren aus der Staatskaſſe entfchadigt werden. Entfteht 
über die Frage: ob eine noch beftehende Abgabe grundherrlich 
fei, oder die Natur einer Steuer habe? zwiſchen den Behoͤr⸗ 
den und den Standeöherren Streit, fo foll im Fall der pros 
zefiualifchen Erörterung der Bmeifel zu Gunften der Stan« 
beöherren entfchieden werden. Berner follen ihre Befigungen 
von Einquartirungen frei bleiben, und endlih wird ihnen 
auch freigegeben, hinfichtlich aller perfönlichen Beziehungen 
und Leiftungen für ihre Perfon und Familie aud der Ver⸗ 
bindung mit den Gemeinden auszufcheiden, Die im Kommu⸗ 
nalverbande begriffenen Beflgungen aber follen den Eönigli« 
hen Domänen derſelben Provinz gleich geachtet werben, 
Durch eine fpätere Beflimmung werden fie fogar vor biefen 
bevorzugt. Nach der Kabinets-Ordre vom 14, Juli 
1829 ift ed nämlich nicht beabfichtigt worden, den Rechtszu⸗ 
fland der Standeöherren ungünftiger zu ftellen, als er ſich 
bei ber Einverleibung ihrer Bellgungen in die preußifche 
Monarchie geftelt hatte, und es follen deöhalb nur diejenigen 
ihrer Dominial » Grundflüde, die in Folge des fremden Ge⸗ 
feßgebung und während ber Dauer berfelben durch Zulags⸗ 
Centimen zur Grundfteuer oder auf fonftige Weife zu den 
Kommunallaften wirklich angezogen worden, ald im Kommu⸗ 
nalverbande begriffen geweſen, betrachtet werden, wogegen 
diejenigen flandeöherrlichen Befigungen, die der fremden Geſetz⸗ 
gebung ungeachtet und während ber Dauer berfelben, ſich 
Ä 18 
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faftifch vom Rommunalverbande frei erhalten haben, bem- 
felben nicht einverleibt werden follen, wenn glei in. der 
Provinz, worin fie belegen find, die Iandeöherrlichen Donaͤ⸗ 
nen dem Kommunalverbande angehören *). 


Das Geſetz geht aber noch weiter; nicht zufrieden, dieſer 
privilegirten Klaſſe alle Laſten und Verbindlichkeiten gegen den 
Staat zu erlaffen, fie faſt gaͤnzlich von deſſen Oberaufſicht 
und ſouverainer Gewalt zu entziehen, uͤbertraͤgt er iht 
auch noch beſtimmte Regierungsrechte, namentlich felbfl« 
ftändige Gerichtöbarkeit und Polizei » Verwaltung. Was die 
erftere betrifft, fo fol ihnen nicht nur die Ausübung der 
bürgerlichen Gerichtöbarkeit, ber peinlichen, der polizeilichen 
und Der Sorfigerichtöbarkeit, in erfter Inſtanz verbleiben, 
ſondern es ſoll ihnen auch die zweite Inſtanz belaſſen, 
wenn fie dieſelbe während. der deutſchen Reichsverbindung 
ohne Widerfpruc) der hoͤchſten Reichsgerichte ausgeuͤbt haben. 
Auch koͤnnen Standesherren, die als Agnaten zu einem 
Hauſe gehoͤren, ein gemeinſchaftliches Appellations ⸗Ge⸗ 
richt fuͤr ihre Standesherrſchaften errichten. Hinſichtlich der 
ſtandesherrlichen Polizei » Verwaltung wird ſodann beſtimmt, 
daß ihnen im Umfange ihrer flandesherrlichen Bezirke bie 
niedere Polizei, felbft über erimirte Perfonen, zuſtehen 
fol, und zwar in derfelben Ausdehnung, wie dieſe von ben 
Sandräthen. verwaltet wird, Diefe Polizeigewalt üben“ fie 
aus: 


1) Durch Eofal- Poligei-Beamte in derfelben Art, wie 
ed unter gleichen Umftänden im Namen des Königd ge⸗ 
ſchieht; 

29 durch einen Ober⸗Beamten, welcher unter dem | 
Titel eined flandesherrlichen Polizeis oder Regierungs-Rathes 


*) S. Inſtruktion 5. 22 — 82. 
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die Aufficht und Leitung der Lokal⸗Polizei⸗Aemter fuͤhrt und 
dieſelbe Gewalt ausuͤbt wie die Landraͤthe. 

Auch haben ſie das Kirchen⸗Patronats recht und die 
Beſtellung der Schullehrer, wenn ihnen das eine oder andere 
dieſer Rechte var Aufloͤſung des deutſchen Reichs zuſtand. 
Ebenſo gebuͤhrt ihnen in ihren ſtandeshetrlichen Bezirken die 
Aufſicht uͤber Kirchen, Schulen, Erzichungs⸗Anſtalten und 
milde Stiftungen *). 


*) ©. Inſtruktion $ 88 — 58. 7 
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gwoͤlfter Abſchnitt. 


Die Stenerbefreiungen des privilegirten Bodenbeſitzes. 





9 Die Steuerbefreiung iſt eine alte Ehre des Adels in 
Deutfchland; indeß weder fo alt, noch fo wohl erworben, 
wie bie Vertheidiger des Privilegiumd zu glauben fcheinen. 
Um fie als gefchichtliches Recht zu begründen, ift man freie 
li) entweder auf bie alten Freien zurüdgegangen, deren 
Erbfchaft man fehr mit Unrecht dem Adel vindicirt hat, oder 
man hat fie für eine Gompenfation der Lehnsdienſte audge- 
geben. Allein beide Annahmen beruhen auf gefchichtlichen 
Faͤlſchungen oder willfürlihen Vorausſetzungen. 


Für den fpeziellen Gegenftand, der und hier befchäftigt, 
ift es überflüffig zu unterfuchen, in wiefern der Adel ale 
legitimer Nachfolger ber Freien anzufehen ſei: wir geben zu, 
daß die Nitterzunft, aus welcher der heutige Adel zunächit 
hervorgegangen ift, an die Stelle der ehemaligen Freien 
getreten ift und almäplig ale echte derfelben ufurpirt 
bat. Es ift wahr, daß die Freien, welche, (wie wir gefehen 
haben,) urfprünglih im Befig aller bürgerlichen und politis 
ſchen Rechte waren, von der neuauflommenben, großentheild 
aud Unfreien hervorgegangenen Adelskaſte, aus ihrem Beſitz⸗ 
flande vertrieben wurden; aber daraus folgt noch nicht, daß 
die Steuerbefreiung dem Adel als gefchichtliches. Recht von 
den Freien überliefert worden if. Das war unmöglich, weil 
die Freien felber dieſes Recht nicht befaßen. In der altger- 
manifchen Verfaſſung waren die Freien allein Mitglieder des 
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Gemeinwefens, dad allein durch ihre Kräfte zufammen gehal« 
ten wurde; bad Gemeinwelen war nur für bie freien 
Befiger vorhanden, nur fie waren berechtigt; dafuͤr uͤbernah⸗ 
men auch fie alle Laften, Verpflichtungen und Leiftungen, 
welche für die Erhaltung des Gemeinweſens erforderlich 
waren. Diefe Laften, Verpflichtungen und Leiflungen waren 
eben fo gut eine Ehre wie bie entfprechenden Rechte, und 
bie Uinfreien wurden eben daher eben fo wenig zu jenen ber» 
angezogen, wie fle an biefer Antheil erhielten. . 


Menn daher auch die Geburtöfafte mit Ausfhliegung 
der anderen Stände alle politifhen Rechte monopolifirte, fo 
erhielt fie dadurch noch nicht dad Recht der Steuerbefreiung. 
Ihr guter Wille, auch diefed fich anzueignen, Darf freilich 
feinen Augenbli® und zu Feiner Zeit bezweifelt werben. 
Allein fie konnte denfelben doch nicht eher zeigen, als bis ihr 
ein Anlaß dazu gegeben war. Ein folcher war aber in einem 
Feudalfiaate gar nicht, oder doch nur in geringem Maaße 
vorhanden. Dieſer war Feine Allgemeinheit, fondern beftand 
aus einer Reihe felbfiftändiger Kreife, welche nur in feltene 
Berührungen mit einander kamen; Daher hatte er auch nur 
wenige allgemeine Bedürfniffe, und diefe wurden durch Na⸗ 
turalleiftungen befriedigt. Der Fürft war urfprünglich Herr 
bed Bodens; diefen vertheilte er zwar an bie Mitglieder des 
Gefolges, aber dafuͤr übernahmen dieſelben auch die Vers 
pflihtung der Waffenführung, der Aufwartung bei Hofe oder 
anderer Dienfte. Auch behielt er ſich einen Xheil der Laͤn⸗ 
dereien vor, aud deren Einfünften er feine Ausgaben 
beftritt. 


Sobald die. Idee des Staated aufzubämmern begann, 
mußten diefe Naturalleiftungen freilich unzulänglid erſcheinen; 
die Bedürfniffe wurden größer und allgemeiner und mußten 
daher zur Annahme der Geldwirthfchaft führen. Indeß 
war der Fürft doch immer zunaͤchſt noch auf die Einkünfte 
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aus den Kanimergätern, Negalien, Böllen u. ſ. w. anges 
wieſen. Reichten diefe nicht aus, fo blieb ihm nichts übrig, 
als feine Zuflucht zu ben Ständen zu nehmen, wozu fich bie 
Fuͤrſſen gewoͤhnalich erſt dann entichloffen, wenn die Audgaben 
bereits gemacht waren; die fländifhe Beiyülfe wurde in der 
Reget nur zur Tilgung bereits contsahirter Schulden. in 
Auſpruch gendntmen. Diefe Beihlife Hat aber zumaͤchſt nicht 
ben Charakter einer vegelmäßigen Abgabe s bie Stände erman⸗ 
geln nie die Reſervation anzubringen, daß diefe einmalige 
Bewilligung ihnen Feine Verbindlichkeit für die Folge aufer- 
lege; und die Fürften erfennen dieſe Nefervation an. Allmaͤh⸗ 
lig erſt wurden diefe freimiligen und unregelmäßigen Beis 
fleuern in fortwährende und regelmäßige Laften verwandelt. 
Nun müßte der Adel freilich Eeine felbftfüchtige Kafte gemefen 
fein, wenn er nicht jet gefucht haben follte, feine Schultern 
möglichit zu erleichtern und die Laſt den beiden anderen 
Ständen zuzumälzen. Diefed Werdienft ſoll ihm nicht beſtrit⸗ 
fen werden, aber darum iſt es nicht minder wahr, daß der 
Adel wie die beiden anderen Stände zur Zheilnahme an den 
allgemeinen Abgaben verpflichtet war und fich derfelben erft 
allmählig und in ziemlich -fpäter Zeif entzogen hat. Das 
Mittel dazu geben ihm die Iandftändifchen Verſammlungen, 
auf welchen der Adel unbedingt prävalirte. Hierdurch wurde 
ed ihm möglich, entweder ein geringfügiges Averfional Quan- 
tum, bad er nicht erhöhen ließ, feflzuhalten, oder gar gaͤnz⸗ 
liche Steuerfreiheit ald Hecht für fi in Anfpruch zu nehmen. 
Co Fam ed dahin, daß allmählig und definitiv wohl in ber 
Zeit, wo die früheren freiwilligen Beiträge in ein onus ordi- 
narium verwandelf wurden, die Abgaben faft ausſchließlich 
ben 'nichtprivilegirten Ständen aufgeladen wurden, welche jet 
fehlechtweg der „kontribuable Staub” hießen, doch finden 
fi immer noch Beifpiele, daß in außerordentlichen Falten auch 
der Adel Beiträge leiſtete. 
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Wenn wir indeß die fpätere Ufurpation zugeben, fo 
geben wir Doch keineswegs die vermeintliche hiftorifche Be⸗ 
gruͤndung derfelben zu; es gebt vielmehr aud den zahlreichften 
und unzmweideutigfien hiſtoriſchen Beugniffen auf dad unwider⸗ 
fprechlichfte hervor, daß die fogenannten Erimiirten, nament⸗ 
lich der Ritter⸗ und adeligen Güter, urfprünglich fowohl zu 
den Kechtöfteuern wie zu ben Landesſteuern beizutragen ver⸗ 
pflichtet waren. 

Was zunaͤchſt die. Verpflihtung der adeligen Befiger 
betrifft, zu den Reichsſteuern, und namentlich zu der Auflage 
des gemeinen Pfennigd, beizutragen, fo wird diefe durch eine 
Menge von urkundlihen Belegen conflatirt, von denen wir 
einige anführen wolen. So heißt es im Reichsabſchluſſe von 
1343 ($. 25.): „Daß die ÖObrigkeiten (das find auch die 
adeligen Befiger) auch zu diefem chriftlichen Werfe (der Reichs⸗ 
“ fleuer zu den Zürbenkriegen) ſich gleichermaßen wie die Unters 
tbanen angreifen fallen.” Cine noch unzweideutigere Beftäti- 
gung enthält der Reichdabfchluß von 1544, in welchem gefagt 
wird ($. 38.): „Ed follen auch alle Churfürfien, Fuͤrſten, 
geiftliche - und weltlihe Prälaten, Grafen, Zreien, Herren 
diefe Steuer und Anlage von ihren Renten und Einfommen 
geben, ihrer Unterthunen ganz unbefchwert; damit alfo in 
allen Ständen Gleichheit erhalten und Niemand mehr denn 
der andere befchwert werde, — Und nämlich follen alle und 
jede Ghurfürften, Fürften, geiſtliche und weltliche Prälaten, 
Grafen, Freien, Herren, die vom Adel, auch die Freis und 
Reichsſtaͤdte und alle andere, in Städten und auf dem Lande, 
weß Standes, Würden oder Wefend die find, Niemand aus⸗ 
genommen, auch unangefehen aller Verträge, Freiheiten, In⸗ 
dulten und Herkommen, fo bdiefer Bewilligung und Anlage 
zumider fein möchten, von allen ihren beweglichen und unbes 
weglihen Hab und Gütern, fie feien Lehen oder eigene, von 
hundert Gulden rechts Werthes einen halben Gulden, und 
yon taufenb Gulden Werth Güter fünf Gulden, und alfo aufs 


und abzurechnen, in dieſer Anlage vollkoͤmmlich, zu Anlag, 
Steuer und Unterhaltung dieſes chriftlichen Werks zahlen und 
entrichten.” Aehnliche Beflimmungen finden fih in ben 
Keichdabfchluffen von 1555, 1576, 1582, 1594, 1598, 
1603 und 1654 Geht aus diefen Anführungen bie 
allgemeine Steuerverpflichtung hervor, fo darf freilih auch 
‚nicht .verfehwiegen werden, daß Diefelbe bei der Reichsritter⸗ 
fchaft großen Widerſtand fand und von der fränfifchen geradezu 
verweigert würde, Als Marimilian 1495 die Erlegung bes 
gemeinen Pfennigs zum Tuͤrkenkriege betrieb, verfammelte 
fich die fränfifhe Ritterfcbaft zu. Schweinfurt 3000 Mann 
ſtark und verweigerte die. Steuer aufs entfchiedenfte: fie 
feien freie Männer, welche mit ihrer Tapferkeit und ihrem 
Blute, nicht aber mit Geld dad römifche Reich gegen bie 
Türken unterflügen würden, Im folgenden Jahre famen 
ihrer gar 10,000 zufammen und wiederholten den Proteft. 

. Eben fo verhielt es ſich mit den Landeöfteuern; auch zu 
diefen- trugen die adeligen Befiger — Obrigkeiten, .wie fie 
heißen — aus ihren eigenen Mitteln, und zunäcft wohl am 

meiften bei. Diefe Verbindlichkeit ftand feft und wird durch 
die dagegen angeführten Privilegien nicht umgefloßen, denn 
alle diefe enthalten weiter nichts, ald daß die Steuerbeträge 
von ihnen freiwillig und. ohne Prajudiz für bie Folge geleis 
fiet werben, d. h. fie fichern ihnen dad Recht, nicht willkuͤr⸗ 
ih von den Landesherrn beftenert und gebrandtfchatt zu 
‚werden, wie ſolches von ihnen mit den unmittelbaren bäuer« 
lichen Unterthanen gefchah. Da indeg nach der ganzen Zus 
fammenfetung der Landflände, auf welchen jeder Ritterguts⸗ 
Befiger einzeln, die Städte nur ald Corporation vertreten 
war, das Steuerbewilligungsrecht faft außfchließlich dem Adel. 
zufallen mußte, fo war ed unvermeiblid, daß er ſich der 
Zheilnahme an ben gemeinfamen Laften immer mehr entzog, 
indem er feine NaturalsRitterdienfte vorfchüßte, Die felten oder 
gar nicht mehr geleiftet wurden und fireng genommen überhaupt 
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keine Steuerbefreiung begründeten, ba ſie eine durch das 
Lehnsverhaͤltniß bedingte Leiſtung waren. 

Daß dieſe allgemeine Verbindlichkeit auch hinfichtlich ber 
Sanbesfteuern wirklich beflanden, und daß ihr auch der ablige 
und Rittergutöbeflger unterworfen geweſen, läßt fich aus ber 
Geſchichte der meiflen Provinzen auf dad Beftimmtefte md 
weifen. 

In Sachſen z. B. hatten die Ritterguͤter urſyrumgiich, 
wie alle anderen Grundſtuͤcke, Abgaben zu entrichten, und nur 
in der Form der Leiſtung trat ſpaͤterhin ein Unterſchied ein. 
Die nichtadeligen Grundſtuͤcke bezahlten die auf dem Landtage 
bewilligten Geldſummen durch Steuern, welche nach einem 
allgemeinen Landeskataſter vertheilt wurden, waͤhrend die adli⸗ 
gen zu gleichen Zwecken, wenn auch in verhaͤltnißmaͤßig ge⸗ 
ringerem Betrage, Beiſteuer nach der Zahl der Ritterpferde 
oder nach einem ſonſt hergebrachten Vertheilungsfuße aufe 
brachten. Die erſten Spuren von ſolchen Beitraͤgen (Beeden) 
finden ſich am Ende des 12ten Jahrhunderts; ſicherer laſſen 
fie ſich im 14ten Jahrhundert nachweiſen. So konkurrirte 
der Ritterſtand 1481 zur Tuͤrkenhuͤlfe, 1528 zur Vermoͤgenb⸗ 
feuer von unbeweglichen Gütern, welche 1528 und 1531 
wiederholt Statt hatte. Der Adel wurde hierbei mit dem fech- 
ften Theile feines Einkommens befteuert. Im Jahre 1541 
mußte der Nitterfland außer den ihm obliegenden Ritterdien-- 
fien zu der dem Herzoge Morig bewilligten Tuͤrkenhuͤlfe von 
jedem 1000 Gulden ded Werthes feiner Güter, liegend oder 
fahrend, 10 Sulden beifteuern. Im folgenden Jahre erfolgte 
die gleiche Bewilligung im Sinne ded gleichzeitigen Reichb« 
tags Abfchiebes, nach welchen den Befigern der Rittergüter 
durchaus Feine Eremtion zugeflanden wurde, fondern deren 
Beitragspflichtigkeit zu den Reichs⸗ und Kreidanlagen oder 
Steuern ausdruͤcklich feitgeftellt war: In den Jahren 15508 
und 1552 ward beflimmt, daß die Ritterfchaft auch von "ihren 
Schngütern und der werbenden Baarſchaft vom Schade des 


Werthes 2 Pfennige erlegen ſolle. Späterhin erlangte. fie 
jedoch die unaufhörlich geforderte. Trennung in der Abgaben 
entrichtung von ben übrigen Land» und Staats⸗Angeſeſſenen. 
Sie führte hierbei das ihr obliegende Vaſallegium als noth⸗ 
wendigen Eremtionögrund an, und war fogar unverfchämt 
genug, fird auf die zu leiftenden Ritterdienfte zu berufen, da 
ja auch der Bürger und Bauer zu Kriegsdienſten verpflichtet 
waren, ohne Lehnsguͤter zu befigen. Auf dem Landtage von 
15361 fanden die Proteftationen der Nitterfchaft gegen Die 
übrigen Stände wegen Uebernahme der Landſteuer Beruͤck— 
fichtigung beim Fuͤrſten. Diefe Concefjion wurde nun fchnell 
su einem biftorifchen Rechte; und als im Jahre 1609 an fie 
die "Anforderung zur Beitragdleiftung bei der Aufbringung der 
bewilligten Landesſteuern erging, lehnte fie diefe Aumuthung 
ab, indem fie fih hinter den vielen Ritterdienften, Aufwar⸗ 
tungen bei Hofe und andern Geleiten verfhanzte *). 
Aehnliche Beifpiele laſſen ſich auch aus der Geſchichte 
Brandenburgs in großer Menge beibringen, welche ebenfalls 
auf dad Beflimmtefte darthun, daß die Ritterfchaft fo gut 
wie die andern Stände der Befleuerung unterworfen war, 
und daß die vermeintlichen Cremtionen reine Fiftipnen find, 
denn bie althergebrachten Privilegien und landeöherrlichen Zus 
fiiherungen, welche von der Nitterfchaft vorgeſchuͤtzt wurden, 
enthalten weiter nichts, ald daß diefelbe nicht ohne Noth und 
nicht ohne ihre Einwilligung mit Steuern belegt werden ſoll⸗ 
ten. Die Landesherrn. fihern ihr, fp gut-wie ben andern 
Ständen, die Aufrechterhaltung ihrer Privilegien, Freiheiten 
und Gerechtigkeiten, und zwar. in der Art, daß fie nicht 
„anerkannten Rechtens und ohne vorhergehende Erkenntniß,“ 
wie es in den Urkunden heißt, derfelben verluftig geben foll; 
aber da dieſe Privilegien nicht die Steuerfreiheit moolvisten, 





6, Schimmelfennig: die preuß. direften Steuern. Erfter 
Theil. S. 387 und 888, 








fo konnte fie dieſelbe auch nicht durch bie Betätigung ber 
Drivilegien erhalten. Bon ben vielfachen Zeugniffen, welche 
diefen Thatheſtand conflatiren, wollen wir nur einige ber 
ſchlagendſten anführen. So heißt ed im Edikt vom 13. Juli 
1615: ‚Wir haben audy in hierüber gehaltener Confultation 
hiezu Fein bequemer Werk und Mittet befinden können, denn 
daß Wir dem Erempel anderer Löblichen Regenten folgeten, 
und alles deö, hinwider ceflirten, aufheben und abthäten, 
welches alfo sub- et obreptitio und zum Schaden und Ver⸗ 
berb Unſerer Lande und Leute, fonderlich aber denen von 
Städten, erprakticirt worden. Demnach fo cafliren wir nun, 
thun ab und heben auf alle und jede privilegia, Sreibeiten 
and Immunitäten, die zur Zeit Unſerer Regierung vor Je⸗ 
manden, weß Standes, Weſens und Condition der auch 
wäre, und Seinen ausgenommen, wegen deſſen, daß er oder 
feine Güter von Schoffen und Steuern frei fein follen.” Noch 
ſtaͤrker foricht fih der Tieverd vom 29. Aug. 1658 aus, in 
weichem ed heißt: „Im Falle etliche Privilegia sub- et ob- 
reptitio erprafticiret werden, werden Wir auf Anhalten der 
Sravirten, im quorum praejudicium die Privilegia-audgebracht, 
die Gebühr zu verorbnen wiſſen. Es können auch die pri- 
vüegiatae personae fich feiner Eremtion von Türken, Kriegs⸗ 
fleuern und andern Anlagen, darunter dad praejudicium tertii 
verfiret,, amd demfelben ein Uebertrag aufgebürdet wird, ans 
maßen, und ift die exemtio von Schoffen und Binfen, davon 
auch die, fo bei dem Schießen das Beſte gethan, zu genießen, 
als eine causa stricti juris ad alias causas nicht zu ertendis 
zen.” Auch aus einer früheren Zeit laͤßt fich Die Abgaben» 
pflichtigkeit ber Ritterſchaft darthun, 3. B. aus den Landtags⸗ 
Meceften von 1524, 1534 und 1672, in welchen ald Regel 
aufgefteßt wird, daß bei ber Auferlegung eined Hufenſchoſſes 
zur Bezahlung ber fürftlichen Schulden „die Prälaten, Herren, 
bie von dee Nitterfchaft fimmtlich einen Theil und die von 
den Stäbten zwei Theile geben unb bezahlen follen;” auch 


wurben häufig die Steuern im Ritterftande nach dem Ver⸗ 
chaͤltniß der. NRitterpferbe -repartirt; fo wirb ihm z. B. im 
Landtags» Abfchiede von 1550 aufgegeben, von jedem Pferde 
für die Dauer von 5 Jahren jährlich 50 Gulden zu erlegen. 
So heißt ed ferner im Receffe vom 8. Juni 1652: „Was 
den britten verborgenen Punkt betrifft, können wir nochmals 
anders nicht befinden, denn daß Solches den Ständen zum 
Beten angefehen, daß fie Durch eine unpaflionirte durchgehende 
Gleichheit das allgemeine onus contributionis lindern ‚Tonnten, 
und halten gewiß dafür, Daß dieſes ein Mittel zu ihrem 
befieren Aufnehmen und vertraulicher Einigkeit geweſen fein 
würde, diemweil aber die von der Ritterſchaft Solches nicht 
begreifen wollen, fondern vermeinet, daß hierdurch fle aus 
ihren Berfaffungen geworfen werden möchten u. f. w., fo 
wird ed auch ded modi halber bei den alten Berfaffungen 
und fonderlib dem Wergleich, fo in anno 1648 zwifchen den 
Alten⸗ und Mittels, auch Uker-Maͤrkiſchen und dero uncore 
porirten Ständen gerichtlich getroffen wurden, ungefränket 
und unverrüdet gelaffen.” Aus der legtern Urkunde erfieht 
man die Verpflichtung der Ritterſchaft zur Contribution und 
ihr Widerftreben dagegen. Die Verpflichtung zur Contribution 
ergiebt fich unter Anderem auch aus dem Edikte vom 7. Nov. 
1676, in welchem beſtimmt wird, „daß die Contribution se- 
cundum aes et libram nach eined Jedweden Vermögen, Ein- 
fommen, Handtbierung und Nahrung eingetheilet, und davon 
Niemand, mer der auch fei, und unter was Prätert ed auch 
fein möchte, erimirt und befreit werden, fondern ein Jedweder 
von dem Seinigen, fo. er befige und genieße, feine Quote zu 
den gemeinen oneribus beitragen folle.” Trat fpäterhin dine 
gewifle frheinbare Befreiung von der Contribution ein, fo war 
dieß bloß eine Folge der dem Ritterſtande nachgelaffenen Zah 
lung eines Averfional-Quantumd, vermittelft deſſen er allmählig 
zur völligen Steuerfreiheit zu gelangen fuchte, obwohl auch 
den Städten die Zahlung eined ſolchen geflattet war. So 
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heißt e8 in der Verordnung vom 26. März 1672: „baß ber 
Giebelſchoß zwar verbleiben, doch von dem Current» Hufen- 
Schoß eine Tertia abgehen folle, wobei aber- Denen Ritters 
Städten, weil fie allbereits mit ber Landfchaft auf ein Ge⸗ 
wiſſes verglichen, frei ftebet, Inhalts ihres Vergleichs nad 

wie vor ihre Schoͤſſe abzutragen.“ Spaͤterhin bildete ſich 
freilich die Vorſtellung von der Steuerfreiheit der Ritterguͤter 
aus, aber doch nicht in der Art, daß ſie als unbedingtes 
Recht betrachtet worden wäre, ſondern nur in fo fern man 
Aequivalente dafür annahm. In dem Edikte vom 1. Febr. 
1918 wird z. B. die Steuerfreiheit der Nittergüter ange⸗ 
nommen und benfelben belaffen, wenn fie auch in der Bauern 
Hände gerathen, aber wohlgemerkt, „wenn die Unterthanen 
von ihren Gütern, Nitterdienften, oder an deren flatt von - 
Und beliebte und determinirte Geld» Präftationes oder fonft 
ein andered Aequivalent ex parto abflatten müfjen; nachdem. 
malen dieſelben bereitö hiedurch zu des Landes Defenfion 
eoncurriren und mit boppelter Laſt nicht zu belegen find.” 
Afo auch hiernach erfcheint die vermeintliche Steuerfreiheit 
nur ald ein Aequivalent, welches aufgehoben werden mußte, 
fobald es entwerthet wurde. oder gar nicht mehr geleiftet wer- 
den Eonnte, eben fo guf, wie die früher einzelnen Ortfchaften 
zugeflandenen Steuerbefreiungen dem Princip ber allgemeinen 
Befteuerung haben weichen müffen. Hieraus folgt natuͤrlich 
von felbft, daß die Annahme des Aequinalentd nicht eine rechf« 
liche Begründung der Stenerfreiheit abgeben kann, fondern 
hoͤchſtens ald eine unverhältnißmäßige und ungerechte Begün« 
fligung eines Standes angefehen werden darf, der urfprüng- 
lich nicht bloß in demfelben Werhältniffe, wie die andern 

Stände, fondern fogar flärker als der Bauernftand befteuert 
| war, da 3. B. nach dem Ausfchreiben von 1575 bie Herten, 
Praͤlaten und bie von Adel von jedem Wispel Ausſaat 4 Thlr., 
der Bauer aber für die Hufe nur. 1 Rthlr., und nach dem 
Ausfchreiden von 1620 die abeligen. Hufen 2 Thlr.; bie 
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Bauernhufen aber nur. 12 Groſchen gu bezählen hatten. Und 
dieſes Verhältniß wurde foger bei den perſoͤnlichen Steuern 
feftgehalten, indem ein adliger Kammergetichtbrath 5 She 
mehr an Kopfiteuern als ein bürgerlicher, und eben fo im 
adliger Amts⸗Kammerrath u. f. w. bezahlen mußten. | 
Muß biernach die vermeintliche geſchichtliche Begruͤndung 
der Steuerbefreiung des Adels zurüdgewiefen werden, und 
erfcheint diefelbe überhaupt nur als Aequivalent flr die Kite 
serdienfle, fo Fann fie doch eben fo wenig durch diefe gerecht⸗ 
fertigt werden. Diefe find vielmehr allein ald eine nus dem 
Lehns⸗Nexus entfpringende Leiſtung anzufehen; ba ber Mas 
fall fein Gut nur ald Zehn befaß, fo war er verpflichtet, ſich 
auf den Huf des Lehnöheren zu flellen, die Koſten feiner 
Ausruͤſtung zu tragen und ſich und feine Knechte während 
bed Kriegszugs zu beföfligen; nur unter diefer Webingung 
hatte er den Grundbeſitz, und eigentlich nur ben Nießbrauch 
deffelben, erhalten. Wurde daher der Lehns⸗RMaxus aufge 
hoben, fo war ed natürlich, daß die aus hemfalben entſprin⸗ 
gende Leiflung abgekauft wurde; diefe bildeten den Rochtstitel 
bes ritterlichen Beſitzes, den die Beſitzer, ober eigentlich ‚nur 
die Nubnießer, nur bewahren konnten, indem fie für bie 
 überflüffig gewordenen Ritterdienfte ein Aequivalent boten. 
Daraus durfte indeß noch nicht die Conſequenz gezogen wer⸗ 
den, daß die fogenannten Ritterpferbegelder ald Compenſation 
für die Grundfteuer anzufeben feien, welche der anderweitige 
Grundbeſitz zu entrichten hatte. Durch die Aufhebung des 
Lehnd«Nerud traten die Rittergüter in eine Reihe mit diefem, 
fie verloren ihre Erclufivität, .und hätten daher auch zu dem 
allgemeinen Staatdlaften mit herangezogen werden” muͤſſen. 
Diefe Eonfequenz wurde in Preußen nicht gezogen, ob⸗ 
wohl auch bier mit dem Emporkommen der fuͤrſtlichen Macht 
und ber durch fie herbeigeführten veränderten Kriegsverfafſung 
die Forderung der Lehndienfte almäplig bei Seite trat. Im 
Sabre 1627 beim Einfall eined polnifihen Heeres und 1686, 
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818 kaiſerliche und ſchwediſche Heere die Marken verwuͤſtend 
durchzogen, wurben die Lehnpferde zum legten male in nalınn 
geftelt. Da ſich diefe Hülfe als ſehr unzuverlaͤſſig erwies, 
fo fingen die Fuͤrſten an, ſtatt der Raturalleiftung eine Gelb» 
Abgabe zu erheben, dafür Reiter zu werben und diefe in Mes. 
‚gimenter einzurangiven, welde nun aud außerhalb des Lan⸗ 
des dienen mußten, Der große Kurfürft ftellte ed noch 1068 
feinen Edelleuten frei, flatt eines Ritterpferdes zum Tuͤrken⸗ 
kriege 40 Thaler zu zahlen. Aber Friedrich Wilhelm I. riß 
das ganze Verhaͤltniß ein, indem er im Edikt von 1717 
verordnete, daß alle adligen Lehne fir Allodial- und Erbgüter 
erfiärt und der nexus feudalis aufgehoben werden folle, wenn 
dafür ein jährlicher Kanon bewilligt werde. Diefe Aenderung 
wurde in dem’ Edikte ald eine den Lehngütern erwiefene Ber 
guͤnſtigung dargeſtellt, was fie in der That auch war. „Weil, 
heißt ed in demfelben, die Zehngüter wegen der darauf haf⸗ 
tenden Lehndqualität und davon depenbirenden Lehnsmithun⸗ 
gen, Inveftituren, Verfolgung ber gefammten Hand, zum 
Öftern erforderten Konfenfe u. f. w. vielen befchwerlichen Laſten 
und Incommobitäten unterworfen- find, fo wollen Se. Königl. 
Mojeftät zum Beften der Ritterfchaft, Bafallen und Lehnleute 
alle in dem Königreich Preußen, auch in der Chur und an« 
dern Landen befegene Lehne vor Allodial⸗ und Erbgäter er⸗ 
Hören und von dem nexu feudali auf ewig loßfprecyen, der⸗ 


‚geftalt, daß die Eigenthümer von ſolchen Gütern frei und 


ungehindert disponiren innen, fle von allen Lehns⸗Praͤſtandis 
gänzlich befreit und die auf dergleichen Lehne ertheilten An« 
wartungen und Expektenzen, einige wenige ausgenommen, 
kaſſiret und annulliret, die Erpeltanten uber an beffen Stelle 
auf andere Weile begnadigt werben ſollen.“ Obſchon den 
Nittergütern auf dieſe Weiſe die Grundbedingung ihrer Ers 
clufivität entzogen wurde, fo wurde doch diefe felbft forgfältig 
aufrecht erhalten, denn in bemfelben Jahre erfchien eine Affe 
curation, nach welcher die. Qualität der Ritters und freien 





Süter, fo felbige bisher gehabt, im Weringften nicht alterist, 
fondern biefelben zu ewigen Zeiten von allen oneribus, al& 
Kontribution, Einquartirung und dergleichen Auflagen, fie 
möchten Namen haben, wie fie wollten, oder annoch erfunden 
werben, befreit fein. follten. So wurde in den Marken, in 
Pommern, in Magdeburg, in Halberfladt und 1782 auch in 
den weſtphaͤliſchen Befigungen und in’ Oftpreußen die Lehns⸗ 
sflicht aufgehoben. In den Marken warb für die Aufhebung 
derfelben nicht einmal ein Kanon gefordert, fondern hier trat 
‚bloß an die Stelle der Naturalgeftaltung ber Pferde | eine 
jährliche. Geldabgabe. 

So lange ver .abfolute Patrimonialftaat beſtand, wurde 

auch dieſes Privilegium nicht, wenigſtens nicht durchgreifend, 
und ſeinem ganzen Principe nach, angefochten, aber eben ſo 
wenig auch ihm unbedingte Rechtögültigkeit zugeflanden; man 
ließ es eben beflehen, fo lange die beflehenden Steuerverhält- 
niffe überhaupt beftehen blieben, wurden biefe aber reformirt 
und neu regulirt, fo wurde auch auf die Steuerbefreiungen 
und Steuerbegünftigungen ber Rittergüter keine Rüdficht ges 
nommen. So in Schlefien und in Preußen, ald bier. neue 
Steuerregulirungen vorgenommen wurden. Indeß gefchah dieß 
nur beiläufig und gelegentlich. : Erſt als der abfolute Patri⸗ 
‚monialftaat zufammenftürzte, und in einem-Augenblide, wo 

die Noth alle andern Rüdfihten zum Schweigen brachte, 
- machte man Miene, das Privilegium überhaupt aufzuheben. 
Diefe den Privilegirten keineswegs angenehme Ausficht wurbe 
ihnen zuerft im „Edikt über bie Finanzen des Staats und 
die neuen Einrichtungen wegen der neuen Abgaben u. f. 'w. 
‘vom 27. Okt. 1810 eröffnet, deffen hierher gehörigen Inhalt 
wir anführen.” Ueberbaupt aber, fagte daffelbe, fol das 
. Drüdende jener neuen Auflagen dadurch möglichft vergütigt 
werden, daß Wir mittelit einer gänzlihen Reform des Ab⸗ 
gabenweſens alle nach gleichen Grundfägen für Unfere ganze 
Monarchie von Jedermannn wollen tragen laſſen. Auf bem 








Fürzefien Wege wird daher auch ein neued Kataſter angelegt 
mwerden,. um bie Grundfleuer danach zu beflimmen. Unfere 
Abſicht ift hierbei Feineswegd auf eine-Vermehrung ber bisher - 
aufgefommenen gerichtet, nur auf eine gleiche und verhältnis 
mäßige Vertheilung auf ale Grundfteuerpflichtigen. Jedoch 
follen alle Eremtionen wegfallen, Die weder mit ber natür« 
lichen Gerechtigkeit, noch mit dem Geiſte der Verwaltung in 
benachbarten ‚Staaten länger vereinbar find. Die bis jetzt 
von der Grundfteuer befreit gebliebenen Grundftüde follen 
alfo ohne. Ausnahme damit belegt werden, und Wir wollen, 
daß es auch in Abficht auf Unfere eigenen Domanial⸗Beſitzun⸗ 
gen geſchehe. Wir hoffen, daß diejenigen, auf welche dieſe 
Maßregel Anwendung findet, fih damit beruhigen werben, 
daß künftig der Vorwurf fie nicht weiter treffen Tann, daß 
fie fih auf Koften ihrer Mitunterthanen öffentlichen Laften 
entziehen, fo wie mit den Betrachtungen: daß die von ihnen 
Tünftig zu entrichtenden Grundfteuern dem Aufwande nicht 
gleich kommen, den fie haben würden, wenn man bie urs 
fprünglichen auf ihren Gütern haftenden Ritterdienſt⸗Verpflich⸗ 
tungen von ihnen forderte, flir melde bie biöherigen ganz 
unverhältnigmäßigen Abgaben gegen die Grundfleuer wegfal- 
“ Ien, wie auch, daß freie Benutzung bed Grundeigenthums, 
völlige Gewerbefreiheit und Befreiung von andern Laften, die 
fonft nothwendig. gewefen fein würden, flattfinden ſollen; endlich 
daß die. Srundfteuer fhon in einem großen Theil Unferer 
Monarchie von den Gutöbefigern wirklich getragen wird.’ 
Das waren ſchoͤne Worte, Tlingende Phrafen — für 
klingendes Geld, welche indeß ben Charakter einer flüchtigen 
und abgezwungenen Anmwanblung an ber, Stirn tragen, und 
auf welche deshalb nur fo lange zu rechnen mar, als die 
Berhältniffe dauerten, welche fie hervorgerufen hatten. Da 
die Forderungen der natürlichen Gerechtigkeit erſt durch die 
Verhaͤltniſſe Eingang fanden, fo hing auch ihre Erfüllung von 
den Verbättniffen ab. Aenderten biefe fich wieber, fo. verloren 
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auch die Forderungen der natuͤrlichen Gerechtigkeit ihre Ga⸗ 
rantie, wie denn Äberhaupt Aenderungen eined Princips ver- 
daͤchtig erſcheinen muͤſſen, wenn ſie nicht aus freiem Entſchluſſe 
hervorgehen, ſondern im Gefolge zwingender Umſtaͤnde ein⸗ 
treten, Daß dieſe aber hier in hohem Grabe vorhanden waren, 
daß diefen das Hauptverdienſt gebührt, ergiebt fih ſchon aus 
den Worten des Eingangs. Der Staat brauchte Geld für 
bie Beduͤrfniſſe des Augenblicks; dieß war augenblicklich nicht 
anders zu beſchaffen, als wenn demjenigen Theile der Staats⸗ 
‚Angehörigen, der jetzt ſchon alle Staatslaften trug, neue Steuern’ 
auferlegt wurden. Um ihnen diefe fihmerzliche Nothwendig⸗ 
keit zu verflißen, wurde ihnen bie Ausficht auf „eine gleiche 
und verhaͤltnißmaͤßige Vertheilung der Steuern” als befänfti- 
gendes Pflafter aufgelegt. Das Verſprechen der gleichmäßigen 
Beiteuerung bat. fomit diefelbe Bedeutung, mie die andern 
"Neuerungen, voie bie Agrarifche Gefekgebung, bie Staͤdteord⸗ 
nung, dad Gendarmerie⸗Edikt, die Gewerbefreiheit, dad Ju⸗ 
dengefeß u. f. w.; ſie alle find weniger dad Refultat innerer 
‘ Veberzeugung, ald Mittel zum Zwecke, und diefer Zweck waren 
immer neue Steuern und Abgaben; man merkt ihnen bie 
Abficht an und wird verflimmt. 

Aber feibft in der Außerften Roth verläugnete fich die 
alte Zaͤrtlichkeit für die Privilegirten noch nicht. Bagend und 
bittend tritt die Regierung an- fie heran, um wo möglich ihre 
Zuftimmung zu einer Maßregel zu erlangen, welche doch nur 
von der firengften, ſo lange verfäumten Gerechtigkeit diktirt 
wurde. Sie verweift fle auf ihr eigenes Beilpiel, ſie fegt 
ihnen aus einander, wie unverhältnißmäßig gering die biöher _ 
tigen 2eiftungen der Rittergüter gewefen. Als ob bie For 
derung der gleichmäßigen Beſteuerung berfelben eine außer 
ordentliche Zumuthung gewefen wäre, als 0b die Privilegirten 
nicht verbunden gewelen wären, dem Staate, ber doch nur 
ihr Staat geweien war, felbft Opfer zu bringen, als ob die 
Abflellung eines alten Unrechts einer Entſchuldigung beduͤrſtel 
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Zuletzt wird fogar das fentimentale Vertrauen gegen die Pri— 
vilegirten audgefprochen, fle würden fi) damit beruhigen, daß 
Pünftig ber Vorwurf fle nicht weiter treffen könne, daß fie 
ſich auf Koften ihrer Mitbürger Öffentlichen Zaften entzögen. 
Wie wenig kannten diefenigen, die eine ſolche Hoffnung aus⸗ 
ſprachen, die Geſchichte und den Adel! Eine Kaſte, Deren 
bloße Beſtehen eine ſchreiende Ungerechtigkeit ift, die fein 
anderes Princip hat, als Gewaltthätigkeiten und: Ufurpationen, 
ſollte fich felbft fo weit verläugnen, um ſich freiwillig ben 
Forderungen der Gerechtigfeit zu unterwerfen! Diele Kaſte, 
die Fein anderes Recht hat, als das geſchichtliche, follte das 
natuͤrliche anerfennen? Unmoͤglich! 


Auch finden wir nirgends eine Spur davon, daß ſie 
dieſes Vertrauen zu rechtfertigen geſucht, daß ſie Anſtalten 
gemacht, ihre Steuerbefreiungen auf den Altar des bedraͤngten 
Vaterlandes niederzulegen. Viel eher laͤßt ſich das Gegen⸗ 
theil aus dem Gange der Ereigniſſe vermuthen, und wenn 
bald darauf die Forderung der natuͤrlichen Gerechtigkeit ver⸗ 
ſchoben und endlich‘ ganz vergeſſen wurde, fo werden wir 
ihnen doch wohl einen ftillen Antbeil an diefer Wendung zu⸗ 
ſchreiben muͤſſen. | | 


In der That trat in Bezug. auf die projeltirte gleich- 
mäßige Beſteuerung ſchneller als in jeder andern Partie der 
neuen Geſetzgebung ein voͤlliger Umſchwung din. Ehe noch 
ein Jahr nach dem Erlaſſe des erwaͤhnten Geſetzes verfloſſen 
war, hatte ſchon wieder die Anſicht von den „wohl herge⸗ 
brachten Rechten“ und einer daraus abzuleitenden „verhaͤlt⸗ 
nißmaͤßigen Entfhädigung” bei der Regierung Eingang ge⸗ 
funden — eine Anficht, die nicht nur ganz widerfinnig war, 
die nicht nur im unverkennbaren Widerfpriche mit dem Ges 
fee vom 27. Oft. 1810 ſtand, welches ausdruͤcklich erklärt 
hatte, „daß die von den Rittergutöbefigern Pünftig zu ent 

gichtenden Steuern, dem Aufwande nicht gleich. kaͤmen, bem 
| 14 ®. 
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fie baben würden, wenn man bie urfprünglichen auf ihren ° 
Gütern haftenden Ritterdienftverpflichtungen von ihnen fordern 
wollte’ fondern durch welche auch die Abficht ber gleichmä« 
ßigen Beſteuerung gänzlidy vereitelt werden mußte. Denn 
‚wie follte die verhältnißmäßige Entfhädigung befchafft wer⸗ 
den? Sollte der Staat ben Nittergutöbefigern ihre Steuer- 
befreiungen ablaufen? Sollte er den Betrag ber kuͤnftig von 
ihnen zu entrichtenden Grundſteuern Fapitalifiren und fi von 
dem gefihenkten Kapitale jährlih die Binfen ausbezahlen 
laſſen? | 
Diefe Wendung nahm die Trage wegen ber gleichmäßi« 
gen Befteuerung durch dad „fernerweite Edikt über die 
Sinanzen des Staated und das Abgaben⸗Syſtem 
vom 7. Sept. 1811,“ deſſen Eingang wir ebenfalls folgen 
laſſen: „Stets geneigt, lautete derſelbe, auf die Wuͤnſche 
Unſerer getreuen Stände und Unterthanen Ruͤckſicht zu neh— 
men, und in ſofern nur Unſere bloß auf das Wohl derſelben 
gerichtete Abſicht im Weſentlichen erreicht wird, die Wege zu 
waͤhlen, die jenen Wuͤnſchen am meiſten entſprechen; wollen 
wir gern diejenigen Abgaben mildern oder ganz abſtellen, und 
dagegen ſolche anordnen, von denen man dafuͤrhaͤlt, daß ſie 
es weniger ſein werden. Die Grundlagen, auf welchen das 
im vorigen Jahre ausgeſprochene Abgaben⸗Syſtem und die 
neuere Geſetzgebung beruhen: Gleichheit vor dem Geſetze, 
Eigenthum des Grundes und Bodens, freie Benutzung def⸗ 
ſelben, Aufhoͤren der Zwangs⸗ und Bann» Gerechtigkeiten 
und Monopole, Tragung der Abgaben nach gleichen Grund⸗ 
ſaͤtzen von Jedermann, Vereinfachung derſelben und ihrer Er⸗ 
hebung — wollen Wir keineswegs verlaſſen. Wir wollen 
vielmehr fortwaͤhrend auf ſolche bauen, da Wir ſie als die 
heilſamſten für die Uns anvertrauten Unterthanen aller Klaſ⸗ 
ſen halten; aber Wir wollen den Zweck nicht durch gewalt⸗ 
fame Zerrüttungen, nicht ohne Entfhädigung wegen wohl 
hergebsachter echte, fondern lieber auf einem langfameren, 
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aber ficherern Wege erreichen, und verfprechen Uns ben Beifall 
. und bie eifrige Mitwirkung eines jeden rechtfchaffenen Pa⸗ 
trioten bei diefen Unfern Gefinnungen um defto zuverfichflicher, 
ie fefter Wir entfchloffen find, gegen diejenigen mit Ernft 
und Nahdrud zu verfahren, die fich wider Verhoffen aus 
einfeitigen Anſichten und Vorurtheilen oder gar aus bloßem 
PrivateIntereffe, Unfern Iandeöväterlichen Abfichten entgegen« 
fegen möchten.” 

- Durch dieſes Edikt ſchon war bie Abſicht der gleichmaͤ⸗ 
figen Beſteuerung faktiſch aufgegeben. Zwar iſt noch von 
„Tragung ber Abgaben nach gleichen Grumdfägen von Jeder» 
mann’ die Rede, aber ed wird derfelben eine mit’ ihr un« 
vereinbare Bedingung zur Seite gefegt; in dem Worte wird 
zwar dieſer Zweck noch feftgehalten, und ed wird nur gefagt, 
er folle „auf einem langfameren, aber ficherern Wege” erreicht 
werden; aber man fieht ed diefer Werficherung an, baß fie 
nur den Rüdzug deden wil. Im der. That: ift diefer Weg, 
wenn auch nicht ficher, doch fo langſam gewefen, daß in 
einem Beitraume von mehr ald dreißig Jahren Fein Schritt 
auf demfelben vorwärts gethan worden if. Zwar. wurde Die 
Sache noch einmal, in dem „Geſetz über die Einribtung 
des Abgabewefens nom 30. Mai 1820,” aufgenom» 
men; aber nur abermald unter dem Scheine der Beibehaltung 
des Privicips, ind Unbeflimmte hinaudgefchoben zu werden. 
Dort wurde noch einnial auf die Nothwendigkeit einer Nevis. 
fion der Grundfteuer, „wie folde in’ der Verordnung vom 
27. Oft. 1810 den getreuen Unterthanen zugefichert worden,” 
hingewiefen? aber es wurde zugleich „in Betracht der Schwies 
rigfeiten, die damit ungertrennlich verbunden wären, für rath⸗ 
fam gefunden, diefen die Provinzialintereffen mehr berührenden 
Gegenftand der Berathung mit den Ständen vorzubehalten.” 
Damit war dad VBerbammungdurtheil über die gleichmäßige. 
Befteuerung audgelprochen; denn wie ließ fich erwarten, daß 
die Rittergutöbefiger, welche in den fländifchen Verfammlungen 
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fo enſchieden dominirten, freiwillig auf ein fo koſtbares Pri⸗ 
vilegium verzichten würben. Auch war biefe Verweiſung nicht 
einmal die Wahrheit, fondern $. 3 des angeführten Gefeges, 
welcher beflimmte, daß „bie Grundflener in jeder Provinz 
sach den Grundfägen und VBorfchriften erhoben werben folle, 
welche darin gegenwärtig zur Anwendung kaͤmen.“ Hierbei 
ift es denn geblieben: die Revifion der Grundfteuer ift nicht 
ber Berathung der Stände vorgelegt worden, fondern fie 
wird noch immer nach den Grundfägen und Vorſchriften er⸗ 
hoben, welche 1820, oder ſagen wir lieber vor einem Jahr⸗ 
hunderte, darin zur Anwendung kamen. 


Wir wollen nun noch die Grundſaͤtze, nach welchen bie 
Grundfteuer in den einzelnen Provinzen erhoben wird, und 
die gefchichtliche Begründung diefer Grundfäge kurz erwähnen. 


In Preußen befichen zwei den Ritterguͤtern eigenthuͤm⸗ 
lihe Steuern: die Nitterdienftgelder und der Allobificationd- 
sind oder ber Lehnskanon *). Die erfferen fchreiben -fich baber, 
daß Friedrich Wilhelm J. im Jahre 1713 die Verpflichtung 
der Ritterdienſte aufhob, denn bis gegen Ende der Regierung 
Friedrichs J. waren die Ritterdienſtpflichtigen in zwei Regi⸗ 
menter Dragoner eingetheilt geweſen und hatten ſich zu den 
Uebungen perſoͤnlich einfinden oder einen montirten Mann mit 
Waffen und Pferd ſtellen muͤſſen. Als Erſatz für dieſe weg» 
fallende Leiſtung wurde dann eine Geldabgabe ſubſtituirt, und 
zwar in dem Maaße, daß die adligen Güter, bei deren Ver⸗ 
kauf u. ſ. w. im der Negel der Kitterdienft zu 1000 Gulden 
„der 666%, Thlr. angefchlagen wurde, daven. 3 Proc. oder 
39 Thlr. zu entridhten hatten, Der Allodifisationgzins trat 
1733 in Folge der Aufpebung des Lehnsnexus ein, Seitdem 
werben, nach Beſchaffenheit der Güter, vom Mannslehn in 
den beusihen und polniſchen Hauptämtern für Die Hufe 1%, 


w) ©. Shimmelfennig ©, 145 und 146. 
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15, 18, 20, 24 bid 30 Groſchen und für die Hufe Waldung 
8 Groſchen, von ben zu Magdeburgifhen Rechten verfchrie- 
benen Gütern aber fuͤr die Hufe 10 — 18 Sr. und für bie 
Hufe Wald jährlich 6 Grofchen erhoben, Won diefen beiden 
Steuern wurden aber für die erftere bei ber’ Entrichtung bes 
GSenenerals Hufenfchoffes Entfchädigungsgelder feftgefest. In 
Folge diefer wurden, ausſchließlich der koͤniglichen Domänen: 
und Forſten, Gewäfler u. f. w. 100,265 Hufen, und zwar 
48,009 Hufen bed Adels, 
22,765 ,, ber Köllver und Freien, 
29,490 ,„ der Domänen-Bauern, 
als Tontribuabel ermittelt und mit General-Hufenfchoß belegt. 
Hiernach ſtellte fih im Jahre 1748 der. Durchſchnittsſatz faͤmmt⸗ 
licher Real⸗Abgaben für die Hufe: 
beim Adel uf 2.200000. . 8Thlr. 12 Sr. 
„bei den Köllvern und Freien uf 6 .— 16 — 
babei müffen inbeß bie Abgaben in Anrechnung gebracht wer⸗ 
den, welche die Gutsbeſitzer an Kopf⸗, Horn⸗ unb Klauen⸗ 
ſchoß son den Sutdeinwohnern erheben *). . 
Auch in Schleflen*®) brachte. bie preußifche Eroberung 
wenigſtens feine gleichmäßige Beſteuerung bed Bodens zu 
ftande, obfchon hier die Exemtionen bei der neuen Steuers - 
Regulirung wegflelen. Nach der Anordnung bed. neuen Ka⸗ 
tafterd ſtellte fich bier der Steuerrevifor für das Etatsjahr 
174 folgendermaßen: 
für die biſchoͤſlichen Güter auf ... 33% Proc. 
"nn geiftlihen Stiftsgäter uf . 0 — 
„ Pfarrer und Schullehrer auf 28%, — 


* S. Schimmelfennig ©. 185 w 186, 
”) 4.00. S. 267 
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für die Ritter-Commenden bed Mal« 
thefer und deutfchen Ordens Ä 
Usern e ne. 404 Proc 


„nm für die weltlihen Dominien 
und Extranei, ald: .adelige 
Güter, herzogliche und prinz« 
lihe Domainen, ftädtifche 
KämmereisGüter, Freirichters 
Güter auf „nr Bu — 


» die Ruſtikalen und kleinen 
Ackersleute auf....... 31 — 


In Hinterpommern war die- Ritterſchaft zur Stels 
lung von 681), Pferden, , einfchließlih der 84 Pferde 
von den Städten verpflichtet. Diefe Naturalskeiftung wurde 
unter preußiſcher Zundeshoheit in eine Geldabgabe verwans 
delt, deren Betrag mehrfachen Wechfeln unterworfen wurde. 
An den Roß =» Matrifeln von 1672 war eine Zahlung von 
40 Thalern für jedes Lehnpferd feflgefegt; in Folge ber Auf⸗ 
hebung des Lehnönerus wurde die Abgabe wegen jeded Lehn⸗ 
Pferded auf 40. Gulden beftimmt. Auf Vorſtellung der 
Stände wurde ſodann im I. 1724 von den bamald jährlich 
einkommenden 17000 Thlrn. die Summe von 6000 Thlrn. der 
Gefammtheit der Nitterfchaft erlaffen. Die Abgabe wurde 
dadurd) von 26 Thlrn. 16 gGr. (40 Gulden) auf 17 Thlr. 
9 Gr. 75 Pf. für jedes Lehnpferd herabgefegt. Durch die 
Alodificationd» und Affefuranz» Urkunden für die Ritterfchaft 
des Herzogthums Hinterpommern und Fuͤrſtenthum Kammin 
vom 16. Februar 1787 wird der Betrag des jährliben zu 
errichtenden Lehnpferdegelded und Alodificationszinſes mit 
11604 Thlr. 4 Sr. 9 a nachgewiefen*). 


) © Schimmelfennig &, 308 u. 800, 
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An Brandenburg wurde nad. Aufhebung bes Lehns⸗ 
Nexus nicht einmal ein Kanon gefordert, ſondern bloß eine 
Geldleiſtung fuͤr die wegfallende Verbindlichkeit der Ritter⸗ 
dienſte feſtgeſetzt, die fuͤr jedes Lehnpferd auf 40 Thlr. jaͤhr⸗ 
lich beſtimmt wurde, ſo daß hier die Ritterguͤter ſich von 


allen oͤffentlichen Abgaben frei erhalten haben, und weil dieſe 


Befreiung dem Grund und Boden anklebte, wurde ſie ſogar 
auf die auf Ritterguͤtern angeſetzten Bauern ausgedehnt *). 
Nach der Angabe des Verfaſſers der fländifchen Monarchie 
bezahlen die Rittergliter in der Kurmark an Lehnpferdegeldern 
14,813 Thlr. 8 Sgr. 8 Pr ., in der Neumark 11,004 Thlr. 
14 Sgr. **) 


Eben ſo entrichtet nach Magdeburgiſcher Verfaſung die 
Ritterſchaft Lehnpferdegelder und keine weitere ſteuerartige 


Abgabe von den eigentlichen Nitter- und ehemaligen Lehns⸗ 


Gütern; auch hier find für dad Pferd 40 Thaler ange» 
nommen. | 


Auch in den vormals fächflfchen Landestheilen ift das 
Privilegium des Nittergutöbefiges aufrecht erhalten worden. 
Nah der Beftimmung der Kabinetd-Ordre vom 8. Dezember 
181% und des Abgaben : Sefeted vom 30, Mai 1820 ſollen 
bier bie gemäß den legten Landtags» Bewilligungen unter 
ſaͤchſiſcher Hoheit im Jahre 1811 auf die Ritter» und Bei⸗ 
tragsguͤter repartirten Beiträge forterhalten werden und find 
jet als firirt anzufehen. Cine ausdruͤckliche Beflätigung hat 
bier noch die .Steuerbefreiung der Nittergüter durch das 


Minifterial » Neffript vom 2, Aug. 1832 erhalten *n*). In 


H 6 Schimmelfennig S. 872, 
* A. a. O. S. 372. . 


+) Der Töniglichen Regierung wird auf den Bericht u. f. m. 
eröffnet, daß — — von den GEtabliffements, die auf Nitterguts- 
Grund und Boden erbaut werben, Feine Srundfteuer einzuziehen ift. 


\ 
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diefer Provinz Felt fich jetzt das Verhaͤltniß in ber Beſteue⸗ 
rung bed verſchiedenen Bodenbeſitzes fo, daß die Rittergü- 
ter 1,85, die fläbtifchen Grundfüde 8,86 und bie bäuerlichen 
Grundgüter 10,65 Proc. des Reinertrags an Grundſteuer 
entrichten®). In ber Niederlaufig ergiebt fi) die Grund⸗ 
ſteuer, welche die Rittergüter unter dem Namen eined Dena⸗ 
tios entrichten, einen Gefammtbetrag von 5000 Thlrn. Auch 
ift bier fowohl wie in einigen andern vormals ſaͤchſiſchen 
Landestheilen ben. Privilegirten fogar die Steuerverwaltung 
verblieben; fie wird durch den Kommunallanbtag und beffen 
Deputation geleitet. 


Bei diefer VBeranfchlagung ber Steuerbefreiunger dei 
Rittergutsbeſitzes darf freilich nicht außer Acht gelaffen wer« 
den, daß die Bauergüter, welche in Solge ber Regulirung 
der .gutöherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe zu den Ritters 
gütern gefchlagen worden find, benfelben auch die auf ihnen 
laſtenden Srundfleuern zugebracht haben. 


So würden wir denn die Thatfache ber Befreiung bed 
Nittergutöbefiged von den Grundfteuern in vielen preußifchen 
Provinzen für völlig begründet annehmen koͤnnen, wenn und 
niht Herr v. Bülow» GCummerow entgegenträte. "Im 
zweiten Theile feines Werks nämlich zieht derſelbe gegen das 
angeblich grundlofe Gefchrei über ungleiche Vertheilung ber 


Grundſteuer zu Felde, und fucht namentlich mit Händen und. 


Füßen den Verdacht einer Begünftigung feiner Standesge⸗ 
noffen abzumehren. Ein gewagtes Unternehmen, wenn er bie 
von uns vorausgeſchickten Thatfachen nicht umflürzen kann. 
Da dieß nun nicht thunlich war, ſo ſuchte er ſich durch Ver⸗ 
drehungen des Thatbeſtandes, Sophiſtereien, Schimpfen auf 
ſchlechte Quellen und lautes Schreien uͤber laͤcherliche Ent» 
ſtellungen und falſche Zahlenangaben zu helfen. Dieſe letztern 


S. Hanfem ann: Yreußen und Frankreich. S. 265 u. 208 
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| giebt er namentlih dem KWerfaffer ber „fänbifihen Ver⸗ 
faſſung“ Schuld, mit, Bezug auf befin Angabe, daß bie 
Nitterfchaft der Churmark nur 14,873 Thlr., die der Neu⸗ 
mark 11,594 und bie von Pommern 11,831 Thle. an 
Brundileuer zahle; indeg mit mehr Schein ald Recht. Denn 
laſſen fih auch. die Angaben über die Chur⸗ und. Neumark 
wegen mangelnder Nachweiſe nicht direkt rechtfertigen,. fo 
foriht doc die Analogie Pommerns für ihre Richtigkeit. 
Die Pommern betreffende Angabe ift aber nicht einer ſchlach⸗ 
ten Quelle entnommen, fondern dem offiziellen. Werke. von 
Shimmelfennig; nur muß fie auf Hinterpommern be⸗ 
ſchraͤnkt werben. Standen übrigend Herrn v. Bülom- 
Bummerow beflere Quellen zu Gebote, fo begreift man 
nicht, warum er nicht die richtigen Ergebniſſe mitgetheilt hat; 
da er dieß nicht gethan hat, fo dürfen wir vermuthen, daß 

er gute Gründe zu feiner Reticenz hatte, Sodann fucht er 
die Steuerbefreiung des Rittergutsadels zu vertheidigen, indem 
er das Weſen der Grundſteuer ſelbſt anficht. Die ſogenannte 
Grundſteuer, ſagt er, ſei ihrem Weſen nach keine Steuer, 
ſondern eine Rente, die der Grund und Boden zu entrichten 
babe, und bie daher dad Kapital ſelbſt traͤfe; die Auflegung 
ber fogenannten Grundſteuer fei alfo eigentlich nichts weiter, 
als eine Capitald » Beraubung, zu welcher der Staat nicht 
berechtigt fe. Wir koͤnnen die Nichtigkeit biefer Theorie 
dahin geftelt fein Iaffen, ohne und zu der Folgerung zu 
befennen, die daraus gezogen werden foll; daß „wenn bie 
Grunditeuer ihre eigentliche wahre Benennung Grundrente 
oder Grundzind erhalten hätte, ed Niemand einfallen würde, 
zu verlangen, daß der, der feine zahle, auch welche entrichs 
ten folle, weil ein anderer dazu verpflichtet fei.” Wenn bie 
Borderung einer gleichen Vertheilung der Grundfteuer geftellt 
wird, fo. koͤmmt es gar nicht auf die Natur der Grundfleuer 
überhaupt an, und die Frage, ob ſie unzweckmaͤßig oder 
ungerecht ſei, kann gar nicht in Betracht kommen. Mag 
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die Grundſteuer immerhin an und für ſich widerſinnig oder 
unbillig ſein, ſo fordert doch die Gerechtigkeit darum nicht minder, 
daß fie, wie jede andere ungerechte Laſt, die der Staat aufs 
erlegt, gleichmäßig getragen werde. Wenn der Staat «8 
für nöthig bält, einen Xheil feiner Beduͤrfniſſe durch Die 
Befleuerung ded Grundvermögend zu deden, gleichviel ob mit 
Recht oder Unrecht, fo darf er wenigftend dieſe Laft nicht 
dem einen Xheile feiner Angehörigen noch dadurch erfchweren, 
daß er einen Theil davon befreit. Da einmal ein beſtimmtes 
Quantum der Staatseinnahmen von der Grundſteuer aufge 
bracht werden muß, fo mülfen die Eremtionen der Priviles 
girten natürlich zu einer flärferen Belaſtung der Nichtpriviles 
girten führen. Dieſe Forderung der Gerechtigkeit wird auch 
dadurch nicht aufgehoben, daß ald es den Bauerguͤtern geflut« 
tet wurde, das freie Eigenthum ihres Beſitzes, mit Abtres 
tung der Hälfte oder des Drittheils deſſelben zu erfaufen, 
die bisher auf den Bauergütern haftenden Grundfleuern nach 
Verhaͤltniß der Kandabtretung vertheilt werden mußten. Aller» 
dings fiel nun die Hälfte oder das Drittheil der Grundfteuer, 
welche bis: dahin von ben Bauerhöfen gezahlt worden war, 
auf die Ritterguͤter felbft zuruͤck; aber die Nittergüter ſelbſt 
blieben unbefteuert und haben dieſes Vorrecht bis zu dieſem 
Augenblicke verwahrt. 
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Dreizehnter Abſchnitt. 


Die Vertretung des privilegirten Bodenbeſitzes anf den 
Kreistagen. 


DT ad 


Offizielle oder offiziöfe Apologaten der preußifchen Staats⸗ 
Einrihtungen haben mit wenigen anderen Gegenfländen fo 
viel Mißbrauch getrieben, ald mit der fländifchen Verfaſſung. 
Wenn fie die freifinnige Städte» Orbnung, bie demokratiſche 
Militair » Verfaflung unb die anderen wirklihen oder einge, 
bildeten Vorzüge Preußens hinlaͤnglich gepriefen haben, fo 
pflegen. fie zu guterlegt auf Weranlaffung der Ereiöftändifchen 
Verfaſſung noch. einmal recht laut in die Lobpofaune. zu 
blafen. Wenn man ihren zahlloſen Verſicherungen und Be⸗ 
theuerungen glauben wollte, fo wären die Kreisſtaͤnde und 
die Städte» Ordnungen zwei Einrichtungen, bie nicht ihres 
Gleichen hätten, und um welche Preußen von der ganzen 
übrigen Welt beneidet werden müßte; in biefen beiden Inſti⸗ 
tutionen wären nach ihnen die Grundlagen „wahrer Freiheit 
gegeben; in ihnen wären alle Bedingungen wirklicher Volks⸗ 
vertretung erfüllt, und dad große Problem, an welder bie 
conflitutionelle Monarchie gefcheitert fei, auf die befriedigenſte 
Weiſe geloͤſt. 
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Es iſt wohl nicht noͤthig, dieß Lied durch alle Strophen 
durchzufuͤhren; wir alle haben es ſo oft muͤſſen ableiern 
hoͤren, daß Jeder es ſich ſelbſt ergaͤnzen kann, wenn ihm der 
Anfang gegeben iſt. Auch hat daſſelbe ſo wenig Variationen, 
daß es nicht der Anfuͤhrungen einzelner Namen bedarf; wer 
einen dieſer Apdlogaten gehört hat, der hat fie alle gehört. 
| Wir machen ihnen keinen Vorwurf aus ihrer Einſtim⸗ 
migkeit und- Eintoͤnigkeit; aber wir rechnen ſie ihnen auch 
nicht als Verdienſt an. Wenn es einmal Schriftſteller geben | 
muß, welche fich verpflichtet glauben, den Liberalismus zu. 
fchwaͤchen und die liberalen Einrichtungen anderer Yänder 
herabzuſetzen, welche ſich aber zugleich durch einen merkwuͤr⸗ 
digen und unerklaͤrlichen Wiberſpruch gedrungen fühlen, in 
einem und demſelben Athem dieſen verworfenen Liberalismus 
fuͤr Preußen in Anſpruch zu nehmen, und in deſſen Einrich⸗ 
tungen nachzuweiſen, ſo bleibt ihnen freilich nichts weiter uͤbrig, 
als ſich faute de mieux an die Staͤdte⸗Ordnung und bie 
Kreisftände zu halten, und dieſelben moͤglichſt glängend auf⸗ 
zupußen, Bei ber Staͤdte⸗Ordnung gelingt ihnen bieß, wenn 
fie ſich bloß an die gebruckten Worte halten, und nicht fra» 
gen, ob und wie weit diefeiben ind Leben treten; bei den | 
Kreisftänden aber iſt dad Unternehmen ungleich fchwieriger, 
und. fie koͤnnen ed nur durch eine Gewaltthoͤtigkeit loͤſen, 
indem fie uͤber das Was? und Wie? der Repraͤſentation 
vorfichtig hinwegſchluͤpfen und’ die abſtrakte Idee der Repru⸗ 
fentation ausbeuten. 

Merkwuͤrdigerweiſe ſtimmt blelen Lobrednern Bei und 
uͤberbietet fie faft ein Schriftfteller, ber nicht zu ihrer ehren⸗ 


— 


’ 2383 
—————— 1] 


werthen Gilde gehoͤrt, Herr von. Bülow» Gummerom 


naͤmlich, der S. 64 feiner befannten Schrift über Preußen 


folgende hyperboliſche Behauptung aufftellt: „Wenn wir un⸗ 
fern Blick auf England, Frankreich, Belgien u. f. w. richten, 


fo finden wir in. Keinem derfelben der Nation in Hinficht 


der Kommunalverhältniffe fo große Rechte eingeräumt, wie. in 
Preußen. In Peinem beſteht in den wichtigſten Beziehungen 
eine ſolche Gleichheit der Rechte wie hier; nirgend iſt wie in 
Preußen den Regierten fb viel Xheil felbft an manchen Zwei⸗ 
gen der Verwaltung eingeräumt.” | 

Da nun Herr von Bülow-Eummeromw in feiner 
Weiſe zu den offiziellen Schriftftellern gezaͤhlt werben kann, 
da ferner eine fo unverſchaͤmte Uebertreibung, als welche wir 
ſeine Behauptung erkennen werden, bei ihm eben ſo wenig der 
Unkenntniß zuzuſchreiben iſt, ſo muͤſſen wir uns nach einem 
andern Motive umſehen. Wir wiſſen aber, daß er ein ver⸗ 
roſteter Ariſtokrat iſt, trotz ſeines aͤußern Zuſchnitts und eini⸗ | 
ger modern klingender Phrafen, und haben daher ein Recht 
boraußzufegen, daB fein Rob ihm durch das Kaflenintereffe 
eingegeben if. In der That iſt es fo; jenes gibt und den 
Schläffel zum wahrbaften Weſen der Kreiöflände. Herr 
von Bülow preift die vermeintliche freie Geſtaltung der 
Kommunalverhältniffe in Preußen, die angebliche „Gleichheit 
der Mechte in ben wichtigften Beziehungen‘, weil er weiß, was 
ed mit diefen Phrafen auf fih bat, hinter denen fich bie 


Adelsherrſchaft verſteckt. 


Die Kreisſtaͤnde find einer der weſentlichſten Stuͤtzpunkte 


der Adeltderrſchaft und des Syſtems des Scheins, welches 
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diefelbe unter ihren Schub genommen hat, Wir haben dieß 
nachzumeilen, was mit feinen großen Schwierigkeiten verbun⸗ 
den ift, da es zu diefem Zwecke genligt, die Grundlage dieſer 
- Einrichtung, fo wie die Befchaffenheit und Mifchung der Ele 
mente, aus benen fie beftcht, wie fie im Texte der Verord⸗ 
nungen angegeben find, unbefangen zu betrachten, 

Fragen wir zunächft nach ber Zuſammenſetzung der Kreid« 
flände, fo erfahren wir aud ben Kreißorbnungen, baß.diefelben 
aus folgenden Elementen beftehen: 1) aus allen Ritterguts⸗ 
befigern ; 2) aus einer Anzahl fädtifcher Deputirten, die für 
die einzelne Provinz nach verfchiebenen Beflimmungen feſtge⸗ 
ſtellt iſt; in den einzelnen Kreiſen von Brandenburg ſchwankt 
fie zwiſchen 1— 4; in Preußen waͤhlt jede mit einer Viril⸗ 
flimme verfehene Stadt doppelt fo viel Abgeordnete, als fie 
zum. Provinziallandiage fendet, jede zu einer Alternativ oder 
Kollektivftimme gehörige Stadt aber einen Abgeorbneten; in 
Dommern, Sclefien und. Pofen wählt jede im Kreife bele- 
gene Stadt einen Deputirten, und in Weſtphalen und in der 
KRheinprovinz, wo bie Zahl der Städte am bebeutendfien iſt, 
ernennt jebe Stadt, weldye an ber Wahl ber flädtifchen De⸗ 
putirten zum Provinziallandtage Theil nimmt, einen Depu⸗ 
tirten; 8) aus einer Anzahl baͤuerlicher Deputirten, welche 
in den oͤſtlichen Provinzen mit Ausnahme Preußens auf 8 
feſtgeſetzt ift; in ber letztern Provinz wird die Repräfentation 
ber Landgemeinden gebildet: a) aus ben. perfänlich erfcheinen« 
ben Befigern folcher Coͤllmiſchen Güter, welche mehr als ſechs 
Coͤllmiſche Hufen enthalten, jedoch nicht zum Erfcheinen in der 
Ritterſchaft ſich qualificiten, b) aus ben Deputirten ber nicht 





225 





= zum Göllmerfiande gehörigen, ‚aber Meine Göllmergüter bes 
figenden Mitglieder der Landgemeinden; in Weſtphalen und 
in ber Rheinprovinz wählt jede im Kreife befi indlihe, aus 
Eandcommunen sufammengefegte Sammtgemeinde (Bürger: 
meifterei oder Amt) einen Deputirten. Ä 
Schon aus dem Verhäftniß der einzelnen Stände ergiebt 
fich die wahre Bedeutung der Kreisftände; Fommen auch in 
ben verſchiedenen Provinzen einzelne Abweichungen vor, fo iſt 
ed doch klar, daß dad Geſetz in allen die Beguͤnſtigung der 
Rittergutsbeſitzer bezweckt und erreicht hat, ſo weit dieſelbe 
fich den beftehenden ‚Werhältniffen nur irgend aufbrängen 
ließ. Das Geſetz ift ſo weit gegangen, ald es nur irgend 
gehen Fonnte, indem es alle Rittergutöbefiger ohne Ausnahme, 
welche in einigen Provinzen noch durd bie Beſitzer von Fuͤr⸗ 
ſtenthuͤmern und Standesherrn verſtaͤrkt werden, zur Erſchei⸗ 
nung auf den Kreistagen berechtigte; das Geſetz hat gethan, 
was es thun konnte, um der neugeſchaffenen Ariſtokratie das 


Uebergewicht in den Kreisſtaͤnden zu ſichern; iſt ihm dieß I 


nicht uͤberall gelungen‘ fo darf ihm doch das Zeugniß audge- 
flellt werden, daß ed eßen nur vor der Unmöglichkeit zuruͤck- 
gebebt ift, die indeß wohl nur in wenigen Fällen eintreten 
dürfte. Die Bedingung, daß alle Rittergutsbefißer zur Pers 
tretung berufen ſind, und die Beſchraͤnkung der beiden andern 
Staͤnde genuͤgen wenigſtens fuͤr die oͤſtlichen Provinzen, da 
hier die Ritterguͤter noch in großer Menge vorhanden ſind; 
waͤhrend in den weſtlichen Provinzen das zu fuͤrchtende Ueber⸗ 
gewicht der Staͤdte durch eine angemeſſene Veſqrankung der⸗ 


ſelben verhindert wird. 
16 


Nur wenn man die Freisftändifche Inſtitution oberfläch« 
lich oder „wohlmeinend“ betrachtet, kann man zu der Anſicht 
verfuͤhrt werden, daß dieſelben die Intereſſen des Kreiſes ver⸗ 
traͤten. Dazu macht fie ihre Zuſammenſetzung durchaus un⸗ 
faͤhig; dieſe geſtattet ihnen nur, das Intereſſe einer Kaſte zu 
vertreten. Daher erſcheint es auch vollkommen laͤcherlich, wenn 
ſich offizielle oder ariſtokratiſche Schriftſteller durch die Kreis⸗ 
ſtaͤnde bewegen laſſen, von „Gleichheit der Rechte” zu phan⸗ 
taſiren. Worin ſollte dieſe wohl liegen? Etwa darin, daß 
alle Rittergutsbeſitzer zur Vertretung berechtigt find, während - 
günftigften Falls auch jede Stadt nur einen Deputirten er- 
nennen darf? Selbft bebeutende Städte, wie Potsdam, Bran⸗ 
denburg, Prenzlau, Kuͤſtrin, Kroſſen u. ſ. w., ſtehen in einer 
Reihe mit dem unbedeutendſten Rittergutsbeſitzer, d. h. mit dem 
Beſitzer eines Gutes; welches einen Ertrag von 1000 Thlrn. 
gewaͤhrt. Im Frankfurter Kreiſe ſtellt ſogar Frankfurt allein 
nur einen Abgeordneten. Iſt das Gleichheit? Oder ſollen 
wir ſie darin ſuchen, daß der Bauernſtand, der dem Ritter⸗ 
gutsadel an Zahl wie an Bodenbeſitz weit uͤberlegen iſt, in 
allen Kreiſen nur drei Abgeordnete erſtennen darf? 

Weit entfernt, der Gleichheit zu dienen, beruht dieſe 
Einrichtung vielmehr auf der widerſinnigſten Ungleichheit, und 
empörendften Ungerechtigkeit: die Begünftigung der einen Kafte 
- bat hier wie Überall nur durch Zuruͤckſetzung der beiden nicht. 
privilegirten Stände erreicht werden koͤnnen. Diefe fpielen 
in der That eine Mögliche Rolle und koͤnnen nur als Figur 
ranten betrachtet werden, welche an und für fich gar Feine 
Bedeutung haben, fondern nur ber Hauptakteure wegen ba 
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find, Auf die Entſcheidung und Befchlüffe ber Verſammlung 
haben: fie ihrer geringen Zahl wegen feinen Einfluß; und felbft 
in Faͤllen, wo das Intereſſe des Rittergufsadels mit dem 


eines der beiden andern Stände colidirt, darf der bebrohte- 


wihtprivilegirte Stand nicht einmal hoffen, durch eine Ver⸗ 


bindung mit dem andern nichtprivilegieten. Stande den ihm- 


ungünftigen. Beſchluß abzuwenden; in folhen Fällen bleibt 


ihm keine andere Außficht, wenn man dieß noch eine Ausſicht 


nennen will, als durch Einreichung eined Separatunti bei der⸗ 
jönigen Behörde zu reklamiren, von der bie- betreffende An⸗ 
gelegenheit reflortirt. Das Erfcheinen der beiden andern Stände 


auf den Kreistagen iſt alfo nicht durch ihr eigned Beduͤrfniß 


und ihren eignen Vortheil motivirt, fondern, wern die Wahr- 


beit gefagt werben ſoll, durch dad Beduͤrfniß und den Vor⸗ 


theil des privilegirten Standes. Sie find allerdingd ein bloßer 
Schein, aber diefer- Schein ift dem Rittergutsadel fehr nuͤtz⸗ 
lich ; er wendet dad odium von ihm ab, welches aus feiner 
alleinigen Vertretung hervorgehen würde; er gibt der Ein« 
richtung einen liberalen Anſtrich, ohne jedoch die Herrſchaft 
des Adels irgendwie beeinträchtigen zu koͤnnen. | 


Widerfinnig erfcheint aber dieſe Ungleichheit und .empds 


rend Die umgerechte Bevorzugung ded einen und die Zurüds 
ſetzung der beiden andern Staͤnde, weil ſie auf keinem Prin⸗ 
zipe beruhen, Die Kreisſtaͤnde find nicht auf. dad Prinzip 
ber ftändifchen Vertretung gegründet, welches fie vielmehr 
entftelt Haben. Durch das fländifche Prinzip würde ed ſich 
allerdings haben rechtfertigen Iaffen, wenn über dad jebt ob« 


wältende Verhaͤltniß der drei Stände hinweggeſehen worden 
15* 
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wäre, und alle drei eine gleiche Anzahl von Vertretern erhal- 
ten hätten. Wie läßt ſich aber wohl aus dem ſtaͤndiſchen 
Prinzip die Confequenz ziehn, daß der eine Stand eine un« 
begrenzte Vertretung, die beiden andern aber eine fo hoͤchſt 
beſchraͤnkte erhalten follen? Eben fo wenig kann der Grund⸗ 


beſitz als die Grundlage der Freißftändifchen Vertretung an« 


gefehen werben; nicht der Grundbeſitz überhaupt, feine Größe- 
und. fein Werth beftimmen das Necht und den Umfang ber 
Vertretung, denn fonft würden die Antheile ber einzelnen 
Stände ganz anderd ausgefallen fein, fondern ein ſpezifiſcher 
Grundbeſitz, der hiſtoriſche nämlich: es koͤmmt allein darauf 
an, ob ein Gut ſchon vor 1804 in die adlige Matrikel ein⸗ 
getragen war. Der nichthiſtoriſche Grundbeſitz, der ſtaͤdtiſche 
und baͤuerliche, wird nur nebenher und in Pauſch und Bogen 
beruͤckſichtigt. | | 
Man glaube übrigens nicht, daß wir zu viel Aufhebens 
von den Kreisſtaͤnden machten; ihre Wirkſamkeit iſt eine wenig 
in die Augen fallende, aber darum noch keine unbedeutende. 
Dieß ergiebt ſich ſchon aus der Betrachtung der ihnen vom 
Geſetze beigelegten Attributionen. Dieſem zufolge vertreten 
die Kreisſtaͤnde in allen den ganzen Kreis betreffenden Com⸗ 
munalangelegenheiten die Kreiskorporationen, und zwar ohne 
Ruͤckſprache mit den einzelnen Communen oder Individuen. 
Demgemaͤß haben fie Namens derfelben verbindende Erklaͤ⸗ 
rungen abzugeben, und Staatspraͤſtutionen, welche kreisweiſe 
aufzubringen ſind, und deren Aufbringung durch das Geſetz 
nicht auf eine beſtimmte Art vorgeſchrieben iſt, zu repartiren. 
Ferner ſollen ſie bei allen Abgaben, Leiſtungen und Natural⸗ 








‚bienften zu ben Kreisbeduͤrfniſſen zuvor mit ihren Gutachten 
gehört werben; auch follen von allen Geldern , welche dahin 
verwendet werben, bie Rechnung ihnen jährlih zur Abnahme 
vorgelegt werden, und wo eine flädtifche Verwaltung der 
Kreiscommunalangelegenheiten ſtattſindet, ihnen das Recht 
verbleiben, die Beamten dazu zu waͤhlen *). 


Damit iſt indeß ihre Wirkſamkeit noch nicht erſchoͤpft; 
gerade die Unbeſtimmtheit ihrer Funktionen iſt ihnen guͤnſtig 
geweſen und hat zu einer Erweiterung derſelben gefuͤhrt. So 
iſt es gekommen, daß nach und nach das Recht den Landrath 
zu waͤhlen, die Etellvertretung des andraths durch einen 
von den Kreisftänden erwählten Deputirten, die Prüfung der 
Kiaffenfteuerveranlagung und der dagegen erhobenen Beſchwer⸗ 
den, die Beurtheilung der Abkoͤmmlichkeit oder temporellen 
oder gaͤnzlichen Unentbehrlichkeit - der Militaͤrpflichtigen, der 
Stellung der Pferde für die Landwehrcavallerie, die Sorge 
für die Zuruͤckg elaſſenen der ausmarfchirten Landwehrmänner, 
der Wegebau (fo weit er nicht vom Staate felbft oder von 
einzelnen. Communen geleiftet wird) und manche andere Dinge 
in dad Bereich ber kreisſtaͤndiſchen Wirkſambkeit gezogen wor⸗ 
den ſind u), 





H &, die Kreisordnungen für bie einzelnen Provinzen: Für Bran 
denburg vom 17. Aug. 1935; für Preußen vom 17. Mär; 1828; 
für Pommern vom 17. Aug. 1825; für Schlefien vom 2. Zuni 1827; 
für Poſen. som 20. Dec. 1828; für Sachſen vom 17. Mai 1827; 
für Weſtphalen und die Rheinprovin; vom 18. Juli 1827, .($. 8). 


**) ©, überiftändifche Verfaſſung in Preußen. ©. 15, 
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Nach dem Bisherigen ſtellen ſich die Kreisſtaͤnde gewiſ⸗ 
ſermaßen nur als eine ariſtokratiſche Herrſchaft dar; indeß 
erhalten ſie noch, wenn man ſo will, einen monarchiſchen 
Abſchluß und werden hierdurch in der That zu einem Mikro⸗ 
kosmus ded ganzen Staatd. Diefen Abfıhluß giebt der Lande. 
rath, der als Vertreter der Staatsgewalt und als Chef der 
Kreisverwaltung eine ſelbſtſtaͤndige Stellung gegen die Kreide 
ftände einzunehmen fcheint, und wirklich fcheint ihm dad Ge⸗ 
feß diefelben fogar unterzuorbnen, indem ed ald Zweck ber 
Kreidverfammlungen ausfpricht, daß diefelben die Kreisver⸗ 
waltung des Landraths in Kommunalangelegenheiten begleiten 
und unterſtuͤtzen ſollen, und dieſem den Vorſitz, die Leitung 
der Geſchaͤfte und die Aufrechterhaltung der Ordnung über⸗ 
trägt *). Indeß würde man ſehr irren, wenn man glauben 
wollte, daß der Landrath ein anderes Intereſſe ald der Kits» 
tergutdadel oder gar ein entgegengefeßted verfolgen könne, 
daß er namentlich das Recht ded Staated gegen die Ueber- 
griffe einer privilegirten Kaſte geltend machen werde, Er 
kann und wird dieß nicht wollen, weil er ſelbſt zu dieſer 
Kaſte gehoͤrt, weil er nur aus ihrer Mitte gewaͤhlt werden 
kann. Der Rittergutsbeſitz iſt ſeine erſte und hauptſaͤchliche 
Qualitaͤt; ja wenn wir dem Zeugniſſe eines competenten und 
glaubwuͤrdigen Beurtheilers trauen duͤrfen, dem Verfaſſer der 
Schrift: „Ueber ſtaͤndiſche Monarthie“ (offenbar eijrem hoͤhern 
preußiſchen Beamten, der dad Beuntenintereſſe gegen bie 


%) ©. Kreisordnung für die Provim; Brandenburg $. 1 und 
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Adelöherrfchaft vertheidigt), oft auch feine einzige; wie diefer 
anführt, haben biefer Rücfict wegen bie Anforderungen an 
die Bildung der Landraͤthe ungemein herabgeffimmt‘ werben 
muͤſſen, und nichts deſto weniger erfolgt haͤufig ſelbſt dann 
die Beſtaͤtigung, wenn der Bewerber die uͤberaus leichte Pruͤ⸗ 
fung nicht zu beſtehen vermochte *). 

Der Landrath iſt alſo außer Stande, ein Gegengewicht 
gegen das ariſtokratiſche Element der Kreißftände zu bilden; 
ed liegt fogar in der Natur der Dinge, daß er ‚die Bedeu⸗ 
‚tung defielben durch dad Anfehen und ben Einfluß, welchen J 
ihm ſeine Stellung gewaͤhrt, noch verſtaͤrken muß. 

Hierdurch iſt es nun freilich bedingt, daß die Verwal⸗ 
tung ber Kreiſe nicht bloß gegen die Intereſſen des Volks 
gerichtet ift, fondern daß auch die Einwirkung der Regierung 
abgeſchnitten iſt. Indem ſie auf die Ernennung des Land⸗ 
raths verzichtete, hat ſie die Verwaltung der Kreiſe gänzlich 
aus den Haͤnden gegeben und in der That den großen Staats⸗ 
Törper in eine Menge ſelbſiſtaͤndiger Organiſationen aufgeloͤſet, 
welche an die Regierung nur durch die Eintreibung der Steuern 
und die Aushebung der Militairpflichtigen erneuert werden. 
Dieß hat die Regierung aus eignem Antriebe gethan; der 
neugebildeten Ariſtokratie zu Liebe hat ſie ſich ſelbſt ihrer 
Gewalt entaͤußert und ihre Regierungsrechte zum Opfer ge⸗ 
bracht. 

Welcher Abſtand gggen ben Buftand, den bad Gendar⸗ 
merie⸗Edikt verhleß! Damald wollte man ba „Webergewicht 


96. bie angeführte Schrift S. 71. 





aufheben, ‚welches einzelne Klaffen von Staatsbuͤrgern durch 
ihren vorberrfchenden Einfluß auf die Öffentliche Verwaltung 
aller Art hätten; aber die Zeit ber Noth, welche dieſen 
Willen bervorrief, if vorkbergegangen und mit ihr der Wille 
felbft. Damals glaubte die Regierung, daß der vorherrfpenbe 
Einfluß einzelner Klaffen ihrem eignen wohlverftandenen In⸗ 
tereſſe, wie dem des Volkes ſchaͤblich ſei, und weil ſie dieß 
glaubte, erließ fie dad Gendarmerie⸗-Edikt, welches bie laͤnd⸗ 
liche Bevölkerung vom Einfluffe der Ariftofratie emancipiren 
follte. Aber feitbem hat fich ihre Anficht geändert; fle ſieht 
die Gefahr nicht mehr da, wo fie fie damals erblidte, und 
bat ſich daher auch einen andern Stuͤtzpunkt auserwaͤhlt. Sie 
fuͤrchtet nicht mehr den vorberrfchenden Einfluß einzelner Kiaf- 
fen, fondern begünftigt ihn. So hat das Gendarmerie-Edikt 
ber Kreidordnung weichen müffen, welches uns im -Wefent- 
lichen wieder zu dem Zuſtande vor der Reorganifationdgefeh- 
gebung zuruͤckfuͤhrt. Zwar bilden nicht mehr, wie es ſonſt 
der Fall war, die Rittergutsbeſitzer allein die Kreisverſamm⸗ 
lungen; allein wir haben ſchon geſehen, daß die Beigabe der 
beiden andern Stände nicht viel zu bedeuten hat. Mie früher, 
dürfen wir wenigſtens fagen, haben fie allein Einfluß auf die 
Kreiöverwaltung, wie früher, gebt der Landrath aus ihrer 
Mitte hervor, wie fruͤher, bilden ſie die herrſchende Kaſte im 
Staate. 

Die Maͤnner bed neuen Preußens werden dieſes Reſul⸗ 
tat gewiß nicht ohne Trauer und Wehmuth haben herbei⸗ 
fuͤhren ſehen; vor Allem muß ihnen die Verdraͤngung des. 
Gendarmerie⸗Edikts durch die Kreisordnung ſchmerzlich geweſen 
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fein, da jenes vielleicht die Fühnfte und weitgreifendſte Neues 
rung ber ganzen neuen Gefeßgebung war. Aber, wenn’ wir 
auch ihren Schmerz ehren, fo müffen wir doch auch bier 
ihnen zurufen, daß ihre Halbheit die Schuld trug, Warum 
: ließen fie das Privilegium der Nittergüter beftehen? Warum 
löfchten fie ed nicht mit einem fühnen Strihe aus? Daß 
fie dieß unterließen, ift die Urfache aller fpätern Reaktionen. 
Wenn es feine Rittergüter mehr gäb — und man würde - 
fih gewiß fehr befonnen haben, fie wieberbherzuftelen — 
fo konnte man auch Feine politifhe Organifation darauf 
gründen, a 

Wir haben jetzt das zweite Stockwerk des reflaurirten 
Adelsgebaͤudes aufführen fehen. Die Grundlage bilden ver- 
bleichte Reminiscenzen und hiſtoriſcher Schutt, Auf dieſer 
Unterlage ruht der Begriff des Rittergutes und das Ver⸗ 
haͤltniß der Gutöherrlichkeit, welches die Gemeinden dem 
Einfluffe und ber Herrfchaft der Bodenariſtokratie unterwirft. 
Darüber erhebt ſich ſodann die Treisftändifche Verfaſſung, 
welche den privilegirten Stand zu einer politifhen Korporas 
‚ tion erhöht; wie die einzelnen Elemente des Staatsverbandes 
fih zu einem größern Ganzen verbinden, erweitert fich auch 
die Macht der Ariftofratie; wie ihr die Gemeinden preid- 
gegeben wurden, wird ihr jeßt auch Die Verwaltung der 
Kreife überliefert. Damit iſt indeß dad Gebäude noch nicht 
vollendet. | 
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Vierzehnter Abfchnitt. 


Die Vertretung bes privifegirten Bodenbefites auf den 
Provinziallandtagen. 





Die Provinzialftände find aus demfelben Geiſte hervor» 
gegangen, beruhen auf benfelben Boraudfegungen und haben 
denfelben Zweck wie. die Kreiöftände, 


Auch bie Provinzialftände fegen fefte fländifhe Unter- 
fhiede voraus und halten das Prinzip ftändifcher Gliederung 
aufrecht; auch ſie machen den Grundbeſitz zur einzigen und 
ausſchließlichen Bedingung der Standſchaft, und zwar auf 
eine eben ſo gezwungene und willkuͤrliche Weiſe wie die 
Kreisſtaͤnde. 


Als gezwungen erſcheint dieſe Beſtimmung zunaͤchſt, weil 
ſie die Bedingung des Grundeigenthums nicht bloß dem 
erſten und dritten Stande auferlegt, wogegen ſich nicht viel 
einwenden laſſen wuͤrde, wenn man einmal den Unterſchied 
ber Stände feſthalten wollte, fondern fie auch dem zweiten 
Stande aufzwingt. Auch bei den Vertretern der Städte iſt 
Srundbefig nothwendiged Erforberniß. Die Gefege wegen 
. Anordnung ber Provinzialftände beftimmen für alle Provins 
zen, daß nur .ftädtifche Grundbeſitzer, welche entweder zeitige 
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Magiftrats « Perfonen find, ober ein bürgerliche Gewerbe 
betreiben, zu Abgeogbneten des zweiten Standes erwaͤhlt 


werdg koͤnnen. 


J Es iſt klar, daß hierdurch ein ganzer Stand ſo gut wie 
von der Vertretung ausgeſchloſſen wird; er wird wenigſtens 


in dem ausgeſchloſſen, worin ſeine Beſonderheit liegt, waͤh⸗ 
rend doch gerade dieſe, wenn man einmal einen Unterſchied 


der Staͤnde annehmen will, vorzugsweiſe vertreten werden 
muͤßte. Eine Vertretung nach Staͤnden kann nur dann Sinn 
haben, wenn jeder Stand auf einem beſtimmt abgegrenzten 
Boden ſteht, beſondere Rechte, Intereſſen und Lebenszwecke 
hat; daraus folgt aber von ſelbſt, daß dieſe, wenn ſie zur 
Vertretung kommen, ſich in ihrer Beſonderheit und Eigen⸗ 
thuͤmlichkeit muͤſſen aͤußern und geltend machen koͤnnen. 
Es muß die Bedingung der Waͤhlbarkeit in dem eigenthuͤm⸗ 
lichen Wefen des Standed gefucht werden, wenn nicht die 


abſtrakte Gleichheit entftehen fol, welche man der nichtflän- 


diſchen Repräfentation zum Vorwurf gemacht hat, mit einem 
Worte, wenn nicht der Unterfchieb der ‚Stände - aufgehoben 
werben fol. 


Nun liegt aber das Eidenthumuiche des zweiten Stan⸗ 
des doch nicht in dem Grundbefitze; dieſer hat in den Staͤd⸗ 
ten allerdings einen verhaͤltnißmaͤßig groͤßern Werth als auf 
dem Lande, aber man darf doch nicht vornehmlich in ihm die 
Macht, den Reichthum und die Bedeutung der Städte fuchen; 
der Wohlſtand und die Bluͤthe der Städte entfpringt dig] | 
mehr aus ber Gewerbthaͤtigkeit, aus dem Handel, aus ber 


’ —X 


Fabrikation und der Induſtrie. Alſo muͤßten auch dieſe 
beſonders vertreten werden. Dennoch ſind ſie als beſondere 
Intereſſen vom Landtage ausgeſchloſſenz in ihrem eigengn Na⸗ 
men duͤrfen ſie nicht erſcheinen, ſondern ſie koͤnnen ſich unter dem 
jetzigen Verhaͤltniſſe hoͤchſtens im Gefolge des Grundbeſitzes 
einſchleichen. „Ein Cockerill,“ heißt es ſehr richtig in der 
Schrift: Ueber ſtaͤndiſche Verfaſſung in Preußen, „der in der' 
Nachbarſchaft einer Stadt, worin er zur Miethe wohnt, 
Tauſende von Menſchen beſchaͤftigt, wuͤrde nicht zum Landtage 
waͤhlbar ſein; wohl aber der Nachbar Schuhmacher, welcher 
ein Häuschen hat, ober ‚ber Stadtrath, der feine Kartoffeln 
auf eigenem Grund und Boden zieht.” B 
| Man Pönnte auch einwenden, daß die unbedingte Feſt⸗ 
haltung des Grundbeſitzes und ber Foͤrderung defielben für 
die Städte den Zutritt der Elemente. erfehweren, welche doch 
jeder Verſammlung am willtommenften fein müßten, nämlich) 
ber Intelligenz, Bildung und Wiſſenſchaft; man koͤnnte fagen, 
daß e8 zufällig fei, ob der Grundbefig mit ihnen ober fie mit 
dem Grundbefig verbunden feien. Indeß würde man mit 
Recht darauf erwiedern Finnen, daß bie Intelligenz ald ſolche 
in Feine repräfentative Verſammlung eingelaffen werde, und 
daß es gleichgültig fei, ob fie ſich mit dem Geldfade oder 
mit einer Erdſcholle legitimiren müffe; auch würde es eben» 
falls nur Kaftengriff verrathen, wenn man bie Einficht und 
Bildung für einen befondern Stand in Anſpruch nehmen 
wolte. Man würde es daher auch ben Provinzialftänden 
wicht verübeln koͤnnen, wenn fie den vorauszuſetzenden Stand 
der Wiſſenſchaft und geiſtigen Bildung ebenſo der Bedingung 





® I) " . 
bed Grundbeſitzes unterwürfen wie ben gewerblichen Stand, 
Allein fie gehen noch gweiter; fie fehließen die Stände und 

| Befhäfigungen aus, von denen man eine höhere und ume 
faſſendere Bildung erwarten darf; implicite ift dieſe Befchrän- 
tung ſchon in der Beflimmung enthalten, daß nie folde 
Befiger gewählt werden können, welche entweder zeitige Ma- 
giltratöperfonen find oder ein bürgerliched Gewerbe treiben; 
ed wird aber auch noch ausdruͤcklich hinzugefügt, daß weder 
die Ausübung der Heiltunde, noch bie Prarid der Juſtiz⸗ 
Kommiffarien zu ben ftäbtifchen Gewerben gehören. Diefen 
» bleiben alfo die Pforten ber Provinziallandtage unter jeber 
Bedingung gefchloffen ; demſelben Schickſale unterliegen natür- 
lich Gelehrte, Künftler u. f. w. | 
Wird nun auch gegen die Städte dad Prinzip des 
Grundbefiged mit laͤſtiger und feindlicher Conſequenz durch⸗ | 
geführt, fo kann daſſelbe ſich doch nicht rein feſthalten; fon« 
bern muß fich in der Ausführung wieder einer höhern Beſtim⸗ 
| mung unterwerfen, wodurch es mit fich felbft in Widerfpruc) 
gebracht wird und ben Charakter-der fchrankenlofeften Will⸗ 
kuͤhr erhält. Wenn dad Geſetz fagt: Der Grundbeſitz ift 
Bedingung der Standſchaft, fo ift dieß allerdings infofern 
wahr, als unter allen Umfländen nur der Boden, die Scholle 
vertreten wird, nicht bie Menſchen, bie auf berfelben leben. 
Aber diefe Bedingung wird Doch wieder illuforifch und gewinnt 
das Anfehen eines bloßen Vorwandes, indem ſie eine andere 
Bedingung, melche nicht aus der Natur bed Grundbejiges 
. fließt, in fi aufnimmt. Sollte in der That dad Recht der ” 
ſtaͤndifchen Vertretung nach dem Grundbefig beflimmt und 
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vertheilt werden, fo bürfte auch nur bie (Sröße und der: 


Werth des Grundbeſitzes zum. Maaflabe gemacht werden; 


nach diefem mußte alfo auch: daB Verhaͤltniß der einzelnen - 
Stände beſtimmt werden. So ift ed aber nicht bei unſern 
Ständen. Hier entfcheidet nicht der Grundbeſitz als ſolcher, 
fondern eine befondere kuͤnſtliche Art deſſelben — naͤmlich 
der hiftorifche Grundbeſitz. Dieſer wird: bevorzugt, "der 


nichthiſtoriſche gegen ihn zurüdgefegt. Da nun: der hiflorifche 


Grundbeſitz nichts anderes iſt als ber Rittergutsabel, fo wer⸗ 
den wir auch hier wieder zu einem Privilegium des Ritter⸗ 
gutsadels hingefuͤhrt. | 


Die Betrachtung des numerifchen Verhaͤltniſſes der ein⸗ 


zelnen Staͤnde ſoll uns nur die Ausdehnung dieſes Privile⸗ 
glums zeigen. | j 


Im Allgemeinen laͤßt ſich daffelbe fo annehmen, daß die. 
beiden erften Stände, oder im Grunde ber erfle — bie. 
Standeöherren und Ritterfchaft den. beiden andern Ständen 
gegenüber nicht getrennt werben bürfen — eben fo zahlreich. 
vertreten find, ‚wie bie beiden andern zufammen. Wenn ſich 
in den einzelnen Provinzen auch mannichfache Abweichungen 
und Schwankungen ergeben, fo wird doch das Grundverhält- 
niß nicht weſentlich dadurch geändert. 


Betrachten wir Die einzelnen Provinzen, fo-ift in Bran⸗ 
denburg die Zahl der Vertreter des erſten Standes ber den’ 
beiden andern durchaus glei. Der erfte Stand hat zufam« 
men 35 Stimmen; die Städte haben. 23 Stimmen; . ber 
Bauernfland 12; beide zufammen alfo ebenfalls nur 86 ' 
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Stimmen. In der Provinz Preußen haben die beiden un⸗ 
tern Staͤnde dagegen ein kleines Uebergewicht, da der erfte- 
Stand 45 Vertreter, der zweite 28, der dritte 32 ſtellt, bie 
beiden letztern alſo 50, In der Provinz Pommern tritt 
faft gaͤnzliches Gleichgewicht ein, indem der Fürft Puttbuß: 
und bie Ritterihaft 25 Stimmen haben, der zweite und. dritte 
Stand aber zufammen 24 In Schlefien findet vollkom⸗ 
mene Gleichheit ſtatt, da die Fuͤrſten, die Beſitzer der freien 
Standſchaften und die Ritterſchaft 48 Stimmen ſtellen, eben⸗ 
ſo viel wie die beiden andern Staͤnde zuſammengenommen. 
Faſt gleich ſtellt fih das Verhaͤltniß in Pofen, wo erfter 
Stand.. und. Ritterfchaft 25 Vertreter, Die beiden andern 
Stände zufammen- 24: haben, In Sadf en haben der erfte- 
Stand und die Kitterfchaft 85, bie beiden anderen Stände | | 
37 Stimmen.. Dagegen haben in den beiden wefllichen Pro- 
vinzen der Bürger- und der Bauernfland ein nicht unbedeuten⸗ 
des Uebergewicht über ven erften Stand und die Ritterfchaft. In 
Weſtphalen fielen diefe SL, jene 40, und in der Rhein⸗ 
Provinz die Standeöherren und die Ritterſchaſt 30, der 
dritte und der vierte Stand 50 Stimmen. Freilich war aber 
auch in diefen beiden Provinzen der Rittergutdabel ſo gut 
wie ganz vergeffen und mußte erft mit großer Mühe wieder 
bergeftellt werben. 

Die Gefammtfumme der Landtags-Mitglieber, die weder 


zum Stande ber Rittergutsbeſitzer, noch der Städte ‚nod- 


der Landgemeinden gehören, beläuft fi alfo auf 32, die 
der Nittergutöbefiger auf 240; hiernach haben die beiben pri⸗ 
vilegirten Staͤnde 272. Vertreter, Die Staͤdte ſtellen 182 
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Landtags » Mitglieder, bie Landgemeinden 124; bie beiben 
nichtprivilegirten Stände alfo zufammen 306 Mitgligher. 
Die ift dad Nefultat der Uebertragung des hiftorifchen 
Principd auf den Grundbefig. Natürlih kann das Hiftorifche 
nur im Widerſpruch gegen Bernunft und Gerechtigkeit bes 
bauptet werben; wo dad Dagewefene zur Norm gemacht 
wird, muß dad Gegenmwärtige unfehlbar leiden. So auch 
bier; um dad Hiftorifche aufrecht zu erhalten, ‚muß der gegen⸗ 
wärtige Beſitzſtand der einzelnen Staͤnde durchaus verkannt 
und mißachtet werden. Die Provinzialſtaͤnde gehen von der 
allerdings nicht zu beſtreitenden hiſtoriſchen Wahrheit aus, 
daß der Adel einſt nicht blos der maͤchtigſte, ſondern auch 
der beguͤtertſte Stand war. Daß dieſe Wahrheit indeß nur 
noch hiſtoriſchen Werth hat, daß der Grundbeſitz bei weitem 
nicht mehr reichfließendſte Quelle des Einkommens iſt, ja 
daß ſelbſt dem Adel (ob Geburtsadel oder Rittergutsadel iſt 
gleichguͤltig) der größte Theil ſeines Grundbeſitzes voͤllig ent» 
fremdet iſt, ignoriren ſie foͤrmlich. Sie ſagen, es war einſt 
jo, alſo mußees auch jetzt fo fein, ganz unbekuͤmmert um den 
faktiſchen Beſtand. Wie ſinnlos dieß iſt, zeigt ſich nament⸗ 
lich auch in der ganzen Anzahl von Vertretern, welche bem 
Bauernſtand bewilligt iſt. Es gab eine Zeit, wo es einen 
Sinn hatte, daß er auf den fländifchen Verſammlungen zuruͤck⸗ 
gefeßt oder ganz aus ihnen verbrängt wurde, Aber damals 
. war er nichts, hatte weder Freiheit ber Perfon noch des 
Eigenthums. Jetzt hat er beide Guͤter erworben, und darf 
alfo, wenn bad Grundeigenthum bie politifchen Rechte. bes 
ſtimmen fol, Theilnahme in bemfelben Verhaͤltniß zu feinem 
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Eigentbum beanfpruchen. Nach diefer Regel würde freilich 
ber Baurnſtand dem Ritterſtande gleichgefeßt oder uͤber ihn 
erhoben worden fein, da z. B. in der Provinz Brandenburg 
der Werth der Rittergüter fih auf 27 Millionen beläuft, 
worunter indeß 21 Millionen Schulden; der der Bauergüter 
aber bi& auf 31 Millionen geftiegen ift, woron nur 6% 
Millionen Schulden. Dennoch wird der Ritterfland durd) 28, 
der Bauernfland nur durch 8 Abgeorbnete vertreten. Die 
Aufrechthaltung des Hiftorifchen iſt indeß nicht bloß eine 
finnlofe Wiederholung des Frühern, fondern fie bildet daffelbe 
in manchen Punkten noch fchroffer aus; fo gebt fie z. B. 
über das Hiftorifche hinaus, indem fie den Städten ben 
Srundbefig zumuthet; dad war bei ben früheren. Ständen 
nicht der Fall, wo die Städte einfach als Gorporationen 
vertreten waren. 

Uebrigens wird auch den Staͤdten die hiſtoriſche Ruͤck⸗ 
ſicht angelegt; auch bei ihnen wird die Zahl der Stimmen 
mehr nach der ſonſtigen als nach der jetzigen Bedeutung be⸗ 
ſtimmt. Salzwedel z. B. mit hoͤchſtens 6000 Einwohnern 
und Perleberg mit etwa 8000 ſtellen jede einen Abgeordne⸗ 
ten, Frankfurt mit mehr als 20,000 Einwohnern und zugleich 
bedeutende Handelsſtadt, Potsdam mit mehr als 30,000 
Einwohnern ſtellen ebenfalls nur einen Abgeordneten. Dieſe 
auffallende Ungleichheit hat ihren Grund darin, daß die bei⸗ 
den erſtgenannten Staͤdte in der fruͤheren landſtaͤndiſchen Ver⸗ 
faſſung ſchon eine Virilſtimme hatten. Freilich ſind dieſelben 
ſeitdem zur Bedeutungsloſigkeit kleiner Landſtaͤdtchen herabge⸗ 


ſunken, während a andere Staͤdte ſich erhoben haben. Indeß 
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das Hiſtoriſche will einmal fein Recht haben, und bei 
diefem koͤmmt ed ja nicht darauf an, was die Dinge 
- find, fondern was fie gewefen find. ind eompenfirt hier⸗ | 
bei dad Andere, und wenn eine Stadt von 5000 Einwoh⸗ 
nern ihrem Alter zu Liebe eine eigene Stimme erhält, fe 
nimmt man andererfeitö 10 und mehr, theilmeife fogar größere 
Städte zuſammen und giebt ihnen allen eine Stimme, 
Kuͤſtrin z. B. mit mehr ald 6000 Einwohnern, Kottbus 
‚mit 6000 unb Zülihau mit ungefahr eben fo viel, jebe alfo 
ungefähr fo groß wie Perleberg, haben nicht nur feine eigene 
Stimme, fondern die erſte Stadt wird mit 19 andern Städ- 
ten verbunden, welche zufammen eine Bevoͤlkerung von 
50,000 Menfchen haben, und die beiden andern Staͤdte 
haben ſogar nur zufammen mit 15 audern Städten eine 
Stimme, Berlin, die große Haupt» und Reſidenzſtadt ſtellt 
3 Abgeordnete, alſo nur dreimal meht als viele elende Land⸗ 
ſtaͤdtchen; eben fo viel Breslau mit ungefähr 100,000, 
Koͤnigsberg mit mehr als 60,000 und Danzig mit gegen 
60,060 Einwohnern. Köln mit etwa 70,000 Sinmohnern 
fielt nur 2 Abgeordnete, vbmohl es ber Bevoͤlkerung nad 
Königsberg und Danzig voranfteht; es ſteht in einer Reihe 

mit Dünfter, dad 20,000, mit Eibing, dad weniger alß 
20,000 und mit Görlig, das ungefähr 18,000 Einmehner 
bat. Einen Abgeordneten ftelt Stettin, Preußens bedeu⸗ 
tendfle Seehandelöftadt, mit 40,000 und Aachen mit eben« 
falls 40,000 Einwohnern eben fo gut wie das unbebeutende 
Perleberg. u 
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Ehen Yo verfennen die Provinzialfläride die Wahrheit, - 
daß alle Rechte durch entfprechende Pflichten bedingt werden, 


eine Wahrheit, die allen geſchichtlichen Werhältniffen zum 


Grunde gelegen hat, und die auch früher auf den Abel ihre 
Anwendung fand. Auch dieſer hatte ſeine Vorrechte als 
Lohn fuͤr gewiſſe Leiſtungen erhalten. Bei unſern Staͤnden 


iſt dieß Verhaͤttniß umgekehrt. Das große oder privilegirte 


Eigenthum, weichem die geringften Leiſtungen zugemuthet 
werden, hat die ausgedehnteſten politiſchen Rechte, waͤhrend 
der baͤuerliche Grundbeſitz, der die groͤßten Laſten zu tragen 
hat, von der Ausübung der politifchen Rechte faſt ganz aus» 
geſchloſſen iſt. Wir wollen einige Beiſpiele anfuͤhren. In 


der Provinz Brandenburg kann der Ertrag der Grundſteuer 


auf 760,540 Thlr. angenommen werden; dazu trägt dad - 
große Grundeigenthum in der Kurmark 14,873 Thlr. 8 Ser. 
8 Pf., in der Neumark 11,598 Thlr. 14 Ser. bei. Den⸗ 
noch hat der Ritterſtand 34, der Bauernftand nur 12 Ber 
treten. In Pommern zahlt bie Nitterfchaft nicht mehr ald 


11,631 Thlr. 9 Ser. 4 pf. an Lehnpferdegeldern und Allo⸗ 


dificationszins, die uͤbrigen Eigenthuͤmer aber etwa 408,000 
Thaler, alfo ungeführ Sömal fo viel bei einer ganz gleichen 
Vertretung; läßt man den Servis der Städte mit 10,000 
Thaler weg, fo treffen auf das fteuerbare Eigentbum bed 
Bauernflanded ungefähr 332,000 Thlr., alfo 25mal fo viel 
als auf die Nittergäter, obwohl diefer Stand nur mit 14 


aller Stimmen dreimal geringer als die Ritterſchaft und nur 
halb ſo ſtark als die Staͤdte vertreten iſt. In Sachſen be⸗ 


zahlen die Ritterguͤter 1,45, die Bauarrguͤter 10,68 Procent 
16 * 
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vom Reinertrage; bennoch ſtellen hier Stanbeöherren und 
Rittergutöbefiger 85, der Bauernfland nur 18 Vertreter. 


Die numerifhe Stärke, welche dem Rittergutsadel in 
allen Verfammlungen zugeflanden ift, muß ihn natürlich gegen 
jede Verlegung feiner wirklichen oder eingebildeten Intereſſen 
fihern. In einigen Berfammlungen bat er mehr ald bie 
Hälfte der Stimmen, in andern die Hälfte, in den weſtli⸗ 
hen Provinzen weniger ald die Hälfte der Stimmen, allein 
auch im letztern Falle ift er flarf genug, um die beiden an 
deren Stände feinem Einfluffe zu unterwerfen, da nicht bie 
einfache Stimmenmehrheit entfcheibet, und zu einem gültigen 
Befchluffe*) über ſolche Gegenſtaͤnde, welche von der Regie 
gierung an die Landtage zur Berathung gewielen werden, 
oder ihrem Befchluffe mit Vorbehalt der koͤniglichen Sanction 
überlaffen find oder fonft zur Kenntniß des Königs zu brin« 
gen find, eine Mehrheit von zwei Drittheilen erfordert wird. 
Kommen aber Gegenftände**) zur Sprache, bei denen bad 
Intereffe der Stände gegen einander gerichtet, fo fol gar 
Sonberung in Theile ſtattfinden, ſobald zwei Drittheile der 
Stimmen eines Standes darauf dringen. Die auf dieſe 
Weiſe hervorgehende Verſchiedenheit der Gutachten der ein⸗ 
zelnen Staͤnde muß dann der Entſcheidung des Könige vor« 
. gelegt werben. 


», Geſetz wegen Anorbnung -der Provinzialßände für die Pro⸗ 
vinz Brandenburg. 6 46. 


”) 4,008. 64. 
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Auch kommen noch mehrere Umftände hinzu, welde ben 
vorwiegenden Einfluß des Rittergutsadels auf den Sandtagen 
verſtaͤrken. Derfelbe ift ein gefchloffener Stand, deffen Mit 
glieder zur Dffenfive für die Erweiterung ihrer Privilegien. 
und gegen die agrarifche »Sefehgebung der Regenerationdges 
feßgebung aufs innigfte mit einander verbunden find, Wie 
koͤnnen ihnen unter folchen Umftänden die beiden anderen 
Stände mit ihren ſich vielfach durchkreuzenden Intereſſen und 
Anſpruͤchen Widerſtand entgegenſetzen? Wie ſoll namentlich 
der Bauernſtand, der in den meiſten Verſammlungen kaum 
ein Viertheil der Stimmen zahlt, fih der Uebergsiffe des 
Rittergutsadeld erwehren? | 

Auch iſt es nicht ohne Bedeutung, daß der Landtags⸗ 
Marſchall aus der Mitte des erſten Standes gewaͤhlt werden 
muß, denn derſelbe iſt keine unwichtige Perſon. Seine Sache 
iſt es, die Ausſchuͤſſe zu ernennen, welche die an ben Land⸗ 
tag gelangenden Angelegenheiten zur Beſchlußnahme vorzube⸗ 
reiten haben; die Direktoren dieſer Ausſchuͤſſe aber muͤſſen 
wieder aus dem erſten Stande genommen werden und wer⸗ 
den vom Landtage ernannt. Ferner muß hier der Fall, daß 
ein Mitglied einen Antrag an die Verſammlung richten will, 
zuvor eine ſchriftliche Anzeige mit Bemerkung des Gegen⸗ 
ſtandes an den. Landtagdmarfchall gemacht werben. Auch 
die Abfaffung der ftändifchen Schriften trägt der Landtags⸗ 
Marſchall den Mitgliedern auf, die ihm dazu geeignet ſcheinen. 

Man fieht alfo, ed ift hinlänglich dafür geforgt, daß dem 
Rittergutsadel dad Heft nicht aus ben Händen gewunden 
werben Tann. 
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Eo ſind wir auch hinter die Wahrheit dieſer Repraͤ⸗ 
ſentation gekommen; dieſe Wahrheit aber iſt der Ritter⸗ 
gutsadel; nur dieſer, nur deſſen Intereſſen und Zwecke 
werden vertreten. Werden aber nicht einmal alle Staͤnde 
vertreten — denn die Vertretung der beiden unteren 
Stände iſt eine illuſoriſhe — fo wird noch weniger 
das Volk vertreten. Darum ftehen die Stände außerhalb 
der Zeit, denn die Zeit hat feinen anderen Inhalt und 
feine andere Aufgabe ald das Wolf, fie find ein Stein, 
der im Wege liegt und bei Eeite geworfen werden muß, 
So und niht anders find bie Provinzialftände zu fallen, 
ald bloßed Hinderniß oder ald retardirende Kraft. Es ift 
nothwendig, daß dieß zum klaren Bewußtſein komme, damit 





man ſich Taͤuſchungen erſpare, welche nur niederſchlagend 
wirken koͤnnen, und die Provinzialftände mit Bumuthungen 
verfchone, welche fie nicht zu erfüllen im Stande find. Es 
ift eine Täufhung, wenn man glaubt, daß die Provinzial- 
ftände in Die Bewegung hineingeriffen werden,! vielleicht gar 
fie leiten koͤnnten; es iſt eine ungebuͤhrliche Zumuthung, 
wenn man von ihnen fordert, daß ſie dem ſehnſuͤchtigen 
Drange der Gegenwart das Wort reden ſollten. Jede 
ſolche Forderung ſpricht eine Unmoͤglichkeit aus, denn um 
ſie zu erfuͤllen, muͤßten die Provizialſtaͤnde zuerſt ſich ſelbſt 
aufloͤſen, und eine ſolche Großmuth darf man doch von 
keiner Koͤrperſchaft erwarten, welche ſo reelle und gewichtige 
Intereſſen vertritt. Daher ſpreche man auch nicht die Hoff⸗ 
nung einer Erweiterung ihrer Befugniſſe aus; man fuͤrchte 








biefeibe vielmehr, denn jebe berartige Erweiterung würbe 
ja nur eine Ausdehnung bed Privilegiums fein, 


Man füge nicht, daß die Wirkſamkeit der Stände zu 
unbedeutend fei, um Furcht zu verdienen. Wir wiffen wohl, 
daß und worin fie befchränkt find; aber man bedenke, daß 
Preußen ein abfoluter Staat zu fein behauptet, daß diefer 
abfolute Staat dad Prinzip der Vertretung in ſich aufges 
nommen und badurd eine Beſchraͤnkung ber abfoluten Macht 
ausgeſprochen bat, daß aber dieſe Repräfentation nur für den 
Nittergutdadel errichtet iſt. Hat nun dieſe Repräfentation 
auch nicht viel zu bedeuten, iſt ihre Wirkſamkeit befchränft, 
fo ift fie doch immer die einzige. Die Kreisflände wie die 
Provinzialftände flehen unter dem Einfluffe des Ritterguts⸗ 
adels, und dadurch wird derſelbe als herrſchende Kaſte 
anerkannt. 


uebrigens iſt auch die Macht der Stände nicht fo be⸗ 
Ihränft, wie man glaubt; fie haben allerdings Feine Initia⸗ 
tive der Gefehgebung, aber fie fönnen eine ihnen günftige 
Strömung in die höhern Negionen bed Stanted verftärfen und 
durch ihre Anträge Geſetze hervorrufen, welche das Intereffe der 
Kafte befördern. An Beifpielen fehlt cd nicht, So haben es bie 
Landbewohner des ehemaligen Koͤnigreichs Weſtphalen ber 
Verwendung ber brandenburgifhen und ſaͤchſiſchen Stände 
zu verdanken, daß bie Gutsherrlichkeit, von welcher ſie unter 
der franzoͤſiſchen Herrſchaft erloͤſt worden waren, unter ihnen 
wiederhergeftellt wurde. So haben die Staͤnde von Pom⸗ 
mern, Sachſen, Schleften, bie ihnen zur Berathung vorgelegte 


Verordnung wegen Beſchraͤnkung der Abloͤsbarkeit der Erb⸗ 
pacht gebilligt, und Brandenburg beantragte fogar eine weis 
tere Ausdehnung derſelben. So brachten es die weftphäli« 
fhen Stände dahin, daß an der Stelle des Geſetzes Uber 
die Regulirung der gutöherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe 
vom 25. September 1820 drei andere, bie Anſpruͤche ber 
Privilegirten mehr berüdfichtigende erlaffen wurde, 


Auch eröffnet die Beflimmung des Geſetzes, „daß die 
gefammten Communalangelegenheiten der Provinz den Be⸗ 
fhlüffen der Provinzialftände überlaffen fein follen‘ benfelben 
einen fehr auögedehnten Wirfungsfreis*). In den Bereich 
biefer Gommunal » Angelegenheiten gehören alle der Provinz 
gemeinfchaftlichen Inftitute, unter anderen alfo; die Feuer⸗ 
Societäten, Aſſekuranzen aller Art, die Schullehrer⸗Semina⸗ 
rien, Landarmen = und Arbeitöhäufer, Gorrektiondanftalten, 
| Hospitaͤler, Irrenanſtalten, die Huͤlfs⸗- und Sparkaſſenverwal⸗ 
tung, der Wegebau, ſo weit er aus Provinzialmitteln beſtrit⸗ 
ten wird, Strom⸗, Kanal- und Deichbauten unter gleicher. 
Vorausſetzung, und die Verwendung der zu allen diefen 
Sweden erforderlichen Mittel. Auch ift in manchen Punkten 
die fländifche abminiftrative Wirkfamkeit über den Bereich der 
eigentlihen Communalangelegenheiten hinaus erweitert worden. 
So ift. die vormalige Kreisftenerverfaffung für die Branden« 
burgifchen Stände die Veranlaſſung geworben, die Aufficht 
und Verwaltung der Kreiöfteuerkaffen zu reklamiren; fo ſteht 


*) ©. Weber ſtaͤndiſche Verfaffung in Preußen S. 18, 


y 


noch heute die Oberfleuerkaffe zu Lüben unter ber Direktion 
der Niederlaufisifchen Stände und liefert bloß ein Gontingent 
an Grundfteuer zur Staatölaffe ab, ohne daß die Staats⸗ 
‚regierung fih um die Erhebung befümmern durfte, eine 
gleiche Bewandniß hat es mit den fogenannten Landkaſſen 
in Nerworpommern. 


Sünfzehnter Abſchnitt. 


Die reichsſtändiſche Verfafſung als Abſchluß der 
Adelsherrſchaft. 


— — — — 


Haben wir nun die mannichfachen Verzweigungen und 
Verſchlingungen der Adelsherrſchaft betrachtet, ſo fehlt uns 
doch noch immer der Knotenpunkt, von welchem die einzelnen 
Auslaͤufer und Abſenker auslaufen, und in welchem ſie wieder 
zuſammentreffen. Wir haben die umfangreiche, wenn auch 
gebrechliche, Grundlage ihrer Herrſchaft, ſo wie die einzelnen 
Stockwerke und Abtheilungen des theils reſtaurirten, theils 
neu aufgefuͤhrten Gebaͤudes ſich uns darſtellen ſehen; aber 
wir haben keinen Abſchluß gefunden. Auch dieſer iſt ange⸗ 
deutet und entworfen, aber er iſt nicht ausgefuͤhrt, da die 
reichsſtaͤndiſche Verfaſſung, welche ihn gebracht haben würde, 
nicht ind Leben getreten ift. Damit find wir allerdings auf 
die Grenze der Adelsmacht geftoßen, aber diefe Grenze fallt 
mit der Grenze unferes Staatöwefend überhaupt zufammen. 
Der Adel ift die privilegirte und herrfchenge Macht in un⸗ 
ferm Staatöverbande, der allerdings nicht zur Einheit abge⸗ 
ſchloſſen ift und fich nicht zu einem Organismus abrunbet; 


aber eben aus Feinem andern Grunde, ald weil ber Staat 
ſelbſt keine Einheit und kein Organismus iſt. Der Adel iſt 
der Nenner des Bruchs, den unſer Staat bildet. 


Wir hätten nun dieſe Bedeutung ber reichäftändifchen. 
Verfaffung nachzuweifen, wir hätten darzuthun, daß Ddiefelbe 
die legte noch fehlende Sproffe in ber Stufenleiter der Adeld« 
macht bilden würde. 


Diefed von der gewöhnlichen Auffaffung abweichende Res 
fultat werden wir. durch eine unbefangene und vorurtheildlofe 
Betrachtung biefer Durch, ben Kampf der Leidenfchaften ent⸗ 
ſtellten unb verwirrten Trage zu, gewinnen ſuchen . Die dazu 
nöthige Unbefangenpeit und Borurtbeilslofigfeit werben wir 
aber dadurch erhalten, daß wir Die Trage als eine abgethane 
und ber Vergangenheit angehörige betrachten ‚was fie, uns 
ferer innerflen Ueberzeugung nach, in ber That ft. Wir 
werden alfo diefelbe Furz von ihrem Entflehungsgrunde an bis 


zu ihrem Ablaufe verfolgen, um darnach die Frage zu beant⸗ 


worten, für wen ſie iſt. Die Unterſuchung ihres faktiſchen 
Beſtandes, ihrer juriſtiſchen Guͤltigkeit oder Unguͤltigkeit ſoll 
und zu dem Standpunkte führen, der allein eine richtige 
Beurtheilung ihres Werthes geftattet. 


Der. Entftehungsgrund der reichsſtaͤndiſchen Vexfaſſung 
iſt derſelbe, wie ber aller andern ihr vorangehenden oder fie 
begleitenden Reformen, Das Beblrfniß veranlaßte die Ent« 
feffelung des Boͤdens und die Befreiung .ded an den privis 
legirten Boden gebundenen Menfchen, bad Bedürfniß hob die 
Befchränfungen auf, welche die freie Bewegung ber Gewerbe, 


bemmten, bad Bebürfniß entließ die Städte *) aus der Be⸗ 
vormundung bed Eitaated und übertrug ihnen die Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten, das Bebürfniß fchidte fih an, das 
platte Land von dem gutöherrlichen Einfluffe zu befreien,“ ja 





9 „Ueber Rändifhe Verfaffung in Preußen“ (die, wie. 
fhon bemerkt, ganz vom Beamtenftandpunkte aus gefchrieben ift) 
©. 50: „Der Berfaffer weiß recht gut, daß die Verleihung der 
Städteordnung vom 19. Nov. 1808 weniger das Produkt einer groß: 
artigen Regung, ale das der Nothwendigkeit, die Freiheit weniger 
ein Geſchenk als ein Reiz zur bereitwilligen Uebernahme einer ange⸗ 
ſonnenen Laſt fein ſollte. Mit der von Friedrich Wilhelm U. im Jahre 
1387 auf die feanzöfifche Regie Friedriche des Großen vom Jahre 
1366 gebauten Accifeverfaffung war die früher fehr übliche befondere 
Acciſeerhebung der Staͤdte, welche ihnen die Mittel zur Beſtreitung 
ihrer Bedürfniſſe gewährte, unverträglich; ſie war daher überall 
aufgehoben worden. Die Städte fanden aber ihre Entfchädigung 
darin, daß ihre Ausgaben auf den Accifeetat des Staates über: 
nommen und aus den Gtaatsaccife: Einfünften beftritten wurden. 
Die Nothwendigfeit einer völligen Umformung der Finanzverwaltung 
. führte zur Abfchaffung der Accife und zur Verlegung der Eingangs: 
Öle von den Thoren der Städte an die Grenzen des Reiche. Es 
kam nım darauf an, die bedeutenden jährlihen Abgewährungen an 
die Städte (unter dem Namen Abonnementögelber bekannt) los zu 
werden, d. b. ihnen die Aufbringung ihrer Geldbebürfniffe ſelbſt zu 
überlaffen, wobei der Nüdgriff auf alle ftädtifche Accifenerfaffungen 
Durch das Intereffe des freien Verkehrs im Inmrn und dasjenige 
ber Staatöfinanzverwaltung ausgeſchloſſen war. Dieß geſchah, indem 
man ihnen au die Anordnung ihrer Angelegenheiten anheim: 
ſtellte.“ | | 
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es entſchloß ſich fogar, dad chriftlihe Princip ber. Menſchlich⸗ 


feit zum. Opfer - zu bringen, indem es den Juden Bürgers 
rechte ertheilte. Aus dieſem Bebürfniß ging nun auch die 


‚reichöfländifche Berfaffung hervor ‚ welche die letzte und noth⸗ 


wendige Gonfequenz aller andern Reformen bildet. Hatte 


man bie Städtebewohner vom Regierungseinfluffe emancipirt 


und zu Stäbtebürgern erhoben, hatte man für bad flache 
Sand ein Gleiches projeftirt, hatte man alfo dad Princip der 
Selbftverwaltung für die untergeordneten Kreife des Staates 
andgefprochen, fo mußte daffelbe auch auf den ganzen Staatd- 


verband audgedehnt werden. Die Bildung freier flädtifcher 


und ländlicher Gemeinden bedingte auch bie Bildung eines 
freien Staatsweſens, und es wäre geradezu eine ber unbe 


‚greiflichften Inconfequenzen gewefen, wenn man bie flädti« 


fhen und laͤndlichen Gemeinden haͤtte reorganiſiren wollen, 
ohne zugleich den ganzen Staatsorganismus nach ihrem 
Muſter umzuſchaffen. Auch war fuͤr die Bildung eined 
Staatsbuͤrgerthums ein eben fo genügender Grund vor⸗ 
handen, wie für die Bildung des Städtebürgerthums. 
Es fleigerten fih die Laflen, welche der Staat von 
ben einzelnen Korporationen ald foldyen forderte und wofür 
er ihnen durch Ausdehnung ihrer Nechte innerhalb der cor⸗ 
porativen Kreiſe Entfchädigung bewilligte; aber es -Famen 
auch Laften hinzu, welche nur unter der Vorausſetzung eined 
freien Staatsbuͤrgerthums gefordert werden konnten. Zu die⸗ 
ſen gehoͤrte namentlich die allgemeine Wehrpflichtigkeit, welche, 
wenn wir von dem Grundſatze ausgehen, daß geſteigerte Ver⸗ 
pflichtungen und Leiſtungen auch groͤßere Rechte bedingen, 
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. auch ein Entgegentommen von Seiten des Staated voraus⸗ 
feßte. Das Unterthanenverhäftniß, als bloßes Zwangsverhaͤltniß, 
namentlich wenn es mit der Abſcheldung in verſchieden be⸗ 
rechtigte Klaſſen verbunden iſt, enthaͤlt eine ſolche allgemeine 
Verpflichtung nicht; die Vertheidigung des Staates kann in 
dieſem Falle nur denjenigen zugemuthet werden, für bie er 
ein Intereffe bat. Wen der Staat hält und beglnfligt, 
went er Vorrechte oder. auch nur die gewöhnlichen Rechte 
einräumt, der mag auch ihm halten, vertheidigen, oder viele 
mehr fin den bedarf ed gar Feiner ausdruͤcklichen Verpflich⸗ 
tung, er braucht fi) bloß feines Antereffes bewüßt zu wer« 
den, welches mit der Erhaltung des Staates zuſammenfaͤllt. 
Thut dagegen der Staat für „mid nichts, gefteht er mir feine 
Bürgerrechte zu, verfagt er mir ſogar die Ausuͤbung der 
Menfchenrechte, geſtattet er mir nicht bie freie Entwidlung 
und Uebung meiner Kräfte, was kuͤmmert er dann mich? 
Ich kann ihn nur vertheibigen, und zu feiner Erhaltung mite 
wirken, wenn ich weiß, daß er der meinige ift, wenn ich’ in 
ihm zugleich mein Interereffe vertpeidige. Bin ich Sklave, 
bin ich unberechtigt, fo muß mir dagegen fein Schickſal gleich« 
gültig fein und ich kann fireng genommen nicht einmal zu 
feiner Vertheidigung hinzugezogen werben. So mar es in 
Griechenland, fo in Rom, wo bie Waffenführung überall eine 
Ehre des politifch «bererhtigten Bürgers war, ſo in ber alten 
dentfchen Verfaffung, wo ebenfalls mm bie freien Gemeinde 
genoffen zur Landesvertheidigung berufen waren, fo felbft in 
ber abſoluten Monarchie, welche mit richtigem Takte ſich auf 
geworbene Soͤldnerſchaaren fihtte; 
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Diefe waren nun in Preußen zerſprengt, und damit 
hatte der Staat feinen Halt verloren. Man hätte neue werben 
Tonnen und hätte e8 um jeden Preis thun müffen, wenn 
man ben alten Staat hätte fortfegen wollen, aber das war 
unmöglich, weil fich- Fein Geld auftreiben ließ. Audi wäre 
es doch wohl fehr die Frage gewefen „ ob ein zweiter Verfuch 
mit benfelben Mitteln glüdlicher ausgefallen fein würde alb 
der erfte, oder ed war vielmehr gar keine Hoffnung auf ſol⸗ 
chen zu feßen. Der Feind hatte nicht durch feine phnfifche 
Ueberlegenheit geflegt, fondern durch feine moralifche Kraft; 
er hatte geflegt, weil er die Revolution, wenn auch die ge⸗ 
Inebelte und gebändigte, mit fich führte, weil er Menſchen 
gegen Sklaven zu ſtellen hatte Wollte man ihm widerſtehen, 
ſo war es nicht anders moͤglich, als wenn man ebenfalls 
moraliſche Kräfte in Bewegung feßte und ihn durch eine flär« 
tere Entfaltung: derfelben zu überflügeln fuchte, - Wollte man 
Rettung, wollte man Erhaltung, fo mußte man ben biöhe 
rigen -Weg .verlaffen und einen ganz entgegengefegten eins 
ſchlagen. Man mußte nicht nur den Kampf gegen bie ver⸗ 
haßte und lange befämpfte Revolution aufgeben, fondern man 
mußte — fchredlich genug! — fich vor ihr beugen, ihr zu⸗ 
läcpeln, fie zu gewinnen ſuchen. Auszuweichen war ihr’ einmal 
nieht, fondern es biieb bloß die Wahl, ob man von ihr ver⸗ 
ſchlungen werden, oder ob man ber Muth haben wolle, fie 
zu gebrauchen, Die preußiſchen Staatsmaͤnner entfchieben ſich 
mit Recht für dad Letztere, fie entſchloſſen ſich zu dem ges 
wagten Verſuch, dem Ungeheuer ben giftigen Bahr audzue 


wißen, es zu zähmen und var den Wagen bed Staates zu 


fpannen. Wir trauen ihnen zu, daß fie die Gefährlichkeit 
dieſes Unternehmens nicht verfannten, aber theils hatten fie 
feine Wahl, theild mußte fie bad Beiſpiel Napoleons, bed 
großen Prefligiateurs, zur Nahahmung ermuntern. War eb 
diefem gelungen, die Revolution zurüdzubämmen und fie zu 
feinen Zwecken zu benugen, warum ſollte man von Preußen 
nicht hoffen, ben reißenden Strom, der feine Wuth vertobt 
zu haben fchien, in ein enges und ruhiges Bett zu leiten ? 
Dadurch Fam man ja feinem etwa zu fuͤrchtenden Uebertreten 
zuvor; indem man ihm felbft einen Weg eröffnete, zeichnete 
man ihm zugleich feinen Lauf vor. Indem bie Regierung 
felbft e8 unternahm, ein Volk zu bilden, blieb fie Meifter 
feiner Entwickelung. Ja, merkwürdig genug, unerhörter 
Beife! die Regierung unternahm ed, ein Volk zu bilden, 
oder richtiger ed aus nichts zu fchaffen, Cine zufammenge- 
wehte, durch Bein anderes Band ald durch die Gemeinſchaft⸗ 
lichkeit der Beherrſchung und eine glänzende Erinnerung zu- 
fammengehaltene Denfchenmafle, Bevoͤlkerungen, verſchieden 
an Abflammung und Nechten, Klaffen und Kaften, die biöher 
durch Privilegien und Vorurtheile getrennt geweſen waren, 
in denen ſich noch gar Fein politifches Bewußtfein geregt hatte, 
ſollten mit einem Wurfe, mit einem Zauberfchlage durch Vers 
waltungsmaßregeln und Geſetze zu einem Volke, zu einem 
Geſammtbewußtſein verſchmolzen werben, folten durch ge⸗ 
meinfame Anftrengungen und Laſten, durch Bewilligung von 
Menfchen- und Bürgerrehhten an ben Staat gebunden wer« 
den. Man wollte ein Volk um jeden Preis rafch, augene 
blicklich, and weil man es angenblidiih brauchte, Tonnte 
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man. nicht einmal fragen, ob daS vorhandene Material den 
Stoff zu einer Nationalität und zu .einer freien politiſchen 
Geftaltung *) enthalte, fondern mußte dieß voraudfegen und. 


ohne weiteres Bedenken ein Volb improviſiren, ein freies Volt 
improvifi ren! 


Aus ſollden Verhaͤltniſſen ging die Werhehhung der ehe 
ftändifchen Verfaffung hervor, melde fehon Stein in’feinem 
befannten Sendfchreiben an die oberfie Verwaltungsbehoͤrde 
derfelben als Vermaͤchtuiß überliefert hatte, und zwar geſtuͤtzt 
auf das wohlverſtandene Intereſſe der Regierung ſelbſt **), 


Dieſes Vermaͤchtniß wurde von der Regierung adoptirt und 


die Verſi icherung der reichsſtaͤndiſchen Verfaſſung zunaͤchſt im 
Edikt vom 27. Ott. 1810 und ſpaͤter oͤfter wiederholt in 
offizieller Form ausgeſprochen ‚ am ausfuͤhrlichſten und bes 
flimmteften in dem befannten Edikt vom 22. Mai 1815. 


N. 


*, Der Ariftotelifhe Satz, daß die Menſchen pelitifche Thiere 
feien, paßt auf die Deutfchen nicht; diefe find Vieh, welches horden« 
weife und rudelweife auf die Weide zieht, fih aber zu Feiner grös 
ern und feitern Gemeinſchaft, zu feinem Staatöwefen, am wenig: 
fen zu einem freien, verbinden läßt. 


“+, Bean dem Volke alle Theilnahme an den Operationen des 
Staates entzogen wird, wenn man ihm fogar. die Verwaltung feiner 
Eommunalangelegenheiten entzieht, fommt es bald dahin, die Re: 
gierung theils gleichgültig, theils in einzelnen Faͤllen in Oppofition 
mit ſich zu betrachten. | 
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+ Num Tonnte aber ver Entwinf der Verfaffähg doch nicht 
augenblicklich ausgearbeitet, vielmeniger verwirklicht werden, 
da er eine Neugeftaltung der Verwaltung und des ganzen 
Staatsorganismus voraudfeßte ‚cal deren letztes Refultat die 
VBerfaffung bervortreten. follte, Die Neugeftaltung aber noch 
in voller Arbeit begriffen war. Auch fonnten die innern 
Reformen nur neben den Anftrengungen um Erlämpfung der: 
aͤußern Unabhängigkeit betrieben werden; biefe war. lekter und 
hooſter Zweck, jene nur Mittel zu demſelben. 

So kam es, daß die aͤußere Unabhaͤngigkeit errungen 
wurde, ehe noch die reichsſtaͤndifche Verfaſſung in's Leben ge⸗ 
treten war, und damit verlor ſie die Garantie der Nothwendig« 
keit und behielt nur noch die des Berfprechend. Der Zweck 
war erreicht, war erreicht ohne ſie, ja man konnte ſagen, 
daß ſie gar nicht beim Siege betheiligt geweſen, daß ihr 
Name gar nicht im Kampfe genannt worden. Nicht bie 
„reichs ſtaͤndiſche Verfaffung‘” war bie Deviſe geweſen, ſondern 
das Loſungswort hatte „mit. Bott, für König. und Vater⸗ 


land‘ #) gefautet. Nur im Namen diefer, nicht im Namen 


*) Weber. ſtändiſche Verfafſung in Preußen, S. 20: 
„Als der frankiſche Eroberer mit einem Striche die Agrargeſetzgebung 
im nordweſtlichen Deutſchland vernichtete, als die rheiniſchen Bun⸗ 
desfürſten die alten Ständeverfaſſungen aufhoben, als die Reichs⸗ 
. ftädte aus Herrichern "ih. Unterthanen verwandelt wurden, als bie 
Zünfte und Innungen fielen, als fo viele Dynaftengefchlechter vom 
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der reichöftändifchen Verfaffung war der Kampf geführt wor⸗ 


den, und wie bie fiegreichen Bitter: fi Gott, König und’ 


Baterland obhe reichöflämbifgpe Berfaffung gerettet hatten, fo‘ 
konnten fe biefelben 2 ohne  reigafänbifige Vencſiue 
bewahren. 


” . ' Fig r F 


Mit dem. Verſchwinden der unmittelbaren Nothipenbige. - 


keit mußte. aber. zugleip die Möglichkeit einer forgfältigeren: 
und reiferen Prüfung ber neueren Juſtitution eintreten. Das: 


war eine nothwendige, eine unerlaͤßliche Pfliht bei. einer fo. 


wichtigen Suche, Wollte. man aber ernſtlich und gründlich. 
prüfen, fo durfte man nicht bei der Borausfegung der veichs⸗ 
ffaͤndiſchen Verfaſſung ſtehen bleiben, ſondern mußte fie ſelbſt, 


ihre Zweckmaͤßigkeit und Angemeſſenheit in Frage ſtellen koͤn⸗ 


nen, Dieß zu thun war- Pflicht. eines Jeden, ber fi darüber. 


i — — — 





Throne in den Privatſtand herabſtiegen, als der Adel ſeine Privile⸗ 
gien verlor, fuhr kein Schwert aus der Scheide, regte ſich keine 
Hand, kaum die Liypen zu etwas Anderem als zu leiſem Fluche 
oder beifälligem Semurmel; nicht das Andenken an dieſe Inſtitu⸗ 
fionen, wie tief ſi ie auch ins Leben ‚eingegriffen hatten, war ‚es, was 
das Volk begeiftert bat, nicht einmal der Widerwille gegen die neue 
Geſetzzebung, ander nur bie Sprahe und der Geber miß— 
fiel, ſondern das Gefühl des Druckes und der Schmach, einen. 
fremden Herrn zu haben, und des Zorns, in der natio⸗ 
nalen Selbſtſtändigkeit sekrantt und mißhandelt iu 


fein“ Sehr wahr! a | 
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ein Urtheil zutrauen durfte, alfo vielmehr Pflicht der Regie⸗ 
rung. Bei einer ſolchen Prüfung war e8 unvermeidlich, daß 
entgegengefeßte Aufichten laut wurben. Während die Einen 
die reichöftändifche Verfaſſung nicht laut genug preifen konn⸗ 
ten und die wunderthätigften Folgen für bie Regierung und 
für das Volksgluck von ihr verhießen, nannten Andere ſie 
revolutionair und prophezeiten von ihrem Gintreten den Um⸗ 


flurz der Regierung und alter beftehenden Ordnung. Hatten 


die Letztern Recht, hatte die reichsſtaͤndiſche Verfaſſung irgend 


einen, revolutionairen Charakter, fand fie auch nur in der 


entfernteften Berwandtfchaft mit Revolution, fo war ihr 


das Urtheil geſprochen, denn indem man eben aus einem 


Kampfe zuruͤckkehrte, der doch in letzter Inſtanz der Revolu⸗ 
tion gegolten hatte, indem man noch im Siegesgefuͤhle uͤber 
die niedergeworfene Revolution ſchwelgte, konnte man derſel⸗ 
ben doch nicht freiwillig den Eingang bei ſich geſtatten, zumal 
da ſie ſich uͤberall auf tauſend Schleichwegen einzuſchmuggeln 
ſuchte. | 

Mitten inne zwifchen dieſen beiden entgegengefeßten An⸗ 
ſichten ſtand die Regierung: ſie konnte nicht unberuͤhrt von 
ihnen bleiben, wenn ſie ſich auch fuͤr's Erſte fuͤr keine ent⸗ 
ſchieden ausſprach. Offenbar ſchwankte ſie: was ſollte ſie 
thun, wen Glauben ſchenken? Erfahrungen beweiſen in ſol⸗ 
chen Sachen nichts; hier gilt's eigne Erfahrungen. Sollte 
ſich die Regierung, waͤhrend ſie noch ungewiß war, ſich zu 
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einer fo gefährlichen Erfahrung entfchließen ? Sollte ſie es 
thun, um eine Verheißung, deren moͤgliche Folgen ihr jetzt 
in einem zweifelhaften Lichte erſchienen, moͤglichſt raſch zu 
erfuͤllen? Dieſe Gewiſſenhaftigkeit gegen ein gegebenes Wort, 
welches noch dazu an keine beftimmte Zeit. gebunden war, 
wäre eine ımverzeihliche Sentimentalität gewefen; fie hätte 
gehandelt, wie ein junger Menfch, der ein Mädchen heirathet, 
weil er ihr einft- fein Wort gegeben, obfhon fie allen Rein, 
alle Liebenswuͤrdigkeit für ihn verloren hat, und der als 
Sklave feines Wort. fie und ſich unglüdlich macht. So darf 
aber eine Regierung. nicht handeln. Wenn ed einmal eine 
Regierung giebt, fo übernimmt fie auch die Verantwortlichkeit 
für die Regierten, und wenn ihr eine Mafregel zweifelhaft 
wird, bie fie in Auöficht geftellt bat, fo muß fie diefelbe bie 


zu vollfländiger Ueberzeugung vertagen, hält fie diefelbe aber 


für entfchieben ſchlecht, fo muß fie diefelbe ohne Furcht vor 
Vorwürfen zuruͤcknehmen. Ja, wenn ſich noch die Stimme 


des Volks laut und unzweideutig fuͤr die reichsſtaͤndiſche Ver⸗ 


faſſung ausgeſprochen haͤtte; aber war denn dieß der Fall? 


Schriften genug ſprechen ſi ch fuͤr und gegen dieſelbe aus, 


. aber bie Schrifrfteller und die Preffe find nicht das Bol; 


fie find nur der Ausdrud des gebildetſten Theils deſſelben, 


der nicht allein maßgebend ſein kann. Eine Verfaſſung kann 


vernuͤnftig ſein, beſſer als der beſtehende Zuſtand, ohne daß 


das Volk fie acceptire. Wo es aber auf Erlaſſung und 


| u | 
Veränderungen, von Derfaffungen ankoͤmmt, kann nur der Wille 
des Volks entſcheidend fein. Wo hatte aber dieſes feine _ 
Stimme erhoben ? Bar das Verſprechen der Verfaſſung ge⸗ 
‚geben worden, weil das Bolt fie gebieterifch gefordert hatte ? 
Ober drang biefeg auf Erfüllung berfelben ? Nein, das Volk. 
verhielt ſi ich vorher und nachher ganz theilnahmlos und gab 
‚mit Ausnahme der Koblenzer Adreſſe kein Lebenzeichen von 
na. Ja, noch mehr, weit entfernt hinter ber Volksbildung | 
und dem Boltsbemußtfein zuruͤckzuſtehen, war die Verwaltung 
demſelben vielmehr vorangeeilt und hatte ed mit ſich fortge- | 
riſſen. War ſie es nicht geweſen, die das Volk, das eigent⸗ 
liche Volk, ohne daß daſſelbe ſi ſi ch gemeldet, ohne daß es 
‚Beiden ‚ber Unzufriedenheit und des Mißbehagens mit ſeiner 
gegenwartigen Lage gegeben, zu einer beſſern, menſchüicheren 
erhoben hatte ? Baren nicht ale, wenn auch vom abſoluten 
Standpunkte aus unbollfͤndigen Reformen von ihr aus⸗ 
gegangen ? Hatte, ſi ie- nicht Beweiſe von Einſi cht und 
Menſchlichkeit gegeben? ‚Datte fie nicht einen wehlthätigen 
Einfluß auf die Gewerbe und auf die unterbrüdten Volks⸗ 
Haffen gebt? Sollte fie dieſen Einfluß aus den Händen 
‚geben und re” Macht mit einer andern noch unbefannten 
Macht theilen, welche moͤgiicherweiſe ihr muͤhſames Werk 
wieder zerſtoͤren konnte? | 

| (Bir geben hier nicht dem Ausdruck der Adelsreaktion, 
ſondern wir ſprechen aus der Seele der Beamten, welche, 
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je. mehr der Einfluß des Adels muh®, deſto mehr ſich ge- 
trieben fühlen mußten, bad Verfaſſungswerk aufzuhalten. 
©. über fländifhe Verfaffung in Preußen, ©. 8: 
„Man muß nur nicht glauben, daß Ale, welche der Bil 
‚dung einer, Reichörepräfentation. feit 1815 und namentlich feit 
‚182% feindlich ſich gezeigt, unempfänglid für politiſche Ideen 
und Paraſiten der Gewalt geweſen ſeien; ober daß ihre Ah⸗ 
neigung aus dem Berußtfein der Unzulaͤnglichkeit ber Kräfte 
und Faͤhigkeiten entſpringe, um in neu ſich geſtaltendes po⸗ 
| nitiſches Leben mit Geltung und Erfolg einzugreifen; oder 
daß verknoͤcherter Egoiſsmus, dunkelhafter Unverſtand und 
ariftgfratifcher Uebermuth, die jedem Opfer hartnaͤckig wider⸗ 
ſtreben, welches die Zeit verlangt, die geheimen Triebfedern 
geweſen ſeien ; — mit ſolchem Urtheil iſt Die Welt gar ſchnell 
zu Stande, und die Parteien find gar leicht geſchaart, wenn . 
man auf ber einen Seite Licht und Wahrheit als Panigr | 
‚bezeichnet, und alles Widerſtreben unter Eigennug, Unver⸗ 
fand und ‚Hoffen <laffificitt. Nein, es maren recht geifteß- 
ftorle, wohlmeinende, den Fortſchritten ber Beit 
ihre Augen wie ihr Herz Iffnende Männer, welche bie 
Verwirklichung der erneuert verheißenen allgemeinen Landes⸗ 
repraͤſentation als verderbendrohend betrachteten, und die Wei⸗ 
gerung des jetzigen Regenten, die ſtaͤndiſche Verfaſſung im 
Sinne der Verheißung von 1815 auszubilden, als eine Buͤrg⸗ 
ſchaft für die Erhaltung bürgerlicher Freiheit and als ein 
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Schutzmittel gegen eine nene und gefährliche Ariſtokratie will- 
kommen hießen.” — Auch Schön fchreibt in feinem befann- 
ten „Woher und Wohin?” das Hintertreiben der reichsſtaͤn⸗ 
diſchen Verfaſſung dem Beamteneinfluſſe zu, obwohl er ihm 
andere Motive als die der allgemeinen Wohlfahrt unterlegt: 
„Allein die Beamtenwelt, Nilitair- und Civil— 


beamte, ſahen bald, daß in demſelben Grade, als die 


. Mündigkeit und Selbfiftänvigkeit des Volkes zundähme, und 


die Landſtaͤnde uͤberhaupt an Wichtigkeit für den Staat ge⸗ 
wönnen, bie biöherige Beamtenwictigkeit ſchwinden muͤſſe. 
(Gewiß würde die Beamtenwichtigkeit durch die reichöftändifche 
Verfaffung geſchwunden fein, ob aber die Muͤndigkeit und 
Selbſtſtaͤndigkeit des Volks dadurch gewonnen haben wuͤrde, 
waͤre ſehr die Frage geweſen.) Man fuͤrchtete, das ſchwere 


Gewicht der Landſtaͤnde werde in der Staatswaage dem früher 


ren Gewichte der Beamten feine große Bedeutung nehmen, 


"und: ed; trat fomit eine planmäßıge Reaktion gegen die Zeit 


und Ihre Forderungen („was die Herrn den Geift der Zeiten 
nermen, ift nur zu oft der Herren eigner Geiſt“) im. Gou⸗ 
vernement ein. Es folgten Schritte auf Schritte, um dem 
Beamtengewichte feine Bedeutſamkeit zu erhaiten.”) 
Die preußiſche Regierung wurde nun offenbar, ſowohl 
durch ihre veränderte Stellung, wie durch die Gontroverfen, 
"Aber die Verfaſſungsfrage "geführt wurden und durch den 


"allgemeinen, ſchwer zu deutenden Entwidelung, 
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zweifelhaft in ihrem Entfchluffe: Sie nahm ihn nicht zurüd, fie 





beſtaͤtigte ihn vielmehr wiederholendlich in ihren offiziellen Be⸗ 


kanntmachungen und Aeußerungen, wie z. B. in der Erklaͤrung, 
welche der preußiſche Geſandte am Bundestage in der Sitzung 
nom 5. Februar 1818 abgab, fo wie in der Verordnung 
wegen der Fünftigen Behandlung des gefammten 
Staatsſchuldenweſens vom 17. Ian. 1820; aber fie 


that auch Feinen Schritt zur Ausführung. Die Sache fonnte ” 


ald vertagt angefehen werden, ald dad. allgemeine Geſetz 
wegen Anordnung der Provinzialftände vom 5. Jan. 
1823 von Neuem bie Ausficht auf die Zufammenberufung 
„allgemeiner Staͤnde“ eröffnete, ohne daß dieſe Erklärung 
im Laufe der ſiebzehn Jahre irgend eine Folge gehabt nätte. 
Es blieb bei den Provinzialftänden, welche, wie wir noch 
zeigen werben, beffer zum Wefen- der preußifchen Monarchie 
paffen.- . 

Die war die Lage ber Sache bid zum Tode Friedrich 


Wilhelms II. Die reichöftändifche Berfaffung beftand — als 


Berfprechen, ald Verheißung, ald Zuſicherung, aber nicht als 
wirklich. Man konnte daher nach Belieben annehmen, daß 


die Regierung die Abſicht aufgegeben habe, fie in Ausfuͤhrung 


zu bringen, oder man fonnte auch glauben, daß die Regie— 


rung noch immer bei ihrer urfprünglichen Abficht beharre, 
weil fie die Umſtaͤnde noch nicht für geeignet, veif, oder wie 


man das fonft nennt, halte. Wenn man Dieß glaubte, fo 
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konnte man entweber, im Vertrauen auf bie: freie Euf« 
ſchließung, welche jene Zuſicherung gegeben und ben betref⸗ 
fenden Artikel ber Bundesalte veranlaßt, den. Zeitpunkt ab 


‚warten, ben der Monarch,. „ven ber Ueberficht des Ganzen 


geleitet," fie geeignet halten würde, ‚oder man konnte auch, 


wert man einmal der Meinung war, daß das Wohl nnd 
Gluͤck des Landes von- ber reichöftändifchen Verfaſſung ah⸗ 


haͤnge, um beſchleunigte Erfüung bed Verſprechens petitio⸗ 


nir en. 


Eine andere Bendung erhielt bie ESahe aber aleich nad 
der Toronbefteigung Friedrich Wilhelms IV., und zwar durch 
den Landiagbabſchied, welcher als Antwort auf, ben. ‚Antrag 
ber preußifchen Stände erfolgte, und in welchem vicht nur 
diefer Antrag abgelehnt, fondern auch aufs, Unzweideutigſte 
ausgeſprochen wurde, daß die Verordnung vom 22, Mai 
1815 als zuruͤckgenommen angeſehen werden muͤſſe. Hiemit 


verlor auch die reichsſtaͤndiſche Verfaſſung ihre Jegitime-Grund« 


lage, ihren juriſtiſchen, rechtlichen Boden, ihre offizielle ſtagts- 
rechtliche Bedeutung; ſie war noch da, aber ſie hatte von 


‚nun an keinen andern Werth mehr, old jede, audere Privat⸗ 


aͤnßerung. er 


Mir müffen dieſe Anſi cht, obſchon ſe ie tir genug ci, 
etwas naͤher entwideln, weil Die eingefleifchten Anhänger ber 


reichsſtaͤndiſchen Verfaſſung nicht aufhoͤren, dieſen Thatbeſtand 
‚im Abrede zu ſtellen. 
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J Ueberall iſt die geſetgebende Befugniß Ausfluß odes 


Souverains, d. h. ber Macht uͤberhaupt; denn nur die 
Madt, die Gewalt Tann Geſetze geben, weil die Macht⸗ 
und Gewaltlofen, Die Regierten, fie nur von dieſer annch« 
men. : Diefe Macht kann nur im einer Macht oder einem 
Machtkorper ruhen, oder ſie kann auch unter mehreren Macıt- 
trägern vertheilt fein. In Sranfreih, in England und in 
andern Ländern tritt ber letztere Ball ein. Hier macht der 
König in Vereinigung. mit den Kammern oder den Haͤuſern 
die Geſebe, nicht der König allein, weil er die Gewalt mit 
einem Theile der Nation, in Frankreich z. B. mit 200,000 
privilegirten Samilien, theilen muß. Die Souverainetät ruht 
bier in ihm und ben beiden Karamern, welche wieder zwei vers 
ſchiedene Kaſten vertreten. Anders ift es in den fogenannten 
aunumfehräntten Monarchien. Hier macht der Koͤnig allein 
die Geſetze, weil er allein die Gewalt uͤbt. Das iſt der 
faktiſche Beſtand, der nicht beſtritten werden kann. Daraus 
werden wir die Folgerung ziehen, daß, wer die Gewalt, und 
damit das Recht hat, Geſetze zu machen, auch das Recht 
at, fie zurüdzunehmen. Auch diefe ſpricht nur den faktifchen 
Beſtand aus, In Frankreich, England und andern Ländern 
ändern die Kammern in Verbindung mit dem Könige die 
Geſete, weiche ſi ie als unbrauchbar und unzwedmäßig erfannt 
haben, ober beben fi ie auf. Will man diefed Recht den un« 
beſchraͤnkten Fuͤrſten flreitig machen? Wir möchten wohl 
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wiſſen, mit welchem Grunde. Hat man ihn die Geſetze 
allein machen laſſen, ſo muß man ſich auch dazu verſtehen, 
fie ihn allein aufheben zu laſſen. Das Volk hat dabei nichts 
mitzufprechen, da ber Fürft die Negierung nicht im Namen 
und als Delegirter des Volkes fuͤhrt, ebenſowenig wie in 
der conſtitutionellen Monarchie das Volk zur geſetzgebenden 
Thaͤtigkeit hinzugezogen und bei der Abfaſſung der Abaͤnde⸗ | 
rung der Gefeße befragt wird. | 

Machen wir nun die Anwendung auf Preußen , fo war 
diefed doch vor dem Erluß der Verordnung vom 22. Mai 
1815 unbeflreitbar eine unbefchränfte Monardie. Der Mor 
nach war Souvernin und Geſetzgeber. Hatte er nun ald 
folcher ein Geſetz gegeben, ſo konnte er es auch zuruͤcknehmen. 
Daß durch die Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes der Charafter der 
Monarchie geändert, daß fie aus einer unbefchränften in eine 
ſtaͤndiſche verwandelt worden waͤre, thut nichts zur Sache, 
da das Geſetz noch nicht zur Ausfuͤhrung gefommen, die 
ftändifche Monarchie noch nicht vewirklicht war. Ueberhaupt 
begründet ein Werfprechen noch Fein Recht, und in Diefem 
fpeziellen war noch fein Vertrag vorhanden, der allerdings 
juriftif ch feine einfeitige Aufhebung zuläßt. Aber auch nur 
juriſtiſch, denn in der Geſchichte haben die Vertraͤge wenig 
Werth. Vertraͤge ſind, wie Talleyrand ſagt, nur dazu 
| da, um gebrochen zu werden, und das iſt geſchichtlich und 
ftaatörechtlich fehr richtig. Staatsrechtlich find Verträge nicht 
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Anderes, als die Anerkennung und Darlegung eined gegen- 
feitigen Machtverhältniffes. Aendert ſich diefed zwifdyen zwei 
verſchiedenen Völkern oder zwilchen den verſchiedenen Gewalten 
innerhalb deffelben Volks, fo ift es auch ganz in der Ord⸗ 
nung, daß bie Sormel, welche daffelbe ausſpricht, aufgehoben. 
wird, und ed märe fogar ungereimt, dieſer zu Liebe ein nicht 
mehr beſtehendes Verhaͤltniß feſthalten zu wollen. Hier ent⸗ 
ſcheidet allein die Macht, nicht, wie bei privatrechtlichen Streitig⸗ 
keiten, das juriſtiſche Recht, oder vielmehr die Macht iſt hier das 
Recht, weil Staaten und die einzelnen Staatsgewalten, wenn 
fie in Kampf mit einander gerathen, ihre Streitigkeiten keinem 
Gerichtshofe vorlegen koͤnnen. In ſolchen Streitigkeiten handelt 
es ſich immer nur ſcheinbar um Mein und Dein, in letzter In⸗ 
ſtanz aber um Ideen, welche nicht durch juriſtiſche Spitzfindigkei⸗ 
ten, ſondern durch die blutige Dialektik der Geſchichte entſchieden 
werden. Es iſt daher auch eine unnuͤtze Sentimentalifät ‚wenn 
man fo viel Aufhebens davon macht, daß ein Fuͤrſt einfeitig eine 
Verfaſſung aufgehoben hat. Daß er dieß thun konnte, beweiſet 
doch immer nur, daß das Volk keinen Werth auf dieſelbe 
gelegt hat. Sollen wir alſo den abſoluten Fuͤrſten einen 
Vorwurf daraus machen, daß ſie die ſtaͤndiſchen Verfaſſungen 
aufgehoben haben? Gewiß nicht. Sie hatten geſchichtlich 
Recht, wenn auch nicht juriſtiſch. Oder iſt der Koͤnig von 
Hannover anzuklagen, daß er das Staatsgrundgeſetz abge⸗ 
ſchafft hat? Ebenſowenig; dad Reſultat hat bewieſen, daß 
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ein Urthei zutrauen durfte, alfo vielmehr Pflicht der Regie⸗ 
rung. Bei einer ſolchen Pruͤfung war es unvermeidlich, daß 
entgegengeſetzte Auſichten laut wurden. Waͤhrend die Einen 
die reichsſtaͤndiſche Verfaſſung nicht laut genug preifen konn⸗ 
ten und die wuhbderthätigften Folgen für bie Regierung und 
für daß Volksgluͤck von ihr verhießen, nannten Andere ſie 
revolutionair und prophezeiken von ihrem Eintreten den Um⸗ 


ſturz der Regierung und aller beſtehenden Ordnung. Hatten 


die Letztern Recht, hatte bie reichsſtaͤndiſche Verfaſſung irgend 


einen. revolutionairen Charakter, ſtand fe auch nur in der 


entfernteften Verwandtſchaft mit Revolution, fo war ihr 


das Urtheil geſprochen, denn indem man eben aus einem 


Kampfe zuruͤckkehrte, der doch in letzter Inſtanz der Revolu⸗ 
tion gegolten hatte, indem man noch im Siegesgefuͤhle uͤber 
die niedergeworfene Revolution ſchwelgte, konnte man derſel⸗ 
ben doch nicht freiwillig den Eingang bei ſich geſtatten, zumal 
da ſie ſich uͤberall auf tauſend Schleichwegen einzuſchmuggeln 
ſuchte. 

Mitten inne zwiſchen dieſen beiden entgegengeſetzten An⸗ 
ſichten ſtand die Regierung: ſie konnte nicht unberuͤhrt von 
ihnen bleiben, wenn ſie ſich auch fuͤr's Erſte fuͤr keine ent⸗ 
ſchieden ausſprach. Offenbar ſchwankte fie: was ſollte ſie 
thun, wen Glauben ſchenken? Erfahrungen beweifen in ſol⸗ 
chen Sachen nichts; hier gilt's eigne Erfahrungen. Sollte 
ſich die Regierung, waͤhrend ſie noch ungewiß war, ſich zu 
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einer fo gefährlichen Erfahrung entfchließen ? Sollte fie es 


thun, um eine Verheißung, deren moͤgliche Folgen ihr jetzt 


in einem zweifelhaften Lichte erſchienen, moͤglichſt raſch zu 
erfüllen ? Dieſe Gewiſſenhaftigkeit gegen ein gegebenes Wort, 
welches noch dazu an keine beſtimmie Zeit gebunden war, 
waͤre eine unverzeihliche Sentimentalitaͤt geweſen; ſie haͤtte 
gehandelt, wie ein junger Menſch, der ein Maͤdchen heirathet, 
weil er ihr einſt/ fein Wort gegeben, obfchon fie allen Rein, 
alle Liebenswuͤrdigkeit für ihn verloren bat, und der als 
Sflave feines Worts ſie und ſich ungluͤcklich macht. So darf 
aber eine Regierung nicht handeln. Wenn es einmal eine 
Regierung giebt, fo übernimmt fie auch die Berantwortlichfeit 
für die Regierten, und wenn ihre eine Maßregel zweifelhaft 
wird, die fie in Ausſicht geftellt hat, fo muß fie dieſelbe bis 


zu vollfländiger Ueberzeugung vertagen, hält fie diefelbe aber 


für entſchieden ſchlecht, ſo muß ſi ie dieſelbe ohne Furcht vor 


Vorwuͤrfen zuruͤcknehmen. Ja, wenn ſich noch die Stimme 


des Volks laut und unzweideutig fuͤr die reichöftändifche Ver⸗ 
faſſung ausgeſprochen haͤtte; aber war denn dieß der Fall? 


Schriften genug ſprechen ſi ch fuͤr und gegen dieſelbe aus, 


. aber die Schriftſteller und bie Preſſe find nicht das Bolt; 


fie find nur der Ausdruck des gebildetſten Theils deſſelben, 


der nicht allein maßgebend ſein kann. Eine Verfaſſung kann 


vernuͤuftig ſein, beſſer als der beſtehende Zuſtand, ohne daß 


das Volk fie acceptire. Wo ed aber "auf Grlaffung und 


2 
oder Fabrikation ober Handel, er habe ein bürgerliches Ge⸗ 
werbe, oder er ſei durch geiſtige Bande an den Staat ge⸗ 
knuͤpft, habe ein Recht zur Repraͤſentation.“ Das hier auf⸗ 
geſtellte Prinzip enthaͤlt allerdings die liberalſten Grundſoͤtze, 
welche einer Vertretung zu Grunde gelegt werden koͤnnen, 
aber wir duͤrfen dieſe biugemworfene Aeußerung wohl nicht zu 
fehr urgiren, wir dürfen fie wohl kaum für Ernſt nehmen, 
wenn. wir bedenken, daß in demfelben Alktenflüde an ber 
Unterfheidung ber Stände, daß an ber Unterfheibung zwi⸗ 
fehen Adel und Bürgerfland fefigehalten wird, daß der Un⸗ 
terſchied zwifchen beiden zwar vermittelt, abgefchloffen, aber 
nicht aufgehoben werden fol, daß nur eine Reformation de 
Adels verlangt wird, wenn wir und fodanı erinnern, daß 
die Geſetzgebung bie Rittergutsqualitaͤt hatte beſtehen laſſen. 
Wo aber ein Unterſchied der Stände ſtattfindet, da muß auch 
eine Verſchiedenheit der Rechte, und alfo auch der politifchen. 
Rechte eintreten. | 

Die Grundzüge einer beflimmteren Organifation brachte 
erft dab Edikt vom 22. Mai 1815, obgleich auch dieß noch 
ſehr vage gefaßt iſt. In dieſem wird zwar der Sag an bie 
Spitze geſtellt, daß eine Repraͤſentation des Volks gebildet 
werden ſoll, aber als Mittel zu dieſer Volksrepraͤſentation 
aufgeführt, daß a) die Provinzialftände, wo fie mit mehr 
oder minder Wirkſamkeit noch vorhanden feien, hergeſtellt 


- and ben Beduͤrfniſſen der Zeit gemäß eingerichtet werben _ 


\ 
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ſollten; b) wo gegenwärtig Feine Provinzialftände vorhanden 
wären, follten fie angeordnet werben. Hierauf wird weiter 
beftimmt, daß aus dieſen Provinzialftänden die Verfammlung 


der Sandesrepräfentanten gewählt werben folle. 


Die Bezeichnung Eandeörepräfentation und Landes⸗ 
repräfentanten, welche bier gebraucht wird, ift offenbar nicht 
genau zu nehmen, und aller Wahrſcheinlichkeit nach nur in Er⸗ 
mangelung eines bezeichnenderen Ausdrucks, der ſpaͤter vorkom⸗ 
menden „allgemeinen Landftände,” gewählt worden. Offenbar 
war der angeblichen Repräfentation bed Volks von Anfang an 
das fländifche Prinzip zu Grunde gelegt, weil wir daraus 
zu fehließen berechtigt find, daß diefelbe durch Wahl aus den 
Provinzialftänden hervorgehen folten. Indem aber dieſes 
Prinzip an die Spitze geftellt wurbe, war ein Grundſatz aus⸗ 
gefprochen, der es unmöglich machte, daß biefe Repraͤſenta⸗ 
tion eine Nepräfentation des Volks fein Eonnte, ber fie mit 
ben Forderungen ber allgemeinen Freiheit in Widerſpruch 
feste, der, wenn er „mit ben Bebürfniffen der Zeit” in 


Verbindung gebracht wurde, eine Unmöglicheit ausſprach. 


Warum? werben Viele fragen. Warum fol ed une 
möglich fein, daß die Nepräfentation nach dem fländifchen 
Prinzip eine Nepräfentätion des Volkes fei, und warum foll 
fie mit den Forderungen der allgemeinen Freiheit in Wider⸗ 


ſpruch fichen ? 
| 18 
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Mir antworten darauf, weil der Begriff des Volks eine 
Semeinfchaft gleichberechtigter Staatömitglieder, Gleichheit ber 
bürgerlichen und politifhen Rechte vorausſetzt. Wo dieſe 
Gleichheit nicht durchgehends vorhanden iſt, wo ein Theil des 
Volks ſich vom andern dur Berfchiebenheit der Rechte ab» 
fheidet, da giebt es Fein Volk, fondern nur eine privilegirte 
Kafte und eine rechtölofe, ungebildete und unterdrüdte Maffe, 
gleichviel, ob die Regierung eine fogenannte abfolute fei, oder 
ob fie das Prinzip der Vertretung angenommen habe, wie 
denn weder in Frankreich noch in England von einem Volke 
die Rede fein kann, da auch hier privilegirte Kaften den Na⸗ 
men und bie Rechte des Volkes uſurpiren und monopoliſiren. 
Der Begriff des Volkes exiſtirt nur in der wahrhaften De⸗ 
mokratie, wie fie und z. B. dad Alterthum zeigt. Nur bier 
giebt es wahres Staatbürgerthum und Volksthum, nur hier 
giebt ed ein Gemeinwefen, weil bier jedem Bürger ber 
‚ Staat angehört, wie andererfeitd jeder Bürger dem Staat 
angebört. Nur hier ift der Staat nichts Erclufives, nichts 
Befondered, nichts Heimliches, nichts Privates, fondern all« 
umfaſſende Allgemeinheit und Deffentlichkeit, Republik; jeder 
Bürger ift als folder und ohne weitere Unterfcheidungen in 
den Staat aufgenommen. | 

Den vollfommenften Gegenfag dazu bildet das Mittel« 
alter und die Feubalität mit ihren, dem indifchen Kaften« 
weſen entiehnten Ständeunterfhieben. Dier iſt der Staat 


aufgelöfet, dad Gemeinwefen in Privateigenthum verwandelt, 
die Gleichheit der Nechte in einer Hierarchie der Beherrfchung 
und einer Stufenleiter der Unterdrüdung untergegangen. Auf 


der einen Seite die durch den Zufall der Geburt geweihte 


Herrſchaft des Adel, welchen man mit den Bürgern bed 


Alterthums vergleichen Eönnte, wenn dad Buͤrgerthum nicht 
einen Staat voraudfehte, der im Mittelalter gaͤnzlich fehlt, 
auf der andern Seite die durch die Gewalt befeftigte Knecht⸗ 
[haft des Bauernflandes, welchen man dem Sklaventhum des 
Alterthums an die Seite ſetzen koͤnnte, wenn nicht die Un⸗ 
terdruͤckten von derſelben Abſtammung waͤren, wie ihre Be⸗ 
herrſcher, waͤhrend die Sklaven des Alterthums nur Fremde 
und Kriegsgefangene waren. 

Dieſe Rechtbverſchiedenheit bildet die Grundlage und un⸗ 
erlaͤßliche Bedingung bed Staͤndeweſens; fällt fie weg, fo- 
fallen auch die Stände weg, Werden nun bie Stände zur 
Vertretung berufen, fo Tann die Zolge nur bie fein, baß 
diefe Verſchiedenheit befefligt nnd geweiht wird. Durch bie 
Vertretung erhält fie ein Organ, ein Mittel, fich geltend 
zu machen. Da nun bie Rechtsverſchiedenheit nicht ohne 
Nechtöungleichheit möglich ift, fo wird auch biefe Ungleichheit 
in die Vertretung aufgenommen werben muͤſſen. Giebt ed 
einmal eine ftändifche Gliederung, und biefe liegt im Weſen 
der Ständeverfaffung, giebt es einmal einen Stand, ber 


vernebmer, edler iſt, als bie andern, fo muß er aud bei 
18* 
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der Vertretung audgezeichnet werben; bie höhere Qualität 
erfeßt bei ihm die Quantität. So waren in ben alten flän« 
difhen Verfammlungen die Adligen überall ftärker vertreten 
als die Städte. Das ift nothwendig. | 

Die ftändifche Vertretung bat noch ein anderes Reſul⸗ 
tat, welches nicht bloß auf den Landesbewohner, ſondern 
auf die Regierung ſelbſt zuruͤckfaͤllt. Da der Staat, der 
Staat im wahren Sinne des Worts, die Stände nicht kennt, 
ſo werden auch die Staͤnde den Staat nicht kennen. Ge⸗ 
ſtattet der Staat ihnen eine eigene Exiſtenz, erkennt ex ihre 
befonderen Intereffen an, beruft er fie fogar zur Vertretung, 
fo iind auch fie berechtigt, fich feftzuhalten und ſich durchzu⸗ 
fegen. Befondere Intereffen aber, denen man freien Lauf 
läßt, die nicht durch ein höheres Geſetz gebunden werden, 
ſondern ausdruͤcklich als ſelbſtſtaͤndig und berechtigt anerkannt 
werden, ſind gemein, ſelbſtſuͤchtig, habgierig. Da nun 
dieſe Intereſſen wieder verſchieden ſind, jedes Intereſſe, ſich 
ſelbſt uͤberlaſſen, aber ausſchließlich iſt, ſo wird ſich aus 
dieſer Verſchiedenheit ein Kampf entwickeln. Jedes Intereſſe 
haͤlt ſich fuͤr das Hoͤchſte und wird ſich daher auf Koſten 
der andern durchzuſetzen ſuchen. Die Staͤndeverſammlungen 
werden alſo der Kampfplatz der ſchmutzigſten Selbſtſucht, des 
ekelhafteſten Eigennutzes, der ſich auf die gemeinſte Weiſe 
befeindenden Intereſſen, ſein. Nicht das allgemeine Wohl 
wird entſcheidend ſein, wird uͤberhaupt gar nicht oder nur 


u 
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nebenher in Betracht fommen, und die eigentliche Frage, 
wenn fie auch noch fo fehr durch fehimmernde Redensarten 
verdeckt wird, kann ſich Immer nur darum drehen, welchem 
Stande bie meilten Vortheile zufallen werden. 

Machen wir bie Anwendung auf bie reichöftändifche 
Berfaffung, fo werden natürlih alle Bolgerungen, welche 
aus dem fländifchen Prinzipe hervorgehen, auch fie treffen, 
alfo namentlich gefeßlich organifirter Kampf der Stände und 
der durch, fie vertretenen Intereffen, Kampf bed großen pri⸗ 
vilegirten Grundbeſitzes gegen den bäuerlihen, Kampf ber 
Agriculturintereffen gegen die ‚der | Bobrifation, Kampf ber 
Sroiftfabrifanten gegen die Baummollenfabrifanten, Kampf 
ber Runfelrübe gegen bie Auderfiedereien und ben Fiskus, 
Kampf des fchlefifchen Eiſens gegen daß englifhe. Und was 
für ein gemeiner Kampf, wenn fich die ſchmutzigen Intereſ⸗ 
fen wüthend gegen einander erheben, fich, jedes unter dem 
Rufe ne respublica quid detrimenti capiat, zerzaufen, zer» 
fleifchen, fih im Staube wälzen! Und noch ſchlimmer, wenn 
fie ſich freundlich naͤhern, wenn fie ſich zum Raͤuberbunde 
die Hand reichen, denn die große Maſſe, welcher ſie verei⸗ 
nigt die Schlinge uͤber den Hals werfen , wird das Loͤſegeld 
bezahlen muͤſſen. Mit einem Worte, die reichsſtaͤndiſche Ver⸗ 
ſammlung wuͤrde fuͤr das Volk daſſelbe Reſultat haben, wie 
die franzoͤſiſchen Kammern, deren hoͤchſte Aufgabe darin zu 
beſtehen ſcheint, daß fie dem Volke die unentbehrlichſten 





_B_ 
Lebensbebürfniffe vertheuern und es mit Laften und Abgaben 


erdrüden, welche nicht ihm, fondern der vertretenen privile⸗ 


girten Kafte zu gute kommen. 


(S.: Leber fländifhe Verfaffung in Preußen, 
S. 71: „Wenn die Branntweinftener noch einzuführen und 
der Sandtag darüber zu vernehmen wäre, fo würbe ein Gon- 
flikt zwifchen den Beftrebungen der großen und der kleinen 
Grundbeſitzer unvermeidlich fein, vorausgeſetzt, baß beide im 
Stande wären, die Folgen der Diaßregel zu überfehen; bie 
Meinen würben dann ermeſſen, daß, wie auch die Erfahrung 
bewährt hat, fie fammtlid die Fabrikation einflellen müßten, 
bie großen, baß die Steuer zu einer Vervollkommnung ber 
Methode anrege, und bad reichlicher gemonnene Fabrifat 
neben der verminderten Concurrenz ihnen früher nicht geabnte 
Bortheile verfpreche.” “ 


„Noch fehwieriger wird die Sache, wenn abgemogen 
oder ertfchieden werden foll, wo ein Widerftreit der Intereſ⸗ 
fen einzelner Theile eines und defjelben Induſtriezweiges bes 
ſteht. Diefer Fall wird gerabe jet ſehr praßtifch bei der 
Erörterung der Steuerfäge von den englifchen Twiſten.“ 


„Die rheinifchen Baummollenfpinnereien behaupten, nicht 
beftehen zu Eönnen, wenn die englifchen Gefpinnfte nicht einem 
hohen Eingangszoll unterliegen. Die übrigen Baummollen- 
manufalturen (Webereien, Zürkifchrothfärbereien u. ſ. w.) 
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dagegen wollen die Twiſte wo möglich ganz frei inportiren 
oder verlangen einen Ruͤckzoll fuͤr ihr Fabrikat, welcher die 
Koſten des erhoͤhten Spinnerlohns decke.“ 


„Tretep, was bei der Repräfentation in Preußen uns 
vermeidlich ift, noch befondere Rüdfichten ein, wie 4. B. 
Standesrücfichten, Ruͤckſichten der Grundberrn ‚ ber Patri⸗ 
monialgerichtsherrn, — ſo iſt der Widerſtreit der Intereſſen 
ganz unvermeidlich, an eine Vermittelung oder Loͤſung kaum 


zu denken.“ 


„Bei der Frage uͤber die Erſchwerungen der Anſiedlun⸗ 
gen hat der Ritterſtand und zum Theil der Bauernſtand ein 
vom Stande ber Gewerbtreibenden ganz verſchiedenes Nater- 
eſſe. Auch das ber Aderflädte weicht von dem der großen 
Anduftrie ab, beinahe fo weit ald das Intereffe des Staats 
im Ganzen, dem feine Unterthanen gleich lieb „umb werth 
fein follen, von demjenigen einzelner Klaffen in biefer Anges 
legenheit. Die Grundherrn halten eine neue Anfiedixge, wenn 
ber Anflebler nicht ein erkleckliches Vermögen nachweiſt, für 
ein Unglüd, und fireben fie zu vereiteln, fo gut fie vermoͤ⸗ 
gen; die Wertreter großer Manufafturfläbte, wenn und wo 
es deren giebt, werben die Sache aus einem andern Geſichts⸗ 


punkte betrachten und eine andere Sprache führen.) 


Freilich würde die reichöftändifche Verfaffung eine andere 
Kofte zur Macht bringen, als die in Frankreich herrſchende; 


‚fie würde nämlich die Herrfchaft des großen Grunbbefißes, bes 
Nittergutdadeld, fanctionirn, Aber bürfen wir glauben, baß ber 
Drud ber Seburtöariftofratie leichter zu tragen fein würbe al& ber 
ber Geldariſtokratie Wohl ſchwerlich. Der Rittergutsadel bat 
Feine Steinkohlengruben, keine Eiſenhaͤmmer, Feine Berge 
werke, deren Grzeugniffe er durch Einfuhrverbote gegen die 
wohlfeileren und befjeren Produkte des Auslandes hüten 
müßte, aber er bat Grundbeſitz, dem er die Steuerbefreiung 
erhalten oder wiedererobern muß, dem er die verringerten 
oder entzogenen Pripilegien wieder verſchaffen muß. Erhal⸗ 
tung oder Wiedereinfuͤhrung der Patrimonialgerichtsbarkeit 
und ber gutsherrlichen Polizeigewalt, Ruͤckgaͤngigmachung der 
agrariſchen Geſetzgebung, ſyſtematiſche Repriſtination und Wie⸗ 
derherſtellung des ſchoͤnen patriarchaliſchen Verhaͤltniſſes, das 
durch Pruͤgel erhalten wird, wuͤrden die wohlthaͤtigen Folgen 
dieſer Herrſchaft ſein. 

.Daß aber der Einfluß des Rittergutsadels in ber 
reicht hdiſchen Verſammlung praͤvaliren wuͤrde, kann keinem 
Zweifel unterliegen, wenn man bedenkt, daß nach der Ver⸗ 
ordnung vom 22. Mai 1815 die Reichsſtaͤnde aus den Pro⸗ 
vinzialſtaͤnden gewaͤhlt werden follen. Alſo dieſelbe Zuſam⸗ 
menſetzung, daſſelbe Verhaͤltniß der einzelnen Staͤnde, alſo 
auch hier der Rittergutsadel in gleicher Staͤrke, wie die 
beiden andern Staͤnde zuſammengenommen. Und dieſe Fol⸗ 
verung ergiebt ſich nicht bloß aus der Verordnung vom 


22, Mai 1815, fondern fe {ft eine Nothwendigkeit, welche 
in unfern Gefammtverhältniffen ihren Grund hat. Nur für 
eine ſolche Vertretung find alle Präcedentien in dem erhal« | 
tagen Rittergutsbeſitze, in der Freisftänpifchen und provinzial⸗ 
ſtaͤndiſchen Vertretung: nur ber Abfchluß fehlt. Aber auch 
nur biefer ift möglich, ein anderer gar nicht denkbar, wenn 
nicht vorher alle Grundlagen unferer jegigen Verfaſſung über 
den Haufen geworfen werben, 


Die Reichsſtaͤnde würden alfo denfelben Charakter haben, 
wie bie Propinzialflände; aber fie würden ihn potenziren. 
Die Provinzialflände find, wie wir gefehen haben, allerdings 
nicht ohne Einfluß, "aber diefer war doch mehr moralifch als 
materiell; es befland boch mehr darin, daß fie gewiflen In⸗ 
tereffen einen Ausdruck gaben, als daß er ihnen ein unmit« 
telbared Eingreifen geſtattet haͤtte. Die Provinzialſtaͤnde waren 
doch nur eine berathende Verſammlung, die keine Autonomie 
und Feine Macht der Entſcheidung hatte. Nun denke Man | 
fih aber eine folche Berfammlung mit wirklicher Macht aus⸗ 
geftattet, wie das doch bei den Reichöfländen ber Fall fein 
würbe, man bene ſich, daß eine aus folhen Elementen zu⸗ 
ſammengeſetzte Verſammlung die Geſetze fuͤr uns machen, 
die Steuern vertheilen und deren Verwendung beflimmen 
würde, Schredliche Ausficht, welche und dag, Schidfal, bie 
Wohlfahrt, dad. Vermögen einer Bevölkerung von 15 Mil- © 


—⸗ 
lionen der Habgier einer Schaar von 20,000 Privilegirten 
preiſsgegeben zeigt! 

Wenn alſo gefragt wird, für wen würden die Reichs⸗ 
fände fein, fo kann die Antwort nur fein: für Die Prigile- 
girten. Das gefteht auh Herr von Schön in feinem 
„Woher und Wohin?’ zu, wenn er auf die Trage, wer 


auf dem preußifchen Huldigungslandtage den Verfaſſungsan⸗ 


trag an den König gerichtet habe, die Antwort ertheilt: 


„Richt eigenthum« und heimathlofe Menfchen, nicht 
gebankenleere Jünglinge, nicht momentan aufbraufende Geifter, 
die nur blindhin nach Neuerungen haſchen, fondern begüterte 
Männer, Männer von Urtheil und gereifter Erfahrung, 
Männer mit ergrautem Haare ftellten den Antrag, und zwar 
ſolche, die, wenn ihr Verlangen zur Anarchie Mer Illoyalitaͤt 
hinführen koͤnnte, dadurch mehr verlieren würden, als 
dad regierende Haus zu befürchten haben dürfte Dieß letz⸗ 


tere kann jederzeit und unter allen Stürmen auf den Beir ' 


1613 anderer Souveraine rechnen; aber wenn ein wilder. 


Sturm der Leidenfchaften im Volk audbricht, fo werden fletd 
Diejenigen, welche als Begüterte unmittelbar vor dem Volke 
und bemfelben am naͤchſten ſtehen (alio nicht Volk find!) 
vor Allen ald Opfer fallen, ehe noch fremde Hülfe eintreffen 
kann. Solhe Männer waren ed, nicht Proletarier, 


fondern die erflen Notabilitäten ded Landes” 


e .w. 
u. ſ. w 





Afo für die Begüterten, für die erſten Notabilitäten, 
für die Privilegirten! — daher auch nicht für die allgemeine 
Freiheit. Alfo Ihr Alle, die Ihr dem Rufe der reichöftän« 
difchen Verfaflung nachgezogen feid, weil Ihr ihn für einen | 
Ruf der Zreiheit gehalten habt, gebt Eure INufion auf und 
verlaffet eine Fahne, bie Euch zu einem Sampfe einladet, 
der nicht der Eure if. Nicht in diefer Schlachtlinie ift Euer 
Platz, fondern in ber gegenüber flehenden; nicht für die 
reichöftändifche Verfaſſung, fondern gegen fie ift bie Parole 
bed Freiheitskampfes. 


Und du armed Volk, She eigenthum⸗ und heimathlofen 
Menſchen, Ihr Proletarier! hört Ihr es? Nicht für Euch 
ift die reichöftändifche Berfaffung, fondern für bie, welche 
vor Euch ſtehen. Merkt Euch dad und fchließet ihren Ver⸗ 
lodungen Euer Ohr. Hört nicht auf fie, wenn fie mit glat- 
ten Worten zu Euch kommen und Euch fagen, daß biefer 
Kampf der Eure ſei. Hört vielmehr auf Eure knurteñden 
Magen, ſeht auf Eure entbloͤßten Leiber, Euer Elend, Eure 
Armuth und Eure ſchwieligen Haͤnde. Doch fuͤr Euch ſind 
unſere Ermahnungen uͤberfluͤſſig, denn Euch kuͤmmert nicht 
die Politik, kuͤmmern nicht die Verfaſſungsfragen. Ein rich⸗ 
tiger Inſtinkt ſagt Euch, daß hier nicht Eure Sache gefuͤhrt 


werde. « 


FARO 

, Nun würden wir freilich gegen biefe Herrſchaft nichts 
einwenden koͤnnen, wenn fie auf natürliden Grundlagen 
beruhte. Aber ihre Herrfchaft ift eine Lünftlih erhaltene, 
kuͤnſtlich wiederhergeftellte, auf kuͤnſtlichen Stüßen beruhende. 
Wir wuͤrden nichts dagegen ſagen koͤnnen, daß der Staat 





nur fuͤr ſie waͤre, wenn auch der Staat nur fuͤr ſie waͤre. 
Aber dem iſt nicht fo. Der Staat iſt eine Allgemeinheit 
binfichtlich der Laften, aber Feine Allgemeinheit hinfichtlich 
ber Rechte: er ift eine Apanage der Privilegirten, obwohl 
wir ihm Alle mit unfern Kräften, unferm Bermögen, ja 
unferm Leben verpflichtet find. Wir alle müffen die Laften 
von Staatöbürgern tragen, aber die Rechte folcher find nur 
einer Eleinen Anzahl von Auserwählten zu Theil geworden, 
und wunderbarer Weiſe gerade nur denjenigen, melde bie 
Heinften Laften tragen. Das iſt ein ungerechte® und unver- 
nünftiged Verhaͤltniß, welches nicht auf die Dauer aufrecht 
erhalten werben Tann, ein unleidliher Widerfpruch, welcher 
auf bie eine oder andere Weife gelöft werden muß. Entweder 
fie .allein bringen ale Abgaben und Steuern auf, fie allein 
übernehmen die Vertheidigung eines Zuſtandes, der ihnen allein 
Vorrechte, Beguͤnſtigungen, Auszeichnungen, gewährt, und wir, 
die Maſſe, die Unprivilegirten, die Unbeguͤterten, die Nichteximir⸗ 
ten treten dann in ein Schugverhältniß zu ihnen zuruͤck, wir 


überlaffen ihnen unfere bürgerlichen und politifchen echte, 
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aber wir fhieben ihnen auch unfere flaatöbürgerlichen Laſten 
und Verpflihtungen zu; — oder fie entfchließgen fih, von 
ihrer Höhe .hernieberzufteigen, fich in unfere Reihen zu miſchen 


und mit uns zu einem Volke zuſammenzutreten. 


Sechszehnter Abfchnitt, 


Beamtenthbum und Adel, 


Indem wir im Vorhergehenden ben Rittergutdabel als 
die berrfchende Macht in unferm Staatdverbande dargeftellt 
baben, ſcheinen wir mit berjenigen Anſicht in Widerſpruch 
zu gerathen, welche dieſe Rolle dem Beamtenthum zuweiſet. 
Wir haben uns daher noch mit dieſer Anſicht abzufinden. 


Das wird uns nun nicht ſchwer werden, wenn wir vorn 
herein erklären, daß wir dieſe Anſicht fuͤr wahr halten, 
aber auch hinzufügen, daß fie nicht die ganze Wahrheit ift. 
Mer den Charakter unferd Staatöwefens in feinem weite 
verzweigten Beamtenthum aufgefunden zu haben glaubte, 


würbe zwar Beine Unwahrheit gefagt haben, wohl aber eine 


J 


287 , 
* 


Einſeitigkeit. Eben fo wuͤrde derjenige, der bei ber unſtreit⸗ 
bar vorhandenen Adelöherrfchaft ſtehen bleiben wollte, gar 
feiner Unrichtigfeit ‚überführt werden koͤnnen, aber man 
würde ihm mit eben fo gutem echte die Beamtenberrfchaft 
entgegenfeßen koͤnnen. Beide gehören zufammen und geben 
und erſt in ihrer Bereinigung ein Geſammtbild unfered 
Zuftanded und der und beberrfchenden Mächte. Wir haben 
daher noch Furz die Grundlagen diefer Herrfchaft, die Art 


ihrer Ausübung und ihre Stellung zu der andern herrſchen⸗ 


den Macht zu betrachten. 

Denn die Adelsherrſchaft in der Feudalitaͤt, d. h. in 
der Staatölofigkeit, in ber Auflöfung des Staates ihren 
Urfprung bat, fo muß dad Beamtenthum auf die Beit bed 
werdenden Staats zurüdgeführt werben, Das Werden 
ded Staates beſteht darin, Daß derfelbe zwar wieder als eine 
Allgemeinheit zum Bewußtſein koͤmmt, daß aber diefed Be» 


wußtfein nur in einer Perfon vorhanden ift: der Fuͤrſt 


ift der Staat. Der Staat ift fein Eigenthum, feine 
Domaine geworden, ber Fürft ift der oberfle Grundherr, 
welcher von den Bewohnern der Domaine einen Erbpachtd- 
Zind, unter dem Namen ber Steuern erhält, wofür er 
die Verpflichtung übernimmt, fie in ihrem Beſitze zu ſchuͤtzen 
und ihnen Recht zu ſprechen. So ſcheinen wir zu bem 
frühern Buftande zuruͤckgekehrt zu ſein; wie früher iſt ber 


Fürft wieder Eigenthuͤmer des Landes, und wenn man will, 


verdankt er aud dieß Eigenthum wieder einer Eroberung. 
Aber im Grunde hat doch die Eroberung ſowohl wie das 
Eigenthum einen anderen Eharakter. Die Eroberung iſt 
keine gewaltſame, durch die Waffen vollfuͤhrte geweſen; 
und ſie geht nicht weiter als bis zur Anerkennung ſeines 
Erbherrnrechts, welches ihm durch die Steuerbezahlung ge⸗ 
waͤhrt wird. Scheint dieſer Zuſtand zunaͤchſt unvortheilhafter 
als der aus der erſten Eroberung hervorgegangene, weil er ihn 
nicht zum vollen und unbeſchraͤnkten Eigenthuͤmer macht, ihm 
nicht die freie Dispoſition uͤber ſein Eigenthum laͤßt, ſo iſt 
er. doch in ber That ungleich guͤnſtiger für die fuͤrſtliche 
Macht, denn in ben ‚Steuern bat fie eine nie verflegende 
Quelle ber Macht erhalten. Berner bezahlte der Fuͤrſt die 
ibm zu leiſtenden Dienſte, indem er dafuͤr Land verlieh, 
mit dem Kapitale felbft, welches allmaͤhlig von denen, die 
es zur Nutznießung erhalten hatten, entfremdet wurde; jetzt 
beſtreitet er alle Beduͤrfniſſe mit den Zinſen, das Kapital 
,felbſt bleibt unangetaſtet. Dadurch erhaͤlt die fuͤrſtliche Macht 
erſt eine feſte Grundlage; fie iſt nicht mehr auf die precaire 
Unterftügung bed Adels angewiefen, bie fie gerade in bem 
Augenblide zu verlaflen pflegte, wo fie feiner Hülfe am 
nötbigften bedurfte; fonbern fie kann jet mit ben ihr regel⸗ 
mäßig zufließenden Einnahmen regelmäßige Heere unterhals 
ten, welde an ben gebunden find, der ihnen das Selb 
giebt. 


8 


Da nun durch bie Steuererhebung der Fuͤrſt wieder 


wirklicher Ober⸗Eigenthuͤmer des Landes geworden iſt, da 
er wieder wirkliche Landeshoheit und Bandesherrlichkeit 


(souverainetd et propriéto) errungen bat, welche zwar von 


Anfang :an ein Accidenz, oder richtiger die Grundlage der 


füsftlihen Mast gewefen war, Die aber durch die zahlreichen 
Verleihungen zu einem leeren Namen zuſammengeſchrumpft 


er 


war, da er jest gleichſam die oberfie Guts herrlichkeit uͤber 


das ſeiner Herrſchaft unterworfene Land erworben hat, ſo 
muß er auch fuͤr die Verwaltung des Landes ſorgen, und, 
wie jeder andere große Gutsbeſitzer, Leute "annehmen, melche, 


feine Einkünfte eintreiben und feine Rechte fo wie die Rechte 
ber Unterthbanen unter fih wahrnehmen, Dieß iſt die Auf⸗ 


gabe Ber Beamten, welche ein ebenſo wirkſames Befoͤrde⸗ 
rungömittel der abſoluten Fürftenmacht find wie bie Kano⸗ 
nen und ſtehenden Heere. | 


® 


nafürlich nicht unmittelbarer. Eigenthümer des Privat beſitzes, 


wie etwa feiner Domainen; das Analoge berfelben ift viels 


mehr nur in der Gutsherrlichkeit zu ſuchen, welche ebenfalls 


nach kein unmittelbare Eigenthuwsrecht bed Gutöheren am 


ben. Bell der. bäuerlichen Unterthanen involviert. Die Er⸗ u 


weiterung, melde dieſer Begriff in ber. neuern Zeit, erhalten 


hat, beficht darin, daß ex allgemeine Bedeuntung erlangt 
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(Vermöge der Landesherrlichkeit wird ber Landeshert 
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hat; benn im Mittelalter erſtreckte ſich die Herrſchaft und 
die Gewalt des Fuͤrſten eigentlich nur auf Das Land und die 
Henfbrten, welche ihm unmittelbar und privactrechtlich eigen 
zugehoͤdten. Eine ſolche micielalterlicho Auffaffung documentirt 
Heir v. Haller, wenn er von Ludwig XVI. ſagt: „Er, 
des vorige Herr und oboerſte Sefeggeber, ver veihfle und 
einzig unabhängige Butöbefiger im ganzen Lande, 
reifen Bienfte fonf fo Begierig gefucht wurden, folte men 
nicht⸗ Eigenes mehr beſitzen.“) 
Ss kange dieſer Uniſchwung noch zweiſelhaft iſt, ſucht 


ber Wood: Ih aufzuhalten. Gobat aber bie fleſtiche Macht 


conſolidirt iſt, nähert er fih ihr wieder. Num fle wieder im 
Befitze der Macht und des Reichthums iſt, wird fie auch 
fir ihn wieber bie Quelle und die Vertheiletin der” Ehre. 
Er firömt ihr von Neuem zu, er weißt ihr wieder feine 
Ergebenpeit und feine Dienfte, denn fie kann dieſelben ja 
wieder bezahlen; ja, er bringt dad Vorurtheil in Umiguf, 
„dB ihm allein. alle hoͤheren Stellen am Hofe, im Heere 
und in. ber Verwaltung gebührten. Indeß kann er bie 
Quelle der Macht nicht mehr in feine Hände bringen; er 
bleibt an diefe gebunden, und wenn er ſich auch noch fo oft 


m Stillen fagt, daß dur Fuͤrſt nun ber erſte Adelige fü, | 


ale dignitate gar Fein Unterſchied zwiſchen biefem und ihm 
ſtatiſiabe, ſo kann er. doch die Beſoldungen und Auszeich⸗ 
nungen nus burch Abhängigkeit und Unterwürfigkeit erlaufen 





wennrer fie haben will, muß er ſich zu entſprechenden Dienft⸗ | 
leiſtungen verſtehen. 


So entſteht ein neues Lehnsverhaͤltniß; das Amt iſt 
ein beneficium, welched unter der Bedingung entfprechender 
Gegenleiftungen verliehen wird, Um ein ſolches beneficium 
zu erlangen, ſind Fähigkeiten erforderlich, aber diefe allein 


.. tu: 


Ergebenheit, Treue und der Gehorfam gegen den Dienftheren 


binzufommen. Dad Amt ift. ein Geſchenk, wenn man will, 


ein nad) dem Gutduͤnken und der Willkuͤhr des Dienſtherrn 


verliehenes Geſchenk; iſt es aber einmal verliehen, ſo 


bleibt es auch an die Erfuͤllung der Leiſtungen gebunden 
und kann dem Belehnten nicht wieder einſeitig entzogen 


werden. 


Die moderne Lehnsherrſchaft des Beamten⸗ 
thums geht wie die Feudalherrſchaft in verſchiedenen Xbſtu⸗ 
fungen auseinander, welche ſich eine der andern faborbiniren; - 
auch fie bildet eine Hierarchie, indem fle won einer breiten 
Unterlage auslaufend, fi) immer mehr verengend , ſich enb⸗ 
lich zu einer letzten Spitze zuſammenziecht, gleichſam eine 
Pytamide bilbend, Aach ber Feudalſtaat zeigte und eine 
ſalche Hlerarchie; aber biefer wird zeitig bie Soite abhe-⸗ 
brochenzdie concentruſchen Kreiſe fen. ſich in ercentelſche 


quf wir Die füͤrſtliche Mat bildet ſelbſt um dem Mittel⸗ 
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punkt eines ſolchen excentriſchen Kreiſes. Anders im abſolu⸗ 
ten Staate, der einen unzerſtoͤrbaren Mittelpunkt gewonnen 
hat; die Beamten laufen von denſelben aus, und bleiben 
immer auf. denfelben bezogen. Sie find die Diener, bie 
Werkzeuge ded einen abfoluten Willend und Können ſich nicht 
ur Selbftändigkeit "gegen . denfelben erheben, weil fie nur 
Befoldungen erhalten, nicht aber die Fonds felbft, aus dem 
diefe fließen. 


Die ift auch der Grund, weshalb die Beamtenhies 
rarchie fich nicht glei dem Adel zu einer Geburtöfafte aud« 
bilden kann, und zwar iſt dies der alleinige Grund, der die 
Vererbung der Beamtenſtellen verhindert hat, nicht etwa, 
wie man glauben koͤnnte, die Ruͤdſicht, daß geiſtige oder 
mechaniſche Faͤhigkeiten, welche doch zur Bekleidung eines 
Amtes erforderlich find, ſich nicht vererben laſſen. Auch Die 
Belehnungen und Ertheilungen ber Ritterwuͤrde waren ur⸗ 
ſpruͤnglich von perſoͤnlichen Faͤhigkeiten abhaͤngig, und den⸗ 
noch wurden die Lehnguͤter von der Ritterwuͤrde erblich. 
Daß bei dieſen nur koͤrperliche Eigenſchaften und koͤrperliche 
Geſchicklichkeit erfordert wurden, während für die Bekleidung 
eines Avites gewiſſe geiſtige Faͤhigkeiten nothwendig erachtet 
werden, kann hiebei keinen Unterſchied machen. Denn Bir 
perliche Kräfte laſſen ſich eben ſo wenig vererben, wie gei⸗ 
ſtige Jaͤhigkeiten, und wenn ein Lahmer, ein Schwirhling 


Ritter werden Tann, fo muß auch ein ungebilbeter und bum« 
mer Menſch Beamter werben Binnen. Freilich Tiegt in der 
Bereinigung diefer beiden Eigenſchaften, der Duminheit und 
be Beamtenthums ein unverkennbarer Widerſpruch, aber 
auch die Vereinigung der Schwäche und des Ritterthums ift 
ein Widerſpruch ‚ und dad Beamtenthum würde gleich dem 
Adel über denfelben hinweggefprungen fein, wenn er «6 
gekonnt hätte, 0 U 


(In Frankreich kam es freilich zur Verkaͤuflichkeit und 
dadurch zur Erblichkeit der Aemter; allein dieſe Wendung 
hat vielleicht nicht am wenigſten zum Umſturze der koͤnig⸗ 
lichen Macht beigetragen. Die Parlamente waren bie erften 
Foyers der Oppoſition, welche der Hof nicht brechen konnte, 
weil die Mitglieder ihre Stellen gekauft hatten; hierdurch 

wurden dieſelben dem Einfluſſe des Hofes entzogen, und es 
bildete ſich ein, von der Regierung unabhängiger, | 
Beamtenflanb. Daß die Regierung eß dahin kommen 
ließ, iſt unbegreiflic, denn. ber Beamtenftand ift eine eben fo 
wefentlibe Stüße ber Zürftenmacht wie das flehenbe Heer.) 


Dadurch, daß dad Beamtenthum biefen Sprung nicht 
thut, wird ein wefentlicher Unterfchieb zwifchen ihm und 
bem Adel begründet. Zwar bleibt auch dem Beamtenthum 
die Ausfchließlichkeit nicht fremd , zwar flieht es ebenfalls‘ 


außer und über dem Volke, bildet eine eigene vom Volke 





gefonberte Klaffe, welche als ſolche sinen eigenen asprit- de 
corps entwidelt; zwar wird eB.fich in dieſer Itekistbeit und 
Sonderthuͤmlichkeit feflzuhalten und biefelbe immer ſchroffer 
auszubilden ſuchen; — aber es Tann fich doch wenigſtens 
nicht wie der Adel zur Geburtskaſte abſchließen. Man kann 
nicht ald Beamter geboren werben, wie man ald Abdeliger 
oder Ritter geboren wird, wedhalb man auch Unrecht that, 
die Beamten mit den Braminen zu vergleichen; man kann 
bie Außdfchließlichkeit nicht mit auf die Welt bringen, ſondern 
muß fie fib erwerben; man Tann mit einem Worte nur 
Beamter werden, und wird es nur durch perfönliche 
Geſchickichkeit und Faͤhigkeit, durch eignes und ſelbſterwor⸗ 
benes Verdienſt. Das Beamtenthum hat daher auch keine 
hiſtoriſche Begründung; es ſtuͤtzt ſich nicht auf wohl⸗ 
erworbene „ d. h. nicht nachweisbare, Rechte, ſondern auf 
wohlgeleiſtete Dienfte und wohlerfuͤllte Dienſtpflicht. | 


| Durch diefen unbiftorifchen Charakter wird es gerade 


befähigt, ben Fuͤrſten im Kampfe gegen dad Hiftorifche zu 


dienen. Sn den Beamten haben biefe eine bidciplinixte, 
iprem Impulſe und ihrem hoͤchſten Willen folgende, durch 
bad. Geluͤbde des unbebingten Gehorſams unquflägliche an 


fie gebundene Schaar gefunden, eine zahlreiche, dienſtwillige, 


ergebene Miliz, welche für die abfolute Fuͤrſtenmacht das 
wird, was bie Moͤnchsorden für das Papſtthum geweſen 
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waren. In dew ſtehenden Geese haben bie Büren Dip 


‚ Mittel ber äußeren Eroberung nad Ändern Sclhäfkinbigleit | 


erhalten; durch die Organiſation bed Beamtenheeres erlau⸗ 


gen fe ein Werkzeug ber innern Ereberung und ber Amen 


Selbſtſtaͤndigkeit. An ber Spike deſſelben ziehen fie nun’ 
ans, um ben Staat zu erpbern und dieſem ben Stempel 
ber Einheit anfzubräden. De fie aber dieſe Einheit nicht im 
Staate ſelbſt, nicht in ber orgamifiheu Slieberung des Gtaatb- 
Törperd fuchen, fondern außerhalb feiner in ihrem eigenen 
Ich und in der Unbeſchraͤnktheit ihres Willens, da nicht. ber 
Staat ſelbſt Zwes iſt, fondern aur Mittel, da fie ihm bei 
eigentih nur ald eine große ihnen untermorfene Domaine 


anſehen, fo Tann auch biefe Enheit nur eine Außerlüche und 


oberflächliche fein uud ſich hauptlachlich nur darauf erſtrecen, 
ihnen den umgeftörten und möglicft hohen Grirag ber Des 
maine zu ſichern. Dad Streben nah Kinheit geht nicht | 
darauf auß, bie Unterfchiede zwifchen den verſchiedenen Klaſ⸗ 
fen ber Unterthanen aufzuheben und fe alle durch den Bes 
griff des Staatskoͤrpers zu verſchmelzen und an deu Staat 
zu binden, fie in biefen aufzunehmen und ihn zu dem ibrigen 
zu machen. Das Streben nah Einheit hat nicht bie Auſ⸗ 
gabe, ale Unterthanen durch ein gemeinſames Band ber 
Rechte und Pflichten zu vereinen; ſondern ed geht nur fo 
weit, ald es der Zwec der vortheilhafteſten Nutzaießung 
erfordert: es beſchraͤnkt ſich alſo auf die Verwaltung, 


Mit der Entwicktung ber abfoluten Fuͤrſtenmacht erhält bie 
Verwaltung eine weitere Ausdehnung und ſelbſtſtaͤndigere 
Ausbildungs; die verfchledenen Ausfluͤſſe der landesherrlichen 
‚Gewalt, welche im Mittelalter verbunden geweſen waren, 
ſondern ſich von einander, und werden dadurch in den Stand 
'gefeat, ſich zu organiſiren und ie zur felbfifländigen Ein« 
‘heit auszubilden: es entfleht jeßt eigentlich erft daS, was im 
modernen Sinne Verwalten g. genannt wird, | 
Die größere Ausdehnung der Verwaltung zunächft ent⸗ 
ſteht nun dadurch, daß die Polizeigemalt, weiche bis dahin 
ein Accidenz ber Gerichtsbarkeit gewefen war (mie fie denn 
jetzt überall, wo Patrimonialgerichtöbarkeit beſteht, mit. diefer 
verbunden ift) eine. ſelbſtſtaͤndige Bedeutung erhält. So 
lange es noch keine regelmäßigen Steuern gab, fondern nur 
die - außerordentlihen Bebürfniffe burd freiwillige Beiträge 
gededt wurden, deren Repartition den Ständen unter ſich 
hberlaffen blieb, konnte man ihnen auch bie Sorge für ihren 
Erwerb und ihr Wohl ſelbſt uͤberlaſſen. Anders jetzt, wo 
der Boden und die auf demſelben lebenden Menſchen eine 
beſtimmte, immer hoͤher zu ſteigernde Ertragsfaͤhigkeit fuͤr 
den Staat gewonnen haben, jetzt muß er von dem Grund⸗ 
ſatze des Gehenlaſſens abgehen und durch das Intereſſe dazu 
getrieben werden, in die Entwicklung der menſchlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe, in den Gang des bürgerlichen und gefchäftlihen 
Verkehrs hemmend und’ fördernd einzugreifen, Jeder Menfch 


in 
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ift jebt als ein Kapital anzufehen, der feine Eriftenz dem 
Staate verzinfet; je mehr. Menfchen, deſto mehr Steuern; 
es tritt alfo jetzt bie Sorge für die Bevoͤlkerung ein. 


Dan ſucht ihre Zunahme zu beſchleunigen, und ihre Vermin⸗ 
derung durch die Abhaltung aller der Sefundheit ſchaͤdlichen 


Einfluͤſſe zu verhuͤten. Aber es iſt nicht bloß um Menſchen 


zu thun, ſondern um wohlhabende, vermoͤgende; je reicher 


die Unterthanen find, deſto mehr koͤnnen fie bezahlen; ed 
koͤmmt alſo bie Sorge für den Wohlſtand hinzu 
Der Wohlſtand  ift nicht mehr allein Privatintereffe, fondern 
auch Staatsintereffe, welches daher durch Verordnungen und 
Verbote geregelt, und wenn er ſich nicht von ſelbſt einfin⸗ 


bet, Fünftlih erzeugt werden muß. Man weiß ferner, daß 


Arbeitſamkeit und Thaͤtigkeit die Quelle alles Wohlſtandes 


ſind, und daß dieſe wieder aus einem ſittlichen Bewußtſein 
entſpringen; ſo findet ſich auch die Sorge für das geiflige 
Wohlſein, für die Wohlfahrt ein. Man braucht eine 
fittliche und religiöfe Bevoͤlkerung, wie man eine geſunde 
und arbeitſame braucht; man braucht Sittlichkeit und Relie 
gion, weil fle eine ergiebige Güterquelle find, und darf fie 


daher nicht untergehen laffen. Sie müffen ebenfalls erzeugt, 


gemacht werben; in ben Bevoͤlkerungsliſten eröffnet ſich auch 


eine Golonne für die fittlichen Zuftände, fo daß die Vers 


befferung bderfelben wie die Zunahme der Bevölkerung und 


des Wohlftandes flatiftifch nachgewiefen werben Fann. 
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Die einzelnen Bermaltungkzweige erhalten ſodann aber 

auch eine feibfiftändige Ausbildung, wodurch ebenfalls wieder 
eine größere Ausbehnung ber Verwaltung bewirkt wird. 
Urſpruͤuglich find dieſelben unzertrennlich verbunden. Der 
Fuͤrſt iſt oberſter Heerfuͤhrer und uͤbt zugleich die oberſte 
Gerichtsbarkeit, von welcher die Polizeigewalt noch nicht 
abgeloͤſt iſt. Dieß iſt der Inbegriff ſeiner ſouverainen 
HGewalt, welche sr auch feinen Stellvertretern ungetrennt 
übergiebf, Der Graf übt im Auftrage des Königs als 
Vorfiger ber Schöppengerishte die Gerichtsbarkeit und bie 
mit ihr verbundene Polizeigewalt, zugleich beruft er bie 
Vaſallen des Koͤnigs und verwaltet ſeine Domainen und 
Regalien. Durch dieſe Vereinigung aller Attribute ber fuͤrſt⸗ 
lichen Gewalt in einer Hand war die Schwaͤchung derſelben 
und die Selbſtſtaͤndigkeit der großen. Vaſallen veraulaßt wor⸗. 
den; fie darf daher, wenn fie die. oberſte Macht behalten 
und die Wiederkehr eined folhen Umſchwungs yerhüten wii, 
feinen ihrer Delcgirten die ganze Gewalt uͤhertragen. Auch 
wird fie durch das Bebürfniß zu diefer Trennung getrieben; 
die gefteigerten Anforderungen machen eine Zheilung ber 
Geſchaͤfte nothwendig. Zuerſt machte ſich das Geldbeduͤrfniß 
geltend: die Geldforderungen ſtiegen, und die Mittel, ſie zu 
befriedigen, werden ſchwieriger; das Finanzintereſſe kann 
nicht mehr beilaͤufig beruͤckſichtigt werden, ſondern es wird 
eine Hauptfache; fo werben zumächft. befondere kameraliſtiſche 


-_. | 
Sektionen in bie Regierungen eingeführt, bie ſich bald ganz 


von ihnen trennen und ſich als eigene. Rentkammern conſti⸗ 


tniren. Auch bie Kriegsführung fordert in ihrer veränderten 
und erweiterten Geſtalt eine eigene Beruͤckſichtigung, und 


& entfichen Kriegs» Kollegin, Die Trennung ber Polizei 
gewalt von ber Gerichtöbarkeit ift ſchon erwähnt, So erhal 


tem wir bie vier Hauptzweige der Verwaltung. 

Die größere Ausdehnung: und die ausgehildetere Orga⸗ 
wiſatien der Verwaltung führt natuͤrlich auch eine groͤßere 
Unrhbeinung der VBeamtenwelt herbei. Gin vnbegraͤnztes Feld 


vroͤffnet ſaich jehk Ihrer Rirkſamfkeit, ein unuͤberſehbarer Stoff 


tietet ſich ihrer Thatigkeit zur Bearbeitung bar, denn Diefer 
Stoff iR das gefammte Wolksleben. Jede Aenßerung, jede 


Megung peſſelben wird von den Beamten controllirt und 


geleitet; Mob Volk darf Mb fein Recht nicht mache fehl 
ſpeechen, ſondern empfängt es aus den Haͤnden da Beam, 
ten, es bringt die Steuern aus feinem WBermägen, mit ber 


Arbeit feinse Haͤnde ‚ aber ab wird bei ihrer Verwendung 


micht mie zu Rathe gezogen, ſondern das beſorgen die Ber 
amten an feiner Stelle; ed darf ſein Beben, feinen Handel 
uud Wandel nicht nach felnem individuellan Beduͤrfniſſe und 
nad) feiner beflen Einſicht einrihten, fandere muß ſich and 


hier der hoͤhern Einſicht der Beamten unterwerfen. Der 


Beamteneinſluß bringt in alle Kreiſe und alle Beziehungen 
des Lebens ein, und unterwirft ſich ale Verhaͤltniſſe, oͤffent⸗ 
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liche wie private; bie Beamten theilen bem Volke das hm 
gebuͤhrende Maaß ber Bildung zu, fle regeln feine Sittlich⸗ 
Feit, feine Moralität, feine Religion, fie find der allgemeine 
Verftand und der allgemeine Wille. des Volls, das willenlos 


und umzurechnung@fähig wird, 


Indem dad Welt ber geftaltenden Hand der Beamten 
old Stoff dient, ift zugleich ausgeſprochen, daß e8 eine 
bewußtiofe und untebendige Mafle ifl, der die Form von 
Außen aufgebrüct werben muß. Waͤre es dieß nicht, wäre 
es ein lebendiger Organismus ‚der fein Bewußtſein in ſich 
ſelbſt truͤge, ſo würde es die Form ſeines ſtaatlichen Lebens 
aus fih ſelbſt erzeugen, ſtatt darauf zu warten‘, daß fie ihm 
durch die Beamten zugeführt würde. Ob diefe Form nun 
- dem vorhandenen Inhalt entfpreche, ob die in den Bureaur 
außgebachten Verordnungen und Verfuͤgungen das wirkliche 
Beduͤrfniß des Volks treffen, ob die Entwicklung des Beam⸗ 
tenthums mit der Entwickelung des Volks gleichen Schritt 
halten wird, muß wenigſtens durchaus zufällig erfcheinen, 
da zwifchen beiden gar feine Verbindung befteht, und Peine 
Bermittelung möglich iſt. Die Beamten kommen nicht zum 
Bolte, fondern offenbaren fich ihm nur im Donner und 
Blige der Werorönungen ald höhere Macht; — und das 
Volt kommt nicht zu ben Beamten, feine Wünfche, feine 
Hoffnungen, feine Bedürfniffe, Hopfen fhüchtern an die Thuͤre 








der Buͤreaur, ‚in denen fie feinen Zutritt finden. Zwar wer 


den bie Maßregeln der Verwaltung „wohl erwogen”. und 


„sorgfältig »besathen”, aber doc wieder in ben Bureaur 
und die collegialifchen Berathungen find meiter nichtd ale 
eine Bermittelung bed Beamtenthums mit fih ſelbſt. Cine 
Uebereinſtimmung zwifhen bem Beamtentpum und Wolfe. 
wird daher nur in den feltenften Fällen eintreten; in der 
Regel wird jenes entweder hinter der Entwidelung und ben 
Beduͤrfniſſen bed Volks zurucdbleiben ober ed wird ihnen 
vorauseilen. | 


So wäre dad, Volk auch durch bie Beamtenherrſchaft 
vom Staate ausgeſchloſſen. Doch duͤrfen wir wohl von 
einem Wolke fprechen, wenn wir nur eine bewußtlofe und 
unlebenbige Mafle vor und haben? : Wenn unter Volk bie 
Gemeinſchaft gleichberechtigter Staatsbuͤrger verſtanden, ſo 
kann in dem Beamtenſtande vom Volk nicht die Rebe. fein. 
Dieſes fogenannte Volk ift ein bloͤder ungebilbeter.. Haufe, 
der nicht. forechen und handeln darf, vermuthlich weil | 
er nicht kann, den man nicht feine eigenen Wege gehen 
laſſen darf, vermuthlich weil er den rechten. nicht zu finden 


wüßte, Er. braucht alſo Jemanden, ber. fir ihn fpricht und 


fuͤr ihn handelt: er braucht einen Vormund und ein Gaͤngel⸗ 


band. Diefe Vormundſchaft und Leitung -übernepmen bie 


Beamten, und ihr Eintreten erfcheint alfo ald eine Noth⸗ 
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wendigkeit, welche durch die Unfelöfiflänbigfeit und Be⸗ 
ſchraͤnktheit der Verwalteten und durch das Beſſerwifſen 
‚oder die hoͤhere Einſicht der. Beamten bedingt wird. Die 
Beamten find für das Bolt, treten an bie Gtelle bei 
Volks, find das Wolf ſelbſt, aber doch nur Barum, weil 
in ihnen allem dad Bewußtſein ded Staates vorhanden iſt, 
welches dem fogenannten Volke abgeht; Re And die States 
priefter, welche den Staat zu einem Myfſteriuin machen 

aber doch Hut aus dem Grunde, weil es Laien giebt, die 
| dad Myſterium und die Priefterfhaft anerkennen und ihrer 
bebürfen; fie find die Vormünder, aber doch nur, weil es 
Kinder giebt, welche bevormumbet werben muͤffen. 

Haben wir hiermit das Beamtenthum, als eine durch 
die Natur der Verhaͤltniſſe bedingte Nothwendigkeit aubge⸗ 
ſprochen und haben wir das Verhaͤltniß ſelbſt, in dem dab 
Beamtenthum zum Bolke ſteht, als das ber Vormundſchaft 
bezeichnet, ſo faͤlt ihm dadurch gegen das Vol die Auf⸗ 
gabe der Erziehung zu, und zwar, da das letzte und 
hoͤchſte Ziel aller Volksentwicklung die Ftreiheit iſt, der Er⸗ 
ziehung zur Freiheit — eine große und wohlthaͤtige Auf⸗ 
gabe, welche dem Beamtenthum Anſpruͤche auf die hoͤchſte 
Anerkennung geben würde, wenn eb tm Stande wäre, fe 
zu loͤfen. 

Das Beamtenthum fchlist zwar häufig diefe Aufgabe 
dor, parabirt gern, mit feinen vermeintlichen Werbienften an 


—— 
Volksbiwung, Volkderziehung und Aufklaͤrung, aber das 
ſind hohle Medendarten, welche von vornherein ald unglaub« 
lich erſcheinen muͤſſen, wenn man bedenkt, daß das Beam⸗ 
tenthum ſelbſt auf der Unfreiheit und Abhaͤngigkeit beruht. 
Eine Klaffe, bie ſelbſt keine freie Bewegung, keine Selbſt⸗ 
ſtaͤndigkeit, keine Selbſtbeſtimmung hat, die | ſelbſt einem 
hern Willen gehorcht, ber alb Parole von Reihe zu Reihe 
geht, die durch dab Bund des Geherfams und ver Beſol⸗ 
* dung gefeffelt if, ein Stand, der felbft dem Geſetze, ber 
Subordination und der Dienſtpflicht unterworfen iſt, und 
jedem ſeiner Mitglieder die Verpflichtung auferlegt, kein 
elgnes Urtheil zu haben, ſondern ſchweigend ſeine Ueber⸗ 
zeugung einen hoͤhern Einſicht zum Opfer zu bringen, ein 
Stand, in dem jeder Einzelne nur als Glied einer großen 
Kette gilt, folite Freiheit pflegen und fördern, ſollte atfe 
eiwas aus ſich produciren, wad ſeinem innerſten Weſen 
zuwider iſt! | u Bu 


Indeß abgefehen davon, daß fie ihrer Natur nach, Die 
Freiheit nicht fördern koͤnnen, werden ſie ſie auch nicht ein⸗ 


mal foͤrdern wollen. 


(S. Bollgraͤff, „Moderne Politik,“ S. 6% 
„Die: der Volksfreiheit gefaͤhrlichfle Klaſſe von Metfcien 
find weder did Tyraunen noch Dedroten , noch ber' eigen⸗ 
thumloͤſe Pobel, ſondern jene um Aemter und Siellen 
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bettelnden vermögendlofen Subjekte, bie nicht arbeiten wol 
len, ſondern lieber eine Stelle ſuchen. Sie ſind die willi⸗ 
gen Vollzieher aller Widerrechtlichkeiten, ja ſie haben gar 
nicht unrecht, wenn ſie glauben und fuͤhlen laſſen, daß ihnen 
auch ein Urtheil an der Gewalt zuſtehe. Ohne die Criſten; 
einer folchen Kiaffe wäre Dedpotie gar nicht möglich, denn 
ein Menſch kann zwar ein großes Anfehen genleßen, niele 
Reichthuͤmer beiigen, um Alles bamit durchzuſetzen; wenn 
ſih aber Niemand findet, ber ihm dienen will und Luft hat 
an feinem Solde, fo ſteht er allein uud faͤllt.“) 


Denn wenn bie Unfreiheit ihr eigenes Weſen iſt, 
fo iſt die Unfreiheit des Volks die Grundlage ihrer Macht 
und ihrer Exiſtenz. Werben fie dieſe ſelbſt zerſtoͤren 
oder auch nur preiſsgeben wollen? Ein ſolcher Gat⸗ 
Alf wuͤrde eine Seelengröße vorausfegen, wie man fie 
von feinem Stande erwarten kann, und die man auch ben 
Beamten nicht zumuthen barf. 4 Auch fie werben wie ber 
Abel fih und ihre Eriftenz .feftzuhalten fuchen. Um. aber 
dieß zu Fönnen, werden fie bie Voraus ſetzungen ihrer Macht 
um jeden Preis ſchaͤzen muͤſſen. Die Voraudfegung bed 
Beamtenthums war nun dad Beſſerwiſſen, weiches durch 
bie Unwiflenpeit des Voiks bedingt wurde, Dieß Priviles 
aium müffen bie Beamten behaupten, wenn, es uͤherhaupt 
Beamten geben fol; fie Finnen alfo wohl dem Wolle eine 
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gewiffe Bildung zukommen laflen, etwa fo viel wie nöthig 
ift, _um bemfelben Gehorfam gegen: die Geſetze und bie 
Obrigkeit einzuprägen ‚und ed zu ber Einficht zu bringen, 
daß die Beamten bie Seele eines „wohlgeorbneten Staates‘ 
find; aber eine allgemeine und gleicförmige Bildung, eine 
wahrhaft menſchliche und buͤrgerliche Etziehung, welche 
den bloßen Unterthanen und Verwalteten zu einem ſelbſt⸗ 
denkenden und felbfiprüfenden Weſen erhebe, welche ihn 
befaͤhigte, die Rechte, die dem Menſchen und Buͤrger zuſte⸗ 
hen, zu erkennen, werden ſie nie beguͤnſtigen oder auch nur 
dulden. u 


Daß bie Beamten nichts: mit ber Volkgsfreiheit zu 
ſchaffen haben, unb daß weber dieſe noch bie Volkserzie⸗ 
hung eine Unterſtuͤtzung von ihnen zu erwarten hat, zeigt 
ſich namentlich in ihrem Verhaͤltniſſe zur Preſſe. Die 
Preſſe unterzieht fich der Aufgabe, welche das Beamtenthum 
zwar vorfhüßt, ber es aber nicht gewachfen iſt; fie if 
virklich, was das Beamtenthum nur ſcheint, die Lehrerin 
und Bildnerin der Voͤlker, die Verkuͤnderin der Freiheit, 
die Miſſionarin der Vernunft, welche mit der Fackel der 
Wahrheit und der Kritik in die dumpfen Schlupfwinkel bes 
Vorurtheild, ber Belchränktheit und bes philifterhaften Duͤn⸗ 
Feld einbringt, und bie Goͤtzenbilder und Truggeſtalten eigen. 


nuͤtziger Taͤuſchung, felbfifüchtiger Anmaßung und ſchein · 
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heiligen Betrugs zerſtoͤrt ‚um an ihre Stelle das Bild der 

Menfchheit zu ſetzen; ſie iſt zugleich die demokratiſche Macht, 
| die Jedem zugaͤnglich iſt, Jeden in ihren Reihen willkom⸗ 
men heißt, aber auch uͤber jeden ihr- Scherbengericht. übt, 
die Feine Autorität, fein e Macht des Beſtehenden, keine 
hoͤhere Inſtanz anerkennt — alſo in allen Stuͤcken das 
Gegentheil des Beamtenthums. Daher die Feindſchaft deſ⸗ 
felben, die allmaͤhlig bis zur ſchonungsloſen Erbitterung und 
zum tödlichen Haße. fortgeht. Dieſe Feindſchaft wird freilich 
nicht zum Vorſchein kommen, ſo lange ſich die Preſſe zur 
Lobrednerin der beſtehenden Zuſtaͤnde macht oder machen 
muß, fo lange fie Die höhere Weisheit, die aud den Bus 
reaur koͤmmt, gebührend verehrt, und Jubilaͤen verdienter 
Beamten mit ſalbungsvoller Huldigung feiert. Dieſe Stel⸗ 
lung der Preſſe iſt indeß feine natuͤrliche, die Verehrung 
des Beamtenthums keine aus dem Herzen kommende, ſon⸗ 
bern eine erheuchelte, durch die Gewalt ber Umfſtaͤnde auf⸗ 
gezwungene, fie bauerf daher nur fo lange ald ber Zwang. 
Mit dem erften freien Athemzuge, ber ber Preffe geflottet 
wird, wendet fie ſich gegen dad Beamtenthum, bad ihr 
nur als eine ufurpatorifche Macht erfcheinen kann; fie greift 
ſowohl ſeine Grundlagen und Vorausſetzungen an, wie ſeine 
wirkliche Erſcheinung. Das Beamtenthum wird num zwar 
anfangs biefe Angriffe vornehm ignoriren oder im lange 
genaͤhrten Gefühl feiner Ueberlegenheit ihnen einige ober 
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flaͤchlich | abweiſende Aeußerungen entgegenſetzen; es wird 
im allgemeinen von ‚„boblen Theorien fprechen, welche 
nicht an praktiſche Wirklichkeit hinreichen; es wird ſich auf 
feine „ Geſchaͤftskenntniß ‚ auf feine „hoͤhere Einſicht“, auf 
feine „gereiftere Erfahrung (gereift in ber dumpfen, vom 
Aktenſtaube geſchwaͤngerten Atmoſphaͤre der Bureaux) berufen, 
und der Preſſe „Mangel an Detailkenntniß“ vorwerfen, 
wenn ed nicht gar mit dem „ beſchraͤnkten Unterhanenvere 
flande” angezogen koͤmmt. Aber dieſe vornehme Gleich⸗ 
guͤltigkeit oder dieſes kurze Ablehnen können ſich nicht lange 


halten. Die Angriffe werben häufiger, empfindlicher, bie 








Preſſe — denn was wäre einer Macht nicht möglich, ber 


fo tauſendfache Kräfte zu Gebote fliehen! — entwidelt 
Geſchaͤfts⸗- und Detailfenntniß, bringt täglich neue Klage, 
Beſchwerden, Kritiken gegen das Beſtehende, und erobert 
die oͤffentliche Meinung, indem ſie fuͤr jedes Unrecht plai⸗ 
dirt und ſich zum allgemeinen Sprachrohr. madt. Aus 
allen Eden ſchwirren Wuͤnſche hervor, aus jedem Winkel 
taucht ein Mißbrauch auf, die Unfehlbarkeit des Beamten⸗ 
thums wird täglich von Neuem erſchuͤttert. Jetzt kann es 
nicht mehr gleichgültig bleiben: es muß die Herausforderung 
annehmen und fi zum Kampfe ftellen. Aber welches wird, 
welches kann der Audgang diefed Kampfes fein? Der 
leichtgerüftete, bewegliche, unermuͤdliche Fechter dringt von 


| allen Seiten auf feinen fehwerfälligen Gegner ein, und 
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während dieſer noch bemuͤht iſt, den erſten Streich zu pa⸗ 


riren, hat er ihn ſchon an zehn anderen Stellen getroffen. 


Es ift fo weit gelommen, daß dad Beamtenthbum auf die 


Sade eingehen, die „Unwahrheiten und Entſtellungen“ vor« 
nehmen muß; aber keider! fommt es bamit nicht weit, 
während es fich. mit feinem ganzen Gewicht auf eine Un⸗ 
wahrheit wirft und gewöhnlich doch nur eine unbedeutende 
Nebenſache trifft, bringt jeder Tag, jedes Zeitungsblatt 
neue Unwahrheiten und Entſtellungen. Was hilft da das 
Berichtigen? So zahlloſen Angriffen kann man nicht be⸗ 


gegnen, wenn man nicht jeder Zeitung wieder eine Zeitung 


- entgegenftellen will und auch das wuͤrde nichts helfen, ba 


die Zeitungen repliciren, Das Beamtentbum muß erkennen, 


daß es dieſen Kampf nicht aushalten kann, daß es in 
jedem Zuſammentreffen geſchlagen wird. Wie? Das Beam⸗ 
tenthum geſchlagen! Das ſo vielfach gepriefene, ſelbſt von 
Franzoſen und Englaͤndern anerkannte Beamtenthum ge⸗ 
ſchlagen! Unmoͤglich! Das kann nicht mit rechten Dingen 
zugehen, die Pfeile, welche die Preſſe abgeſchoſſen hat, 
möffen in das vielberufene „Gift der Preſſe“ getaucht ge⸗ 
weſen ſein, es muß Bosheit, Verfiodtheit fein, wenn . die 
Preſſe die unauflöslih betheuerte „gute - Abficht” nicht an⸗ 
erkennt. So iſt's, bie Preſſe ift boͤswillig, fie iſt geradezu 
die „ſchlechte Preffe”. Zwar betheuert die beuchlerifche 
Preſſe täglich ihre Wohlmeinendheit, verfichert bei jebem 
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Angriffe, daß eben nur bieß Einzelne ſchlecht fei, umbefchabet 
des Ganzen, welches vortrefflich, unuͤbertrefflich ſei. Aber 
wer ſieht dieſen Proteſtationen nicht die Angſt um die 
bedrohte Exiſtenz an? Wer wird dieſen Verſicherungen 
Glauben ſchenken, wenn er ſieht, wie die Preſſe, ſobald 
ihr die Spezialitaͤten entzogen werden, ſich wieder auf das 
Allgemeine wirft? Nein, es ift nur zu Far, daß dad Bor- 
geben der Wohlmeinendheit eine Lüge ft; ihre Wahrheit ift 
das Zerſtoͤren, das Aufloͤſen, die ruͤkſichtsloſe Kritik. Und 
wer find denn auch bie Leute, welche bie Meſſe leiten, bie 
ed wagen, ſich gegen das Beamtenthum aufzulehnen? 


Hohle Theoretiker, Schreier, Judenjungen, Leute, von denen 


man nicht weiß, woher fie kommen, Leute, die vieleicht nie \ 


ein Examen gemacht, möglicherweife nie ein Bureau betre- 
ten haben! Und foldye Zente, wollen es fidh heraußnehmen, 
alte, wohlverbiente Beamte zu meiftern. Nein, folden Leu⸗ 
ten muß ein Biel geſetzt werden, das Beſtehende muß ge⸗ 
fhüst werden. So ſucht man zunaͤchſt Huͤlfe in einer 
ſtrengen Handhabung der Cenſur, aber auch dieß Mittel 
erweiſt ſich bald ungenuͤgend; ſogar die Cenſur wird 
vom Einfluß der „ſchlechten Preſſe“ angeſteckt, ſo daß nichts 
uͤbrig bleibt, als die unverbeſſerliche zu unterdruͤcken. Die 
Inconſequenz einer freieren Preſſe in einem wohlgeordneten 


Beamtenſtaate hoͤrt wieder auf. 


während der Adel darauf audgeht, ihn zu negieren. Das 


N 


Auch zum Abel ift das Beamtenthum burch Die neuere 
Entwidelnung in eine feindliche Stellung getreten. , Diefer 


Konflitt wir unvermeidlich, fobald dad Beamtenthum dazu 


kam, fein Wefen rein zu entfalten, Da. daffelbe den geraden 


Gegenfag zum Prinzipe des Adels bildet. Das Weſen und 
die Aufgabe des Veamtenthums iſt aber die Einheit des 
Staats, die Gentralifation, während die wahre, Eriftenz de 
Adels in der Partikularifation, in der Auflöfung des Staa⸗ 
ted liegt. Das Beamtentyum fucht den Staat zu erfegen, 


Beamtenthum iſt alfo antihiſtoriſch, revolutionär, da der 


Staat felbft nicht Yiftorifih ift, und die „BZeitfehrift für Recht 
und Befig” hat Daher ganz Hecht, wenn fie von dem „ges 
meinen revolutionären Sinne, der in der Geſtalt der-nivcllie 
renden Bureaucratie fi) mehr oder minder in allen Staaten 
einzuniften trachtet oder wirklich einniftet, ” ſpricht ‚pin 
Preußen ſich wirklich eingeniftet hat, Denn die Gefchichte Preußens 
feit der -Reorganifationdgefeßgebung enthaͤtt die Darſtellung des 
Kampfes dieſer beiden entgegengeſetzten Tendenzen. Die 
Reorganiſationsgeſetzgebung iſt die That des Beamtenthums, 
welches die Adelsherrſchaft angreift, ſie aus einigen ihrer 
Poſitionen vertreibt, aber ſie nicht vernichtet. Der furcht⸗ 


bare Alpdruck des Adels konnte nur durch eine energiſche 


Anſtrengung' abgeſchuͤttelt werden, die Unvernunft und die 


Ungleichheit war nur im Namen der Vernunft und ber 


1 


@teichheit zu beſchwoͤren. Aber das Beamtenthum wagt 


nicht, diefe anzurufen; es bat nicht den Muth eines Prin⸗ 


cips und glaubt durch einzelne _Keformen ein Ergebniß 


bewirken zu Eünnen, welches eine evolution erforderte, 


Es unternimmt die Befreiung des Bodens, indem ed dad, 


Prineip der Gewerbefreiheit in die Agrifultur einführt, es 
volführt Die perfönliche Emancipation der: ländlichen Mooͤlke⸗ 
rung und fehreitet auch zur bürgerlichen und politifchen Erloͤ— 
fung berſelben; es verallgemeinert ferner das Weſen des 
Adels, indem es ihm die Erelufivität ded großen Boden⸗ 
befiged nimmt; aber dad Wefen des Adels ſelbſt, den privi⸗ 


u legirten Bodenbefig, hebt es nicht auf. Durch diefe Schos 


nung veranlaßt es den darauf erfolgenden Umſchwung: ber 
gebehmüthigte, gereizte, in feinem Stolze und feinem Intereſſe 
verlegte Adel erhebt fich wieder, er greift die reformirende 
Gefeßgebung an, und macht fie in wefentlien Punkten 
rüdgängig, ohne fie ganz aufheben zu koͤnnen; verftärkt 
durch den neuen Zuwachs, welchen die reformirende Geſetz⸗ 
gebung zugebracht hat, confolidirt er fih von Neuem und 
macht ſich zur Grundlage der ganzen Staatsverfaſſung, die 


jedoch ohne Abſchluß bleibt. Er hat num aber auch feinen 


Feind kennen gelernt, den einzigen, den er zu fürchten bat, 


da die bewußtloſe , im ſtumpfen Gehorſame erzogene Maſſe 


des Volks ihm keine Beſorgniſſe einfloͤßen kann, und ſucht 


denſelben in ſeinem Lager auf, das er jetzt großentheils in 


“ 
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feinen Beſitz gebracht hat. Der Abel invabirt das Beamten⸗ 
tum und ‚wird felbfi DBeamtentbum; alle einflußreichen 


Stellen in ber Armee, in der Verwaltung, in ber Gefeg- 
gebung gerathen in feine Hände, Das iſt ber Punkt, bei 


- welchem wir, wie die numerifche Ueberficht bed erften Ab⸗ 
“ ſchnittes zeigt, jetzt angelangt find, 





a. 





Shiup. 


Haben wie nun im -Vorhergegangenen bewieſen, daß 
die, wir geſtehen es gern, allgemein verbreitete Meinung, 
nach welcher es in Preußen feinen mit wirklichen und fuͤr die 
andern Stände mit druͤckenden Borzligen ‚augeflatteten Abel 
mehr giebt, auf Unkenntniß ber wirklichen Verhaͤltniſſe oder auf 
abfichtlichen Entflellungen ber bei dieſer Zäufchung betheiligten 
Privilegirten berubt, fo haben auch zugleich, ba wir voraus⸗ 
Sehen dürfen, daß der ganze Organismus ſich in jeder ein⸗ 
zelnen Gliederung offenbart, hiermit dargethan, daß bie Anficht, 
welche Preußen für einen unbiftorifhen, oder mit anderen 
Worten, für einen modernen Staat ausgiebt, ebenfalls auf 
einem Iertbum beruht. Preußen, bad ergiebt ſich ferner aus 
unferer Darſtellung, wurzelt nicht nur mit den Grundlagen 
einer gegenwärtigen Staatseinrichtungen in ber Vergangenheit, 
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fondern es befteht auch feine ganze neuefle Entwicklung darin, | 
daß r diefe Vergangenheit, foweit diefelbe von den Stürmen 
ber Zeit erſchuͤttert worden war, in ihrer vollſtaͤndigen Herrlich⸗ 
keit wiederherzuſiellen verſucht hat. Daß dieſe Reſtauration 
moͤglich war — und auch dieſe Moral ergab ſich aus unſerer 
Darſtellung — hatte feinen Grund in der Art, wie die Forder⸗ 
ungen der Gegenwart in Preußen Eingang fanden; namentlic) 
darin, daß die Erfüllung ‚derfelben nicht, Durch das allgemeine 
Bebürfniß reflamirt wurde, fondern nur durch den Drang 
einer Außeren Nothwendigkeit bedingt worden war. Mit dem 
Aufhoͤren dieſer Nothwendigkeit verloren auch, wie wir ebenfalls 
geſehen haben, die unter der demuͤthigen Geſtalt von Reformen 
eingeſchmuggelten Reſultate der Revolution ihre Garantie, und 
ed begann nun die allmählige Repriſtination; dad Beſtehende, 
die wohlerworbenen Rechte wurben reintegrirt. Preußen hörte 
auf, ein revolutionärer Staat zu fein und wurde wieder 
hiſtoriſch. | 

Wenn wie bier von biflorifch fprechen, fo verſtehen wir 
Died Wort freilich in dem Sinne, nad weldem es ch nur 
auf die Vergangenheit bezieht und bie meunſchliche Entwicklung 
mit ſpaͤteſtens 1780 abſchließt. Werden unter Geſchichte die 
lebeudigen Strömungen ber Zeitrichtungen, wird darunter das 
thaͤtige Eingreifen in bie Geſtaltung der. Gegenwart verſtanden, 
ſo hat Vreußen freitich aufgehört, sin geſchichtlicher Staat 


zu fein... 
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Auch in biefem Sinne war MPreußen geſchichtlich. Im 
biefem Eimme war ed gefchichtlich, ald es Schweren bie von 
Sachſen verfchmähte Stelung ald Schutzmacht des Prote⸗ 
ſtantismus entrang, und als ſolche die Zugfuͤhrung der religoͤſen | 
Bewegung übernahm; in diefem Sinne war cd gefchichtlidh, 
ald es unter Friedrich Wilhelm 1. mit haushälterifcher Strenge 
die Mittel zu den Unternehmungen Friedrichs IE fammelte, 
als es unter dieſem den freien Negungen bed Geiſtes ein 
Afyl eröffnete, und feinen revolntiondren Beruf durch die 
, Untergrabung des alten morfchen Reichskoͤrpers bethaͤtigte. 
Ja, Preußen war in dieſem Sinne geſchichtlich, ſo lange 
es ſich bei den Bewegungen der Zeit betheiligte. 
Aber dieſe Rolle hat es laͤngſt ausgeſpielt, und zwar 
ſeit der Zeit, ſeitdem es zum Kampfe gegen die Revolution 
auszog. Damals als Preußen fi. zur erfechterin des _ 
Pegitimitätd-Princips erhob, ald cd das Recht des Beſtehenden 
gegen dad Recht der Vernunft vertheidigte, Damals brach es 
mit der Gefchichte in dieſem Sinne, und bat. die abgebrochene 
Verbindung mit derfelben nicht wiederherzuftellen: vermodht, 
Es koͤmmt freilicd noch eine Zeit der Schwanfung, aber dicfe 
bicufe nur dazu, dad antirevolutionäre Princip entfchietener 
außzuprägen. ‚ 

Mag nım, wenn von ber cinen Seite behauptet wird, 
Preußen fei ein Fatholifcher Staat, von’ der andern Seite 


erwicdert werden, Preußen fei ein proteftantifcher, fo Fümmert 
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uns dieſer Unterſchied weig, da er jetzt nur noch zu einem 
leeren Wortftreite führen koͤnnte. Proteftantifch ober katholiſch 
gilt und gleichviel, und mag nun Preußen proteſtantiſch oder 
katholiſch genannt werben, fo ift für und immer barin das 
ausgefprochen, daß Preußen hinter der Bewegung zurüds 
geblieben if. Mag Preußen immerhin der proteftantifche 
Staat fein, ſo kann doch berfelbe Feine Bedeutung mehr 
anfprechen in einer Zeit, ber mit der Auflehnung gegen eine 
befchränfte Autorität nicht mehr gedient ift, fondern die gegen 
jede Autorität überhaupt proteftirt. 

In diefem Sinne, im Sinne bed Fortſchritts, der Ent⸗ 
wicklung iſt alſo Preußen nicht geſchichtlich, wohl aber wenn 
die Beziehung auf die Vergangenheit darunter verſtanden 


wird. 





Dur die Unmöglichkeit, in welcher fi der Verfaffer befand, 
die Korreftur des Werkes zu übernehmen, iſt in demfelben. eine 
große Menge der finnentftellendften Druckfehler ftehen geblieben, fo 
daß ich die verehrl. Leſer, welche fih für den Gegenſtand intereffiren, 
dringend bitten muß, nachfolgendes Verzeichniß derfelben, welches 
die ftörendften berichtigt, zu beachten, und in allen Källen, wo fle 
Sinn und Zufammenhang vermiffen, auf daffelbe zurückzugehen. 


©. 2 legte Zeile v. u. lies Accidenz ftatt ( 
„8 3 19 v. o. halte zwiſchen Veranderun 
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item. . 

d Militärverfaffung 
der ein. 

„ 23 lies Gefolge ftatt Geſetz. 

„4v. o. lied Hauptmomente ſtatt Haupturſachen. 

„ 19 lies Gefolges ſtatt Geſetzes. 

„ 12 lied der ſtatt die. 

„ 38 lies Herzögen flatt Herzöge. 

„ 9% u fies ein ftatt in. | 

„ 20». u. lies denfelben ftatt daflelbe. “ 

„ 10. u. lies der Führer des Gefolges flatt die Führer 
des Geſetzes. 

„ 10.0. lies hatte ftatt hatten. 

„7v. u. fies fie ftatt ſich. 

„419. u. lies Sncorporation ftatt Qnterpretation. 

„129. o. lied alloden ftatt alledirten. 


7 „il ©. o. lies PairiesAdel ftatt -Primes Adel. 


„A v. u. ſchalte zwifchen zwar und gemeindfchädlich nicht ein. 

„ 8» o. lies die Berufung ſtatt das Recht. 

„ 16 v. u. fies der Lohn ftatt das Lehn. 

„12 0. u. lies ohne vernichtet worden zu fein, daß 
ftatt zu fein. Daß. j 

» T». 0. kann ftatt Fönnen. 

„ -6 v. u. lied Belehnung ftatt Belohnung. 

„ 8». o. lied Belehnung ftatt Belohnung. 

„10 v. u. lies man kann fagen, ftatt man fann nicht fagen. 

„8v. u lied Leibbede ftatt Leiblede. 

„ 9». 0. lies dadurch, daß fie gleihfam ſtatt dadurch, 
daß ſie ſich gleichſam. 

„4v. u. lies Incorporation ſtatt Corporation. 


45 „10 v. o. lies Einſt hatte es ſtatt Einſt hatten ſie. 


„ 18 v. o. lies ſeit undenklicher ſtatt ſeit nur erdenklichen. 

„142. o. lies Die den gutsunterthaänigen ſtatt bie der 
gutsunterthänigen. 

„16 v. o. lies Laudemien flatt Laudennien. 

„18 v. o. lies Gutsbeden ftatt Qutsboden. 

„ 2». u. lied müßten ftatt mußten. 


50 „11. o. lies den Wenden ftatt der Wenden. 


„50 „15 v. 0. fies Beeskow ftatt Bredfom. 

„0 „ 16 v. 0. lies die andere ftatt die andern. 

„50 „. 19. u. lies geblieben ift ftatt geblieben find. 

„56 „18 v. o. lied den Adel ftatt ihn. 

„68 „ 9». o. lies Köllmer ftatt Köllver. 

„ „10 v. 0. lies ChatoulfsBauern und Thatoull⸗Köollmer. 
„ „ 5». 0. fies Laßbauern ftatt Laftbauern. 


LU 


— 


S. 64 3. 12 v. o. "fies Sichel(chos ſtatt Gebotſchoß. 


66 „ 6v. o. ſchalte in ſo weit zwiſchen Erfahrung u. beftätigt ei ein. 


„ 40. 0. lies herauszutreiben ftatt herauszutreten. 
„ 12 0. 0. lies menfchlicheres ftatt mienfchliches. 
fies Freilich werden ftatt würden. 
lies ahnender flatt ehrender. 
lied dieß ftatt daß. 
lies noch ſtatt auch. 
lieg Deferenz ftatt Differenz. 
lied des Profeffors Kraus Ratt Strauß. 
lied refumirt ftatt praͤſumirt. 
lied das ſtatt daffelbe. 
ME Saguare ftatt Inguan. 
lied Fonnte ftatt Fonnten. 
lied Weiden ftatt Wörthen. ‘ 
. u. lies reichte ſtatt reicht. 
v. o. der Anmerk. lies mehrere ſtatt wahre. 
v. o. lies v. Harthaufen ſtatt Hexthunſer. 
„IO v. o. lied daß die adlichen Güter ſtatt daß die 
Zahl der adlichen Güter. 
ie v. 0. lies Köllmer flatt Köllver. 
5». u. lies erhielten fatt erhielt. 
„ ‚110. 0. lies die Grundlegung ftatt Die die, 
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38. 18 v. o. lies reagirenden ftatt vergirenden. 


„ 30. u. lied Autonomieen flatt Autonomiren. 

„ 10 v. o. ſchalte zwifchen allen Betheiligten und am leid; 
teften da8 gemeinfame Befte ein. 

„ 15 v. 0. lied das Geſetz ftatt es. 

v„ 6». u. lies privatrehtlidyen ftatt privatherrlichen. 

„ 6». u. lied er vereinigte in ſich ftatt er vereinigte ſich. 

„ 4 v. u. lies enthaltenden fatt enthaltenen. 

„ 40. u. lied Diefelbe hatte ftatt diefelben hatten. 

„11 0. u. unterwarf ſich alle andere Beziehungen ftatt allen 
anderen. 

„16 v. u. lies eben ftatt aber. 

„ 22. o. lied mußte ftatt müßte. 

„ 4». u. lies aud ftatt noch. 


83 „12 v. o. lied Rechtsgleichh eit ſtatt Rechtsfreiheit. 


„3 v. u. lied Vertagung ſtatt Verlegung. 

„Ov. o. lied auch ſtatt auf. 

„1II v. o. lies Die anderweitigen Vorrechte derer ſtatt die 
anderweitigen Vorrechte, denen. 

„ 11 0. o. lied erhielt ſtatt erhält. 

„ 14 v. 0. fchalte zwiſchen ſchon und die Cabinets-Ordre 
durch ein. 

» 8 v0. u. lies die Erbfolge ftatt der Erbfolge. 

„ 2». o. lied Lande ftatt Boden. 

„ 5». u. lied beigefellt ftatt beinefegt. 
‚140.0, die alte deutfhe Autonomie genießen 
” Ratt der alten deutfchen Autonomie gemeffen. 

„ 6 v. 0. die Ritters flatt der Ritters. 


9 „ 7». 0. Reichs ſteuern ftatt Rechtöfteuern. 


„ 8». o. lies caffirten ftatt ceffirten. 
„ 9 v. o. lies obreptie ftatt obreptitio. 
„ 9». 0. lies Fönnten ftatt Bonnten. 

„ 2. 0. lied in napura ſtatt in natum, 
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10 v. 0. fie der Köllmer flatt der Röliver. 
o. lies Donat iv flatt denativ. 
u. lied Kaftengeift ftatt Kaſtengriff. 
u. lied gerimgen ſtatt ganzen. 

u. lies für den Fall ftatt hier der. 

v. fies mit der fogenannten Landſtube flatt mit 

n fogenannten Landkaſſen. 

o. lied nun ftatt nur. 

o. lieg abgefhliffen ftatt abgeſchloſſen. 

.. 0. lied was ſtatt weil. 

v. o. lies daß der Staat nur für fie wäre, wenn 

auch fie nur für den Staat wären ftatt daß der 

etaat nur für fie wäre, wenn Mich der Staat nur für 
e wäre. 
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Skizzen 


aus 


Preußens neueſter Geſchichte 


von 


Anruh, 


Mitgliede der preußiſchen National⸗Verſammlung für Magdeburg. 


„So lange die Preſſe, To lange das Vereinigungsrecht 
nicht von Neuem geknebelt werden, hat das Land die 
Mittel in der Hand, ohne Blutvergießen den Sieg über 
die Beftrebungen der Reaction herbeizuführen.” 


(Sigung der National⸗Verſammlung 
am 10. November 1948.) 


Zweite, unveraͤnderte Auflage. 


Magdeburg. 
Berlag von Emil Baenfd. 
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Vorbemerkung, 


Zum Geſchichtſchreiben haben die Männer keinen 
Beruf, welche thätig bei den Begebenheiten waren; aber 
ihre Pflicht ift ed, was fie erlebten und was fie thaten 
für den Geſchichtſchreiber treu aufzuzeichnen, den Schleier 
zu zerreißen, welchen gefchäftige Hände den frifchen That- 
fachen überzuwerfen fich bemühen. 


Deßhalb ift es nicht meine Abficht, ein Stückchen 
Geſchichte zu ſchreiben, fondern die Eindrücke, die ic 
empfing, zu firiren, meine individuellen Anfchauungen von 
dem Gefchehenen niederzulegen und mir felbft Rechenfchaft 
über meine Handlungen vor aller Welt zu geben. 


Richt für die Abfolutiften fehreibe ich, auch nicht für 


bie große Zahl Derer, welche dem Abfolutismus nur ein 
eonftitutionelles Mäntelchen umbängen, die Blößen vor- 
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läufig zu bebeden; eben fo wenig fchreibe ich für eine 
Partei. Ich fchreibe zunächft für mich felbft, und für die 
aufrichtigen Freunde der Wahrheit, nad) der ich ftrebe, 
unbefümmert darum, Wem es hilft, Wem es fchadet. 
Irren kann ich, täufchen will ich Niemand. Meine yoli- 
tifchen Freunde werden es mir vergeben, wenn ich ihr 
Wirken und ihre Eigenfchaften eben fo unverholen zu 
beurtheilen mich bemühe, wie dad Verhalten meiner Gegner. 


} 


 Rühblide, 0°" 


Die Eintrücte, welche die framzdfifhe Reyokution. des Jahres 
1830 in den alten Provinzen des preußiſchen Staates ‚machte, 
waren im Vergleich. zu andern Landfieiihen ungemein gering. 
Die Mehrzahl der Gebildeten ſah neugierig den Begebenheiten 
zu, wie einem intereffanten Drama im Schauſpielhauſe. Einige 
übernahmen die Acht deutfche Rolle Der Recenfenten und führten 
dieſelbe theilweije mit deutſcher Schulpedanterie durch. 

Die Wellen der Revolution rollten laͤugs unſeren Gränzeü 
in Belgien, in Polen; Sachſen that einen: Schritt vorwaͤrts; im 
den fübdentichen Staaten miſchten ſich die Acteure unter die Zu⸗ 
ſchauer, die Regierungen machten Gomeeffionen; , aber im aller 
größten Theile Preußens blieb man bei her Nengierbe ftehew: 
welche Politik, nicht. der preußiſche Staat, ſondern bie ‚preis 
Bifche Regierung einfchlagen werde? — Die Ehmpathien derſelben 
für Holland wurden bekannt, wud: man ftante ‚Ady, daß Deustiaig 
denfelden nicht nachgab und. Preußen in Teinen Krieg verwickelbe. 
Die Haltung der Rheinprovinz mochte dazu Das Ihrige beitragen. 
Das Benehmen des Reichstages in. Warſchau, bie; Unehügleit 
der Heerführer kühlte ſelbſt die ‚paffiue Theilnnime der. Preußen 
ab. Oftpreußen liefette den hungernden Ruſſen Lebendmittel für 
Menſtchen und Pferde und verbiente viel — Weib. :Die Rufen 


paſſttten auf preußiſchen, von Thorn hergegebenen Pontons 


4“ 
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die Weichfel. Strenge Neutralität und einige gute Rathfchläge 
hätten vielleicht Die ruffifche Armee fammt den Garden vernichtet 


‚ungeachtet Der Fehler der Polen; aber, fagte man, die Polen 


find ja immer die Alliirten der Franzoſen gewefen, und ein — wenn 
auch nur vorübergehender — Sieg der Polen würde einen Krieg 
mit Frankreich herbeiführen; dann fehlte Breußen fein alter Bun- 
desgenofje von 1806 und 1813, die Ruſſen. Das Raifonnement 
wäre vielleicht richtig gewefen, wenn Louis Philipp nicht eben 
jo fehr die Freundſchaft der heiligen Alliance gefucht hätte, wie 
wir felbft; wenn nicht, eine. gewiffe:, Schwächung Rußlands eben 
fo vortheilhaft für Kranfreih, wie für Preußen gewefen wäre. 
Diefen Vortheil hätte felbft die Cabinetspolitik erreichen können, 
ohne ſich in einen Krieg mit Frankreich zu verwideln. 

Die öffentliche Meinung in Preußen, fo weit von einer 
ſolchen ohne freie Preſſe Die. Rede fein fonute, ſah aber. größten⸗ 
theils mit Beforgniß auf Fraukreich und deſſen Rheingelüfte: 

„..". Bon den Gewittern, welche nicht Die Laͤnder⸗ und Regierungs- 

Satexefien, fondern ‚der Kampf ‚gegen den Abſolutismus erjeugtens 
ſahen : Die Meiſten durg die Brille der. Cenſur nur das Wetter⸗ 
leuchten . re 

Die Ariſtokratie uud. die Segitiwiſten potleten anfangs. über 
Den „KRaxten-König”: Louis: Bhilipp; aber bald fühlten 
fie, welcher trene Bundesgenoſſe erx ihnen war, wie: ein: Volk von 
39 Millionen Menſchen, wilcheß ſich 20 Jahre durch den Kriegsruhm 
hatte faſſeln laſfen, auch durch Schlauheit, Pfiffigkeit und — die 
materiellen Intereſſen zu regieren jet Man pries die Verdienſte 
LouisePhilipp's um den Weltfrieden, feine verſöhnliche Politik. 

Bald fühlten. Die Regierungen ſich ſtark genug zu: den Wiener 
geheimen: Gonferenzen und zum Abſchluß des. berüchtigten gehei⸗ 
men: Protocoſls von 12. Inli 1024. Der Bund gegen die zu—⸗ 
geſtandenen landſtaͤndiſchen Befugniſſe ward bald heſchloſen und 
die Taktik zum geheimen Kriege feftgeſetzt. 

Merordnungen, welche von Dex Nregierungvermögt Der Regies J 
irungsgewalt“ — heißt es im LAr tikel. 16 — „in verfafſungs⸗ 
maßiger Foum erlaſſen worden find; haben fürr die Unter⸗ 
thanen werbinditche Kraft. Den etwa gegen: foldie Ber⸗ 
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ordnungen: gerichteten Competenz⸗ Uebergriffen der Ge⸗ 
richte werben die Regierungen auf jede mit den Geſetzen 


vereinbare Weiſe ftandhaft begegnen;“ und: 


„Ueberhaupt kann der Gang der Regierungen durch ſtaͤn⸗ 


diſche Einſprüche, in welcher Form dieſe nur immer vor⸗ 


kommen mögen, nicht geſtört werden, ſondern dieſelben haben 


ihre Erledigung ſtets im geſetzlichen Wege zu erwarten. 

Die Regierungen werden in den Gefekentwürfen, welche 
von ihree Seite den Ständen vorgelegt werden, die -eigents 
ih gefeglihen Beſtimmungen ſorgfältig von eigentlichen 
Vollzugsbeſtimmungen trennen.“ 

Dann im Artikel 17: „Die Regierungen werden nicht 
geſtatten, daß die Staͤnde über die Gültigkeit der Bundes 
befchtüffe berathen und beſchließen.“ 

Im Artifel 18: „Die Regierungen werden Stände, 


verſammlungen, welche die zur Handhabung der Bundes 
beſchlüſſe von 28. Juni 1832 erforderlichen Leiftungen- vers 
weigern, nad) fruchtloſer Anwendung aller geſetzlichen und 
verfaſſungsmäßigen Mittel (und zwar nah Umftänden 
...Mmit Angabe des Grundes) auflöfen, und e3. fol ihnen in 
folchem Falle die Hülſe Des Bundes, nad Maßgabe. der 
. ; Artilel 25—27 der. Schlußacte, zugefichert ſein. Dieſe 
+ Beftimnuingen gelten anch für den Hall einer gänzlichen 
Verweigerung der Steurerm“ 


Artikel 24: „Die Regierungen werden einer: Beeidigung 


, des, Milikgies auf die Derfaffung nirgends und zu feiner 
. Heit Statt geben.“ 


Artikel 59. Die. vertragemaͤßige Verbindlichleit zur 


Erfüllung der durch. vorſtehende Artikel eingegangenen Vers 
Michtungen kann durch Hinderniffe, welche dem alöbuldigen 


„Vollzuge der gemeinſamen Verabredungen in einzelnen Fäl⸗ 


‚lea durch heſtehende Verfaſſungen, sd bereits 
geltende Vorſchriften, im Wege ſtehen, nicht bes 
einträchtigt werden; es wird vielmehr.auf Befeis 
. tigung biefer Hindergiffe von den betneffenden 


Regierungen hingewirkt werden,“ 


———— 8 mc 


Wublich im Sicchlußartikel: „Hinſichtlich deruͤbtigen, im 
gegenwärtigen, in das geheime Bundespräſtdial⸗Archiv nie⸗ 
derzulegenden Schlußprotocolle enthaltenen, derzeit zur Ver⸗ 
lautbarung nicht beſtimmten Artikel werben die Regierungen 
ihren Geſandſchaften am Bundestag. unter Aufbietung 

ſtrenger Geheimhaltung, ſowohl zur Bezeichnung der 
allgemeinen Richtung, als zur Anwendung auf vorkommende 
ſpetielle Faͤlle, die geeigneten, mit den durch Gegenwaͤrtiges 
übernommenen Verpflichtungen übereinſtimmenden Inſtruc⸗ 
nonen ertheilen.“ 

Louis Philipp bedurfte keiner folgen Inſtructionen; er 
war felbft der befte Inftructor, er verftand es meifterhaft, mit 
den verſchiedenſten Minifterien daſſelbe Syſtem durchzuführen. 

In Deutfchland war dieſe Vorſicht nicht nöthig; man wählte 
die Perſonen ohne Umftände, wie man Diefelben brauchte. Wo 
man den Kammern gegenüber bei Rüdnchme der gemachten Con⸗ 
ceffionen, bei Auslegung der verlichenen Staatsgrundgefebe auf 
bedenkliche Schwierigleiten ſtieß, da trat der deutſche Bund im 
Futereſſe des geſammten Deutſchlands Dazwilchen. Zum Wohle 
des Baterlandes konnte er die in einzelnen Staaten zugeſtan⸗ 
dene Preßfreiheit nicht beſtehen laſſen; die Kammern durften Steuern 
bewilligen, aber — nicht verweigern u. ſ. w. Die fouverainen 
Fuͤrſten opferten die gemachten Verſprechnngen und fügten ſich 
den Beſchlüſſen des Bundestages, welche doch nach der Bundes⸗ 
aete nur durch Einſtimmigkeit bindende Beſchlüſſe würden. Die 
Rathgeber der Fürften überſahen, wie; fie ſelbſt Den Boden locker? 
ten und den Bau neuer, feiter Zundamente für Die Throne 
teichtfinnig, oder: egoiftifch. binderten. ' 

- Der Bimer: Operationdplan gluͤckte. Viele Männer wieſen 
rauf Bin, wie wenig Vortheile- das comflitutiomelle. Shitem 
gemähre; wie baffelbe Die Kraft der Staaten ſchwäche, ohne 
Jemand wahrhaft zu nuͤtzen; wie Preußen ſich daranf nicht ehnlafien 
dürfe, wem es feine Bedeutung in Europa nicht verlieren Tolle. 

Ja wohl, auf ein ſolches conſtitutioneles Syſtem: durfte 
ſich Preußen nicht einlaſſen! der Schein⸗Conſtikutionallsaius würde 
fein- Untergang gewefen fein; ex: würde die alben Stutzen und 
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Hüffsguellen zerftärt und RNichts an deren Stelle gefegt haben, 
hätte Erbitterung erzeugt und die Krme discreditit. 

Preußen that wohl daran, das Erbe Friedrich's des Großen 
keiner. Tragi⸗Comödie zu opfern. Auch Ernſt Auguft von Hans 
nover handelte minbeftens männlich, als er, ſtatt gegen die 
Berfaffung zu intrigniren, fich hinter Den Bundestag zu vers 
fteden, den Kram mit. einem. Jußtritt über den Haufen warf. 
Er. würde. in. England ſicherlich keinen Staatsftreih gemacht 
haben. Weshalb nicht? — Weshalb maht die Krane in En 
land feine Staatsftreiche? — Die Antwort ift fehr einfach: weil 
fie feinen machen kann. Es gehorcht unter jenem Fräftigen Volk 
Riemand einem. Staatsfteeih. Das Volk beugt ſich Dort eben 
jo wenig ungefeßlihen Schritten der Krone, wie in Rußland die 
Krone ſich von dem Volke Geſetze vorjchreiben läßt. 

So gering aber auch das Terrain war, weldes den Kam⸗ 
mern in den einzelnen Staaten blieb, immer war 68 ein Kampf 
platz, der die Sräfte übte, der das Intereſſe am politifchen 
Leben und die Sehnſucht nach polittfchen Rechten fleigerte. Dazu 
fam der durch langen Frieden und Die anzuerfennende Sorge 
für die materiellen Intereſſen fleigende Wohlftand eines Theils 
der Bevoͤlkerung. 

Nicht mit Unrecht ſagte ſchon vor mehr als 20 Jahren ein 
preußiſcher Miniſter: „Am leichteſten regiert fih ein mäßig hun- 
gerndes Boll.“ In der That, ſtarker Hunger reizt zur Gewalt 


und Widerſetzlichkeit; Wohlſtand aber führt nad) Befriedigung 


der leiblichen Bebärfniffe zum Bewußtfein der geiftigen Intereffen, 
erzeugt die Neigung, am der Gewalt im anderen Sinne Theil 
zu nehmen, "befonders, wein ein Menſchenalier hindurch für die 
Schulbildung aller Klaften geforgt wird: Diefe Sorge fteht in. 
offenbarem Widerfpruche mit Der abfoluten Richtung riner Regie: 
rung, und es giebt vielleicht. fein beſſeres Mittel, Revolutionen 
zu beſchleunigen, als ein hungerndes SProletariat ‚unterrichten: 
ud’ zugleich: ausſchließlich den Mohlftand Der ‚mittleren und‘ 
hoh eren Schichten der Geſellſchaft fördern. 

NO: Hatte: endeffen" in Preußen das eigentliche. Ptoletariai 
keinbn gefährlichen Umfang: und feine drohende Stellung einge⸗ 
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nommen, und ein lebhaftes Streben nad politifchen Nechten 
war felbft in den gebildeten Klaffen nur ſehr vereinzelt zu finden; 
Dagegen wurde die Unbehaglichkeit und der Wunfd nach einer 
Beränderung des Zuftandes durch die Heinen Pladereien- und 
die Benormundungsfucht der Burenufratie fehr gefördert: Nie 
and. beftritt die ehrenwerthen Eigenſchaften des preußtichen 
Benmtenftandes, und. Doc klagte Sedermann über die Behörden. 
Sie. hatten größtentheild nüht die Kraft und Energie, theitweife 
auch nicht die Mittel, Gutes: und Rützliches wahrhaft zu förder«; 
und nicht die Refignation, ſich auf Das Nothwendigerzu beichrünfen: 
"Die meiften Regierungsbeamten wünſchten au regieren; viel 
zu regieren, um nüßlich zu wirken; aber fie hemmten mehr, ats 
fie: förderten, und fie bielten fih häufig wicht in den von dem 
Geſetze vorgefchriebenen Schranken; fie trafen Beſtimmungen aus 
„Berwaltungsrüdfihten,” nad den „obmwaltenden Uns 
ftänden,” nach zuweilen nicht ganz glücklich gefölgerten Analo⸗ 
gien beftehender Geſetze. Man ftieß dann oft anf Widerftand, 
und die Erfahrung zeigte, daß die erfolgreiche Oppoſition in 
ftiltfchweigendem Nichtgehorſam beftand.. Ä 
Der Gefhäftsgang war Tangfam, :fehleppend. Die Eorge 
por der höchſt felten in Anfpruch genommenen. VBerantwortung 
lähmte tüchtige Durchführungen der vielen: begonnenen VBevor⸗ 
mundungd-Maßregeln. Etwas Ganzes, Großes kam ſelten zu 
Stande, man müßte dern die dicken Actenſtücke dafür annehmen. 
Die von je her ſtattgehabte Bevormundung hatte-Den Für 
- das Staatsleben ſo bedenklichen Uebelſtand "herbeigeführt, : Daß, 
die" Leute ſelbſt die Bevormundung ſtets in Anſpruch nahmen. 
Es wurden Entſcheidungen und Inſtruetionen verlangt, wo gar. 
feine nöthig waren, wo die. Aſſociation ſelbſt in ihrer damaliges 
Beſchränkung viel ſicherer, ja. ganz allein zum. Ziele führte. Die 
Regierung follte Alles, was eine Geſammtheit intereffirte, einlei⸗ 
ten,. anorduen, andführen, beanffichtigen, amd vor Allem. Geld 
dazu hergeben, nüht nur zu Chauſſeen und Kanälen, -aud) zu 
Deihen, Entwäfferungen, ja zu Fabriken und altenfei andern 
Privatunternehmungen. Den Mangel an Selbſtſtaͤndigkeit fand 
man ‚nicht; ne. im Publicum, auch bei den Beharden Die: Ma 
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gifträte und’ Landräthe fragten bei ben Megierungen ar, wo: Nichts 
zu fragen war, und. erhielten Befcheide, ſtatt Verweiſe. Die 
Regierungen berichteten oft an die Minifter, wo -fle nad der 
Inſtruction von 1817 und der Gefchäftsanweifung von 1825 
jeldft bitten enticheiden follen, und. die: Minifter erließen oft 
Anordnungen, welche die Befuguiffe:. der Regierungen, offenbar 
verfafſungswidrig, beſchränkten. 

Daher die Fluth: von allgemeinen, oft ſich widerſprecherder 
Reſcripten im den .vielen: Bänden von Aumpb” Annaleni: 

Dieſer Cxſcheiuungen ungeachtet trat. bei allen Verwaltungs⸗ 
brehörden von der obersten bis‘ zur unteriten Inſtanz Die Abnei⸗ 
dung: grell hetvor, den. Megienten irgend einen: Einfluß. auf Die 
Regierung zu geflätten. : Die jedenfalls unſchuldigen Proviugial⸗ 
Sandtage waren den meiften Beamten. unangenehm, erfchienen 
ihnen unnütz. Selbft, we es darauf ankam, fih Rath zuiew 
holen, fiheute man die offizielle Berathung mit Berfomen, die 
nicht Beamte wadenz ja, man fah:jede. Theilnahme an dan Re 
gierungsmaßregeln, jede, Kritik derſelben, ſoviel die Preſſe fie 
zuließ, als einen unbefugten. Eingriff in die Competenz an. 

Unerachtet der bedeutenden. wiſſenſchaftlichen Bildung, der 
vielen poſitiven⸗Keuntniſſe tm preußiſchen Böamtenſtande, : fand 
man doch häufig...eime  merfwärdige Theilnahmloſigkeit an - dex 
muern und äußern Politik des Staats.“ Man ſtieß any: wenn 
man oft von Politif ſprach; man wollte nicht Kannegießerei, und 
nur Wenige ließen ſich auf eine wirkliche Debatte. ein. .Hübere 
Beamte wieſen ſolche Geſpraͤche oft mit einer vornehmen, funzen 
Bemerkung zurüd.. Mancher ſcheute ſich auch wohl, ſeine Rd 
nung zu fagen, wenn er wirklich eine hatte 7 

» Kannte man. die Stimmung im fünlihen und weilichen 
Deutſchlande gegen Preußen, und ſah, wie Diefer Staat, Den die 
Geſchichte augenſcheinlich an die Spige von Deutſchland ftellen 
mellte, ſich ‚hauptfächlich auf Oeſterreich und auf Rußland. ftidgte 
und mit diefen Hand in Hand ging: fo mußte jedem klar fehen: 
den Vaterländäfseumdo'der. Gedanke fchwer auf die Seele fallen; 
welche Rolle dieß Preußen in ſo unhaltbaren Zuſtänden bei deu 
erften großen Krifts, bei der erften europäifchen Kataſtrophe :fpie- 
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Jen würde? Dieß Preußen, welches. ich ar. daduech ans feines 
1806 erfolgten Erniedrigung wieder eusporgehoben. hatte, daß 
ed von -1806 bis 1815 ale Mittel anwendete, das Volk ſelbſa⸗ 
fiindig zu machen und feine Theilnahme :an der. Regierung zu 
esregen. So kam das Jahr 1849 heran. 

Jedermann wußte, Daß unter der Regierung Friedrich Wil⸗ 
beim IM. große Umgeſtaltungen im Staate nicht mehr zu erwar⸗ 
ten waren; man forderte. diefe kaum ernſtlich von dem Sönige, 
der wirklih große Liebe in feinem. Lande befaß, mit dem er 
Leiden und Freuden eine jo lange Reihe von Jahren getheilt 
hatte. Bon Friedrih Wilhelm IV. hoffte man, weil man. es 
wünſchte, daß er die Zuſagen feines Vaters fchuell erfüllen und 
damit Preußen auf Die Stufe heben würde, die 23 einzunehmen 
beftimmt ſchien. Das veranlaßte die befannte Erklärung des oft 
und weftpreußifchen Landtages, welcher der offentlichen Meinung 
ihren Ausdruck gab. 

Die Vorgänge ſind bekaunt. Die Rathgeber der Krone 
hatten eine andere Anſicht von Dem, was Preußen noth that; fie 
- hielten den bureaufratifchen Polizeiftaat nicht nur feſt, fondern, 
wie Fein. Zuftand umveräudert bleiben ‚Taun,. bildeten ihn noch 
weiter aus. Bei der Befekung höherer Beamtenſtellen wurden 
noch mehr, als. in. den letzten Regierungsjahren Friedrich Wil: 
heim II. Mitglieder „alter Familien und die. religiöſe Richtung 
beſonders berückſichtigt. Freiſinnige, qualificikte Beamte aus 
bürgerlihen Yamilien hatten wenig Ausſicht auf Befördexung 
zu ‚höheren Stellen. Yürfprachen gewannen m Gewidt Die 
Staatseinnahmen fliegen, ‚aber. auch die Ausgaben. Es ſchien, 
als ob weniger Sparſamkeit als ſonſt beobachtet werde. 

Keine Maßregel entfremdete dem Könige mehr Herzen, als 
die Verſuche, die religiöſe Richtung zu beſtimmen. Die Ortho⸗ 
doxen nicht nur, ſondern auch die. Pietiſten erhoben ihr Haupt; 
und die Mißſtimmung gegen die, Regierung fand nun Eingang 
in Die Hütten, beim Leinen Bürger, beim Tagelöhner, ‘Der fich 
wenig um Politik, nicht viel um Die Finanzen des Staat? Eiims 
werte, aber fich den Prediger. weder nemen, noch viel weniger 
aufdrängen. lafien - wollte. ” 
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Der VBevfnch, don Bleidedel, welcher auf der Breffe' Taftete, 
ehwad zu lüften, ‚wurde gar bald wieder aufgegeben; aber der 
Geiſter waren Doch viele” ontfehläpft — und hatten vereint mit 
der getänfehiten. Hoffnung das Intereſſe an der Politik doch bes 
Beutend gefteigert, Die Wiſſenſchaft zog immer mehr ihr Schul: 

meiſterkleid aus und: verfieß die Kaſte, um bei den Menfchen 
zu wohnen;..die: Politik aber entging int wiſſenſchaftlichen Ge⸗ 
wande noch um beften der Cenſurſcheere. 

Bücher konnte man confisciren; aber Die Gedanken, die 
lebendigen Worte flogen:mit Sturmeselle auf den eiſernen Wegen 
über Ströme und .Thäler, von Land zu Land. - Taufende von 
Meuihen, die: fi) fonft vielleicht nie gefehen haben würden, 
brachten ‚die .Eifenbahnen in Berührung. Die Länder rüdten 
eng zuſammen. Die Näthe der Krome mußten erfennen, daß 
Conceſſionen notwendig waren, nm nicht Ernptionen entehen 
zu machen. Das Getücht fagt, vom Könige felbft ſei zuerſt Diefe 
Nothwendigkeit eingefehen und die Bereitwilligkeit ausgeſprochen 
morden; aber es ift ſchwer, vielleicht unmöglich, auf einem ab⸗ 
ſoluten Throne, ohne freie Preſſe, faſt ausſchließlich umgeben 
von hohen Beamten und Perſonen aus den hödhften, verwöhnten 
Schichten der Gefellkhaft, die Verhälmiffe in ihrem ganzen Um⸗ 
fange, in ihrer Baufal-Verbindung klar zu überfehen und die Wir- 
tungen eines einfeitigen Regterungsactd mit Sicherheit vorher 
zu beſtimmen. 

Das Patent vom 3. Februar 1847 erſchien. Statt der oben 
erwarteten rende trat, mit wenigen Ausnahmen Mipftimmung 
hervor. Sehr confervative, aber einfichtige Mitglieder der Pro- 
vingial-Landtage nannten das Geſetz ſchon am exften Abende 
nach dem Erſcheinen einen Rüdicheltt, eine Verkuͤmmerung ſchon 


beftehender Rechte in Bezug auf die Staatsfchulden. Es tauchte 


bald Die Frage auf: ob annehmen oder ablehnen? 

Vielleicht die bedentendfte, wichtigſte, Eonceffion Tag nicht 
im Gefeg vom 3. Februar 1847, fondern in der Genehmigung, 
die Reben flenographiren und mit Nennung der Redner ver⸗ 
öffentfihen zu dürfen. Dieß war ein mächtiger Hebel für Die 
öffentliche Meinung; derfelbe förderte das politifche Selbſtbewußt⸗ 
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fein und .nöthigte die Andifferenten, Partei’ zu ‚nehmen. . Zum 
eriten Male las nicht nur der Gebilbete, ſondern das Boll mit 
Begierde. die Zeitungen auf den. Straßen, in. deu Gaſtſtuben. 
Die Sympathien zu den Rebnern traten ſehr ſcharf hervor, wie 
die Antipathien. Man konnte nun die Hoffnungen an beſtimmte 
Perſonen knüpfen, die nicht Beamte waren. Man.fühlte, daß 
man in ein anderes politiiches Stadinm getreten fei.. 

Sehr conjervative Beamte, biäherige Freunde eines väter- 
lichen, milden Abjolutismus, entihiedene Gegner jeder conftitu- 
tionellen Stagtsform in Preußen, erklärten: die Binde -fei ihnen 
von den Augen gefüllen. Wenn ein Landtag, aus einem ultra⸗ 
confervativen, im höchſten Maße. befehränkten Wahlgeſetz hervor⸗ 
gegangen, ‚zum allergrößten heile aus Grunbbefigea und reichen 
Leuten beftehend, eine fo ſtarke Oppoſition mache.iund ‚auf den 
conftitutionellen Weg hindränge, dann könne Fein Zweifel mehr 
obwalten,- man habe nur Die Wahl, in Zeiten zu. geben und mit 
Jubel empfangen zu laſſen, oder zu erwarten, daß bei der erſten 
großen Krifis gefordert, oder genommen werden würde. ‘Preußen 
war in dem glüdlichen Falle, feine Revolution nöthig zu haben. 
Die riefigen Furtichritte von 1806— 1815 hatten. von den zum 
Theil verdeckten Rückſchritten jeit 1820 ‚nicht paralyſtrt werden 
fünnen. Die Stüdteordnung hatte vorgearbeitet, obgleich ihr 
der eigentliche Lebensnerv, die Deffentlichkeit, fehlte. Die Regu⸗ 
lirung der qutöherrlihen und bäuerlichen Berhältniffe, die Ges 
meinheitstheilungen hatten einen von Haufe aus Eräftigen Bauern: 
ftand emporwachſen laſſen. Man hatte leider an der unglück⸗ 
lichen Idee vom Patrimonialjtaat: feſtgehalten und unter Dem 
Borwande, ein patriarchaliſches Verhältnig zwiſchen Gutsherren 
und Bauern beftehen zu laifen, eine gute Landgemeindeordnung 
in den alten Provinzen beharrlich verweigert, 

Die Polizeigewalt übten zwar die Gutsbefiker, ‚aber von 
den Gigenichaften eines Patriarchen war felten eine Spur zu 
entdeden; auch wollte Niemand einen Patriarchen haben. . 

Die Regierung und die Geburts-Ariftofratie bedachten. nicht, 
wie, von ihrem Standpunkt angejehen, gerade der Banernftand 
und die Heinen Grundbeſitzer das confeevgtinfte Element im 





Staate ind nad, durch eine Eräftige: Gemeindeordnung organi⸗ 
firt, time Ariſtotratie gebildet haben würden, welche den politi⸗ 
ſchen Stärmen einen Damm entgegengefeßt hätte, über den 
fogar: die Fluthen einigemal fortgehen fonnten, ohne ihn zu zew 
ſtören, während ein Windſtoß im März genügte, - der höhern 
Ariſtokratie eine Niederlage beizubringen, von der fie fi) nur 
durch bie colöffalen Fehler ihrer Gegner als Reaction im Ge- 
wande des Schein⸗Conſtitutionalismus wieder erholte. 

Aber der politiſche Fehler jener Verweigerung einer: Land⸗ 
gemetndebrbnstg hätte ſich ſchnell beſeitigen laſſen. Die Vor 
arbeiten waren in den Händen der Behörden; der Bauernſtand 
war reif dazu, ſein natürlicher richtiger Inſtinkt haͤtte ſich der 
Sache ſchnell bemachtigt; aber ex bitte ebenfalls zur wahren con- 
fritutionellen. Staatsform, zur möglichften Befreiung des Grund» 
beſitzes, zur Aufhebung der Gutsherrlichfeit und Gerichtsherr⸗ 
lichkelt hingedrängt, und das wollte die am Staatsruder ſtehende 
Mortet- wicht... Man wollte nicht conflitutionell werben ;' man troßte 
dem gewaltigen Strome der Zeit und überfah, dag man einen 
Strom wohl regulicen, mit Deichen einichränfen, aber nicht für 
die Dauer aufhalten könne, ohne Ueberfluthungen, gewaltige Zer⸗ 
flörungen. mutbwillig oder kurzſichtig herbei zu führen... Der Kampf 
gegen die conftitutionelle Richtung der Zeit wurde mit. allen zu 
Gebote ftehenden Waffen: Preßzwang, Gefeßgebung, Beamtenherr; 
ſchaft, Kirchen⸗ und Schulregiment fortgeſetzt. 

Man ſollte faſt glauben, es ſei nicht ſchwer geweſen, die 
ſtataſtrophe vorherzuſehen; aber, der Wahrheit die Chre! die 
Exaltirlen verzweifelten; Die Befonnenen meinten, erſt nach dem 
Tode Lonis Philipp’3 werde eine neue, ftarfe Bewegung in Krank 
reich erfolgen und vielleicht durch einen allgemeinen Krieg die 
Schwingungen nad) Deutfchland fortpflanzen. Man erinnerte fich 
ja noch, daß die Fürften, wenn fie die Bölfer brauchen, wenn 
Gut und Blut eingefeßt werden muß gegen den äußern Feind, 
noch dazu gegen einen, der die Freiheit verfpricht, fehr geneigt 
werden, der öffentlichen Stimme nachzugeben. 

Louis Philipp hatte fich ſcheinbar fo fehr befeftigt, daß viel- 
leicht gerade diefe Sicherheit feinen Sturz beſchleunigte. Er fing 
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an, die Taͤuſchung in Trotz zu verwandeln; er fläßte fich anf Die 
Deputictenlammer, deren Wähler noch nicht ss Der Beyälferung 
ausmachten, und Deren Mitglieder. Durch ein ausgebifdetes Cor⸗ 
ruptiond- Syftem zum erheblichen Theile demoraliſiri waren. Mit 
dem Beſchluſſe, das Reformbanket ſei ungeſetzlich, unterſchrieb 
die Kammer ihr Todesurtheil und ſtellte die Abdankung Leonie 
Philipp's in AUnsfiht, Schon beim Ausbruche der Bewegung, 
am 22. Februar, fprach ein Theil der Bourgeoifie, dieſer big 
berigen Freunde Loyis Philipps und des Friedens à tout prix, 
fi) mündlich dahin aus, daß eine Abdankung unvermeidlich ſein 
werde. Eine gewiffe Partei fagt jetzt wohl, und. nicht ohne 
Grund, die Redacteure des National hätten die Republik ge- 
macht; aber die Revolution hatten fie nicht gemadt. Wenn man 
Feuer an Steine legt, jo brennen fie nicht, Der Zuͤndſtoff muß da 
fein. Die Bombe plagt nicht, die nicht gefüllt iſt. Aber die franzöfifche 
Negierung. hatte durch ein complicixtes Syflem von Unwahrbeiten 
und Taͤuſchungen den Zündftoff geſammelt; fie. hatte den Schein⸗ 
Eonftitutionalismus.auf die Spitze getrieben; fie ftand, mit einem 
Wort, nicht mehr auf der Majprität des Landes und beſaß im 
der Kammer nur den Schein einer Majoritä Auch. abiolute 
Regierungen in gebildeten Staaten können Die Majorität nicht 
entbehren. Kommt diefe zum Bewußtfein und erklaͤrt ſich gegen 
die Negierumg, fo füllt diefe. „Ein Bolk kann man nidt 
verhaften,” fagte [hen Burke. Darin liegt Die große Gefahr 
der Formen des Conſtitutionalismus ohne die Sache, daß die 
Regierung fich ſelbſt über die Mojorität des Landes taͤuſcht und 
den Abgrund nicht fieht, der ſich öffnet. Wer wollte daran den⸗ 
fen, die Totalität zufrieden zustellen! aber die Majorität- der 
geiftigen und phufifhen Kräfte muß auf Seiten der Regierung 
fein, die feftfichen will. 


— 417 — 


Bon Februar bis Mai 1888, 


die Ereigniſe ſolgten Schlag auf Schlag, wie beim (we 


ren Gewitter: die Abdankung Louis Philipps zu Gunſten ‚feines 


Entels, feine Flucht, die Ausrufung der Republik. Das Echs 
in Deutſchland antwortete mit überraſchender Gefchwindigfeit in 
Baden, Würtemberg, Sachen. Roch war Preußen ruhig, und 
feine Reglerung ſchien auf dem alten Syſtem zu beharren. 

Es geſchieht täglich fo viel des Unglaublichen, des Unbe⸗ 
greiflichen, man wird faft betäubt von den Ereigniſſen,“ fagte die 
deutſche Heidelberger Zeitung, . „aber das Unbegreiflichite von Allem 
it die Politit Preußens.” Wird man fih der Bewegung offen 
anfchließen, wird man fie leiten, oder ihr jept noch zu wider⸗ 
ſtehen verfuhen? Wird Preußen feine ihm vom Geſchick be⸗ 
fimmte Rolle endlich übernehmen? fragte Jeder in den Prorin- 
zen und griff. mit Begierde nach den ankommenden Zeitungen. 
Roc, immer hörte man Nichts von der Regierung; aber bie erſten 
Vorzeichen des Gewitters traten in Berlin ein. - Der ftändiihe 
Ausſchuß war in Berlin verfummelt; er hatte fofort mit Leich⸗ 
tegkeit mehre Millionen in der Staatsſchulden⸗Rechnung monitt. 
Man erwartete mit Beſtimmtheit eine Eröffnung der Regierung. 
gegen den Ausfhuß und die fofortige Yerufung | des vereinten 
Landtags , aber vergeblich. 

Ein Communal⸗Beamter einer großen Stadt, ein treuen Anz 
hänger bes Königs, ein fehr gemäßigter, ruhiger Kann, beſchwor 
den Miniſter von Bodelſchwingh, den Landtag ſchleunig einzu⸗ 
berufen. Ex ſolle ſich darauf verlaſſen, der Landtag werde ein⸗ 
berufen werden, ſobald irgend Gefahr einträte — war Die Antwort. 
Anf bie Berfiherung, die großte Gefahr fei vorhanden, die drin⸗ 
geudfte Gefahr, erwiderte der Miniftr, mar hätte jet keine 
Vorlagen für den Landtag; es fei Nichts Dazu vorbereitet, 
Eine folde Antwort ift befonders charalteriſtiſch aus Dem Bunde 
eines Mannes, den, fo abweichend bie politifhe Meinung andy 
fein mag, doch Nirmand, ber ihn kannte, Verſtand, Kenntnis, 

v. Unruh, Skizzen. 2 
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Anhänglichleit an den König und Liebe zum Baterlande abfprechen 
wird; eined Mannes, der gewiß nicht gegen Ueberzeugung han« 
deite, der das volle Dertsauen des Nuigs beſaß, und Doch noch 
in diefer Zeit, es mochte etwa der 10. oder 11. März fein, den’ 
ſchan ‚von fern heranbrauſenden Sturm nicht erkannte und Das 
Staatsſchiff ganz nad dem alten Compaß ſteuerte. Kein Wun⸗ 
ber, daß der Wind die alten Segel zerriß; — ja, ein Wunder, daß 
das. Schiff nicht an deu Klippen zerſchellte! 

Es iſt bier nit die Yufgabe, die Sconen in‚Berlin um 
13. bis 19. März ausführlich darzuſtellen; aber eine ibinid une 
Auffaſſeng des Geſchehenen und bes Verhaltens. dar Regierung 
wird nicht ohne Jutereſſe fein. 

Die erfien blutigen. Auftritte waren nach deut 93077 ber. 
Bolls⸗Perfammlung am 13. März vorgefallen, als die. Maſſen 
am Brandenburger Thor. laͤugs den Linden nad dem Sihlofe. 
Krömten. Am Abend war an vielen Punkten in der Stadt Mix 
Italo, auch Cavallerie, aufgeſtellt. 

Die Vorgänge am 14. 15 und 16 tengen in den Augen 
eines unbefangenen Beobachters noch nicht den Chavakter uk 
bie Kennzeichen eines wohlüberlegten Rexolutionsplans. Maun 
zottete fih an vielen Punkten zufammen; Reugierige geteilten 
ſich Dazu; es herrichte große Aufregung, Seder fühlte bie Gm 
witter ichwuͤle. 

Vor revolutionairen Handlungen wurde aber nichts ſicht⸗ 
bar, als die Neckereien gegen das Militair, das, Tag uud Nacht 
auf den Beinen, auf Straßen und Plaͤßen aufgefieit, dazu die 
bequemfle. Gelegenheit bot, Wan founte Denen, die Straßen⸗ 
unruben herbeiführen wollten, Beinen beſſern Dienft erweiſen. 
Zugleich exmüdete man die. Trupyer auf eime faſt unglaubliche 
Weiſe. Die Abficht, Berfonen und Eigenthuut anzugreifen, gab 
ſich nisgendd kund; Die Bollsdaufen ſammelten ſich gerade-am 
den. Punkten, welche man -militateifch beiekt bielt, ja man zog 
den Truppen uach, wenn fie ihren Stand änderten. 

88 erſchien nicht zweifelhaft, daß eine Parkei, bie. augens 
ſcheinlich noch ſehr ſchwach ſein mußte, ‚die Criſis wicht durch 
Conteſſionen, ſandern auf blutigem Wege. zur Entſcheidung brin⸗ 
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gen wollte, und dazu gab es offenbar keig anderes Mittel, ale 
kleine Reibungen mit Den Soldaten, um Erbitrerung gegen Diet 
felben gu erzeugen und den: bis dahin na) immer vater 
Bürger zu betheiligen. > 

"Das ift gerade einer. der. Senptuntssfäiehe weiſchen Emenie 
und Revolution, dag an jener die Bürger Teinen Antheil „neh: 
men. ‚Die Emente wird Revolution, wonn Ber Handwerler, Det 
Hausbeſitzer gegen die Regierung aufiritt. So lange die Mätie 
walgande.in Paris auf Der Seite Louis Philipp's ſtaud, gab es 
aut Ewmeuten; die: NRevolution trat ein, als die Rationalgarbe 
fih im Februar gegen. ik erklärte, und Damals beſaud dieſe mus 
us wirklichen. Bürgern der Stadt Bar. .! 


Es gelang in Berlin, am 15. und 16. März das Milttaie 
zum. Einfpreiten mit der Schußwaffe zu bewegen, und, wie es 
in folgen Fiffen immer geht, Unfchuldige wurden geteoffen. Schon 
früher waren Unbetheifigte mit Säbelhieben verwundet worden. 
Die Borfälle wurden auf allen Punkten der Stadt erzählt, ver 
größert, ausgeſchnüückt, und bie Erbitterung im Meinen Bürgers. 
. ftande erfolgte, vorbereitet Dur) den Drang nad) politiſchen Fort⸗ 
ſchritten und geſteigert durch das Zurüuͤckhalten jeder Corceſſion 
von Seiten der Regierung. 


Dabei wußte Niemand recht, Wer über die bewaffnete Macht 
verfüge. Der Bolizei-Präfident ſoll wiederholt verſichert haben, 
er habe das blutige Einfchreiten nicht veranlaßt, ja Dagegen pro⸗ 
keſtirt; Der Muitairgouverneur ſchien eben ſo wenig den Befehl 
erkheilt zu haben. | 

Bei dem Allen war das Benehmen der Executiv⸗Gewalt zu⸗ 
werten: matt: und unſtcher. Placate an bei Ecken ‚der Straßen 
verboten alle Volksauflänfe, wiefen auf das ſtreuge Geſeß 
vom 17. Auguſt 1835 hin; aber man duldete am 16. die An⸗ 
ſammlung einer. ungeheuern Menfchenmafle au ber Mawerfikät, 
gerade gegenüber Dam Palaißg des Prinzen ‚von Preußen, von. 
Margens 9 Uhr bis Abends 7 Uhr ganz nahe ber Hanpimade. 

..Die Beranlaffung zu. beim. Auccoiſe war mitten in dem 
Saufen nicht zu exfahren. .r 
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Bald hieß es, es folle ein Student begraben werden, bald, 
die Hallefehen Studenten würden eintreffen. Mit der Dunkel⸗ 
heit begann man zu lärmen; die im Lauf des Tags errichteten 
Schupmannfchaften, denen die Behörde Waffen verweigert hatte, 
fuchten die Menge zu zerfiveuen; fie wurden mit ihren weißen 
Staͤben verhöhnt, diefer lächerlichen Rahahmung eines englifchen 
Gebrauchs, dem das englifche Fundament fehlte, die alſo nicht 
wirken konnte. Am 15. Morgens las man- in den Zeitungen die 
Binberufung des Landtages auf den 27. April, alfo nad Ders 
lauf von 6 Wochen; — ein gewaltiger Zeitraum im Beginne 
einer Revolution, umgeben von Revolutionen in faft allen Nach⸗ 
barländern. Was der Landtag eigentlih thun follte, worüber 
man feinen Beirath hören wolle, blieb fo ziemlih im Dunkeln, 
Man wollte zuerft fih mit Wien und den andern Regierungen 
verfiändigen. Daß man gegen Alles, was von Wien kam, Mip- 
trauen hegte, war Niemandem zu verdenten, Die allgemeine 
Stimme verlangte, Preußen folle fih an die Spipe ftellen, folle 
fein Spitem ändern, und noch deutete man den Inhalt der zu 

erwartenden Conceffionen nicht einmal an. 


Die Maßregel beunruhigte, ſtatt zu befriedigen; fie konnte 
nicht anders wirken, auch in den Provinzen. 

Hätte man das Militair in den Kaſernen gehalten; wäre 
man nur eingeſchritten, wenn Perſonen und Eigenthum bedroht 
wurden, und machte man nur einige definitive Conceſſionen, die 
der Landtag zu billigen hatte: ſo war der kleine Bürger und 
faſt die ganze Bourgeoiſte wieder auf Seite der Regierung, und 
die Revolution im Keime erſtickt. 


Am 16. trafen die Nachrichten von Wien ein; Metternich 
war geflohen. Die Hoffnung fing an, in Begeiſterung uͤber zu 
geben. Der 17. verging ruhig; die Regierung mußte ja end⸗ 
lich, enticheidende Schritte thun; es gefhah — Nichts. 

Wem gelang es denn nun, die Revolution zu gebären? den 
Wählern? Nein. Der Bürgerfhrft? Noch viel weniger. Der 
VErſolg war bauptfächlich den Fehlern. der Regierung zuzuſchreiden. 

So wurde ſchon im März geurtheilt. 
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Glaubwüͤrdige, gut unterrichtete Leute verſichern, das Pa⸗ 
tent vom 18. März ſei ſchon am 16. berathen und genehmigt, 
ja fhon in der Druckerei gewefen, aber wegen einiger Fafſungs⸗ 
bedenken nochmals am 17. in Berathung gezogen. 

Vielleicht ift die Angabe nicht ganz richtig, aber Doch in 
einem Falle ohne Grund. Aus noch befferer Quelle rührt die 
Nachricht, die Minifter hätten am 17. ihre Entlaffung verlangt 
und erhalten, Herr v. Bodelſchwingh fogar noch früher; aber man 
hielt diefen wichtigen, berubigenden Schritt abfichtlih ſehr ge 
heim. Das Eintreffen des Herrn v. Vinke am 18. Abends fcheint 
die Sache zu beftätigen. 

Das Patent erſchien am 18. Vormittags; die Kölner Depus 
tation erhielt während der Audienz beim Könige etwa um 12 Uhr 
die freudige Kunde; die vor dem Schloffe verſammelte Volks⸗ 
menge, darunter der größte Theil der Bürger und Kaufmann⸗ 
Schaft, erft gegen 2 Uhr. Gewifjenhafte Leute bezeugen, daß bie 
Mehrzahl der auf dem Schloßplatz Verfunmelten Hüte trug 
und gut gekleidet war, alfo nicht zum Proletariat gehörten. 

Das Patent fügt fih in feinem Eingange auf die Wiener: 
Ereigniffe und verheißt: „eine conflitutionelle Berfaffung 
aller deutfchen Länder.” Dieß ift ein weiter Begriff, eine Form 
mit noch nicht befanntem Inhalt. 

Unter den Namen, welche das Patent contrafignirt hatten, 
befanden fih Mühler, Eichhorn, Thiele, Savigny 2c., in denen man 
feine Garantie für Das, was die Zeit unabweislich verlangte, fand. 

Dennoch, hätte man das Patent am 17. publicirt, den Rüdtritt 
des Minifteriums und die Berufung der Oppofitions-Männer des 
Landtages im Staatdanzeiger bekannt gemacht: fo wäre am 18. 
fein Blut geflofien. 

Noch war aber der Boden der Eoncefflon für die Regierung 
nicht verloren, felbft dann noch nicht, ald man mit Dragonern 
den Platz fäuberte, als am Schloßportal die berühmten zwei Schüffe ° 
fielen, und fonft ruhige Bürger in den Ruf: Verrath! Zu den 
Waffen! Barriladen! einftimmten. 

Ein in die März-Revolution tief eingeweihter Mann wurde 
im Juli vertraulich gefragt: Was wäre gefchehen, wenn die Ru 
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gieruag nach allen diefen Fehlern und Borfäflen am 18. März 
Nachmittags das Schloß, die andern Königl. Gebäude, einige 
Thoxe und Eitenbahnhöfe ſtark beſetzt, das dann noch disponible 
Militair auf einen Punkte concentrirt, ſich auf den Angriff der 
Barrikaden gar nicht eingelaſſen, Angriffe aber energiſch zurück— 
gewiefen, gleichzeitig die Entlafſfung des Miniſteriums und bie 
Berufung von Camphauſen, Bederath, Auerswald zc. angezeigt 
and ein Gefeh, noch nicht fo weit gehend, wie das vom 6. Aprif, 
publitirt Hätte? — Er antwortete: Nichts, gar Nichts wäre 
geichehen: Die Bürger bitten fi für die Regierung erklaͤrt, 
und die Barrikaden wären fortgeräumt worden. 

Kannte denn die Regierung ihr ſo lange bevormunbetes 
Boll, kaunte fie die Berliner fo wenig? eng das angegebene 
Derfahren fo fern? 

Wenn man aber Gewalt anwenden wole, fo mußte man 
bis au einem milttairifch ehrenvollen Frieden kaͤmpfen und doch 
Wort halten ganz und aufrichtig. 

Die Truppen waren von den Waffen der Bevölkerung nicht 
beſiegt; aber ſir machten nicht Frieden, ſondern raͤumten den 
Kampfplatz ganz und ohne Vorbehalt, und deßhalb war dns Volt 
Sieger und hatte die Nechte des Giegerd, die es nit miß⸗ 
brauchte. 

Die am 19. und 20. in den Straßen wogenden Vollsmaſ⸗ 
fen achteten überall den Namen des Königs; es herrſchte Sicher⸗ 
heit für Berfonen und Eigenthbum; die Läden, ſelbſt der Gold- 
arbeiter und Jumeliere, waren geöffnet. Das Volk zeigte ſich reif 
für die Freiheit. Das Land jubelte, die Bureaukratie und ein 
Zbeil der NAriftofratie klagten und entftellten die Thatſachen. 
Manche Scenen vom 19. Morgens hätten felbit Freunde ber Frei 
heit: und aufrichtige Anhänger des wahren Sonftituttonediemus 
am Antereffe deſſelben gern ungefchehen gemacht. 

So viel aber war jedem Tieferblidenden klar, daß man ohne 
Blutvergießen nicht zu dem Wefen, zu dem wahren Inhalt eines 
conftitutionellen Staatslebens hätte gelangen koͤnnen. Mat braucht 
gar beine. Wortbrüchigkeit, feine. Eontre-Revolution.. voraus zu 
fegen, fo liegt doch auf der Hand, daß man an Den biöher abs 
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folnten Höfen und bei hochſtehenden Petſonen unter Tonftientis⸗ 
nalismus nie viel mehr, als Die Formen and einige Conceſſionen 
verſteht, gar nicht daran gewöhnt iſt, ſich die Sache anders zu 
denken, alfo auch ohne Jwang nicht leicht etwas mehr giebt, und 
unter dem Verſprochenen faſt nichts Anderes verſtehen kann. Man 
darf dieß kaum einen Vorwurf nennen; es liegt dieſe Anſchau⸗ 
ungsweiſe in den Verhältniſſen, im Standpunkt, in der Gewohnheit. 

Weil aber die Lonftitutionen, welche das abſolute Syſtem 
immer noch fefthalten und die Krone immer dem DBolle gegen 
über ſtellen, einen fortgefeßten Kampf um die gegenfeitigen Rechte 
hervorrufen: fo gefährden fie den Staat und die Kroner fie 
fhwädgen und demoralifiren, während im wahrhaft cenftitu- 
tionellen Staat die Krone von dem ſtarken Willen des feine 
volle Energie entwidelnden Volles getragen wird, volltommene 
Sicherheit findet, alle Hülfsgmellen fi oͤffnen, und gar Feine 
Veranlaffung zu einem Kampf gegen die Krone vorhanden if. 
Man fpriht fo häufig davon, daß die Krone ſtark bleiben müffe, 
daß der König Fein Scheinkönig werden dürfe Aber was tft 
Kenn unter einer flarken Krone im conftitutionellen Staate 
zu verftehen? Iſt die Srone etwa ſtärk, wenn fie mit dem Bal- 
faft von zwei Kammern beladen wird, die zufofge eines fchledhten 
Wahlgeſetzes nicht den wahren Willen der Nation repräfentiren, 
mit einigen Scheinrechten ausgeftattet Die Krone uͤberall hemmen 
und danach flreben, gerade in Zeiten der Gefahr von der Krone 
neue Eonceffionen zu erhalten? — Oder ift die Krone ſtark, der 
zwei mit einigen wirklichen echten belichene Kammern gegen: 
Aber ftehen, Kammern, welche Die von der Stubenweisheit ausge 
heckte Theorie von der Theilung der Gewalten in einem und demſel⸗ 
den Staate zur Wirflichfeit machen — und mit der Krone darum⸗ 
raͤmpfen, Weſſen Wille zur Geltung kommen foll, gerade die be 
denklichſten Momente dazu benutzen, um in dieſem Kampfe zu 
ſiegen? Das Volk wird immer auf Seiten der Kammer ftehen, 
und die Krone gendthigt fein, fich auf die Armee und auf aus⸗ 
wärtige Hülfe zu flügen, wie in der That der Bundestag eine 
Stütze der Fürſten gegen bie Völker war. Wären auch Defter- 
rei und Preußen damals ſchon durch conflitutionelle Formen 
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gebunden geweſen, fo hatte Sich jenes Syſtem der Halbheit in 
den füddentichen Staaten vielleicht nicht drei Jahre aufrecht erhal 
sen lafien, und Metternich hatte von feinem Standpunkt aus 
ganz Recht, wenn er diefe Gefahr duch einen geheimen Bund 
der Regierungen gegen ihre Bölßer in drei Wiener Gonferenzen 
1834 zu befeitigen ſtrebte. Deffentlich durfte das Buͤndniß nicht 
fein; denn nur das Recht wird ſtark duch die Deffentlichkeit. 
Metternich's Verfahren hat bisher Die Kronen nicht- geftärkt, 
die Throne nicht befefligt; ein Erdbeben im Nachbarſtaat genügte, 
das ganze Syitem zu erſchüttern und den Revolutionsfturm über 
ganz Deutſchland braufen zu laſſen. 

Mitten in diefem ſchäumenden Meer ſteht das Heine Bel, 
gien wie der Leuchtihurm auf dem Felſen von Eddyfloue Die 
Wellen fprigen big an feine Kuppel; aber es rührt fich fein 
Stein, und die Leuchte brennt ruhig fort. 

Wäre König Leopold in die Zußtapfen feines Schwieger- 
vaters getreten, er hätte ſicher mit ihm den engliſchen Dampfer 
Expreß beſtiegen; aber er hatte eine beſſere Schule durchgemacht, 
er hatte in dem ſtolzen England gelernt, daß die Könige am 
fiherften auf den Majoritäten ſtehen und mit biefen vereint am 
ſtaͤrkſten find. 

Nichts kann die Kronen mehr Schwächen, als der Kampf mit 
den Majoritäten, und der Pjeudo » Eonftitutionalismus. führt ſtets 
dahin. Ä 

Jenen Reden von einer ftarfen Krone, jener Angſt vor eis 
nem Scheinkönigthum liegt entweder die Liebe und Gewohnheit 
zum Abjolutismus, oder eine Begrifföverwirrung zum Grunde. 
Man will, daß der König nit von den Kammern Iprannifirt 
‚werde; er foll Diefen gegenüber noch Macht behalten; aber Nie 
mand, der fih auch nur für conftitutionell ausgiebt, wagt zu 
behaupten, der König ſolle gegen den Willen der ganzen Ration 
handeln. 

Darin liegt gerade der weſentliche Unterſchied zwiſchen ſchein⸗ 
barem und wahrhaften Conſtitutionalismus, daß dort der König, 
ähnlich wie im abfoluten Staat, einen ihm behagenden Willen 
des Volkes vorausfept und dennoch willfürlih innerhalb wei 
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tee Graͤnzen ‚handelt; bier aber die Formen beſtimmt ſind, wie 
der Wille der Nation ermittelt und feſtgeſtellt werden ſoll. 

Der Eid wahrhaft conſtitutioneller Könige koͤnnte ganz all 
‚gemein lauten: 

„Ich ſchwoͤre, nie gegen den wahren Willen des Volkes 
zu handeln und denſelben ſtets genau zu ermitteln.“ 

Hat ſich der König dazu feſt entſchloſſen — und das kaun ja 
felbft im abſoluten cultivirten Staate nur die Abfiht eines ges 
wifenhaften Königs fein — fo ift von einer ſchwachen Krone, von 
einem Scheinkönigthum nicht mehr die Rede, vorausgefegt, daß 
der König die zwei Kammern auflöfen und zweimal fein Veto 
einlegen darf; ferner, daß er die EgecutivsGewalt Durch feine Mi⸗ 
nifter ausübt, alle Beamte ernennt, Oberbefehlshaber des Hee⸗ 
res iſt, Krieg und Frieden ſchließt. 
Mit ſolcher Macht ausgerüſtet, in Webereinftimmung mit 
dem Willen der ganzen Nation, ift die Krone ohne Frage ſtaͤrker, 
als im abfohıten Staat. Nichts ift verloren, als die Willkür, 
und das find eben die beiden Begriffe, Die von den Gegnern 
des wahren Eonftitutionalismus abfichtlich und unabſichtlich ftets 
verwechjelt worden; „Stärke und Willkür.“ 

Die Willkür wird ſchon ausgefchloffen durch das in jeder 
wirklihen Gonftitution den Kammern unvermeidlich zuftehende 
Recht, die Steuern jährlich zu bewilligen, alfo aud zu ver 


weigern. Es bleibt danı der Willfür nur noch eine Hinter 


thür: ein Wahlgeſetz, welches nicht die Nation, fondern die Mis 
norität, gewiffe Klaffen in den Kammern repräfenlien läßt, und 
— die &orruption. 

At das Wahlrecht nicht auf einzelne Klaffen befchränkt, und 
haben die Kammern ungefchmälert Das Steuerbewilligungsredht: 
fo ift e8 eine Sünde gegen Die Krone, ihr zu rathen, dennoch 
durch Willkür fih und das Land zu geführden, nicht offen und 
wahr in das conftitutionelle Staatsleben einzutreten. 

Mit dem 19. März war der für die Krone und das Voll 
gefährliche Boden der vereinzelten Gonceffionen verlaffen, und 
die Mar zu Tag liegende Aufgabe des unlengbar aus der Re 
volution hervorgegangenen Minifteriums beftand darin, die 
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Mädlehr zum alten Syſtem im Intereſſe der Krone und bes 
Volkes unmoglich zu machen, den neuen Staatsorganismus To 
ſchnell wie irgend ausführbar, auszubilden, Das Widerftrebende 
fortzufpaffen und dadurch eine dauernde Uebereinſtimmung zwi⸗ 
{hen Krone und Volk zu ſichern. Nur auf diefem Wege Fonnte 
die Gefahr für die Krone gründlich befeitigt werden. Eine ſolche 
Yag offenbar nur in einem zweiten Bolsanfftande in Berlin. 

Das Miniftertum Arnim war zur Löſung jener Aufgabe 
nicht geeignet. Darum that Herr Gamphaufen gewiß Necht, 
nicht in daffelbe einzutreten, fondern ein neues Binifterium zu 
bilden. 

Es wird darauf ankommen zu zeigen, ob und wie daſſelbe 
ſeinen großen Beruf erfüllte? 

Oben iſt ſchon angeführt worden, daß das Volt in Berlin 
ſelbſt am 20. März ohne Leitung, ohne Feffeln den Namen des 
Königs achtete. Die Heine Zahl der Republikaner durfte nicht 
wagen, ihre Fahne zu zeigen. Noch günftiger fland es in den 
Provinzen. Bon den oberften Schichten der Gefellihaft bis zum 
Tagelöhner herab wollte Niemand von Sturz der Dynaſtie Etwas 
wiffen; Jedermann hielt feft am conftitutionellen Throne; die ganz 
vereinzelten republikaniſch Gefinnten mußten dieſe Gefinnung 
Torgfältig verbergen. Eine Entthronung des Königs in Berlin 
hätte einen Sturm in den Provinzen hervorgerufen. Linie und 
Landwehr, Bürger und Bauern wären fofort nach Berlin mar 
ſchirt. Jede Stadt, jeder Kreis hätte fi für die Monardie 
erflärt. 

Dies war der befte Schild für die Monarchie. Dem Mit 
nifterium durfte jene Gefinnung des Landes nicht unbekannt fein. 

Dennoch mußte fofort für eine fräftige, organifirte Executiv⸗ 
Gewalt geforgt werden, mit der man einem von Einzelnen aufs 
geftahelten Haufen energifch entgegentreten konnte. Selbſt eine 
Armee ohne Drganifation, ohne Führer tft nicht zu brauchen. 

Was gefhah? Man hatte am 19. Mrz und In den folgen 
den Tagen fo ziemlich Jeden bewaffnen laſſen, der Luft dazn 
zeigte. Die Bezirksvorſteher follten die Sache leiten; ed Fam 
aber wirklich bet der Individualität unferes Volks nicht fo viel 
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darauf an, in Weſſen Hände einzelne Waffen gelangten. Aber 
darauf fam Alles an, daß man die Bewaffneten ſchnell organi- 
Kite, jene Exeeutiv⸗Gewalt ſchuf, Die das Volk ſeibſt brauchte. 

Allein die 25,000 Bewaffnete follten ſich felbft organifiren, 
ihr Statut felbft machen. Wahrlich, man war tepublikaniſcher, ale 
die aͤlteſten Republikaner! doch nein, man war nur ſchwach, ohne 
Thatkraft. Die Anarchie ſollte ſich felbſt ohne alle Leitung orga⸗ 
niſtren. 

Nur Dem folgt die Menge, der ohne zu zagen und ohne 
zu zaudern handelt. Wollte man nicht ein proviſoriſches Buͤr⸗ 
gerwehrgeſetz ohne Weiteres, nur mit Vorbehalt der Reviſton 
durch die fünftige Volksverſammlung, erlaften, was in Berlin 
vielleicht einige Bedenken hatte, in den Provinzen gar keine: fo 
mochte man in jedem Bezirke Berlins von den Bewaffneten einen 
Bevollmächtigten wählen laffen, mit diefen das Statut fofert be 
rathen und daſſelbe als provifortfches Geſetz publiciren. Die 
franzoͤſiſchen und belgiſchen Geſetze konnten zur Grundlage die⸗ 
nen. Dieſe Arbeit war leicht und ſchnell auszuführen. Damit 
wäre jede Gefahr für den Thron, den man doch durch Paſſivität 
nicht ſchützen konnte, vorüber und der Anarchie. gefleuert gene 
fen. Die Bürgerwehr Berlins blieb ohne wirkliche gefeßliche Di 
ganifation bis zu ihrer Auflöfung. 

Aber man that weniger als Nichts für die Executiv⸗Gewalt; 
man eröffnete große Bauftellen dicht bei Berlin und zahlte, um . 
doc, jedenfalls die Maffen zufrieden zu ftellen, 15 Sgr. Tage 
Iohn dem Mann, nicht nur dem Berliner unbefhäftigten Arbeis 
ter, fondern aud) Fremden, die man dadurch wider Willen her⸗ 
anzog. Tagelohn ohne Arbeitemag, ohne ſtrenge Aufſicht, ohne 
die Mittel eine ſolche auszuüben, noch dazu in einer gros 
Ben Stadt, wo beftrafte Diebe und Vagabunden ſich mit den 
tüchtigen Arbeitern vermifchten, demoralifirt in ‘den ruhigſten 
Zeiten. Sol hohes Tagelohn für Nihtsthun in einer Revolu⸗ 
‚tion bezahlen, hieß, einen revolutionairen Heerd felbft fchaffen. 
Die Bewegungsmänner brauchten Teine Sammelpläge zu beftim- 
men, fie fanden ihr Auditorium ſtets auf den Bauftellen ver 
ſammelt, und nicht fchlaffe Zuhörer, ſondern räftige, Träftige- 
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Leute, denen die Regierung ein Schlaraffenleben auf Staats 
foften gewährte. 

Wahrlich, Nichts zeugt beffer für den milden Sinn des Bols 
tes, als daß ſolchem Benehmen gegenüber die Revolution nicht 
wuchs, daß es bei Straßenfrawallen blieb! 

Sp ging es in Berlin. In den Provinzen hörte man von 
ber neuen conflitutionellen Regierung Nichts. Der ganze bureau⸗ 
fratifhe Organismus blieb ungeftört, erhielt nicht einmal eine 
Anweifung von dem Minifterium, in welchem Sinn die Regie 
zung nunmehr zu führen fei. Erſt der Minifter Kühlwetter 
warnte im Juli vor reactionairen Gelüften. Nur drei Oberpraͤſiden⸗ 
ten verließen ihre Stellen. 

- Auch im Gerichtsweien blieb Alles beim Alten. 

Don einer Beränderung in der Gemeinde- Verwaltung vers 
Inutete Nichts. Sicherlich hatte Tein Mitglied des Minifteriums 
Neigung zur Reaction, aber man bewahrte für fie alle Mittel; 
der ganze Apparat blieb in befter Ordnung, jederzeit zum Ges 
brauch bereit. Man fage hier nicht, tadeln, noch dazu nad) den 
Ereigniſſen, fei leichter, als beffer machen. Jedermann erwartete 
entichiedened Auftreten des Minifteriums; die Tageshlätter erin⸗ 
nerten faft täglich daran. 

Die Minifter waren allerdings fehr beichäftigt; Deputatio- 
en folgten auf Deputationen; Sturmpetitionen wurden über- 
. xeichts lange Conferenzen nahmen nicht nur die Tage, fondern 
auch die Nächte in Anſpruch; die perfönliche Sicherheit der Mis 
nifter fohien mehrmals bedroht. Der Landtag trat zufammen, das 
Wahlgeſetz mußte gefchaffen und ausgeführt werden; die Berfafs 
fung war vorzubereiten; die Provinz Pofen machte große Auf 
merkſamkeit nöthig, die auswärtigen Berhältniffe wurden bedrohlich. 

Alles wahr, Alles triftige Entfehuldigungen, Erklärung des 
Geſchehenen, oder vielmehr Nichtgeſchehenen; aber keine Recht⸗ 
fertigung! 
Wehe dem Miniſter, der Alles ſelbſt machen will! 

Es gab im Lande tüchtige, kenntnißreiche Leute, gewandte 
Arbeiter; die Bureaukratie ſelbſt bot eine große Auswahl dar, 
befonders, wenn man die jüngern Kräfte in Anſpruch nehmen wollte, 
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Unterftaatöfecretaive hätten, wie in andern Laͤndern, fo auch 

hier, die laufenden gewöhnlichen Gefchäfte beforgen und die Mis 
nifter bei vielen Depntationen vertreten Können. - 
- Das Hinderniß lag auf einem andern Punkt. Der Minifter 
Camphauſen hat fich offen in der Nationafs Berfammlung dar 
über ausgefprochen: er wollte die alten Zuftände ohne große 
Störung in die neuen überführen, den Staat allmälig refor 
mixen, die neuen organifhen Gefege ganz auf ruhigen Wege 
entftehen. lafjen und einführen, ohne Sprung, ohne tiefen Schnitt 
‚den alten gefeplichen Boden fefthalten, fein proviforifches Geſetz 
geben; er erkannte die Revolution nicht an, Die alte Regierung 
hatte nachgegeben, war nicht geftürzt. 

Diefer unglüdlihen Anfiht eines braven Mannes iſt dex 
nachfolgende Gang der Ereigniffe hauptfächlich zuzuſchreiben. 

Den König hatte der Volkswille aus den Wellen der Re 
volution emporgetragen, aber die alte Regierung war wirklich 
geftürzt, als die Truppen aus Berlin: marfchtrten. Das Bolt 
hatte die Regierungsmafchtne nicht in Stüde zerfchlagen, zerftört; 
e3 glaubte fie befeitigt und vertraute den Männern der neuen 
Regierung, daß fie das Werk vollenden, das neue Syitem zur 
Geltung bringen würden. 

Hätte Camphauſen jene Anficht nicht gehabt, jenes Softent 
nicht verfolgt (er fühlte ja, daß der Boden unter feinen Füßen 
bebte): fo mußte er, außer dem proviforifchen Bürgerwehrgefeh, 
entweder eine proviforifhe Gemeinde», Kreis- und Bezirls⸗Ord⸗ 
nung und ein Gefeß über Einführung von Gefchworenen, mins 
deftend für politifche und Preßvergehen, fofort erlaffen, ebenfalls 
unter Vorbehalt der Revifion Durch die National» Verfammlungs 
oder das Minifterium mußte derfelben diefe ganz unentbehrlichen 
Geſetze gleich bei ihrem Zufammentritt mit dem Antrage vor 
Tegen, diefelben in Baufch und Bogen anzunehmen und fodann 
zu revidiren. 

Mit der Gemeinde», Kreis⸗ und Bezirks⸗Ordnung war der 
Srundftein zum neuen Staatsgebäude gelegt; die Landräthe, die 
mit wenigen Ausnahmen der Reaction die Hand bieten, mindeftens 
dem neuen Syſtem fi nicht aufrichtig anfchließen, waren uns 





— BO — 


ſchaͤdlich gemacht; die Regierungen unter Verwendung eines gro⸗ 
Ben Theils des Perſonals wurden nufgelöft, alfo "die Bureau⸗ 
fratie zerftört. Die Poligei ging an die Gemeinden uber, - 

Das Gefchwornengejeb ficherte vor übertriebenen Berfol- 
gungen, die man anfangs ganz einftellen und jebt fortfepen zu 
wollen fcheint Statt deffen foll man noch anfangs Mai im-Mir 
niſterium ernftlich beratbichlagt haben, ob. die National» Berfomm- 
lung vor Feſtſtellung der deutfchen Verſaſſung einzuberufen. fei? . 
Man fcheint alfo von der Anficht ausgegangen zu fein, daß die 
alte Maſchinerie des abfoluten, bureaukratiſchen Polizeiſtaates 
füglich noch geraume Zeit unverändert, nur von einem andern Geiſte 
geleitet, gebraucht werden könne; daß es fo große Eile nicht habe, 
die Berfprochenfchaften des März in Errungenſchaften zu vers 
wandeln, In der That eine naive Anfiht, welche vorausſetzte, 
daß alle Menfhen fo durchaus redlich feien, wie Camphauſen es 
nad dem Zeugniß Aller, die ibn kennen, wirklich ft} 

Lag es denn nicht ganz nahe, Daß auf die Action ſtets Die 
Reaction folgen muß; und war es nicht Dringend nothwendig, ihr 
das alte Zerrain, Die alten Mittel und Wege zu entziehen? Die 
Koryphaͤen des vereinigten Landtages mußten. doch wiffen, daß 
das freie Feld, welches ihnen der März gefchaffen hatte, niht-lange 
fwei bfeiben würde. Sie hatten ja den Kampf um das conflitu- 
tionelle Syſtem auf dem vereinigten Landtage gekämpft; fie wuß⸗ 
ten, wie fehr es dem wahren Iutereffe der Krone entſprach, Diefen 
Kampf, der fo leicht in eine zweite Resolution umſchlägt, nicht” 
noch einmal durch Saumſeligkeit hervorzurufen. 

Was das Miniſterium wollte, darüber kann nad Inhalt des 
Geſetzes vom 6. April Fein Zweifel obwalten. Der Erlaß def 
felben war von hoher Wichtigkeit und giebt nebft dem Wahlge⸗ 
ſeß vom & April den. gefeßlichen Boden zum erneuerten Kampfe 
um das: demokratifch-conflitutionelle Prinzip, welches, Durch das 
allgemeine Wahlrecht einmal eingeführt, für Die Dauet nicht mehr 
wſeiigt werden Tank. . 
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Die. Rational. Veſauulaug 
bis zum 26. Juni.) 


Die Regierung hatte ſich bei den Wahlen neutral verhalten. 
Nur über ein dad Wahlreglement erfäuterndes Nefcript einer 
unter Hrn. von Manteuffel ftehenden Abtheilung des Miniſteriums 
des Innern Hagte man. Einige Landräthe fchienen ohne höhern 
Auftrag ſchwache Verſuche gemacht zu haben, einzumwirken. 

VUeber den Ausfall der Wahlen hatten ſich Viele im ent 
gegengefeßten Sinne getäufht. Mir erfchien es noch vor der 
Publication des Wahlgeſetzes wahrfcheintich, Daß allgemeines Wahl 
echt für das erſte Mal eine confervative Kammer ergeben werde, 
weil ich den Einfluß der Rittergutsbefiger, der Fabrifanten und 
Kanfleute für den Augenblick noch hoch anfchlug. Das Refultat 
war richtig, die Kammer lange Zeit ſehr miniftertell, aber aus 
ganz anderem Grunde: weil das Volk in feiner großen Mehr: 
heit confervativ iſt. Der Einfluß jener Wohlhabenden aber fiellte 
ſich faft gleich Null heraus. 

Am 22. Mai ſollte die Berfammlung eröffnet werben. Am 
20. Abends kam eine Anzahl Abgeordneter, vielleiht 60— 80, 
im Saale des Hotel de Ruffie zufammen. Der Abgeordnete Bauer 
(Berlin) übernahm den Borfit. Man brachte zur Sprache, daß 
die Eröffnung im weißen Saale des Königl. Schlofjes ftattfinden 
fofe, zu den Sigungen aber die Singafndemie beſtimmt fei. 
Einige fanden es unpaffend, daß die Verfammlung zun Könige 
nach deſſen Wohnung gehe, und fchlugen vor, eine Deputation 
an den Mintfterpräfidenten zu fenden, um Gegenvorftellungen zu 
machen. Es wurde abgeftimmt; ich flimmte gegen die Deputar 
tion, blieb aber in der Minorität, welche erklärte: fie würde ſich 





*) Von bier ab beginnt ıneine perföntige Mitwirkung, die Mittbeilang 
von Geſprächen, mein Varhalten in den Parteien. Es würde ſteif und 
pedantiſch Elingen, „der DBerfaller fagte,“ oder „wir antworteten dem 
Miniſter!/ gu ſchreiben. Daher ſpreche ich in der erften Perſon. i 
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habe die Anſtcht Raum gewonnen, daß Aber die politiſche Beden 
fkung jener Ereigniſſe zwiſchen zwei großen Sractionen der Ber 
fammlung eine wejenftihe Meinungsverſchiedenheit beftehe, deren 
ine Seite vorzugsweife in dem Borfigenden des Mintitertums 
thren Ausdruck finde; mit andern Worten, eine große Fraction 
der Kammer erfenne die Revolution an, eine andere, mit dem 
Miniſterium, nicht. 

Ba fſich hieran der Austritt des Yintftechuns Müpfte, ımd 
bas neue Minifterlum in feinem Progamm die Revolution aner⸗ 
kannte, wenn andy in der mildeften Form: fo ging die Regterung 
offenbar von det Anftcht aus, daß die Majorität det Verſamm⸗ 
fing die Revolution allerdings anerfannt wiffen wolle. 

Es fchten danach faſt, als hätte die Berfanmtlung aus Rück⸗ 
ſicht gegen das Miniſterium gegen ſich ſelbſt geſtimmt. : 

Diefe Anfiht bat wirklich etwas Wahres; dem nor immer 
wär eine größe gouvernementale Majorität vorhanden, aber es fehlte 
ar einem Fräftigen Berbindungsmittel, an einer energifcher Füh- 
rung. Nach den Haren Worten des Miniſter⸗Praͤſidenten Camp⸗ 
haufen hoffte und wünſchte er, daß dieſer gefährliche Mangel 
burch das nächte Minifterum befeitigt werdeit ſolle. 

Das bisherige Verhältniß zwifchen der Regierung und der 
Berfammlung war von dem übelften Einfluß anf die fo höchſt 
wichtige Bildung der Parteien, welche unter einem dynaſtiſchen, 
feetfinnigen, thatkräfttgen Miniſterium jedenfälls in ganz anderer 
Weiſe erfolgt fein würde, als geſchah. Einer ſolchen Regierung 
gegenirber hätte fi höchft wahrfcheinfich eine Außerfte Linke von 
40 bis 60° Stimmen und eine äußerfle Rechte von 20 bis 30 Stim- 
men ausgefondert, weil jener kein Miniſterium freiſinnig genug 
gewefen, und diefer die Megierung zu weit vorwaärts gegangen 
wäte. Zwiſchen beiden Extremen blieb eine Majoritat von etwa 
z00 Stimmen, welche ſich zwar in verſchiedene Schattitungen 
geſondert, aber in Lebensfragen 'ſtets ent genügend freifunlhes 
Miniſterium unterſtützt haͤtte. 

Dem Abgeordneten Waldeck machte id "Ba re Ber 
ginn der Sitzungen den Volſchlag⸗ die eigerttlich äulerfte, Eirite 
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dar ver Einken zu trenen und ſo. eine gendhhigte, aber ſlarke 
Linke zu bilben. Walbeck ging nicht durauf An. © 

Statt: deffen blleb Die Auferfie Linke, in ihren Beiswften 
Mitgltebern wenig jablieih, mit Ber Linken vereinigt, zog den 
Ktößten Theil der Landleute und der bisher zu Feiner Partei Ge⸗ 

horigei are ſich hetan und wis nach mib nach wu 184 anwe 
Feten Mitgliedern . 

Eine fo große Partei ailf der einen außerſten Seite # Fir 
jede Regterung gefaͤhttlich and erſchwert Die Bildung eines neuen 
Mwmiſteriums außerorbentlich. Ein Miniſterium aus einer gel 
maͤßigten Linken, vielleicht eine Coalition aus einer ſolchen Lin 
ken mb dem Ceuntrum, HE ine conſtitukionellen Staate ſehr wohl 
dentbar, wenn Roll eine. aͤußerſte Linke abgeſondert übrig bietst; 
aber es iſt der on nicht züzumuthen, freiwillig ein Ninb 
ſterium aus ehem der Extreine zu nehmen. 

Die combikicte Linke und Außerfle Linfe verſtarlte ſich haubt⸗ 
ſaͤchlich zurch das immer Wächferide Mißtrauen gegen bie Reac⸗ 
tion und die ihr zu Gebote ſtehende Bureaülratie, bie Ariſto— 
kratie, fo wie gegen die eigentliche Hofpartei, von welcher man 
mmahm, daß ſie das Miniſterium auf einem mich corſtitutienellen 
Wege an Ber Wirkſamkeit hindere. 

Die Vermiſchung der aͤmßerften Nechten mit der‘ ſteeng eo 
fervativen Partei hatte einen faſt eben fe ſchaͤdlichen Einftuß; denn 
fie: verhinderte die Bildung einer eompacten, homogenen, conſti⸗ 
rutionell⸗monatchiſchen Partel. Die eigentliche äͤußerſte Rechte kſt 
emcits WERDE conſtituntonell, ſondern ſlehe ſtetz mehr auf det 
See Abſolutismus, höchſtens Bes Schein⸗ Conſtituttongi⸗ 
ame "Man konnte die Vetſchiebenheit Der Elemente in det 
tonibanirteti rechten Seite feßr deullich Bei’ den Abſtimmungen 
Ui. BEE den Sekhandlähgen zwiſchens deh!Bikktelen”"eifkneit. 
dert: über 250, dam. etwa wur IWULAEG Perſpnen ſtark 
fonnte man doch mit Sicherheit bei vocherigen“ Mrebungen und 
Ber: Bihten 'SfE nur auf:SO- Stentuien: rechnkit 
ER ‚Jene. Benni fuͤhrte ab ar nvch zu etaeui andern 

DER 2631; einer⸗ augaten inne, fondertüe Ri‘ Aus 
* * Pick ein ſogenanntes rechtes Chittäim: meter bet 
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Fuͤhrung des Abgeordneten Harkort ah, etwa 20 Stimmen ſtark, 
aber doch groß genug, um in ſpaͤterer Zeit, namentlich bei Wahlen und 
heim Jagdgeſetz, den Ausſchlag gegen die Muttexpartei zu geben. 

Zuwiſchen diefen Fractionen und der Linken fand das -Linke 
Centrum, welches ſich urfprünglih im Hotel Peter&bourg, dann 
bei Mieleng und endlich bei Caspari nerfammelte, baher biefe 
drei verfchiedene Namen führte, bier aber. ftets finfeg Eentrum 
genannt werden foll; ferner das Centrum, welches zuerft im Blus 
mengarten und dann im Hotel de Ruſſie feine Zufammenkünfte hielt 
und fih häufig ebenfalls linkes Centrum wannte, bier: aber. eins 
fach Eentrum genannt werden wird.. 

Nachdem fo ftarfe Parteien auf den beiden außerſten Seiten 
hauptſächlich durch das Verhalten der Regierung entſtanden waren, 
gab es nach meinem Dafürhalten nur noch ein Correctiv für Die 
Zuſammenſetzung der Berfammlung: die Vereinigung des Cen⸗ 
teuma mit dem linken Centrum. Auch ſchon früher hätte eine 
ſolche Eombination ein ſtarkes und in. den meiſten Fragen ent 
ſcheidendes Gentrum gefchaffen. Bei freifinnigen Mapregeln. hätte 
Die Linke, bei confervativen Die Nechte ſtets mitgeſtimmt. 

Diefe beiden Fractionen des Centrums waren vollitändig 
eonftitutionell, hatten faft gar Feine deſtructiven Elemente in fidh, 
wollten in ihrer großen Mehrheit das Zweikammerſyſtem, ganz fo, 
wie der Berfaffungs-Entwurf,-d. 5. ohne ernannte, oder erbliche 
Mitglieder der erften Kammer. Es glüdte, die beiden Fractionen 
zu mehren gemeinfchaftlichen Sitzungen zu. bewegen; man ließ 
fih aber darauf ein, Die Aufftellung eines gemeinfhaftlihen Pros 
gramms zu verſuchen, und au dieſer theoretifahen Klippe ſcheiterte 
die Bereinigung, welche von der groͤßten Wichtigleit geweſen 
wäre, weil fie bie ſpäter gerade in ber Mitte der Verfammiung 
eintretende Spaltung. und den daraus eutnommenen Borwarf, 
daß: keine fefte Majoritaͤt und daher fein Dimiferium, ab. de 
Kammer zu bilden fei, vermieden hätte. _ 0 

Uebrigens waren Die Programme aller Parteien yon der Yrt und 
zum Theil abfichtlich ſo weit gefaßt, Daß ſaft Jedermann dieſelben un⸗ 
serjchrieben konnte. Die eine Seite. wollte recht freiſinnig erſcheinen; 
die andere durch weitgehende Forderungen nicht abſchrecken. 
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Eine. fpezielle Charakteriftif des Gentrums und linfen Gen- 
trums zu geben, ift.nicht meine Ahficht; der Name und das obert 
Angef rte bezeichnen fehon die Stellung der beiden Fractionen 
in der Kammer. Nur fo viel muß bier noch angeführt werden, 
daß in ber vermifchten Linken ſich eine große Zahl von Titglier 
dern befand, welche eigentlich zum linken Centrum gehört hätten, 
jedenfalls nur zu einer gemäßigten Linken. Im linken Centrum 
waren wiederum einige, aber nur wenige Mitglieder, welche von 
Haufe Aus fih zur Linken hätten halten follen, ſo wie endlich 
im Centrum eine nicht unerheblihe Zahl Abgeordneter, die ge 
radezu zur Rechten zu zählen waren und wohl nur deßhalb nicht 
dahin‘ gingen, weil die Rechte von der äußerſten Rechten ſich 
nicht trennte. Zwifcher dem linfen Centrum und dem Centrum 
fand theils in Folge von perfönlichen Reibungen, theils in der 
Abſicht, die Partei homogener zu geſtalten, ein Wechſel wehrer 
Mitglieder Statt. Auch ich gehörte zu dieſen und bildete im Ho— 
tel de Ruffie mit noch acht oder neun Mitgliedern den Iinfen Pol, 
während ich im Iinfen Centrum zu den Conſervativſten gehört 
- hatte, ohne meine Anſichten irgendwie. zu berändern. In der 
legten Zeit traten einige Mitglieder in das Hötelde Ruſſie, welche 
mehr rechts ſtimmten, als die Rechte felbft, und dadurch, doch 
wohl unbegründet, den Verdacht auf fi Tuden, daß fie Parla- 
mentaire der Rechten oder der Regierung unter dem Minifterium 
Eichmann feien. Die Partei fam dadurch noch mehr in das Schwans 
fen und ftimmte vielfacdy nicht gleichförmig. Einen charakterifti« 
ſchen Unterfchied zwifchen den beiden Gentren fann man nicht 
leugnen; tm Hotel de Ruſſie herrſchte faft gar fein Ehrgeiz, es wurs 
den mehrfach während ber Minifterkeifen Miniſterliſten projectirt, 
auf denen kein, oder höchſtens ein Mitglied des Hotel de Ruſſte 
figurirte, und zwar ohne mein Zuthun mein Name, obgleich ich 
vielfach oͤffentlich verfichert hatte, daß ich jedes freiftnnige Mi⸗ 
niſterium mit aller Kraft unterſtützen würbe, ohne zu demſelben 
zu gehören. Das linke Centrum ftand in dem Rufe größeren 
Ehrgeizes, vielleicht, weil es eine Anzahl Mitglieder hatte, welche 
im n sonftitutionellen Eine e ſech wirttich zu Miriſtern eigneten. 





He im conereten Falle hatte die Nepierung' die dringendſte 
Beranfaffung; die Snitiatine ſchnell und Fräftig zu ergreifen, ſtatt 
die Verſammlung mit nichts Anderem, als einem Verfaſſungsent⸗ 
wurfe zu empfangen, der: felbft der "reiten Seite nicht genügte, 
und nach deffen Annahme noch Immer der bureankratifche Polizei⸗ 
ſtaat fortbeſtanden hätte, bis die organiſchen Geſehe ihn in ba 
freien, eonftituttenelfen. verwandelte. 

Es erhob ſich von vielen: Seiten- dag Geſchrei, daß die va⸗ 
ſammlung nichts Nüglihes thue; die Regierung gab ihr abet 
feinen Stoff zur Arbeit, und wenn ſolchẽ politiſche Koͤrper erſt 
anfangen, aus ſich perauszuſchaffen, ſo iſt dieß felten, oder nie 
im Sinne der Regierung, auch gehört dazu Uebung und Zeit. 

Die Gegner der Verſammlung ſagen, an dem eben geſchil⸗ 
derten Sachverhaͤltniß ſei die Verweiſung des Verfaffungentwurfs 
in eine befondere Commiffion Schuld geweſen. Nun aber laͤßt 
ſich die Thatſache nicht laͤugnen, daß dieſer Eutwurf weder in 
der Verſammlung, noch Int Lande Anklang fand. Antraͤge, ihn 
zu verwerfen, lagen vor; hunderte von Petitisnen und faſt bie 
ganze Preffe baten darum. Die Majstltät wollte dieſen Schritt, 
mit welchem fie an Popolaritaͤt gewonnen, über das Miniſterium 
geſtürzt hätte, vermeiden. Diefer Umſtand war in Privatver⸗ 
ſammlungen und in mehren Abtheilungen wohl erwogen, und 
deßhalb ſtellte ein Mitglied des nachherigen Centrums Wachs⸗ 
muth) den Antrag auf Verweiſung in eine Commiſſton, und Wal 
de trat dem Amendement des Abgeordneten Harraffowig bet: 
„zur Berathbung und eventuellen Umarbeitung.“ Ran 
wollte dem ’Minifterium nicht wehe thun, und abfichtlich einen 
eclatanten Schritt vermeiden; auch legte Die Verfaffungs⸗Commiſſivn 
dem Regierungsentwurf ihre Berathingen jum Grunde, und die Dis 
niſter nebſt ihren Commiſſarien nahmen Theil an der Berafhung. 

- Mit voller Ueberzengung behaupte ich noch heute, daß der 
eingefihfngene Weg der richtige und mildefte war, weil der Ne 
gierungsentwurf weder in der Kammer, noch im Bande, Die Rajo⸗ 
vis hatte: Selbſt beider oetroyirten Berfaffung Bat man nicht ges 
wägt, jenen Entwurf zum Grunde Ki gen: Nur ri wenige Pu 
graphen find daraus Fatnamnieh, - 





— BE O 


Der andere Weg waͤre die Verweiſung in Die acht Abtheilüngen 
geweſen, in welche ſich Die Berfammlung nach dem Reglement zur 
Vorberathung non Geſetzen geihetlt hatte. Die Abtheilungen find 
aber ‚nicht gegignet, etwas Neues zu ſchaffen; die Regierung ift 
dort-nicht vertreten. Die Folge wäre alfo gewefen, daß, da der Ent 
wurf die Majoritaͤt nicht hatte, acht der wunderlichſten Verfaſſungs⸗ 
entwürfe an die Gentral-Abtheikung gelangt wären, die min doch 
einen neuen Entwurf hätte aufftellen mäffen, der dann Den Ab- 
theilungen: fremd: war und fo ins Plenum kommen mußte. Wie 
man diefen Gang zweckmaͤßiger und zeitfpavender nennen will, ifk 
mir. nicht erklaͤrlich. | 


.. Der neun erfundene Begriff, oder beffer, das neu erfundene 
Wort der Vereinbarung und der wichtige Umftand, daß aus der 
Revolution nicht allein die Krone uͤnangetaſtet hervorgegangen 
war, fondern auch die ganze Srecutivgewalt, die ganze Regierungs⸗ 
maſchine in der Hand behalten, die Miniſter frei gewählt hatte, 
gab der Verſammlung eine ganz eigenthümliche Stellung zum 
Miniſterium. Sie war aus Urwahlen hervorgegangen, um den 
neuen Staat zu gründen; ; in dem mit dem Landtage berathenen 
Wahlgeſetz war eine Auflöſung, oder Vertagung nicht vorbehal⸗ 
ten, Seien wir wahr und aufrichtig: fie hatte nicht vorbehalten 
werden fönnen, ohne damals die dringendfte Gefahr einer neuen 
und allgemeinen Bewegung hervorzurufen. Man hätte den Muth 
haben follen, wenn man Die Verfammlung nicht für eine con- 
ftituirende erffären wollte, für den Fall, daß die Vereinbarung nicht 
zu Stande kaͤme, bie Auflöfung und den Appell air das Land 
Durch Neuwahlen nach dem Wahlgeſetz vom 8. April ausdrücklich 
vorzubehalten und auszuſprechen, daß die neue Verſammlung dann 
über die Differenzpunkte zu entſcheiden habe. Jedenfalls konntett 
nur einzelne Punkte übrig bleiben; die Wähler hatten es alfo in 
ihrer Hand, ftatt ſich mit ‚allgemeinen Reden der Candidaten zu 
begnügen, deren Anſicht ĩ über die ſpeciellen Streitpunkte zu verlajiger 


Sſo wäre doch ein heftimmtes Eure: vorauszuſehen und einer 
Contre⸗ Revolntion Temobt, m ‚wie einen ‚weiten rRepolution vorge⸗· 
beugt geweſen. u on ——— 
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Die Vekrſammung hielt ah gelbſt für niit auflbsbac ohne 
ihre eigene Zuftinnung; ſelbſt Die Meönten der rechten Sole Prachen 
diefe Anficht in der wichtigen Debatte am 7. Septanber and; 

Das Minifterium- Keis Diefen: Punkt unbetihet, erklärte: ſich 
aber für verantwortlich der Berfaumkung gegenüber und abhäns 
gig von der: Maforitkt, behandelte alſo ve Sue ga, wie 
im fertigen. conſtimtionellen Stwat. 

Gewiß war dieß Verfahren Nautommen riceig hub der cuch 
nige Weg, die Sache im Jatereſſe des Landes und der Keone zu 
einem glucklichen Ende a fuͤhren. 

Noch in ſeiner Abſchiedsrede ſagte der Miniker⸗ Peiident 
am 26. Juni; 

„Wenngleich gegenwrtig ein Meinungsitreit nur über Re⸗ 

gierungsmaßregeln, über den praktiſchen Inhalt von Vorlagen 

und ‚Anträgen entſcheidend fein ſollte, fo mußte mich die 

Thatſache, daß jene Auſicht beſtand (Anerkennung. der Revo⸗ 

| fution), dennoch beftinimen, Die erforderlich gewordene Ergän⸗ 
. zung des Cabinets ‚theilmweife in.der VBerfammlung 
ſelbſt zu fuchen, um die Majorität für die weſent— 
lich bis dahin befolgten Grundſätze zu befeſtigen.“ 
Berner dafelbfl:. 
Das Minifterium der Bermittelung mußte ſich in ein Mini⸗ 
ſterium der Ausführung umwandeln, und. dazu bedurfte es 
‚ einer feſten Mojorität in der. Verfammlung, die 
id ohne Verſtaͤrkung aus ihr ſelbſ nicht für ges 
ſichert hielt.“ 
Dieſe Anſichten find aͤcht sont, und ine eonfernente 
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lich ‚verfahren hat? — 

„dur. Befefligung einer ſtarken Pen ichäne ar nicht 
allein. die. Heranziehung einiger Mitglieder der Verfanmlung ‘in 
das Minifterium, fondern auch die bleibende Verbindung zwifchen 
Bieten und der Verſammlung. Schwerlich hal’ ein engliſcher, 
der: frazofiſcher Miniſter jemals gewagt, wichtige Maßregeln tıle 
Haufe zur Sprache zu bringen, ohne feine Partei Worker. davbon 
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fit Kenntniß zu fetzen, ohne BR Mitgtieder zu kennen, Die st 
ihm ftimmen werden, ohne feinen. Freunden Zeit zu laſſen, fuͤr 
ihn und die Maßteget zir wirken. j 

Davon war Hier niet die Rede. Selbft:bei Den Mitglied 
der rechten Seite fonnte man feine genügende Auskunft erhalten. 

Die rechte Seite hat niemals die Majorität ſelbſtſtaͤndig ge- 
habt, immer mır im Verein mit den nachherigen Centren, und 
diefe waren ohne alle beftimmte Verbindung mit dem Mimſterium 

Sie bildeten mit Ber rechten Seite zuſammen ganz von ſelbſt 
eine ſtarke gouvernementale Partei, gegenüber der äußerſten Pin 
ken, die mehre Monate hindurch kauni 40 ſichere Stimmen zählte, 

Selbſt Cabinetsfragen brachte der Miniſter Hanſemann offeni 
oder verdeckt ein, ohne daß man auch nür Zeit hatte, ſich mit 
feinen naͤchſten Freunben zu beſprechen; denn die Parteien waren 
noch" richt fexeng geſchieden, conſoldirt, und ſaßen zerſtreut im 
Haufe: Biefe Art und Weiſe erregte Bei Bielen erſt Mißſtimmung 
und darıı Erbitternng. Man nannte dieß Verfahren des Mint: 
ſters einen moraliſchen Zwang, dem: ſich ferner zu iititerwerfen, 
man wenig Reigung zeigte. 

Selbft bei der Adreßfrage konnte Mari am Abend vorher von 
Mannern, die den Miniſtern ſehr nahe ſtanden, nicht mit Sicher⸗ 
heit erfchren ob dieſelben die Abdreßdebatte wünſchten, oder nicht? 
Im Sanfentann’fchen Salon erhielt ich eine "bejähende Antwort 
von eineni thin nahe ſtehenden Abgeordieten und Beamten, je 
doch mit dem Zuſatz, Hr. v. Auerewald ‚möge wohl dagegen 
ſein und Urſache dazu haben. 

In einer gemiſchten henütulng hatte ie; mich entfchie⸗ 
ven gegen die Adreßdebatte erklaͤrt, theils, weil ich die Kämpfe 
um abflracte Prinzipien für eine Berfammlung, welche ſchaffen 


OH, berhaupt nicht: für: paffend‘ heit, am wenigſten für Diefe 


eifte, aus Urwahlen hervorgegangene, theild weil ic den Zelte 
herluͤſt ſtheute, endlich well ich fuͤrchtete, vas Mii flerium wird? 
dabei fallen, wider den Willen der Deriimnihig. 

Eine Rechtfertigung Kegen die Krone über das Audbbleiben 
Bi Adreſſe ließ ſich auf patlamentariſchem Wege leicht herbei⸗ 
Maler; etwa durch eine motivirte Tagesorduung' bei denk Anträge 
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auf e eine Adrefie. . Die Digtise- ‚mußten jene erften beiden Grunde 
andeuten. 
Meine Anſicht fiel durch in jener Borverfomihlung, die mei⸗ 
ſtens ‚aus Mitgliedern der. nathherigen ‚zeigten ‚Seile, beſtand, und 
im Plenum. | 

‚ Vielleicht war Einzelnen der mögliche Shirzdeg Wpinfperiuind 
nicht gerade unangenehin.. Manche wollen jogar: Dur mt liede 
defielben dieſes Motiv unterlegen: . Später verzichtete das nene, - 
pon Hanfemann gebildete Minifterium auf die Abreſe, die es 
eine That genannt hatte. 
Die erſte größere ‚Debatte über ein Brinzip. wurde: a 
ben, Antrag der Linken von Behrends eingeführte - - : 

„Die Berfammlung wolle in Anerkennung . der J I 

..Iution zu Protocol. erlären, daß die Kämpfer. des 48. und * 

19. Maͤrz ſich wohl um das Vaterland verdient gemacht haben.“ 

Schomoben habe: ich die Anſicht ausgeſprochen, daß es mir 
nicht zweckmäßig erſchien, abſtracte Prinzipien zum Gegenſtande 
der Verhandlung zu machen. Die nackte „Anerkennung der Re⸗ 
volution“ war ein folches Prinzip. Wenn ed ſich darum. gehan⸗ 
delt hätte, ob in Folge der Revolution die bureaufratiſchen poli⸗ 
zeilichen Formen und Einrichtungen bes alten Syſtem befeitigt 
werden. follten, ob. ein anderer Wahlmodus in. ben, Gemeinden 
einzuführen, ob. die Bolizeivermaltung denfelben anzuvertrauen 
fei, ob die Regierungen aufgelöſt und durch Bezirkspräſtdenten 
mit ihnen zur Seite ſtehenden gewählten Bezirlsvertretungen er⸗ 
ſetzt, ob die Landräthe in ähnlicher Weiſe beſeitigt werden ſollten: 
dann wußte auch jeder Landmann, wie er zu ſtimmen habe. Wahr⸗ 
lich, ſolche Maßregeln wären die beſte Anerlennung der Revo⸗ 
lution geweien! : . 

Aber fo fehr ich auch. gegen Prinzipienſtreite bin, war eing- 
große Prinzipienfrage, einmal in das Hays eingebracht, ſo mußte 
der Kampf durchgekaͤmpft, und durfte nicht ohne Entſcheidung duch 
die Tagesordnung, befeitigt: werden. -. - -- 

‚ Die Berfammlung mußte ſich und dem- Sande: Mar machen, 
was fie anerkennen wolle,. und was nicht? Sie mußte nicht nur 
die Thatſache der Revolution, Das. heißt, ben Sturz des alten 
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Regierungsſyſtems, ſondern auch die Berechtigung anerkennen, 
die dem Lande aufgezwungene Bevormundung, den Preßzwang ꝛc. 
ſogar gewaltſam zu ſtürzen, fo lange es an verfaffunggmäßigen 
Drganen fehlte, den Willen der ganzen Nation zur Geltung, zu 
bringen, ja, ‚denfelben nur laut werden zu laffen. Aber gleich 
zeitig. mußte. die ‚Berfammlung enrergifch erklären: daß Niemand 
ein Reg. habe, die Anwendung der Gewalt fortzufegen, oder 
- gene Revolutionen zu machen, fobald ein legaled Organ des 
| -Bolföwillens, die. Verfammlung felbft, gefchaffen war; daß.es 
5 ig einem Theile der Bevölkerung Berlins, oder einigen Klubs 
hehe, fi den Beichlüffen der Berfammlung entgegenzuftellen. 
Sie war die Vertreterin ..des Willens des ganzen.-Molles voy 
46 Millionen, und. der mit ihr nicht einverſtandenen Minorität 
blieb es überlaffen, ihre Anfichten durch Preſſe und Rede zu vers 





breiten und fo auf frieblidem. Wege fih bei den Wahlen zu den 


naͤchſten Kammern die Majorität, wenn möglich, zu erwerben. 
Dieſer Weg iſt nicht allein der conſtitutionelle, ſondern au der 
Demofyatifche. 

Den Willen der Minorität mit Gewalt durchſetzen. heißt 
nichts Anderes, als die Revolution in Permanenz erllaͤren, und 
das iſt nicht demotratiſch 

Dieſe Grundſaͤtze ließen ſich kurz ſo formuliren: 

„Die Verſammlung wolle erklären, daß ſich die Kämpfer des 
18. und 19. März wohl um das Vaterland verdient gemacht 
haben, weil fie ein dem Bolfe widerftrebendes Regierungss 

ſyſtem, felbft mit Aufopferung ihres Lebens, zu einer Zeit 
 überwältigten, in welcher. es noch fein berfaffungsimäßiges 

Organ für den Volkswillen gab.” - 

Die Berfammlung zog ed vor, die Frage durch die Tages 
ordnung zu beſeitigen, alſo unentſchieden zu laſſen. Wie ſehr 
die Verſammlung deßhalb angefochten wurde, iſt bekannt, und 
in der That zeigte ſich die Größe des begangenen politifäjen Sch, 
lers fehr bald. 

Von der einen Seite griff. man die Verſanmlung wegen de 
Fintayerkennung der Revolution auf das heftigfte.au; von der 
andern Seite erflärte der Miniſter Camphaufen am 26. Juni, ed 
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hebe die 3 um gewonnen, daß Aber die politiſche Beben, 
iung jener Ereignifſe zwiſchen zwei großen Srattfonen der Vers 
ſemmlung eine weſentliche Meinungsverſchiedenheit beſtehe, deten 
eine Seite vorzugsweife in dem Vorſttzenden des Miniſterlums 
ihren Ausdruck finde; mit andern Worten, eine große Fractivii 
der Kammer eikenne die Nevolätion an, eine andere, mit dent 
Miniſtetium, wicht. 

Ba fich hieran der Austritt des Rinifterlums Mrüpfte, RM 
bas neue Minifterlum in feinem Progamm die Revolution aner⸗ 
kannte, wenn auch in der mildeſten Form: ſo ging die Reglerung 
offenbar von bet Anficht aus, daß die Majorität der Verſatim⸗ 
fihtg die Revolution allerdings anerkannt wiffen wolle. 

Es ſchien danach faſt, als hätte die Berſammlung rs Ri 
fläyt gegen das Minifterium gegen fich ſelbſt geſtimmt. J 

| Dieſe Anficht hat wirklich etwas Bahıes; derht A, Amer 
ani einem Häftigen Verbindungsmittel; art einer eitergifehert Küp- 
rung. Nach den Haren Worten des Miniſter⸗Präſidenten Camps 
hanfen hoffte und wünſchte er, daß dieſer gefaͤhrliche Mangel 
Birch das naͤchſte Miniſterium beſeitigt werdeit ſolle. 

Das bisherige Verhältniß zwiſchen der Regierung und der 
Berfammlung war von dem übelſten Einfluß auf die fo höchſt 
wichtige Bildung der Parteien, welche unter‘ einem dynaftiſchen, 
freiſtnnigen, thatkräftigen Miniſterium jebenfälls in ganz anderer 
Weiſe erfolgt fein wide, als gefchah. Einer ſolchen Regierung 
gegenitber hätte fich höchſt wahrſcheinlich eine äußerfte Linke von 
40 bis 60 Stimmen und eine ärerſte Rechte von 20 bis 80 Stim⸗ 
men ausgefondert, weil jener Teiit Miniſterium - freiftrhntg genug 
gewefen, und Diefer die Megierung” zu weit” vorwärts gegangen 
wäte. Zwiſchen beiben Ertremen blieb eine ort‘ von etwa 
goo Stimmen, welche fich zwar' in verſchiedene Schattktun 
geſondert, ‚aber in ngebensfragen ſtets ei gehifgend. Kerle 
Minifterium unterftügt hätte. 

Dem blbgeordneten · Waldeck Hiachte Ba? ntich Bes 
ge der Sitzungen den Voꝛſchung dir chhelitliche äutzerſte xLinit 
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von der Wirken zu trennen und ſo elite gemdhzigte, aber flarle 
Linke zu bilden. Waldeck ging nicht darauf Ein. 

. Statt: deſfen blieb bie äͤnßerſte Linke, in ihren bewußten 
MitgRößern wenig zahlreich, mit der Linen vereinigk, zog den 
Itsßten Theil der Landleute und ber bisher zu keiner Partei Ge⸗ 
Hötigen an fh: hetan und wis nach md nach u 144 une 
ſenven Mitgliedern . 

Eine fo große Partei auf der einen außerſten Seite Hr ei 
jeve Regierung gefaͤhtlich und erſchwert die Bildung eines neuen 
Miniſteriums außerorbentlich. Ein Miniſterium aus einer gé 
maͤßigten Linken, vielleicht eine Coalition aus einer ſolchen Lin 
ken und dem CEeutrum, iſt im conſtitulionellen Staat€ ſehr wohl 
dentbar, wenn Rod eine. aͤnßerſte Linke abgeſondert übrig bleibt; 
aber. es iſt Der Krone nicht züzumuthen, freiwillig ein Mini⸗ 
ſterium aus einem der Extreme zu nehmen. | 

Die combinirte Linfe mid Anßerfle Linke verſtaͤrkte ſich kr 
ſaͤchlich dürch das immer waͤchfende Mißtrauen gegen die Meat 
tion und Die: ihr zu Gebote ſtehende Bureaukratie, die Ariſto— 
kratie, ſo wie gegen die eigentliche Hofpartei, von welcher man 
mmahm, daß ſte das Miniſterium auf einem nicht corſtitutienellen 
Wege an Ber Wirkfamkeit hindere. 

Die Bermiſchung der aͤmßerften Rechten mit der: ſtreng edti> 
ferbeitipeit Varkei hatte einen faſt eben fo ſchaͤdlichen Einftuß; denn 
ſie verhinderte: die Bildung einer eompacten, homogenen, conſti⸗ 
rutionell⸗monarchiſchen Partel. Die eigentliche Außerfik Rechte it 
Memals wirklich conſtitutionell, ſondern ſteht ſtets mehr auf det 
Sorte desniilden Abſolutismus, höchſtens bes Schein⸗Conſtitutionci⸗ 
yes Man konnté die Vetſchiebenheit Der Elemente in det 
conibenirten rechten Seite ſehr deullich bei den Abſtimimungen 
URW BEE dei“ Berhaudlungen zwiſchen: den Biittelen‘ erkennen. 
he: über 150, dann: etwa nur 1202460 Perſonen ſtark 
konnte man doch mit Sicherheit Bei vocherlgen MWerebungen und 
Ber: Wählen vfl nur auf :80- Stimmen rechnkit⸗ 
neue Vermiſchung führte abet" auch nvch zu Peek anbern 
Uchelſtaudern Gtatn einer‘ augen MINE, ſenberts ET. 
jener großen: Pürtei ein ſogerinntes rechtes Centtum unter der 
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Fuͤhrung des Abgeordneten Harkort ab, einea 20 Stinmen ſtark, 
aber doch groß genug, um in fpäterer Zeit, namentlich bei Wahlen und 
heim Jagdgeſetz, den Ausſchlag gegen die Muttexpartei zu geben. 
Zwiſchen dieſen Fractionen und Der Linken fand das linke 
Centrum, welches fich urſprünglich im Hötel Peteräbourg, dank 
bei Mieleng und endlich bei Caspari yerfammelte, baher dieſe 
drei verſchiedene Namen führte, bier aber. ſtets linkes Centrum 
genannt werden foll; ferner das Centrum, welches zuerft im Blus 
mengarten und dann im Hötel de Ruffie feine Zuſammenkuͤnfte hielt 
und ſich haufig ebenfalls Linkes Centrum nannte, hier: aber. eins 
fach Centrum genannt werden wird. 

Nachdem fo ftarfe Parteien auf den beiden Außerften Seiten 
hauptſächlich durch das Verhalten der Regierung entſtanden waren, 
gab e3 nad) meinem Dafürhalten nur noch ein. Eorreetiv. für Die 
Zufammenjegung der Berfammlung: die Vereinigung des Cen⸗ 
txums mit dem linken Centrum. Auch ſchon fehher hätte eine 
ſolche Kombination ein ſtaxkes und in. den meiſten Fragen ent 
ſcheidendes Centrum geichaffen. Bei freifinnigen Maßregein. hätte 
Die Linke, bei confervativen die Nechte ſtets mitgeftimmt. | 
.  Diefe beiden Fractionen des Centrums waren vollſtändig 
conftitutionell, hatten faft gar feine beftsuctiven: Elemente in ſich, 
wollten in ihrer großen Mehrheit das Zweikammerſyſtem, ganz fo, 
wie der Verfaſſungs⸗Entwurf, d. h. ohne ernannte, oder erbliche 
Mitglieder dex erſten Kammer. Es glüdte, bie beiden Fractionen 
zu mehren, gemeinfchaftlihen Sitzungen zu, bewegen; man lieh 
ſich aber Darauf ein,. Die Aufftellung eines gemeinfhaftlihen Pro⸗ 
gramms zu verfuchen, und an dieſer theoretiſchen Klippe ſcheiterte 
die Bereinigung, welche von der größten Wichtiglait gewefen 
wäre, weil fie bie: fpäter gerade in. ber. Mitte der VBearfemmfung 
eintretende Spaltung und den daraus eutnomsmenen Borwarf, 
daß feine. fefte Metoritäg und daher Tein Pinifterium. Ab: De 
Kammer zu bilden fei, vermieden hätte. I 

Uebrigens waren Die Programme aller Parteien yoyı der aAn * 
zum Theil abſichtlich ſo weit gefaßt, daß fat Jedermann dieſelben un 
kerichrieben konnte. Die eine Seite wollte recht freiſmmnig erſcheinen 
die andere. durch weitgehende. Forderungen nicht abſchrecken. 


Eine fpezielle Eharakteriftit des Centrums und Iinfen Cen⸗ 
trums zu geben, iſt nicht meine Abficht; der Name und das oben 
Angefiiirte bezeichnen ſchon die Stellung der beiden Fractionen 
in der Kammer. Nur fo viel muß hier noch angeführt werden, 
daß in der vermifchten Linken fich eine große Zahl von Mitglie⸗ 
dern befand, welche eigentlich zum linken Centrum gehoͤrt haͤtten, 
jedenfalls nur zu einer gemäßigten Linken. Im linken Centrum 
waren wiederum einige, aber nur wenige Mitglieder, welche von 
Haufe aus fih zur Linken Hätten halten follen, ſo wie endlich 
im Centrum eine nicht unerhebliche Zahl Abgeordneter, die ge 
radezu zur Rechten zu zählen waren und wohl nur dephalb nicht 
dahin gingen, weil die Rechte von der äußerſten Reihten fid) 
nicht trennte. Zwiſchen dem linken Centrum und dem Centrum 
fand theils in Folge von perſönlichen Reibungen, theils in der 
Abſicht, die Partei homogener zu geftalten, ein Wechſel mehrer 
- Mitglieder Statt. Auch ich gehörte zu diefen und bildete im Ho— 
tel de Ruffte mit noch acht oder neun Mitgliedern den linken Pot, 
während ich im Linken Centrum zu den Confervativften gehört 
hatte, ohne meine Anfichten irgendivie zu berändern. In der 
legten Zeit traten einige Mitglieder in das Hotel de Ruſſie, welche 
mehr rechts fimmten, als die Rechte felbit, und dadurd), doc 
wohl unbegründet, den Verdacht auf ſich luden, daß fie Parla— 
mentaire der Nechten oder der Regierung unter dem Minifterium 
Eichmann feien. Die Partei fam dadurd) nod) mehr in das Schwans 
fen und ſtimmte vielfach nicht gleichförmig. Einen charakterifti- 
ſchen Unterfhied zwifchen den beiden Eentren fann man nicht 
leugnen; im Hötel de Ruſſte herrſchte fait gar fein Ehrgeiz, es wur⸗ 
den mehrfach während der Minifterkrifen Minifteritften projectirt, 
anf denen fein, oder hoͤchſtens ein Mitglied des Hotel de Ruſſie 
figurirte, und zwar ohne mein Zuthun mein Name, obgleich ich 
vielfach öffentlich verfichert hatte, daB ich jedes freiftnnige Mi: 
nifterium mit aller Kraft unterſtützen würde, ohne zu demſelben 
zu gehören. Das linfe Centrum ſtand in dem Nufe größeren 
Ehrgeizes, vielleicht, weil es eine Anzahl Mitglieder hatte, welche 
im ‚eonftitutionellen Eine nö wirttich zu Miniſtern eigneten. 


‘ 
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Er Biviferim Auerinald· Benſencm, 
vom 26. Juni bis 7. September. J Zu “ 


"Die geſchilderten Parteien hatten noch fein Pr (hartes "6 
präge — die Linke zählte etwa 70 Stimmen, und das linke Centrum 
gehörte noch gar nicht zur Oppofition — als das Miniſterium Camp⸗ 
hauſen der Verſammlung faſt unerwartet abtrat. 

In der Sitzung am 20. Juni, nachdem der Miniſter⸗Prãſtdent 
feinen Austritt ſchriftlich angezeigt hatte, bemächtigte ſich ein.ges 
wiſſes banges Gefühl einer großen Anzahl Mitglieder. Man hatte 
gewünfcht, dab das Minifterium Camphauſen kräftiger, fiherer 
und entfcheidender auftreten und die Früchte der Mãrz⸗ Ereig⸗ 
niſſe ſammeln ſolle; man wußte, daß dieß dem Miniſterium Camps 
hauſen noch möglich war. Das Miniſterium war von der Vers 
ſammlung nicht geftürzt; nad) der eigenen Erklärung bon Camp⸗ 
haufen hatte die Majorität feiner Collegen die Frage: ob es geit 
fei, daB ex austrete, bejaht. 

Man war mit manchen zu milden Anfichten des Monne 


nicht einverflanden;, “aber man fand doch in feiner Perfon eine 


gevifi Garantie für ein freiſinniges conftitutignelles Syſtem. 
s ſchien, old ob man ahnte, daß die Regierung künftig, ſtatt 
weiter vorwaͤrts zu "gehen , No weniger genügen würde. 

Ein guter Geift war jedenfalls gewichen, und mau hatte kein 
rechtes Vertranen dazu, daß die conſtitutionellen Aufichten, welche 
Gamphaufen in feiner Austrittsrede am 26. Juni eutwigclte, 
wirklich befolgt. werden würden. Formell geſchah Etwaß dafũr. 
58 traten die Abgeordneten Mifde, biöheriger Kammerprafident, 
aus der reſhten Seite, Rodbertus aus dem linken Centrum unb 
Gierle aus dem Bentzum in. das nene Minifterium, , 

SOb Milde großen Einfup. habe, oder. nicht, darauf Top 
wenig an, weil may wußte, daß die Rechte daß Miniſtcrium 
jedenfalls unferftügen würde. Gierke war no ‚wenig bekannt, 
wie dieß Fernigen, gefinnungstüchtigen, aber ſehr befcheidenen 


» 
[N] 1 | U 1 
— 22 in — 


ſcharalteren oͤſter geht. Gr heſuichte die Partes ofter, jEdoch, wir 
es ſchien, ohne Pie Ermöhfignug, mit ihr Ramens des Miniſte— 
Hums zu perhandeln. Bon feiner Partei war ebenfalls anzu— 
nehmeen, daß fie migiftexiefl fein werde. Auch das ligke Centrum 
ſchien feſt entſchloſſen, ihr Mitglied Mpdbertug zu ynterftäbens 
. ge trgd aber ſehr bald wieder ‚aus, und mis dieſem Schritt wag 
die Majoritaͤt fir daB Miniſterigm el unfſicherer, alg vorher für 
Eamphaufen. - 

Es Zeſchah nichts Birkfüneg im Sinne des tzamphaufen 
ſchen Grundſatzes, die Majorität zu befeſtigen; pielleicht deßhalhb 
nicht, weil dag Minifterium annahm, dag ihm au Abu Ders 
ſtäxkung die Majprität nicht fehfen würde, 

Es ſchien in der That fo; nur ig der exſten Sihung an 
26. wäre beinah' der Sturz des eben einfretenden Miniſtexigm4 
erfolgt, weil der Miniſter Hanfemann es für,gut fand, wieder 
am ohne, Vorbereitung und, wie es ſchien, ohne Zuſtiumung 
feines Gollegen ohne Meiteres ein Vertrauens⸗-Votum von Day 
Heriaumlung zu verlangen. Obgleich daduxch ſehr unsugenehm 
berührt, warben doch viele Mitglieder der Geutren Stimmen für 
das Minifterium, und es gelang, ihm die Majgrität zu fchaffen, 
Auch ich gehörte zu diefen Werbern, weil: ich Dem Lande uud der 
Kammer fat um jeden Preis, eine zweite Miniſterkriſiß erſparen 
wollte, konnte aber nicht umhin, no während der Sißung dem 
Miniker Hanſemann zu fagen: wenn er wieber Cabinets⸗Fragen 
in die Berfammlung ganz unvorbergitet braͤchte, ohne Die Mkögr 
lichkeit zu gewähren, die Sache gründlich in den Parteien zu her 
ſprechen: fo möge er fich ‚nicht; wundern, wenn Da$ Miniſterium 
ghgeſtimmt werde. Der Minifter fertigte mich mit einem furzen; 
„Ich peiß, ich weiß!” ab. ‚CA muxde indeſſen zwiſchen der Regie, 
zung und den Ceutren ſo gut wig keine Perbinduns unterhalten; 
dennoch befeſtigte fi. bay. Minjſtexinm und hlieb fortwaͤhrend in 
ber Majorität, ſelpſt in Der, Frage ‚wegen Srhahung: Dex Stener 
auf Rühenzucker, wobei die. vielen. faächſiſchen Deputirten in den 
Fentren gegen daß Minikerjum ſtimmten und ſprachen, Es zeigte 
ſgih indeſſen bei dieler and mandıer andern Galegenheit ſchon bir 
Neigung zus Dpppfikion im linken Geuirum; Pie Linfe verſtaͤrkue 
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fich immer mehr, nnd nicht bloß innerhalb der Kammer, ſondern 
auch bei Neuwahlen und beim Eintritt von Stellvertretern. 

vier trat nun der große Fehler immer deutlicher hervor, den 
der vereinigte Landtag durch Einführung von Stellvertzetern in 
"das Wahlgefeb vom 8. April gemacht hatte. Viele Abgeordnete 
hatten die Wahl nur mit Rückſicht darauf angenommen, daß fie 
bon Zeit zu Zeit ihren Platz Dem Stellvertretet einräumen konnten: 
Manche rechneten unbegreiflicher Weiſe nur auf eine kurze Gef 
fien, obgleich noch feine Verfammlung, weiche ein neues Staats- 
gebäude aufführen follte, fürzere Zeit als ein Jahr gedauert bat. 

Je länger die Sitzungen währten, je mehr erfchien der Saal 
wie ein Gafthaus, in welchem die Fremden ſchnell wechjeln. Mit 
den Perſonen wechfelt aber auch bie Geftaltung der Parteien 
und der Charakter der Berfammlung. 

Auch diefen Fehler hat nicht die Berfammlung verfchufdet: 

So wenig gegen einzelne, ja gegen viele Neuwahlen zu ers 
innern ift, weil dadurch das Land Gelegenheit hat, eine Kritit 
der Berfammlung und der Regierung thatfächlih zu üben, fo 
nachtheilig ift das Inſtikut der mit den Abgeordneten gu glei: 
- der Zeit" urfprünglich gewählten Stellvertreter. - 

Die Frage über die Schupmannfchaften gab Gelegenheit, 
die damalige Stärke des Minifteriums zu prüfen. Daſſelbe blieb 
in der Majorität ind wurde dadurch ‚vielleicht in feiner Sicher: 
heit beftärkt, weit e8 ohne Verbindung mit den Parteien, die 
den Ausfchlag gaben, nicht erfuhr, wie die Majorität fich in Dies 
fem Fälle noch gebildet hatte. Viele Mitglieder der Gentren 
waren entfchieden der Meinung, daß das Minifterium ein Gefeg 
hätte vorlegen ſollen, ſchon um die Befugnifie der bewaffneten 
Schutzmannſchaften feftzuftellen, um jede Willkür, welche an den 
alten-Bolizeiftant ‘erinnerte, zu vermeiden. Man foitte nicht mehr 
Gehorſam vom Publikum gegen die Macht der Polizei, fondern 
nur gegen das Gefe verlangen, ſich wicht lediglich auf die alten 
polizeilichen Beftimmungen fügen. Der Minifter des Innern ging 
aber noch welter, indem er ausbrüdlich erflärte, Daß Die Schutzmann⸗ 
ſchaften In verng aufihr Einſchreiten und den Waffengebrauch nicht die 
Befugniſſe der Gensd'armen haͤtten; dennoch erſchienen die Schutz⸗ 
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mannihaften ſtets mit Saͤbeln, zuweilen aber. mit Schießqewehb⸗ 
ven bewaffuet auf den Straßen; fie ſchritten auch ein, jedoch 
wicht immer am rechten Ort und in der rechten Weiſe. Sie ver— 
binderten die Bertrümmerung der Fenfter des Hotels des Mis 
niſter⸗ Praͤſtdenten nicht. 

Sie hatten. keinen geſetzlichen Boden und "darum fein Ans 
ſehen. Bei. dem Yon der National-Berfammlung verfangien 
Geſetz hätte ſich gezeigt, ob und in wie weit man für Hertel, 
fung und Erhaltung der Ruhe Etwas thun wolle Es war ein 
Fehler der Regierung, nicht darauf einzugehen. Fuͤr das Geſetz 
hätte fi) eine bedeutende. Majorität herausgeftellt; jest ſtimmte 
ein großer Theil der Gentren lediglich dephalb für das Minis 
flerium, um eine neue Krifid zu vermeiden und um dem Verdacht 
ehrgeiziger Beftrebungen theils auszuweichen, theils entgegen zu 
treten. Wer gehörig in den Parteien orientirt war, wußte, daß 
ber Boden unter dem Mipifterium wankte, hauptfächlich weil das 
Miniftertum ſich felbft iſolirte und feinen genügenden Einfluß auf 
die Parteien hatte, 

Es war bis dahin noch Immer in der großen Majorität der 
Berfammlung der gute Wille, feine unnüge Oppofition zu machen, 
dag Minifterium fo weit es möglich zu unterftügen, alfo feines, 
wegs die Abficht, der Regierung gegenüber eine fhroffe Stellung 
anzunehmen. Ä 
MNach den zum Theil maßlofen Angriffen, welche von. der 
Tribüne herab gegen das Minifterium und ‚namentlich gegen den 
Minister Kühlwetter erfolgten, kann nur Dex urtheilen, welcher 
die Sache oberflächlich von den Tribünen, oder nach den ftenos 
graphifchen Berichten anfleht. Der ruhige, unterrichtete Beobach⸗ 
ter muß wiſſen, daß die Parteidisziplin ſich höchſtens auf die 
Abſtimmungen, aber leinesweges auf die Perfon.. der Redner und 
hie Rede erſtreckte. Mit einem Sprunge aus dem abſoluten Staate 
und Preßzwange in das conſtitutionelle Leben geworfen, aus Ur⸗ 
wahlen hervorgegangen, war ein ausgebildeter parlamentariſcher 
Talt, ein beſtimmtes Maßhalten, eine Wahl der Redner gar 
wit. zu. erwarten. Die Berfammlung, ald.Ganzes betrachtet, 


nerbient Daher wegen ſolcher Ausfälle fein hartes Urtheil ſondern 
v. uUnrub, Skizzen. 4 
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Ian darf dieſelbe nur nach ihren Abftimmungen, näch ihten Maße 
tegeltt meffen. Uebrigens komnien In den Ländern, weiche ſeit vielen 
Sadren an Parlamente gewöhnt fitd, eben fo heftige perſonliche 
Angriffe gegen die Miniſter vor, wie Bier: Der Unkerſchied Men 
nur darin, daß in jenen Landern das Publikum und- bie Minäfter 
an die Angriffe gewöhnt -find, und daß die Miniſter von der 
Stärke ihrer Partei underrichtet imd mit ihr in forkbährender Bew . 
bindung fih um parlamentäriſche Grobheiten. wenig kuͤmmern. 
Hter möchten Viele aus alter Gewohnheit immer gleich“ nach ber 
Polizei ſchicken, oder eine Anjutienttage anſtellen. ©. 
Infulten find einen Miniſterium wenig gefaͤhrlich; die wirl⸗ 
lich frhäbkichen Angriffe etfolgen im ganz anderer Weiſe. 

Die Verſammlung hatte bereits erhebliche Fehler begangen; 
übet fo viel kaͤßt ſich mit Grund nicht leugnen, daß die Bilbung 
einer ſtarken und dauernden Majorifät nicht nur möglich, ſokdern 
ſogar leicht gewefen wäre, fa, daß das Miniſterium Hanſemann, 
ungeachtet es kein Katumer/Vinifterinm war, die Majoritãt, welche 
ihm zwei und einen halben Monat von ſelbſt zufiel, noch lange 
behalten Haben wuͤrbe, wenn es nicht, gegen alle parlamentariſche 
Erfahrung, ganz nach eigenem Ermeſſen, ohne genügende Verbindung 
mit den —5* von welchen es unterſtützt wurde, vegiert haͤtte. 

Man bekümmerte fich kaum um die Mäjorität und ſchien 
fo zu rechnen: ein Mitglied aus einer Partei, wenn‘. Miniſter 
wid, iſt die Eins, die anderen find die Nullen; daher geben 
50 Riitglleber 50 Stinmen. Das geht nicht in alter Batlamenten, 
noch Viel, weniget in einem neuen ‚eines Bisher abſbluten Staa⸗ 
tes. Der aus den Tinten Centrum genommene Ririftet war noch 
‚dag wieder zurückgetreten. 

- Ungeahtet dieſer föfen und nunficheren Vewindung Awiſchen 
dem Miniſterinm und der Majsrität wurden die von Redbertnd 
and dann Don Jacobi ängeregten deutſchen Freizen im Sinne 
der Miniſter entſchieden. Auch in Betteff Set Schleswig⸗Bolſtein⸗ 
ſchen Angelegenheit, namentlich des Paffenſuflantzes, wurden der 
Regierung keine Vetlegenheiten bereitet. 
NAus bieſem Beitehmer einer fo- jungen und angeiien Vet⸗ 
ſauimilung geht dentlich hervor, baß die größe Majorndt Antfwie⸗ 
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den. eonſtitvianelmanarchifch geſinnt, daß Fe gemaßigt warn Die 
Arfachen, weßhalbbis dahin .wicht mehr Bofitiwes geleiſtat unche, 
diad oben angegeben. Den fetnen Anſtand der vormehmdn Belt 
konnte men. vaamoöglich von einer erſten, aus Urwahlen nad). einem 
demokratiſch au Mahlgeſetz hervorgegangenen Verſammminng erwarten. 
döme ſolche;: wenn auch qufrichtig monarchtſch geſinnt, traͤgt keint 
Slqce⸗Haudſchuh und Pearfümtb. Was einzelne Redner ſprechen 
Ast die Verſammlang wirbt. verantworten; begingan Dei wie 
Minister, ſpaͤter ſogar die aus Dev hohen Burenufratie und. Akl⸗ 
ſtokratie hervorgegangtnen, jo manche Ungeſchicklichkeiten und Bex 
ſtöße, In einer großen Verſammlung, vor gefüllten Tribünen, 
den Zeitzingsareferenten gegenüber. und im Angeſicht der Steue⸗ 
gtaphen, welche audi das geflügelte Wart anf. dem Papiere ge⸗ 
frieren machen, iſt es nicht ſp leicht, ſich fehlerlos zu bewegen. 
Dar vereinigte Landtag mußte. nothwendig bie glattere Politur 
Der höheren Schichten der Geſellſchaft, die aber nicht Das Voll, 
ſendern die fehr geringe Minderzahl bilden, darſtellen; Dazu. Lam, 
daß er. feine öffentficien Sitzungen hielt, fi bald en familfe 
ahlie;: daß exr das Glück Hatte, einen. tüchtigen, ruhigen. Präſt⸗ 
deuten: (u, Bpdganp) zu erhalten, und. doch follen Die erſten Sitzun⸗ 
gen fehr: unruhig. und: nicht ſehr parlanzentariſch geweſen ſein. 
. Dienheftigen Angriffe gegen die Berſgmmlung, ſowohl von 
Seiten der Radicalen, welche die Vereinbarang und. jade Maͤßi—⸗ 
gung anfochten, als pan Seiten der Reaction, Bureaukratle und 
Ajſtokratie, welchen. die. Verſammlung ein Dorn im Ange, ‚eine 
ſchwere Hewitterwolke üher ihren biöherigen Weidepläpen war, 
erleichterten ben Stand bes Verſammlung wahrlich nicht. Wie 
gewoͤhnlich, jo arbeiteten auch hier. die Extreme id in die Hände. 
Statz daß die ganze Volkspartei ohne Rückſichten auf die Schat⸗ 
zirungen ihrer einzelnen Fractionen die Verſammlung hätte ſtüten 
follen, wurde Nichts unterlaſſen, ihr Anſehn zu untergraben, und 
dadurch erwachten Die Hoffnungen ber. Reaction. auf's Nee, Diefe 
war bei den Wahlen im Mai, fait gayg unterlegen; Die Armee mir 
hief. verlegt, die Regefion fihien unretthar nerloren. Da fanden 
fich die unbewußten Alliirten: Die ſchwachen Miniſterien, die Dem 
alten Apparat ſehx ſorgfaͤltig eonſenpirten; ein, ru Minis 
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ſterwechſel, und die alte Raſchine war wieber Im fihönften Gange, 
Aber das Boll? Die Iffentlihe Meinung? Nun, dafür. forgten 
eben die Ultta⸗ und die Pfeudo- Demokraten, die Entagirten, die 
Teine, aber thätige Zahl der'blinden Nepublitaner, denen die nerd- 
amerifanifhen Republiken noch lange nicht republikaniſch, noch 
lange nicht demokratiſch genug waren, die Theoretiker (in und 
anßerhalb der Verſammlung), welche tn der Luft ſchwebten, Luft- 
fhlöffer bauten, mit keinem Fuß auf die Erde kamen und den 
Staat nad der Idee conſtruirten, gar nicht fahen, welches Ma⸗ 
terial, weldher Baugrund, und welche Werkleute vorhanden waren. 

- Der Yeldzugsplan für die Gegner machte fich faft von. felbft; 
man gab ihnen die. Waffen, man arbeitete ihnen in die Hände, 
Zuerſt die Verſammlung tätig discreditiren, dann recht viel 
Straßenſcandal, damit auch die Mittelflaffen, der Meine Bürger, 
der fteifinnige Handwerker, der aber vom täglichen Erwerbe lebt 
and, wenn diefer ftodt, bei aller Freiheit verhungert, gegen die 
Berfammlung. eingenommen würden; denn diefer legislativen 
Koͤrperſchaft konnte man ja Alles in die Schuhe ſchieben, auch 
die koloſſalen Fehler der Grecutivgewalt. Berner etwas tiefgrei- 
fende, auch die freifinnigen: Butsbeftber aufſtachelnde Gefebe, 
endfich Erbitterung der Armee, vor Allem aber recht viel Angſt⸗ 
gefchtet vor rother Nepublif, ein paar den Hof erzurnende Be⸗ 
ſchluͤſſe, und — das Ziel war erreicht. 

Das fogenannte Sunferparliment trat zuſammen; es verhullte 
feine Pläne gar nicht, nur nannten ſich Alle conſtitutionell — ver⸗ 
fand fi) von felbft, ganz conftitütionel. Der Mantel ſchuͤtzte 
vor dem Winde und konnte beim Sonnenfchein leicht abgemorfen 
werden, Doch nein! einige conftitutionelle - Formen und Rechte 
will die Ariſtokratie wirffich, fogar der Krone gegenüber. Einen 
Theil der Gnaden und Begünſtigungen in gefeßliche Form zu 
bringen, fich eirien Tegalen Kampfplatz gegen die Demokratie in 
einer cenfirten und, wenn irgend möglich, privtlegirten. erſten 
Rantmer, „dieſem Geiſt, der ftets verneint," zu fchaffen, fich von 
freifinnigen Entfchlüffen der Krone unabhängig zu machen, liegt 
volllommen im Intereſſe der Ariſtokratie. Hier iſt fie wirklich 
sonftitutionell, aber im Sinne der engliſchen Hochtorye. 





Kann man es denn ber Ariſtolkratie fo. ſehr verdenken, wenn 
ſie pro domo focht? Gewiß nicht! ſo wenig, als man einem ab⸗ 
ſoluten König zumuthen kann, den Abſolutismus von ſelbſt aufs 
zugeben. Bevor dieſer unhaltbar geworden iſt, und das iſt er, wird 
nicht leicht ein König ſich auf das Feld begeben, das ihm nad 
offen fteht, und auf dem er fich wieder befeſtigen kann. . Hier tritt 
nun: in der. Gefchichte aller Länder. die Täufchung ein; mar weit 
nur Schritt für Schritt und macht. wieder. einen zuräd, wenn man 
kann. Der Kampf mit der entfeffelten Öffentlichen Meinung be 
ginnt, der gefährliche Kampf zwiſchen Krone und Boll; der Scheim 
Conſtitutivnalismus, die Mutter der Revolutionen, der Dortäufer 
der Republik, tritt: ein : 

.  Damı wird es bie hödhfte Zeit, daß die wahren Freunde 
des monarchiſchen Prinzips und der Dynaſtie uͤberzeugend dar⸗ 
thun, was dauernd zu halten iſt und was nicht. Zu erhalten iſt 
die Monarchie, die Dynaſtie, die Anhänglichkeit des Volles an 
biefelbe; die Macht, aber nur an Verein mit dem Voll, nie gegen 
daffelbe; der Wohlftand. der Nation, Die freie Entwickelung, der 
geiftige Fortſchritt. Hat doch jeder gute Menſch von felbft Ans 
haͤnglichkeit an Den, der fein Geführte war, als er fih eine nene 
Exiſtenz gründete, der ihn unterftüßte, nicht hinderte, aber Groll 
gegen Jeden, dem er fein Recht ftüchweife abringen mußte! Wie 
viel mehr Anbänglichleit wird ein tüchtiges Volk nicht an eine 
Krone Haben, unter deren Schuß, mit deren Hülfe es neu ge⸗ 
boren wurde! Wenn ein König giebt, muß ex königlich) geben, 
niemals Brillanten: geben, Die blenden, melde man aber fpäter 
als böhmifche Steine erkennt. Das find gefährlihe. Geſchenke 
für den Geber. Seine wirklich trenen Anhänger mirflen ihm da⸗ 
von abrathen. Aber die Rathgeber der Könige haben leider fo 
oft nicht das wahre Intereſſe dee Herrfcher, fondern das ihrer 
Kafte im Auge. Der Egoismus, nicht die Hingebung, beftimmt: fe, 

Es ift Zeit, zu den Ereigniffen zurüdzulehren. 

‚Die erften. racrihen von den unglüdlichen VBorfällen in 

. Schweidnig trafen am 4. Auguſt ein- Der Minifter- Präfident 
machte der Berfammlung eine vorläufige Mittheilung; von Seiten 
der Behörden fei gefchehen, was das Geſeß anorbnet; ex enthalte 


ſtih aller weiteren: Arußerungen und füge nur Sin bie: ‚Befepe 
würden: ihren Lauf babe. 
Yan 8. Auguſt wußten die Abgeordneten aller Bncteien, daß 
in der Schmeidnitzer Angelegenheit eine dringende Betition eins 
gegangen fei, dag die Betitiouscommiffien in ber Sitzuug am 
9. Bexicht erſtatten, und daß entweder die Sommiffion, oher eins 
zelne Abgeorduete auf die Ernennung einer befanideren Commifſe 
Ron: zur Ermittelung der. Thatſachen antragen würden. Eine 
ſolche war bereits in den Poſener Angelegenheiten ernaunt, und 
deamit das. Recht anderer. Parlamente, namentlich des engliſchen 
und belgiſchen, im Anſpruch genommen, auch von Der Megierung 
nicht beſtritten worden. In dieſem Falle ſprach man ſich aber 
Abends varher in Den: Centren gegen eine ſolche Maßregel aus, 
weil men porausſetzte, daß die Regierung in einem ſo :eclatanten 
Zalle genügende Erklärungen em amd energich auftreten werde. 
Man tuuſchte ſich leider! 
.Von dem Referentan wurde ein Bericht erſtattet, den. nich 
im, Style eines Zeitungsartileis, als einer objectiven, klaren Dars 
ſtellung abgefaßt war. Einer geſchickten Regierimg wäre. Diefer 
Umſtand vortheilheft qeweien. "Aus einem Berichte des Ohberprä⸗ 
ſtdenden ber. Broninz Schleſien, den der Miniſter des Innern ver⸗ 
las, ging aber heroor, daß der. Platz nor dr Wohnung des 
Feſtungs⸗Tommandamten, dem man Die Fenſter xingeworſen ‚hatte; 
bereite durch eine Compagnie Linien-Znfanterie geräumt, und jene 
Mohnuug gefispert war, als eine zweite. Conpagnie Dafalbfi en 
ſchien uud. 192 :Schüffe abfenerte, durch welche 14 Bürgermehi 
männer, welche ſich auf Has gegebene Allarmgeichen zun Herſtel⸗ 
lung der Ruhe und Ordnung ringefunden hatten, getodtet, oder 
verwundet wurden.) 

Varanlaſſung zu diefem Fenern foflte ein auf das Militair 
gerichteter Schuß geweſen ſein. Es fügte aber der Bericht das Ober⸗ 
praͤſidenten ſelbſt hinzu, daß zwar ein Füſilier von einem Schuſſe 


*) Daß man den Soldaten die Gewehre habe entreißen. wollen, davon 
iſt weder in dem amtlichen Bericht bes Oberpraſidenten, noch in einer 
zuverlaͤſſigen Mittheilung die Rede, ſondern nur in einem’ Inferate ber 
Magdeburger Zeitung vom 4. Jannar 1809. ’ 


merwundaf tiefer u er; ac dem Gutachtan⸗des Arztes, 
von Unden nach oben in ſehr großer Rühe abgefeuent worden feh, 
Daher von'dem Loßächen einer Gewehres des Nebben⸗ oder Himer⸗ 
mannes hergerüͤhrt habe: Die Eompagnie: hatte Die ſchon früher, 
micht im Beiſein des: Puhhlikums, ſondern tn einer Nebengafle ger 
ladenen Gewehre mit geſpauntem Hahn zus Attaque rechts gehabt 
Der Miniſter des Innern erklärte, daß die nöthigen nie 
nungen an Drt und Stelle durch ein daſelbſt anweſendes Mitglied 
Der Regiexrung, Aſſeſſor Eichh oxu, getroffen. ſeien; daß von ben 
Berichten eine gemiſchte Eouimiffton niedergeſetzt, der Kommandant 
on Schweiduitz entferut, und. ein anderer Commandant ernannt Ipl. 
Aus dieſen amtlichen Augahen ging hervor, daß die War 
nungen des Publifums, welche das ohnehin ſchon ſehr ſtuenge 
Geſetz wow 47. Auguſt 1885 über Das Muſchreilun des Militairs 
und den Gebraud der Waffen vorfchreibt, nicht ſtattgefunden 
Hatten; ‚ferner, Daß: now. der Bömpagnie 492 harte Schüſſe, ent- 
‚weder ohne, oder: auf Eosugaudp abgefauert, und 44 Perſonen 
getöntet vier verwuudet waren ; : daß Dex Konmandant der Zeitung 
entfernt, die onnpagnie jedych in Schweidnitz und im Dienſte ſei. 
Es liegt auf der Hand, daß die Behörden unter: denſelben 
heſtehenden Geſetzen ganz auders verfahren fein. würden, wenn 
eine Compagnie: Bürgerwmehr ſich daſſelbe, wie hier die Conpag⸗ 
nie Jufanterie, hätte zu Schulden Ionunen laſſen, wenn 14 Geb 
Saken: todt geblieben, und. mehre andere: vermundet werben wäre. 
Mit Recht hätte mau Pie Vürgerwehr Sofort ‚entwaffnet; Die 
Difftziexe der Compagnie. und einen großen Theil des Mannſchaft ſa⸗ 
fort verhaftet, namentlich Diggenigen, welche zugeßanden, geſchoſſengu 
Andhen, Es wire leine Rede dapon gewaeſen, dieſen Theil dar Bürger⸗ 
wehr ferner noch im Dienſſe und im Beige der Waffen zu Inffen. 
ESo viel Steht feſt, ſelbſt non militairiſchen Standpuukt an 
betrachtet: entweder war Feuer commandirt, Daun mußka der 
Offizier jedenfalls ſuspendixt werden; oder die Koncpagnie hatte 
ohne Commando geſchoſſen, dann war die Mannſchaft eines ſchw⸗⸗ 
zer Derkuchens Thuldig;.., Schon, daß der. Offigier nicht: Öffents" 
lich, wie das Geſetz vorſchreibt, ſoandern vorher: batie laden daffen, 
machte ihn ſtraffallig. —D— 
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In GEngland, anf deſſen ſtrenges Feſthalten ak Geſe men 
ſich doch fo gern bezieht, würden die Todtenbeſchauer vhne: Zweifel 
von Ausſpruch auf Mord gethan haben, und die Behörde hätte Die 
Betheiligten ſofort verhaftet. Ein Capitain, welcher in Edinburg 
anf das Volk, das die Truppen mit Steinen angriff, hatte feuern 
laſſen, ohne Die Aufruhraett zu verleſen, wurde zum Strauge 
verurtheilt. 

Ohne ſolche ruͤcfichtsloſe Anwendung der Geſetze wird die 
Achtung vor denſelben im Volke niemals Wurzel faſſen. Wie 
aber auch die Rechtöftage zu benrtheilen fein mag, das natürliche 
MRechtögefühl der Berfammlung wurde in hohem Grabe. dur das 
ſchlaffe Benehmen der Behörben und die matten Erklärungen der 
Minister verlegt. " 

Als die Minifter die obigen Srtieungen abgaben, war der | 
Antrag: 

„Der Hert Keiegsminiſtet möge in einen Elaſſe an die Ar— 
mee fich dahin ausſprechen, daß Die Offiziere allen reactionai⸗ 

ren Beftrebungen fern bleiben, nicht nur Eomflicte jeglicher Art 

. mit dem Cwil vermeiden, fondern Dusch Annäherung an. die Bür⸗ 

. ger und Vereinigung mit denfelben zeigen möchten, baß fie 

. mit Aufeichtigleit- und mit. Hingebung ax ber Verwirklichung 

eines confttutionellen Rechtözuftandes mitarbeiten wollen,” 
von dem Abgeordneten. Stein ſchon geſtellt und begründet. Rur 
der Kriegsſminiſter bemerkte. hierauf, „daß im Allgemeinen Belmak 
machungen, Srlaffe und Inſtructionen weit weniger geeignet find, 
ein richtiges Berfahren. herbeizuführen, als wenn von Oben herab 
und son Denen: es zuftändig ift, eingeſchritten wird.“ 

Diefe Anfiht iſt ohne Frage fehr richtig; aber die Aeußerung 
kann umnöglic als eine parlamentarifche Bekaͤmpfung des Stein’ 
Athen: Antrages gelten, ber in feinem legten heile doch ſo leicht 
Anzugreifen war. 

Die Minifter: opponiren nicht, ſie ſchwiegen. Das Schultz⸗ 
Ache Zuſatz⸗Amendement: 

„and es denjenigen, mit deren politiſcher Ueberzeugung dieß 
nicht vereinbar iſt; zur Ehtenpflicht zu machen, aus ber Ar⸗ 

mee auszuſcheiden,“ 0 
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wiirde: geſtellt. Die: Miniſter ſchwiegen. Bier war eB Zeit, eint 
Sabinetöftage and der Sache zu machen. Es geſchah ‚nichts wicht 
einmal für namentliche Abſtimmung Sorgten Die Miniſter durch 
ihre. Partei. Man ernannte eine Commiſſion; der Stein'ſche Aw 
trag und. dad Amendement wurden angenommen, das letzte nur 
wit Eimer Stimme Mojorität, wie Die Zählung ergab. 

‚YUın anderen Tage ging ein Broteft mehrer. Abgeordneten gegen 
ven gefaßten Beichluß ein. Es wurde geſpraͤchſsweiſe viel verhan⸗ 
delt und. von allen Seiten, felbf von Den Antragſtellern, erklärt, 
daß eine wörtliche Ausführung der Beſchlüſſe nicht verlangt werde. 
Auch die Minifter. mußten hiervon Kennmiß erhalten; wenigftens 
wäre 23 ihre Schuld, wenn fie nicht gewußt hätten, mas man 
überall laut beſprach. Die Berfammlung fühlte, daß eine Ein⸗ 
wirhing auf die Armee nothwendig fei, wenn das conftitutienelle 
Syſtem nicht geführdet werden folle, daß aber Die Veſchluſſe einer 
Modification bedurft hätten. : " 

Das das Minifterinm wber Diefe Frage fallen felle, beabſich⸗ 


tigte die Majorität keinesweges; denn noch in derſelben Sitzung 


hielt man das Miniſterium in [der Conſtablerfrage, wie vorhin 
mitgetheift if. Man wußte und ſagte, wie leicht die Minifter 
die bedenkliche Seite jener Befchlüffe umgeben Tönnten. Der Ein 
wand, daß diefelben ein Eingriff in Die Executive feten, tauchte 
auf, wurde aber durch die Himwelfung darauf widerlegt, Dei 
nicht die Verſammlung eine Proclamation an das Heer, oder auch 
nur eine Erklaͤrung erlafien wolle, fondern daß fie das Miniſte⸗ 
rium aufgefordert. babe, den beftehenden ſchroffen Gegenfa zwi⸗ 
ſchen Heer und Volk zu beſeitigen. 

Die Grundfüge auszuſprechen, nach welchen das Miniſterium 
regieren folle, ſteht in jedem wirklich conſtitutionellen Staate um: 
bedenklich den legislativen Kammern zu. Nur die Formulirung 


des Antrages war eine nicht ganz treffende, und uͤber dieß Beden⸗ 


ken konnte das Minifterium leicht hinweglommen, wenn 6 freie 
Hand und den Willen. dazu gehabt hätte. Ä 

Bezeichnend für die Stellung des Minifteriums zum Hofe 
und defien Partei umd charakteriftifih in vieler Beziehung. wur 
ein Verfuch, den Hof mit der Verſammlung in Berührung zu 


— BU — 


Geingen.: Ben vereinigten Ländtag hatte man bei. Goft grſehen 
mb: met ln aufgenommen. Dffenbar .atıf: den Wunſch bes 
Minifteriums ſollte dieſelbe Ehte auch der Verſammlung zu heit 
werden. Es war jedenfalls das Unternehmen nicht ohne Bedenken. 
Der Landtag mar eine woſentlich ariſtokratiſche, berathende Kam⸗ 
mer. Eine vetroyirte conſtitütionelle Berfaffung, welche die Ger 
foge und Verſprechungen von .1815 ‘und’ 1820 erfüllte, haͤtte ihn 
vollbonnnen' befriedigt. Die National⸗Verſammlung dagegen, eint 
Geburt ber Revolution, ſollte fi). mit. der Krone über die. Berfap 
fung vereinbaren, einen Bertrag zwifchen Krone und Volk ſchließen; 
Fe war der Bevollmächtigte Des Bolks gegenüber. der Krone. Mast 
hatte die Aufloͤſung und Vertagung nicht vorbehalten. und wicht 
vorbehatten Tünnen. “Eine. Verſammlung mit viel größerch Rei; 
ten und aus: demoktatiſchen Elementen zuſammengeſeyt ſoute am 
Hofe in Maſſe orſcheinen. 

Man Tief Gefahr, daß ein Theil der Oppofitton wicht aſchien 
Entſchloß Äh dei Hof aber zu. dieſem Schritt, fo gebot die Klug⸗ 
heit, wenn anch nicht für eine glänzende, fo doch jebenfalls für cite 
geroinnende Aufnahme zu forgen; ‚denn die Sache konnte feinen 
anderen Zweck haben, als zu gewinnen, anzunähern, nicht zu ver⸗ 
detzon, Abzuftoßen. Die Verſammlung erſchien faft vollzählig, ſelbſt 
die änßerfle Rinde, auch "Die meiften Bolen.. Am Wildpark ver 
feß nun: bie Eiſenbahn, eine Meihe Wagen ftand beveit,. voran 
der belannte Zeitwagen, weicher zu jedem Buge nach und won 
Der ſCiſenbahn führt; daun zwei HoffEqnipagen, derer ſich Hof⸗ 
benamte in Geſchuͤften zu bedienen pflegen; endtich eine Reihe: zum 
Theil ſchlechter, gemietheter Privatfuhrwerke, zum Theil Droſchlen, 
ja anſcheinend einige Charlottenburger Wagen, und doch zu wenige. 
anche Mögen bneie mußten vorn bei Dem Satfehex Plag nehmen 

Dez Gartendirector Lenne. führte den Ang; es fehlte ihn aber 
an einigen Dienein, welche die Guͤſte zurechtwieſen. — 

Man machte sine Spazierfahrt won faſt 2 Etunden duch 
die Gärten. Leider war die Hitze noch groß, und entſetzlicher Staub 
erh ch. Die Demokraten wurden zu Hofigusen aus Der Zeit 
Budwig RXRV. eingepirdert, Vom veſe nahm. Niemand an Dicken 
chentzaniten Bergulgen Bell Fe 


Hpdlich langte ber Hug wieder ang. neuen Palais, und year hig 
beſtaubt, an... Von der auderen Seite ſah man den Wagen des 
Ka berejts heranlomuen. Die im Veſibul ſtehenden Lalaien 
Sftenen: Teing Neigung zw haben, den Abgeordneten beim Wes⸗ 
ſchaffen des Staubes behüflich zu ſein, umd Niemand hielt ca 
anch für nötig, Befehle dazu zu geben. So mußten denn die Ahr 
geardneten im Gegenwart des Publikums ginge ‚dem anderen zu 
Noth den Staub abflopfen, um vor dem Könige nicht ſchmutzig 
zu erſcheinen. 
Dem Könige und der Königin wurden der Praͤſident, die 
Vicepraſidenten und viele Abgeordnete vorgeſtellt. Mit. diefen 
ſprachen Beide freundlich. und. wohlwollend länger als eine Stunde, 
Der König war fih..alfo des. Zwecks diefer Vorſtellung wohl be⸗ 
wußt und behandelte demgemäß feine Gäfte, die Vertreter der 
preußiſchen Nation, bei denen es offenbar nicht darauf ankommei 
durfte, welchem Stande ſie ſonſt angehörten. 
Die anweſenden Töniglichen a "unter denen ſich mehre 
der beliebteften: der Prinz Wilhelm, heig des Königs, der Prim; 
Friedrich u. ſ. w. befanden, ſchienen abzuwarten, ob die Abgeord⸗ 
neten ſich ihnen würden vörftellen. laſſen. Die nteiften von Diefen 
kannten diefen Gebrauch nit, andere. nahmen Anftand, ſich vor 
auzuſtellen, ſich abzufondern. Beim vereinigten Landtage ſollen 
die Prinzen kein Bedenken getragen haben, die Abgeordneten ohne 
Weiteres anzureden, oder Die Veranlaſſung zur Vorſtellung Ein⸗ 
zelnet zu geben. Daſſelbe mußte auch bier geſchehen, wolle man 
eine Aunaͤherung, wollte man zeigen, Daß’ Preußand Dir Hof 
jun Bolle gehöre, daß fein Groll vorhanden ſei. Bie-Hofehikette 
iſt in Preußen nie ſtreng geweſen; hier mußte mann das Karo 
monielle von Oben herab noch weniger beachten. Es iſtl in einem 
bis dahin abſolut⸗monarchiſchen Staate ſo leicht, durch wenige 
Worte; durch ein freundliches Geſicht Herzen zu gewinnen. Dis 
anderen zum Hofe gehbrenden Perſonen Plieben den: Mönenkbneten 
ſern und fremd; und letztere hatten in ber’ That keine Veranlaffung, 
dent: -Dofperfonal gegenüber Die: Initkitive gu ergreiſfen. " - 
Die The Der! Selengällerie wurde Hedfkietz der Beftkan 
fall forderte zur Collation auf. Man hatte auf Der ifeibabt 





unb bei der Spazierfahrt 3 dis 4 Stumben Staub, Hitze und 
Durſt erlitten; die Aufforderung war alſo willfonmen. : Abet 
Niemand vom Hofe, Faum ein Kammerberr, folgte in den Speife- 
faal. Der König blieb im großen Muſchelſaal, von den Mi 
niftern und vielen Abgeordneten umgeben. Hier fand eime für 
die Minifter fehr peinlihe Erbrterung über einen Straßenkrawall 
Statt, der in Berlin wegen der dentſchen nnd preußiſchen Fahnen 
vorgefallen war. 


Ms der König den Saal verließ, fuhren die Abgeordneten 
wieder unter Führung des Directors Lenns durch den Garten 
von Sansfouei nah den Fontainen, welche mit bengalifchem 
Teuer erleicchtet werden follten. Es hatten ſich fehr viele Zus 
fhauer eingefunden; man beftieg die Terraffen, und Herr Lenne 
beeilte fih, jo viel als thunlich den Abgeordneten mifzutheilen, 
dag man durch das Schloß von Sansfouci gehen folle und auf 
der anderen Geite an der großen Rampe die Wagen finden 
würde. Es erfchienen aber nur wenige. Einige Abgeordnete 
fanden fpäter einzelne Wagen an der Bildergalerie, andere mies 
theten Drofchen, zum Theil diefelben, welche von Herrn Lenne 
angenommen, jedoch, ohne Aufficht, e8 ‚vorzogen, zweimal Bezah- 
fung zu empfangen. Die Abfahrt des Eifenbahnzuges rüdte 
heran; mehre Abgeordnete mußten zu Fuße in großer Eile nad 
dem entfernten Bahnhof, um den Zug nicht zu verſäumen. 


So unbedeutend die ganze Sache Manchem erſcheint, fo 
war fie dem befonnenen Beobachter doch bezeichnend genug. Die 
Abficht des Minifter-Präfidenten war gut; der König ging darauf 
ein und empfing die Abgeordneten wohlmollend, ganz feiner Abs 
ſicht entiprecgend.. Gegen Die allgemeine Anordnung: Hins uud 
Nüdfahrt mit einem, Ertrazuge, Spazierfahrt, Vorſtellung, Collas 
tion, Beleuchtung. der Zontainen, ließ fih Nichts erinnern; aber 
die Ausführung feheiterte an dem Willen und dem Benehmen 
dee Hofbeamten. Es fehlte in Potsdam wahrlid nicht an guten 
Hofequipagen, mochten dann aud einige Mietwagen folgen; 
au an gut bezahlien Beamten und Dienern iſt dort kein Mans 
gel, Die Herrn Lenné Hülfe leiften, Die Wagen beauffichtigen konnten. 


Das. Benehmen der Höfbeamten ‚hinterließ. bet Vielen ben 
Eikdrud, ald ob man die Abgesrdneten als. :ein zus Zeit noch 
nothwendiges Hebel anfah, das ‚zu. hefeitigen indeß viel "Hoff 
nung vorhanden war. Selbſt Abgeordnete, welche Mitglieder 
des vereinigten Landtages geweſen waren, fuͤhlten ſich verletzt 
und geſtanden zu, daß der Landtag zwar in ähnlichen Formen, 
Aber in einem ganz anderen Geifte empfangen worden ſei. 

Im Laufe des Monats Auguft und bis Anfıng Septenber 
erlitt das Minifterium Leine Niederlage. Weber die Richtung der 
Oſtbahn, eiie Frage, welche das Minifterium wegen der ſchon 
begonnenen Arbeiten in große Berkegenheit bringen konnte, wurde 
ganz im minifterielen Sinne entfchieden; eben fo in Betreff der 
fchon erwähnten Erhöhung der Nübenfteuer. Auch bei der Be 
rathung des Bürgerwehrgefeßes fielen die Abſtimmungen fo im 
Sinne der Regierung aus, daß die Berfammlung noch mehr an 
Popularität verlor. : Bon tevolutionärem Charakter, von geführs 
lihen Abfichten war bei der Majorität feine. Spur zu finden, 
ungeachtet aller weitgehenden Anträge und Amendements der 
Linfen. . Hier zeigte ſich deutlich die‘ vortheilhafte, fichere Stel 
lung der Krone im conftitutionellen Staate. Det Unwille über 
manche Beitimmungen jenes Gefebes im Publikum, der Bürger 
wehr und der Preffe war lediglich gegen die Verfammlung ge⸗ 
richtet. - Die Krone blieb ganz unberührt davon, obgleich freis 
finnige, weitergehende Vorfchläge der Regierung ohne Zweifel 
von der Berfammlung acceptirt worden wären. . 

Die Gefeguorlagen des Finanzminiſters über die Zwang 
anleihe und über die Umgeftaltung ber Domainen> und Forfk 
Verwaltung warden in den Gentralabtheilungen günftig begutachtet. 
' Selbft das plößlih aus fpecieller Beranlafiung, nämlich 
nah dem Einwerfen der Fenſter im Hotel des Minifter- Präß 
denten, eingebrachte Tumultgeſetz wurde fo behandelt, Daß feine 
Miederlage Für das. Minifterium daraus hervorging. Die Ver⸗ 
ſammlung nahm mit großer Majorität die Dringlichkeit an und em- 
pfahl der Eentralabtheilung die fchleunigfte Berathung (24. Auguft). 
So kam der 4. September heran. Noch war Nichts In Ber 
treff des Stein'ſchen Antrages geſchehen, auch Feine Vermittelung 
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verſucht, on Dem: Abgtardaenen Sacin aber: einen ſchleunige In⸗ 
tepelindion,. denſelben Getenſtand hetreffend, angenertder menden. 
. Mer. Winiſter Gierle, wohl: vielloicht Der einzige vom ſeinen 
Kollegen, der feine frühes Partei meh immer beſuchte/ theilte 
nah am -Abend vorher. ni, Rab .ein Schreiben des Rikifteriuus 
an die Verſammlung in jener Sache ergehen werde; ex ſchien 
aber nicht, ermaͤchtigt, den Anhalt weiter anzugeben und mit der 
Partei zn verbamdeln, ohgleich in deren Hand die Mejorität 
ruhte; denn das Centrum ſtand damals wirklich mit.feinen Stim—⸗ 
seh. gerade in der Mitte. Mir ſchien es wahrfcheinlich, daß das 
Miniſterium feine Bedenken gegen sine woͤrtliche Ausführung der 
Beſchluͤſſe an; den ‚Tag ‚legen, ſich aber zu einer. modificicten Er⸗ 
fAllung bereit exflären - würde. E 
Es kam alſo ‚auf diefe wichtige, gefaͤhrliche geage ohne 
Vorhe naitong, ohne Sondirung der Parteien in die Verfammlung. 
Selbſt Mitglieder der rechten Seite waren nicht unterrichtet. 
Decx eigentliche Kern des Schreibens vom 2. September, 
welches in der Sitzung vom A. verleſen wurde, beſtand in Der 
einfachen Weigerung, auf. einen allgemeinen Erlaß an die Atmee 
einzugehen. Es müßten dem Miniſterium die Pittel, den von 
der Rational-Berfammlung eritrebten Zweck zu erreichen, überfak 
fen werden. Der Abficht ſtand man alſo nicht entgegen, man 
erfannte die Nothwendigfeit, Den Zweck zu erreichen, anz aber 
non ‚einer Mobdification der Befchläfe, etwa. von. einem, Erkaffe 
an die Dfficiere, won der Beſeitigung des Schult ſchen Amen⸗ 
dements war nicht die Rede, eben ſo wenig aber. von einem Nüd- 
tritt, Des Miniſteriums; md doch lag nach conſtitutionellen Prin⸗ 
zipien keine andere Alternatipe vor, als Ausführung der Be⸗ 
aAchlaeſſe, mindeſtens modißcixte Erfüllung, un wit dieſer würde 
man ſich begnügt hahen, oder der Radtritt. 
Stein ſtellte den Amrag: 
„daß es die dringendſte Pflicht des Miniſteriums fei; Ye 
Boeſchluſſe der Valbamnlang von 9. Ausuſt aus eiut⸗ 
‚xung zu bringen.“ 
Eamoht über bie Frage: ob der Autrat den Doruasg vor 
Dar. Baaehorbnamg haben, als auch üben Dies mb. bie. Dieguffien 


kefirtfteitfinden tale: wurder aanch Rammmsenfenf abgeſinut; und 
jene mit 198 gegen 148, dieſe anit 1DS: gegen 147 Stunmen-Hejaht. 
Sthon ‚bamala lemnte Das Minifierium erfennen, wie die 
Raſrau ſtandz denn as bag anf der Hand, und die in der Mi⸗ 
etität beſndlichtn Ram Denisken: ea, daß man die Kragen 
feinesweges bejaht hatte, um den Antuag foßerd zu vertzerfen. 
Dite war. es feinen Augenbalick zweifeihaft, daß der Antıng ap 
genommen werden würde; wenn er zur Abſtimmung, kaͤne. Die 
Werſammlung befand ſich in einer durch Das: Verfahren der Mi- 
niſter feht aufgeregken Stimmung; von einem vernittelnden Vor⸗ 
ſchlage was nicht Die Rede, eben fo.wenig. von einer: paffenderen 
Form des Antrages durch Amendirung deſſelben. Deßhalb und 
um dem Miniſterium Zeit zu laſſen, vielleicht durch den Ruͤcktritt 
dis Krliegsminiſters die Sache wieder. in das Geleis zu bringen, 
beantragte.ich Die .Dertagung bis zum 7. September. - Der: Nr 
mensauftuf ergab 484 Stimmen fin, 168 gegen die Vertagung 
Die Trage. wurde in den Parteien eifrig und gründli be 
handeln; die Parteien: traten durch Deputationen mit einander 
An. Verbindung... Nur von Den’ Abſichten des Miniſteriunms Bärte 
warn Nichts; es blieb conſequent iſolirt und ſcheint in. der That 
noͤch immer im Dunkeln über die Mejvrität, geweſen zu fein. 
Rah des. Sigung vom 4. September fengte mich ei den Mir 
kiftern nahe ſtehender haher. Staatsbeamter nach, dem ‚Staude 
Der Sache und Aheilte mir mit, tin Mitglied des Minifteriumg 
Habe. ihm. verfichert, daſſelbe werde: eine Meajorität yon 80. Stim- 
men buben... Dem. Manne ſchien dieß ſelbſt nicht recht waha⸗ 
ſcheinlich, und meine: Antwort: mit den 30 Stimmen habe es 
feines. Richtigkeit: aber nicht für, ſondern gege en Pa. Niniſurium 
um. ihm wicht: unerwartet. 
Von dem’. Cantrum wurde durch mich am * ein. Anende 
ment: eingebradt, welches Fauteter 
„In Grwägung, Daß. Dit Beſchluͤſſo vom 9, —* keine Er⸗ 
ſenchvng der Gefinmung,. ſondern Die in conſtitutionellen 
‚Stine nothwendige Uebereinſtimmung zwiſchen Heer und 
Voll herbtizuführen und: xenetionäe Beſtxebungen, ſo wie 
fernere Conflicte zwiſchen den Bürgern, welche zum. ee, 
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hr aller weiteren · Aeuserungen m füge wir Bin; die, Beiehe 
wärben. Ihren: Reif. haben. ir 

Am 8. Auguſt mußten. die andoenchnenn aller Darteien, —* 
in ter Sihweidniher Angelegenheit eine dringende Betitton eins 
gegangen fei, daß die Betitiousicmmilfien in der Sitzung aim 
9. Bexicht exſtatten, und: daß ‚entweder bie Kommiffion, oder ein⸗ 
zelre Abgeorduste auf die Ernennung einer befanideren Commiſt 
fon: zur Ermittelung der. Thatſachen antragen wirben. Eine 
folche war ‚bereits. in den Poſener Angelegenheiten ernaunt, und 
Damit Das. Recht anderer. Marlamente, namentlich des englischen 
und belgiſchen, in Anſpruch genommen, auch son der Megterung 
nicht beftritten worden. In dieſem Falle ſprach man ſich aber 
Abends, varher in Den: Centren gegen eine ſolche Maßregel aus, 
weil man porauhſetzte, daß die Regierung iu einem ſo seclatanten 
ale genügende Erklärungen. m und energiſch auftreten weht, 
Mau tuͤuſchte ih Leine!  - :-- 
:. Don Dem Referentan winde, ‚ein. n Bericht erfinitet; der, * 
im Style eines Zeitungsartikels, als einer objectiven, klaren Dar⸗ 
ſtellung abgefaßt war. Einer geſchickten Regierimg. wäre. dieſer 
Umſtand vortheilhaft geweſen. Aus einem Berichte des Oberprä⸗ 
ſdenden Der. Propinz Schleſien, den der Miriſter des Innern ver 
las, ging aber. hewoor, daß der. Platz vor der Wohnung des 
Seftungs-Sommantbanten, dem man Die Fenſtor xingeworfen hakte, 
bereits durch eia⸗ Cowmpagnie Linien⸗Infanterie geräumt, und jene 
Wohnung gafichert war, als eine zweite Cmepagnie Dafelbit ers 
ſchien uud. 102. Schüfe abfenerte, durch welche 14 Dürgermehir 
männer, welche fiäh auf Das gegebene Allarmzeichen zun Heriiel 
lung der Ruhe und Ordnung eingefunden haften, getodtei, oder 
verwundet wurden‘) . 

Veranlaſſumg zu diefem denern follie ein auf das alilair 
gerichteter Schuß geweſen fein: Es fügte aber der Bericht dad Ober⸗ 
präſidenten ſelbſt hinzu, daß zwar ein Füſilier von einem Schuſſe 


*) Das man ben Soldaten die Gewehre babe. entreißen wollen, davon 
iſt weder in dem amtlichen Bericht des Oberpräſidenten, noch in einer 
zuverlaͤſſigen Mittheilung die Rede, ſondern nur in einem“ Snferat, ber 
Magdeburger Zeitung vom 4. Tanmar 1849. 
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werwimdet; dieſer chief. Aber, ind dein Gutachtandes Arztes, 


won nten nach oben in ſehr großer Nähe abgefeuent worden feh 
Daher von dem Lobgehen eines Gewehres des Neben, oder Hinter⸗ 
mannes hergerührt habe: Die Compagnie hatte Die ſchon Fre, 
nicht im Beiſein des Publikums, ſondern in einer Nebengaffe ge 
Jadenen Gewehre mit gefpaunten Hahn zur Attaque rechts gehabt 
Der Minifter des Innern erflärte, daß die nöthigen Anord⸗ 
nüngen an Ort und Stelle Durch ein’ Dafelbft anwefendes Mitglied 
Der Regierung, Aſſeſſor Eichh oxu, getroffen ſeien; daß von den 
berichten eine gemiſchte Conmiſſton niedergeſetzt, der Kommandant 
zn Schweidmitz entferut, and ein anderer Commandant ernannt ſei. 
Aus dieſen amtlichen Angaben ging hervor, daß Die War⸗ 
nungen des Publikums, welche das ohnehin ſchon ſehr ſtrenge 
Geſetz vom 17. Auguſt 1835 über das Mnſchreiten des Militairs 
und den Gebrauch der Waffen vorfchreibt, nicht ſtattgefunden 
Hatten; ferner, daß pon der Kompagnie 102 ſcharfe Schüſſe, ent- 
weder ohne, oder anf Eosugaudp abgefeuext, and 44 Perſonen 
Uttödtet vder verwundet. waren; daß der Commandant der Feſtung 
entſernt, Die Kompagnie jedych in Schweidnitz und im Dienſte ſei. 
Es liegt auf der Hand, daß die Beheben unter denſelben 
Infichenden Geſetzen ganz anders. verfahren fen. würden, wenn 
eius Compagnie: Bürgerwehr. ſich daſſelbe, wie Bier Die. Gampag- 
nie Jufanterie, hätte zu Schulden Tomaten. laſſen, wenn 14 Sol⸗ 
Yakerı todt geblieben, sind mehre andere: vermundet werben. würen 
Mit Recht Hätte. mm Die Bürgerwehr fofort ‚entmaffnet; Die 
Dfftziere der Compagnie, und einen großen Theiul der Mannſchaft ſa⸗ 
fort verhaftet/ namentlich diejenigen, welche zugeßanden, geſchoſſen gu 
haben. Es wärsleine Rede dapon geweſen, dieſen Theil dar Bürger⸗ 
wehr ferner noch im Dienſte und im Beige ber. Waffen zu laffen. 
ESo viel ſteht feſt, ſelbſt vommilitairiſchen Standpaukt an 
betrachtet: entweder war Feuer commandirt, Damm mußte der 
Offizier jedenfalls ſuspendirt werden; vder die Konwagnie hatte 
ohne Commando geſchoſſen, dann war die Mannſchaft eined fm 
zer Berbrechers ſchuldig, Schon, daß der Offizier nicht oͤffent⸗ 
K;;: wie das Meſetz ueriiireiht, ſandezn vorne: Pak h laden a aſen, 


machte ihn ftraffällig. 


zur Vereinbarung der Berfaffung geweſen ſei, gar keiten auderen 
Auftrag, Beine andere Vollmacht gehabt habe. 

Es ift fhon in einem früheren Abfchnitte diefer Schrift er⸗ 
wieſen worden, daß man praktiſch nur die Wahl hatte, die Ver⸗ 
ſammlung entweder als eine rein .conftituirende anzuerkennen, 
oder ihr mindeftens alle Attribute einer legislativen. Volksvertre⸗ 
tung beizulegen. Weniger. Rechte als eine foldse konnte fle in 
feinem Falle Haben, follte nicht neben der Verfammlung der ab- 
folute Staat ruhig fortbeitehen, das heißt von Neuem wieder 
belebt werden. Die in Folge einer Revolution, aber mit Zu: 
flimmung der Krone entitandene Verſammlung mußte neben ihrer 
fpeciellen Aufgabe, der Bereinbarung der Berfaffung, zugleich Die 
Functionen eines legislativen, politifchen Körpers mit übernehmen, 
um das zugeftandene conftitutionelle Stantsleben möglich zu 
machen, an die Stelle des gefallenenen und vom Könige felbft 
aufgegebenen abfoluten Staats den conftitutionellen zu feßen. 
Das Minifterium Camphaufen, fo wie die beiden folgenden ha- 
ben fih aud auf diefen Standpunkt geftellt und ftellen müffen; 
ſie konnten nicht anders verfahren. Außer der Verfaſſung waren 
eine Menge Geſetze dringend nothwendig. Sollte man dieſe in 
Gegenwart der Verſammlung octroyiren? oder den Landtag neben⸗ 
bei auferſtehen laſſen? Das Widerſinnige ſpringt in die Augen. 
Indem man aber der Berfammlung außer der Verfaffung nur 
noch ein Geſetz vorlegte, hatte die Krone die legislative Eigen- 
ſchaft anerkannt. Wer fich nicht fowohl auf den Rechtsboden, 
iondern auf den des Privatrechts ftelft, die Befugniffe der Ver: 
fammfung Tediglih nah den Worten des Wahlgefeßes vom 
8. April beurtheilt, ohne Die Entftehung der Berfammlung, die 
Lage derſelben und die des Staates in Betracht zu ziehen, iſt 
entweder ſehr kurzſichtig, politifch unreif, oder ſehr weitſichtig 
und beſtrebt, ein gang anderes Syſtem, als das von unfes 
rer Zeit verlangte, das gleicher Berechtigung zur Geltung zu 
bringen. oe 0 | 

Bei dieſer Auseinanderſetzung ftelle ich mich hier abfichtlich 
auf einen beſchränkten Standpunkt. . In der Verſammlung nab 
men ſelbſt die confervatigften Mitglieder vor dem 9. November 
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einen viel freieren ein. Der Abgeoͤrdnete Relchen ſpetger von dur 
Rechten fagte am 7. September: 

„Unfere Pflicht ift es, wohl: zuzuſehen, daß unſere Gewalt 

‚nicht die anderen: Statögewalten. abfotdire, und das Lebens: 

princip der conftitutiönellen- Monarchie - durch uns erſchüttert 

» werde. Diefe Pflicht wird eine dreifach heilige für uns, 
wenn wir bedenken, daß wir gerade eine eonſtituirende 

Berfammlung find und Teine legislative; daß mithin 

‘feine erfte Kammer neben uns flieht, und daß uns gegen⸗ 

über die königliche Prärsgative der Aufldfung 
der Kammer, der Berufung an das Boll nit ver- 
ſucht werden kann.“) 

Auch der Abgeordnete Baumſtarck erklaͤrte an demſelben Tage: 

„Bir haben feine conflituiete Kammern; wir find eine 

conftituirerde National-Berfammlung.” - 

Es bleibt mir nur noch übrig, hier jenes Prinzips, monde 
der Berfammlung die Feftfehung von Berwaltungmaßregeln nicht 
änftehe, noch einmak zu erwähnen. Der Furt Solins, Mar. 
ſchall in den vereinigten Curien des Landtages, ſagt in feinen 
geſchichtlichen Anmerkungen: | 

„Ber e8 in der Hand Bat, bie Maſchine a Reben m 

machen, wird auch die Richtung beſtimmen können, nach * 

her fie ſich bewegen fol. Die Kammern haben ‚über 

die Grundfähe zu entfheiden, nah welden die 

Regierung geführt werden foll, und der König kann mur 

ſolche Minifter ernennen, welde der Rajveittt 

der Kammern gewiß find.” 
Hierin kiegt der von dem Rechte der Steuerbewilligung abgeleitete 
Schwerpunkt des wahrhaft conftitutionellen Staatstebens. Wo 
unerachtet gewiffer conſtikutioneller Formen mit. Minoritätsmi; 
nifterten regiert werden kann, da fehlt das Weſen des wahren 
Eonſtitutwnaligzmus. Es wird daher geſtatiet ren, bie - ragt 


*) Sn feiner Gegenſchrift gegen Rodbertus erllart jetzt Herr Reichen— 
ſperger: allein wir glauben fuͤr die Krone auch das ſelbſtſtaͤndige Recht ver 
Vertagung, ja ſelbſt der Auflöſung in- Anſpruch nehmen ae meh et 2 
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uch. dem Merkmale, welches in dem Ausfpruche des Fürſten 
Solms liegt, zu beurtheilen. | u 
Daß ber GStein’fche Antrag und das Schuls’fhe Amendes 
ment, wie beide formulirt waren, darüber hinaus gingen, der 
Regierung einen Grundfag vorzuführen, nach weldem vegiert 
‚werden folle, läßt fich wicht Ieugnen; aber die Antragfteller und 
faft ale Redner der Oppofition erflärten wiederholt, 3 handle 
Mich wicht um wörtliche Ausführung, es handle fich. eben um den 
Grundfaß, daß die Armee fich nicht mehr als einen Gegenſatz 
zum Bolfe, ald einen Staat im Staate betrachte, Daß die Armee 
gegen das conflitutionelle Prinzip, gegen die Civilgewalt nicht 
mehr reagire, oder zum Werkzeuge der Reaction diene. Ein Befehl 
an die Dfficiere, wodurch dieſe Grundfäße zur Geltung gebracht 
worden wären, hätte und hat fpäter die Berfammlung befriedigt. 
In der That Fam es bier alfo auf die Feſtſtellung eines 
Grundſatzes für die Regierung au. War die Form des Ans 
trages Teine ganz conftitutionelle, fo muß man darauf Rüdficht 
uchmen, daß die Verſammlung, fogar ihre vechte Seite, fihzfelbft 
is eine conflituirende betrachtete, welche nicht befchränfter fein 
fann, als eine legislative, fondern weiter gehen barf, bier aber 
zeit Anerkennung des Grundſatzes, ohne den, wie die Folge zeigte, 
dem conftitutionellen Staatsleben Gefahr droht, fih zu begnügen 
geen bereit war. Unter den Worten, die Berfammlung habe feine 
Berwaltungsmaßregeln feftzufeßen, verftanden aber Viele, fie habe 
fih um die Verwaltung gar nicht zu bekümmern, und das ift eine 
mit, dem conftitutionellen Prinzip ganz unvereinbare Behauptung. 
Bei einem Minifterium, weldhes der Majorikät gewiß und 
us. großen. Theile aus ihr entnommen. ift, welches mit jeiner 
Bartei in fostmährender Verbindung fteht, werden freilich Die auf 
BDerwaltungs: Grundfäge ſich beziehenden Anträge und Interpel⸗ 
fationen in der Regel nur vpn der Minorität ausgehen und deß⸗ 
halb zum Helle der Gefchäfte immer fehr kurz zu erledigen fein. 
Die Minifter koͤnnen Ialonifch antworten, wenn die Majorität 
hinter ihnen ſteht; wogegen jede Snterpellation fie in Berlegen- 
heit ſetzt, wenn fie der Majoritäf nicht fiher find. "Schon diefes 
Umſtandes halber wird der DBerfuh, mit einem nit auf Der 
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Müjsettät ruhenden Miniftertum zu regieren, ftets zu erbiterrent 
Kampf und ih der Regel zum Stantsftreich oder zur Revolütion 
führen. Mit dem conflitutionellen Leben iſt ein ige Berſuqh 
durchaus unvertraͤglich. 

Ganz conſtitutionell handelte das Miniſterium Auerwald 
darin, daß es fi nicht «bewegen ließ, unerachtet ſeiner Nieder⸗ 
‚Tage am 7. September auf feinem Platz zu bleiben. Sicheten 
Nachrichten zu Folge follte es zu einem ſolchen Verhaͤrren, zu 
einer Oppoſition gegen die Majorität vermocht werden, das heißt, 
zu einer Sriegserflärung gegen das conſtitutionelle Primip. 


ed 


Das Minifterium Pfuel, Eichmann, Beuin, 
vom 22. September bis 2. November. 


Bei ſeinem Austritte am 11. September hatte, dev. Miniſter⸗ 
Präfident v. Auerswald ‚angezeigt, daß Herr von Bederath bes 
rufen fei. Viele Abgeordnete der Linken waren damit wenig zu⸗ 
frieden ; fie meinten: wieder ein Mann der Landtags⸗Oppoſition, 
der nicht im Stande ſein werde, den neuen Staat aufzubauen, 
dem die Energie fehlen werde! 

Diie Centren urtheilten anders, Nah ihrer Anficht war eine. 
ſtarke und fichere Majorität in der Berfammlung zu bilden, wenn 
das Minifterium ſich hauptſächlich auf die Centren fügte. Die. 
rechte Seite würde, wie auch die Zolge zeigte, mit jedem nicht 
aus der Linken entnommenen Minifterium gehen, und wenn bei 
freifinnigen Maßregeln die Rechte zurückbleiben follte, fo war dann 
mit ziemlicher Gewißheit auf die Linke zu rechnen. Es kam offen- 
bar darauf an, das linke Centrum, zu dem ich nicht gehörte, an 
das neue Minifterium anzufehließen; denn. ohne dieje Partei war. 
die Majorität Damals ſchon zu ſchwach geworden — etwa 30 Stim⸗ 
men. Die Iſolirung des Minifteriums Auerswald, die fehließliche 
Oppofition gegen bafjelbe, überhaupt der Mangel eines wirklichen. 
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Maqjoritaͤta⸗Miniſterinms, fo wie endlich bie ſichtbaren Beſtrebun⸗ 
gen der Reaction hatten bie Linke und das linke Centrum ſehr 
verſtaäͤrkt. Das Centrum war einem freiſinnigen Miniſterium 
ſicher ergeben, auch ohne Betheiligung bei demſelben. 

Mitglieder der rechten‘ Seite, welche wohl wußten, daß fie 
fein Binifterium bilden Tonnten, erflärtgn: nur kein Minifterium 
ans der Derfammlung! nur dem Ehrgeiz einen Vorſchub Leiften! 
Solche Anfichten zeigten wenig conftitutionellen Sinn und noch 
weniger richtigen Blid. Einem Kammer» Minifterium werden immer 
einzelne Ehrgeizige gegenüberftehen; gegen ein außerhalb, der Kam⸗ 
mer entnommened Minifterium vereinigen ſich alle Ehrgeizigen in 
der Oppofition. 

War denn eine foitematifche Oppofition gegen die Miniſterien 
Auerswald und Camphauſen vorhanden geweſen? Ja, in einzelnen 
Rednern; in den Abſtimmungen gewiß nicht, wie ich gezeigt zu 
haben glaube. 

Grabow theitte meine Anfichten, wie ich die feinigen, i in allen 
Hauptpunkten. Trat er in das Minifterium, fo war die Rechte 
auch betheiligt; aber ex erklärte fletS, er werde an feinem Mis 
niſterium Theil nehmen. Dagegen erfannte er ebenfalls, daß die 
Parteien fi) weiter links ſchoben, und dag je fpäter‘ je ſchwerer 
eine gouvernementafe Partei zu confoliditen, daß es daher Zeit 
fei, fo bald als möglich zur Bildung eines Kammer-Miniſteriums 
zu ſchreiten. 

Beckerath traf ein. Grabow theilte ihm ſeine Anſichten mit 
und nannte ihm eine Anzahl Abgeordneter aus allen Fractionen, 
von denen er klare Auskunft erhalten könne. Beckerath ſtellte ſein 
Programm auf und ſtieß auf Schwierigkeiten. Die Oberpraͤſi⸗ 
denten mehrer Provinzen ‚trafen ein. Plötzlich ſprach man von 
einem Minifterium Pfuel — Eihmann — Bonin. Es ſchien un 
glaublich; aber die Quelfe, aus welcher ich die Nachricht hatte, 
war fehr qui. Ein Mitglied des Cenkrums Fannte Bederath und 
entſchloß ſich, noch eines Abends zu fpäter Stunde ihn felbit nach 
jenem Gerücht zu fragen. Beckerath widerfprach demfelben und 
fhien die Hoffnung auf Annahme feines etwas modificirten Pro⸗ 
grammes keineswegs aufgegeben zu haben. | 
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Am anderen Tage erhielt ſich dennoch jened Geruͤcht bei fh 
gut unterrichteten Leuten; man ſeßzte noch hinzu, das Miniſterium 
werde mit einem ſehr Träftigen Programme auftreten, die Ber 
fammlung in gewiffe Gränzen weifen. Wenn dieß in Berbindung 
mit dem Stein’fhen Antrage .zu einem Eonflict mit des Verſamm⸗ 
fung führe, fo denfe man an Octroyirungeiner Berfaffung, 
etwa nad) dem Entwurfe der Berfaffungs-Eoömmiffion: 
Diefe Nachricht rührte aus dem Bülow-Cummerow'ſchen Zirkel 
ber. Die Zufammenziehung der Zruppen um Berlin ftimmte trefflich 
damit zufammen. 

Den folgenden Morgen. war Beeferath abgereifl. Die Ernen⸗ 
nung des Generald v. Wrangel zum Befehlöhaber aller Truppen 
in den Marken, defjen Armeebefehl und die Ernennung des Mis 
nifteriums Pfuel — Eichmann — Bonin — Dönhoff erfolgte. 

Der Wendepunkt in dem begonnenen conjtitutionellen Leben 
war eingetreten. Die Krone ftellte der Berfammlung ein Mi- 
nifterium gegenüber, an deſſen Spike ein General ſtand, deſſen 
andere Mitglieder dem alten Syſtem angehörten, Männer der alten 
Bureaufratie und Diplomatie. Gegen Pfuel's Perſon hatte mar 
noch am wenigften zu erinnern; aber man fürdhtete, ex würde ſich 
zum Werkzeug brauchen laffen. Herr v. Bonin hatte auf dem 
vereinigten Landtage der rechter Seite augehört und ſich feinen 
parlamentarifchen Ruf erworben. Im März hatte er fich. als Ober⸗ 
präfident der Provinz Sachfen Flug, gewandt und. energifch bes 
nommen und allgemeine Anerkennung erlangt. NIS fi das Ges 
rücht verbreitete, daß die alten Oberpräfiventen abberufen werden 
folften, erklärte eine in anderen Angelegenheiten in Berlin’ ans 
weiende Deputativn: die Stadt Magdeburg wünfcte ficherlich nicht 
Die Abberufung des Herrn v. Bonin. Nichts defto weniger: war 
Vertrauen zu feiner politiſchen Gefnnung bei der Mehtzahl nicht 
vorhanden. Nicht ohne Deühe wurde Herr von Bonin zum Wahl⸗ 
mann für Frankfurt eewählt; man brachte feinen Namen auch auf 
die Gandidatentifte zum Deputirten; bie Borwahl ergab aber nur 
5 Stimmen von 126 für ihn. 

Indefjen nahm Hert v. Bonn, der die Berfammlungen dev 
Wahlmaͤnner fleißig beſuchte, keinen Unftand, feine politifchen Ges 
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finnungen in einer Rede an den Tag zu legen. Er ſprach für 
indireete Wahlen ohne Cenſus, für zwei Kammern, gegen Ein- 
führung eines Standesunterfchiedes in der erften Kammer, gegen 
Ernennung einer Anzahl ihrer Mitglieder und für fuspenfives 
Bet. Damit blieb für ihn eine politifhe Zukunft offen. Nach 
Annahme einer freien, gehörig geficherten Berfaffung würde feine 
Emennung leinen erheblichen Widerſpruch erfahren haben. 


Der meifte Widerwille herrfchte gegen den Minifter Eihmann, 

. den man für den eigentlihen Repräfentanten der reactionairen 

Bureaufratie, für die Hoffnung der Hofpartei hielt. Selbſt con- 

fervative Mitglieder der Rheinprovinz fprachen fich über ihn bitter 

aus. Ob mit Recht? muß dahin geftellt bleiben. So viel fteht 

feft; Vertrauen flößte Eichmann nicht ein, eben fo wenig der ehe 
malige Bundestagsgefandte Graf Dönhoff. 


Nicht umhin Fonnte ich, hier etwas bei den Perfünlichfeiten 
zu verweilen, um die Bedeutung des gefchichtlichen Actes, welcher, 
in der Ernennung dieſes, noch dazu unvollftändigen Minifteriums 
liegt, hervorzuheben. 


Man hört zuweilen die Anficht ausſprechen, felbit von hoch⸗ 
geftellten Leuten, daß einer Derfammlung gegenüber, welche 
eonftituiren, vereinbaren ſolle, dad Minifterium nidyt nothwendig 
einer feiten Majorität. in der. Berfammlung bedürfe; das Mini- 
fterium vertzete die Krone, den einen contrahirenden Theil, und 
werde von biefem ganz beliebig gewählt. Wiederholt ift fchon an⸗ 
geführt worden, daß es ein Unding fei, fi neben einer ſolchen 
Bollövertretung den abfoluten Staat zu denken, und diefer Ge- 
danke liegt jener Behauptung zum Grunde. In der Wirklichkeit 
it aus dem Dilemma nicht heranszufommen. Entweder ift die 
Berfammlung eine wirklich conflitwirende, alſo fouveraine; dann 
baben die Minifter faft feine Wahl, als fich ihren Befchlüffen ohne 
Weiteres zu unterwerfen; oder die Verſammlung ift die Vollks⸗ 
vertretung in einem Staate, deffen Regierung fich ſelbſt ſchon 
als eine conftitutionelle anfleht und als folche, wie hier wieder 
holt geſchehen, erklärt. Die legte Anficht ift offenbar die mildefte 
und wird nur alterirt Durch die fpezielle Aufgabe.der Berfamm- 
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lung, die Verfafſung zu vereinbaren, fi wie Dadurch, daß das 
Auflöſungsrecht fehlt. 

.. Will die Krone die mildere Anſicht aufrecht erhalten, fo liegt 
es augenſcheinlich in ihrem eigenen Intereſſe, ſolche Männer zu 
Miniſtern zu wählen, welche, wie Camphauſen richtig ſagte, die 
Majoritaͤt ſichern, dieſelbe befeſtigen, eben dadurch die Verein⸗ 
barung, wie bei jedem Geſetz in legislativen Kammern, zu Stande 
bringen und die Auflöſungsfrage, welche ſelbſt in alten conſtitu⸗ 
tionellen Staaten eine bedenkliche iſt, vermeiden. 

In der Ernennung des Miniſteriums aus Beamten des alten 
Syſtems, eines Miniſteriums, das augenſcheinlich ohne allen Boden 
in der Verſammlung, vorausſichtlich ohne Majorität, alſo ohne 
Einfluß war, in den Namen, fle mögen ſonſt noch ſo ehrenwerth 
fein, lag in den Augen jedes Unbefangenen, aber Ginfichtigen 
der Anfang zum Aufgeben des conftitutionellen Prinzips. Die 
Geſchichte wird und kann nicht anders urtheilen; die Thür zum 
Schein-Eonftitutionalismus wurde geöffnet. 

Es liegt zu fehr auf der Hand, daß, fo lange man die ernft- 
liche Abficht hatte, fich mit der Berfammlung zu vereinbaren, man 
zu Unterhändlern (dieß war die Stellung der Minifter) Männer 
hätte wählen follen, welche dag Vertrauen beider contrahirenden 
(vereinbarenden) Theile befäßen. Soll ich mich mit Jemand Aber 
die wichtigften Angelegenheiten verftändigen und ſchicke ihm ab» 


fichtlich einen Bevollmächtigten, dem er feiner Antecedentien wegen. 


Mißtrauen zeigen muß: fo errege ich den Verdacht, als ob ich 
den Bergleich nicht zu Stande bringen will und nur den offenem 
Bruch ſcheue, die Schuld deffelben aber dem anderen Theile zu⸗ 
ſchieben möchte. 

Man ftellte ſich durch dieß Minifterium der Verſammlung 
gegenüber; man hielt die Gewalt bereit und machte nur noch einen 
legten Verſuch, während man das natürliche Mittel — ein der 
Mehrzahl der Mitglieder nah aus der Berfammlung entnommenes 
Miniſterium — nicht anwenden mochte. 

Richt befremden kann es, daß unter dieſen Umftänden der 
Sedante bei der Linken und dem Iinfen Centrum auftauchte, dent 
Minifterium fofort mit einem Mißtrauenspotum entgegenzutreten, 
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am nicht unnüg Zeit beim Parlamentiren zu verlieren uud dach 
zum Bruche zu kommen. 

Diefer Anficht trat ich überall auf das Beſtimmteſte entgegen. 
Sch fuchte Mar zu machen, daß fich allerdings jebt zwei Barteien 
ſchroff gegenüberftänden, Daß aber die feindfiche noch nicht Muth 
habe, offen zu brechen; daß man eine oftenfible Beranlaffung zum 
Bruch ſuche, und daß bei dieſer Stellung der Theil in Nachtheil 
fomme, welcher zuerft angreife. Noch hatte die Berſammlung wenig 
Poſitives geleiftet, aber viele und wichtige Geſetze waren vorbes 
reitet; der Berfaffungsentwurf war im Begriff, aus den Abtheis 
ungen in die GentralsAbtheilungen und das Plenum zu gelan- 
gen. Die Berfammlung mußte fuchen, durch Gefeßberathuugen 
wieder mehr Boden im Volke zu gewinnen, der feindlichen Partei 
duch Ruhe, durch Kritik der minifterielen Mapregeln, nicht 
der Perfonen zu imponiren, fi nicht dem Borwurfe ausſetzen, 
dag man nur Minifterwechfel wolle, daß der Ehrgeiz nah Mis 
nifterftellen vorherfhe. 

Diefe Anficht blieb in der Majorität. 

Am 22. September trat das. neue Minifterinm mit einem 
ſehr diplomatiſch, aber gut gefaßten Programm auf. Biele wollten 
wiffen, daß die Stelle, worin die Berfammlung zurechtgewieſen 
werden follte, erſt am Abend vorher geftrichen ſei; Einige glaubten, 
die Lüde im Programm noch zu erkennen. Daffelde befahl nicht, 
aber empfahl möglichfte Beſchleunigung der Verfaſſung, geftand 
aber auch zu, daß die Kreis⸗ und Bezirks⸗Ordnung, diefer Grund- 
fkein der erſten Kammer und fomit der ganzen Verfaffung, noch 
immer fehle, indeflen vom Minifterium fehleunigft vorgelegt 
werden ſolle. Dieß geſchah aber nicht. 

Das Programm genügte und wurde, fofort gedruckt, um die 
umlaufenden beunruhigenden Gerüchte zu beſchwichtigen. Der Ab⸗ 
geordnete Kirchmann interpellirte in ſehr ruhiger Weiſe wegen 
der Ernennung des Generals Wrangel, der Zuſammenziehung ber 
Truppen und des von Diefem General erxlaffenen Armeebefchts. 
Die Auskunft, welche der Minifter-Bräfident in feiner ungelün- 
ftelten, Bertrauen erwedenden Art gab, wurde ebenfal add ge⸗ 
nügend angenommen. Der Wrangelfche Armeebefehl wurde eigent- 
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ih vom Miniſtex⸗Praͤſidenten desavonuirt, dem General ein ſtarkes 
Dementi gegeben. 

Der Stein'ſche Antrag, über den das vorige Minifterium ges 
fallen war, mußte zur Sprache gebracht werden. Es gefchah; ein 
Abgeordneter aus dem Bentrum gab aber dem Minifterium den 
Rath, an diefem Tage (Freitag) nicht zu antworten, fondern erft 
am nächſten Montag. 

In derfelben Sigung wurde eine ſtarke Erklärung der Vers 

fammlung gegen die Frankfurter Ereigniffe vom 18. September 
angenommen und die Regierung erſucht, die Bentral-Gewalt 
kräftig zu unterflügen, Beides aufden Antrag der Abgeordneten 
Blöm und Berg. So ſchien es, ald ob das drohende Gewitter 
fi) noch nicht entladen. folle; nur die fihwere Wetterwolke des 
Stein’fchen Antrages ftand noch am politifhen Himmel, 
Anm Abend wurde darüber viel im Centrum verhandelt. Man 
. wünfchte Dringend, den Conflict, noch dazu einen auf die Armee 
bezüglichen, zu befeitigen, und ed war davon die Rede, mit dem 
Minifterium zu verhandeln. Diefe Mapregel fchien der Partei, 
als folcher, nicht angemeſſen, da das Minifterium fich nicht näherte, 
und man eine Zurüdweifung beforgte. Mir fchien dennoch viel 
darauf anzufommen, den Vorwand zu einem Bruch mit der Ver— 
fammlung fortzufchaffen. Ohne mit Jemand zu fprechen, ſchrieb 
ich noch in derfelben Nacht einen: Erlaß des neuen Kriegs-Mi- 
nifterd an die Corps-Commandeure zur Publication an die Off 
ziere und faßte den Inhalt ſo, daß der Ehre der Armee dadurch 
in feiner Art zu nahe getreten, und doch die Verſammlung be— 
friedigt wurde. oo 

Am andern Morgen 8 Uhr beſuchte ich einen hohen Offizier 
im Kriegs⸗Miniſterium und fagte ihm: das Minifterium fei ver: 
ſoͤhnlich aufgetreten; ; es beabſichtige offenbar einen aufrichtigen 
Verſuch, eine parlamentariſche Stellung zu gewinnen, den con⸗ 
ſtitutionellen Boden feſtzuhalten; auch jener Conflict müſſe gehoben 
werden. Der Offizier theilte meine Auſicht, beſorgte aber, es 
würde kein Schritt möglich ſein, der jetzt noch die Verſammlung 
befriedigen und doch mit der Stellung der Armee verträglich fei- 
Darauf zeigte ich ihm meinen Eutwurf. Der Dffigier ſchien ver 
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zur Bereinbarung der Berfaffung geweien ſei, gar keinen auderen 
Auftrag, Beine andere Vollmacht gehabt habe. 

Es ift ſchon in einem früheren Abſchnitte dieſer Schrift er⸗ 
wieſen worden, daß man praktiſch nur die Wahl hatte, die Ver⸗ 
ſammlung entweder als eine rein conftituirende anzuerlennen, 
oder ihr mindeftens alle Attribute einer legislativen. Vollsvertre⸗ 
tung beizulegen. Weniger. Rechte als eine foldhe konnte fle in 
Teinem Falle haben, follte nicht neben der Verfammlung der ab- 
folute Staat ruhig fortbeftehben, da8 heißt von Neuem wieder 
belebt werden. Die in Folge einer Revolution, aber mit Zu⸗ 
fimmung der Krone entitandene Berfammlung mußte neben ihrer 
fpeciellen Aufgabe, der Vereinbarung der Berfaffung, zugleich Die 
Functionen eines legiälativen, politifchen Körpers mit übernehmen, 
um das zugeftandene conflitutionelle Staatsleben möglich zu 
machen, an die Stelle des gefallenenen und vom Könige felbft 
aufgegebenen abfoluten Staats den conftitutionellen zu feßen. 
Das Minifterium Camphaufen, fo wie die beiden folgenden ha- 
ben fih aud auf diefen Standpunkt geftellt und ftellen müſſen; 
fie fonnten nicht anders verfahren. Außer der Verfafjung waren 
eine Menge Gefeße dringend nothwendig. Sollte man diefe in 
Gegenwart der Berfammlung oetroyiren? oder Den Landtag neben- 
bei auferffehen laſſen? Das Widerfinnige fpringt in die Augen. 
Indem man aber der Verfammlung außer der BVerfaffung nur 

noch ein Gefeg vorlegte, hatte Die Krone die Legislative Eigen- 
ſchaft anerkannt. Wer fich nicht ſowohl auf den Rechtsboden, 
fondern auf den des Privatrechts ftellt, die Befugniffe der Ver: 
fammfung Tediglih nah den Worten des Wahlgefetzes vom 
8. April beurtheilt, ohne die Entftehung der Verſammlung, die 
Lage derfelben und die des Staates in Betracht zu ziehen, ift 
entweder ſehr kurzſichtig, politifch unreif, ‘oder fehr- weitfichtig 
und beftrebt, ein ganz anderes Syſtem, als das von unfe 
rer Zeit verlangte, das gleicher Berechtigung zur Geltung zu 
bringen. on 

Bei diefer Auseinanderſetzung ſtelle ich mich hier abfichtlich 
auf einen beſchraͤnkten Standpunkt. . In der Berfammlang nab« 
men: fehbft Die confervatioften Mitglieder. vor dem 9. November 
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einen viel freieren ein. Dee Abgeoͤrdnete Neichenſpetger son br 

Rechten ſagte am 7. September: 

„Unfere Pflicht iſt es, wohl zuzuſehen, deß unſere Gewalt 

nicht die anderen Slaatsgewalten abſotbire, und das Lebens⸗ 

prineip der eonſtitutionellen Monarchie · durch uns erſchüttert 
= werde. Dieſe Pflicht wird eine dreifach heilige für uns, 
wenn wir bedenken, Daß wir gerade eine conflituirende 

Berfammlung find und Teine legislative; daß mithih 

feine erfte Kammer neben uns fleht, und daß und gegen⸗ 

über die königliche Prärogative der Aufldfung 
der Kammer, der Berufung an bas Bolt nit ver 
ſucht werden kann.“) 

Auch der Abgeordnete Baumſtarck erklaͤrte an demſelben Tage: 

„Wir haben feine conftituirte Kammern; wie find eine 

conſtituirende National-Berfammlung.“ . 

Es bleibt mir nur noch übrig, hier jenes Prinzips, wundd) 
der Berfammlung die Feftfegung von Berwaltungntaßregeln nicht 
zuſtehe, noch einmal zu erwähnen. Der Fürft Solms, Mar- 
fhall m den vereinigten Eurien des Landtages, fagt m feinem 
gefhichtlichen Anmerkungen: 

Wer es in der Hand hat, die Machine win Rehen. m 
machen, wird auch die Richtung beftimmen können, nach we 
her fie fi bewegen fol. Die Kammern haben über 
die Grundfäbe zu entfheiden, nah welden die 
Regierung geführt werden fol, nnd der König kann nur 
ſolche Minifter ernennen, welche der Rajveität 
der Kammern gewiß find.” 

Hierin Kiegt der von dem Nechte der Steuerbewilligung abgeleitete 

Schwerpunft des wahrhaft cemftitutionellen Staatslebens. Wo 

unerachtet gewiffer conftitutioneller Yormen mit. Minorktätsmt; 

nifterien regiert werden kann, da fehlt das Wefen des wahren 

Eonſlitutionalizmus. es ht daher geftattet tin die: drage 
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*) In feiner Gegenſchrift gegen Rodbertus erklaͤrt jest Herr geichen— 
ſperger: allein wir glauben für die Krone auch das felbftftändige Recht der 
Vertagung, ja ſelbſt der Auflöfung in Anfprudy nehmen zu Mmüffch it = 
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uch; dern. Marlmale, welches in dem Ausſpruche des Fürſten 

Solms liegt, zu beurtheilen. 

: Daß ber Stein’fche Antrag und ‚das Schultz'ſche Amende⸗ 
ment, wie beide formulirt waren, darüber hinaus gingen, der 
Regierung einen Grundfaß vorzuführen, nad) welchem regiert 
‚werden folle, laͤßt fich nicht Ieugnen; aber die Antragfteller und 
faſt alle Redner der Oppofition erklärten wiederholt, es handle 
fich wicht um wörtliche Ausführung, es handle fi) eben. um den 
Grundfag, dag die Armee fich nicht mehr als. einen Gegenfag 
zum Bolfe, ald einen Staat im Staate betrachte, daß die Armee 
gegen das conflitutionelle Prinzip, gegen die Civilgewalt nicht 
mehr reagire, oder zum Werkzeuge der Reaction diene. Ein Befehl 
:an die Dfficiere, wodurch dieſe Grundfäge zur Geltung gebracht 
worden wären, hätte und hat fpäter die Berfammlung befriedigt. 

Sn der That fam es bier alfo auf die Feftftellung eines 
Brundfaßes für bie Regierung au. War die Form des An- 
trüges Feine -ganz conftitutionelle, fo muß man darauf Rüdficht 
nehmen, daB die Berfanmlung, fogar ihre rechte Seite, ſich ſelbſt 
ls eine conftitwirende betrachtete, welche nicht befchränkter fein 
fann, als eine legislative, fondern weiter gehen darf, hier aber 
mit Anerkennung des Grundſatzes, ohne den, wie Die Folge zeigte, 
dem conjtitutionellen Staatsleben Gefahr dreht, fich zu begnügen 
geen bereit war. Unter den Worten, die Berfammlung babe Feine 
Bernaltungsmaßregeln feſtzuſetzen, verftanden. aber Viele, fie habe 
jich um Die Verwaltung gar nicht zu befümmern, und das ijt eine 
mit, Dem conftitutionellen Prinzip ganz unvereinbare Behauptung. 

Bei einem Minifterium, welches der Majorität ‚gewiß und 
en. großen Theile aus ihr entnommen. ift, welches mit feiner 
Bartei in fostwährender Verbindung fteht, werden freilich Die auf 
Derwaltungs- Grundfäße ſich bezieheuden Anträge und Interpel⸗ 
fationen in der Regel nur vpn der Minorität ausgehen und dep- 
halb zum. Heile der Gefchäfte immer ſehr kurz zu erledigen fein. 

Die Minifter können Iakonifh antworten, wenn die Majorität 
hinter ihnen ſteht; wogegen jede Interpellation fie in Berlegen- 
heit ſetzt, wenn fie der Majorität nicht ſicher ſind. Schon dieſes 
Umſtandes halber wird der Verſuch, mit einem nicht auf der 
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Majorttät ruhenden Miniſterium zu: regieren, ſtets zit Exbittectent 
Kampf und in der Regel zum Staatsftreih oder zur Revdlution 
führen. Mit dem conftitutionellen Leben ein ſolcher Berſuch 
durchaus unvertraͤglich. 
Ganz conſtitutionell handelte das miniſterium Auerswald 
darin, daB es ſich nichtbewegen ließ, unerachtet feiner Nieder⸗ 
‚Tage am 7. September auf feinem Platz zu bleiben. Sicheren 
Nachrichten zu Folge follte es zu einem ſolchen VBerharren‘, zu 
einer Oppofttion gegen die Majorität vermocht werden, das heißt, 
zu einer Kriegserklärung gegen Das conftitutionele Prinzip. 


Das Minifterium Pfuel, Eichmann, Benin, 
| | bom 22. September big 2. November. 


Bei ſeinem Austritte am 11. September hatte der Miniſter⸗ 
Praͤſident v. Auerswald angezeigt, daß Herr von Beckerath be⸗ 
rufen ſei. Diele Abgeordnete der Linken waren damit wenig zur 
frieden; fie meinten: wieder ein Mann der Landtags-Oppofition, 
der nicht im Stande fein werde, den neuen Staat aufzubauen, 
dem die Energie fehlen werde! 

Die Gentren urtheilten anders. Nach ihrer Anficht war eine. 
ftarfe und fichere Mojorität in der Verfammlung zu bilden, wenn 
das Minifterium fih hauptfächlih auf die Gentren fügte. Die, 
rechte Seite würde, wie auch die Folge zeigte, mit jedem nicht 
aus der Linlen entnommenen Minifterium gehen, und wenn bei 
freifinnigen Maßregeln die Rechte zurücbleiben follte, fo war dann 
mit ziemlicher Gewißheit auf die Linfe zu rechnen. Es kam offen- 
bar darauf an, das linfe Centrum, zu dem ich nicht gehörte, an 
das neue Minifterium anzufchließen; denn ohne dieſe Partei war: 
die Majorität damals ſchon zu ſchwach geworden — etwa 30 Stim- 
men. Die Sfolirung des Minifteriums Auerswald, die fchliegliche 
Oppofition gegen daffelbe, überhaupt der Mangel eines wirklichen . 
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num an die Berathung derjenigen Titel der Verfaſſung, welche 
von der. erſten Kammer unabhängig. waren. 

Aum 12. October begann die Berathung. Zur Einleitung 
waren Amendements geftellt, melde die Worte: „Bon Gottes 
Gnaden“ nicht enthielten. Ein Abgeordneter des linken Gen- 
trums machte den Antrag, die Beratbung und Beſchlußnahme 
über die Berkündigungsformel bis nach Berathung der ganzen 
Berfaffung auszufegen. Die Minifter und die rechte Seite hät- 
ten diefen Borfchlag, für welchen dann die Majorität gewiß war, 
da derfelbe vom linken Centrum ausging, mit Eifer ergreifen 
follen. Für eine fo peinlihe Frage fchien. die damalige Situa⸗ 
tion gewiß nicht geeignet. Die Regierung wußte wahrfcheinlich 
gar nieht, wie die Majorität in der Sache ſelbſt ftand. Zum 
Erſtaunen des Gentrums fiimmte die rechte Seite zum größten 
Theil mit der Linfen.gegen die Hinausſchiebung diefer Frage. 
Es kam zur Abftimmung. Die Worte; „ Don Gottes Guaden“ 
fielen. 

Wie man auch über Diefe Form denken mag, ob man Dies 
Selbe für überwunden, für gleichgültig oder. bedenklich erachtet, 
oder niht — fo viel fteht feit, gefchieft war e8 weder von der Re⸗ 
gierung, welche die Anficht des Königs kannte, noch von der 
Rechten, welche die Worte erhalten wiffen wollte, auf dad Blaue 
hinein die Frage zur Entfcheidung kommen zu laffen, es fei denn, 
daß man die Kluft zwifchen Krone und Berfanunlung abfichtlich 
erweitern wollte, und dieſe Abficht konnte ich in jenem Jeitpunft 
weder dem Miniſterium, noch der Rechten zumuthen. 

Die folgende wichtige Frage in der Verfaffung war das 
Ppilipre ſche Amendement zum Titel I, Artikel 4. Dafjelbe lautete: 

„Den Bewohner des Großherzogthums Poſen werden die 

ihnen bei der Verbindung des Großherzogthums Bofen ;mit 

dem preußiichen Staat eingeräumten befonderen Rechte ge- 
währleifte. in gleichzeitig mit diefer Verfafſungsurkunde 
zu erlaffendes organiiches Geſetz wird dieſe Rechte näher 

fetjegen.” - . 

Das Eentrum.ftünmte bei: beiden Abſtimmungen gegen das 
Amendement; dennoch wurde daſſelbe, jedoch nur mit einigen 
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Stimmen Wajorität, angenommen. So weit hatte fl die en 
fheidende Mitte der Berfammlung, ganz wie Grabow und. ih 
es vorhergeſagt hatten, nad der Oppofition hinübergefchoben. 
Die Frankfurter Berfammlung fand in diefem Votum eine Auf 
lehnung gegen ihre Beichlüffe und glaubte, daffelbe wenigftens 
auf dem Papiere annulliven zu müſſen. Sie hat aber bis jept 
nicht gegen den Artikel I, Titel 1 der octrovirten Verfaſſung auf⸗ 
zutreten gewagt, welcher Imutet: 

„Die Landestheile der Monarchie in ihrem gegenwärtis 

gen Umfange bilden das preußiiche Staatsgebiet.” 
Hterin iſt alſo der zu reorganiftrende Theil des Großherzogthums 
Bofen mit einbegriffen, unerachtet nach den. Frankfurter Befchlüfs 
fen fein außerdenticher Landestheil in innerem Staatsverbande 
mit einem deutfhen Staate ftehen, fondern nur durch Berfonals 
union mit einem folchen verbunden fein fol. 

Nach meiner perfünlichen Anfiht war das Phillips’fche Amen; 
dement nach einem fehr gewöhnlichen, aber bezeichnenden Aud« 
drud Nichts als em Pflafter auf die Wunde. Der Abgeordnete 
Arntz hat in einem gediegenen Vortrage nachgewieſen, daß, dem 
Großherzogthum durch die Wiener Verträge fo gut als nichts 
Pofitives zugefichert war. Indem das Amendenent den Bewoh⸗ 
nern des Großherzogthums jene damals zugeficherten Nechte ga 
rantirte und ein beſonderes Geſetz darüber verhieß, kam es mei: 
nes Erachtens nur auf den Inhalt dieſes Gefekes an. Das 
Amendement hatte alfo feinen reellen Inhalt. Auch die octroys 
irte Berfaffung hebt jene Zufiherungen von 1815 nicht auf. 

Ganz unbedenklich wäre das Amendement gewefen, wenn 
man flatt: „Den Bewohnern des Großherzogthums“ gefagt hätte: 
„den polnifchen Bewohnern.” Dieß Unteramendement fiel 
aber in der Parteiverfammlmg des Gentrums durch. Einem 
Kammerninifterium wäre e8 nicht fehwer gefallen, bei der äußerfi 
geringen Majorität, welche das Amendement enthielt, die Sache 
in feinem Sinne entfcheiden zu laffen. 

Nach meinem beften Willen fehe ich für die Polen im Groß⸗ 
herzogthum nur Heil in einem Anſchluß an eine freie, wahrhaft 


conſtitutionelle Verfaſſung Preußens, welche deu Nationalitäten 
v. Unruh, Skizzen. 6 
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ihre natürlichen Rechte garantirt. Die Demarcatliondlinie tft 
einer neuen Theilung Polens ſehr ahnlich. 
Von größerer Bedeutung war der Artikel IV im Titel 2, 
welcher von den Grundreihten handelt. Der Entwurf lautet: 
„Es giebt im Staate weder Standesuorreihte, noch Stans 
besunterjchiede. Alle Preußen find vor dem Geſetze gleich. 
Der Adel ift abgefchafft.“ 
Bom 17. Jahre an in der Lage, mein Brot mir felbft zu vew 
dienen, hielt ih mich in der Sache für nicht betheiligt. Ein 
Adel ohne politische Rechte, ohne geficherten großen Grundbeſitz 
iſt Tein Adel, ift ein Titel oder Name. Aber die undeutliche 
Floskel: „Der Adel ift abgeichafft,“ fchien mir ein politticher 
Fehler, eine Nichtbeachtung der noch nicht überwundenen Sitte, 
des Vorurtheils, das man durch Geſetze nicht abjchaffen kaun. 
Diele freifinnige adlige Familien von den Gefimnungen 
der Laudtagsoppoſition wollten feine Standesvorrechte, gingen 
wit den Liberalen, ließen fich noch gefallen, daß die willfürliche 
Beilegung adliger Prädicate und. Wappen nicht mehr geftraft 
wurde; aber fie wurden &egner, indem man ihnen die drei Buch⸗ 
haben „von“ nahm, wenn auch nur in amtlichen Schriften, ımd 
beftrafen wollte man ja deu Gebrauch des adligen Namens nicht. 
Deßhalb ſchlug ic, im der Gentralabtheilung das Amendentent 
vor: „Der Adelsftand ift aufgehoben.” ‚Die beiden Mitglie 
der der. eigentlichen äußerſten Linken, Sacobi und Zenfer, gingen 
darauf ein, und Sacobi jelbit redigittei” 
„Ale Preußen find vor dem Geſetze gleih. Es giebt im 
Stante weder Standesunterfchiede, noch Standesnorrechte, 
noch einen befonderen Adelsftand.” ' 
Anden die octroyirte Berfafjung den erftien Sag: „Alle Preus 
Ben find vor dem Geſfetze gleich,“ alfo dad Prinzip und 
den Ausſpruch: „Standesvorrechte finden nicht Statt,” 
alfo die Anwendung des Brinzips aufnimmt, ſchließt fie auch 
den Satz: „ES giebt feinen befonderen Adelsft and” ſtillſchwei⸗ 
gend mit ein. Nachdem Jacobi und Zenker mit biefer Faſſung 
fih einverſtanden erflärt hatten, wäre biefelbe von. einem Major 
tätöminifterium leicht aufrecht. zu erhaften gewefen.. Das Mir 
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niſteriuin fuel ſprach für die Worte ‚von Gottes Ghaden“ ge 
‚gen den Satz: „der Adel tft abgefhafft“ ohne Erfolg. Es 
wagte keine Cabinetsfragen, die bei der Berfaffungsberathung 
auch nicht recht paßten. 

Wie es dem Miniſterium bei der Verfaffung erging, fo ku 
bet den Gefepen, namentlich bet dem in Betreff der Jagd und 
der unentgeltlichen Aufhebung gemiffer Laften. 

Fum Jagdgeſetz hatte das linke Centrum ein Antendemerft 
geſtellt, nach welchem Entfhädigung gewährt werden folkte, inſo⸗ 
fern die bisherige Jagdberechtigung auf Kauf, oder überhaupt 
auf einem läftigen Vertrage beruhe. Die Mehrzahl im Linken 
Centrum wollte auch die im Entwurfe angenommenen, Jagdbezirfe 
anfrecht erhalten wifien, mindeftend den Gemeinden die Befugniß 
beilegen, duch Majoritätsbefchluß über die Art und Beife der 
Benutzung oder Verpachtung zu beftimmen. 

Dir Abgeordirete Bornemann aus dem, von der Rechten ab 
gezweigten rechten Centrum ſprach gegen jede Entfchädigung und ges 
‚gen die Jagdbezirke. Beide Vorſchläge fielen bei den Abftimmungen, 
weil der größte Theil der Rechten mit der Linken gegen die beiden 
Gentren ftimmte. Hier fann man ſich der Amahıne kaum erweh- 
ver, daß die Abgeordneten, welche eigentlich, eine äußerſte Rechte 
hätten bilden follen, nachdem die Berfammlung nicht überall Hatte 
Entfhädigung gewähren wollen, gegen die Entſchädigung in be 
fonderen Füllen und gegen bie Sngdbezirfe ſtimmten, weil fie mein— 
ten: num, je toller, je beffer! Sie Bätten bedenken follen, welches 
Zicht auf einen Abgeordneten füllt, der, um die Verſammlung, 
zu der er felbft gehört, im Lande, mindeftens bei feiner Partei 
im Sande, zu discreditiren, gegen feine Ueberzeugung, gegen feine 
fonft mt den Tag gelegten Prinzipien jtimmt. Vielleicht ift meine 

Vermuthung irrig; ich ſelbſt würde mich darüber freuen. 

Bei der Berathung des Gefeges wegen umentgeltlicher Auf— 
hebung gewiſſer Laſten brach eine Fluth von Amendements, er— 
weiternden und beſchraͤnkenden, herein; noch während der Beras 
tungen, ja, kurz vor den Abfkinhungen warden neue Ahändes 
tungevorfäjfäge gemacht. Zu einzelnen Paragraphen gehörten 
*0 Mnendenrents, ſo daß der Praͤſident kaum im Stande wär, 
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dieſelben vor der Abſtimmung zu ordnen und eine richtige Frag⸗ 
ſtellung vorzuſchlagen. Der Berichterſtatter Pilet wandte ſeine 
gründliche Kenntniß des Gegenſtandes, die ausgezeichnete Schärfe 
feines Berftandes an, um gewifje Prinzipien aufrecht zu erhalten. 
Dergeblih. Nicht nur von der Linken, fondern auch von der 
Rechten wurde Brefche auf den Entwurf gefchoffen. Das tief 
greifende Amendement von Bucher (linkes Centrum), welches alle 
Laudemien (Befigveränderungs- Abgaben), welche nicht auf Ber 
trag beruhen, aufhob, wurde angenommen. Hier war noch ein 
Prinzip zu erkennen; man wollte Aneignungen folder Abgaben, 
foweit diefelben auf der Verjährung beruhen, aufheben, wirklichen 
Bertrag aber achten. Die Abgeordneten Tüshaus und Gellern, 
Mitglieder der Rechten, ſtellten aber ein Unteramendement, wonach 
die Laudemien nie mehr als 2 Procent des Werths betragen ſollten. 
Da ſich aber dieſe Abgabe in vielen Gegenden auf 10 Procent 
belaͤuft, ſo ſtrich man, ſelbſt im Falle eines vorhandenen Vertrags, 
ganz willkürlich */, der Abgabe auf Antrag von Mitgliedern 
der rechten Seite, welche Doch confervativ fein wollte, aber den⸗ 
noch ein foldyes Amendement zuließ, daffelbe nicht belümpfte und 
zum großen Theil dafür flimmte. 

Jede Vorausberehnung der Abftimmungen hörte auf. Die 
eiple ſchaffte, ihrer Richtung angemeſſen, an Laſten ſo viel wie 
moͤglich ab; die Centren debattirten die Fragen in ihren Privat⸗ 
verfanmlungen und machten aus vielen Bunkten Parteifragen; ins 
deſſen ſtimmten zuweilen einzelne Mitglieder des Gentrums mit 
der Nechten, fofern diefe einig war. Diefer Zall trat aber bei 
dem in Rede ftehenden Geſetz nur felten ein, fondern es fpaltete 
fih die rechte Seite oft mehre Male in derfelben Sikung. Deß⸗ 
halb war auch eine Verfländigung zwifchen der Rechten und dem 
Centrum hierbei faft unmöglich. Nicht minder wurde eine fort 
gefeßte Uebereinkunft zwifchen den beiden Gentren durch die Spals 
tung erfchwert, weldhe bald nach Eintritt des Miniſteriums Pfuel 
entſtanden war. | 
Für Befchlüffe, wie die oben eewähnten, und die. joeben ges 
ſchilderten Exfcheinungen bleibt ohne Frage die DBerfammlung 
felbft verantwortlich; aber die Gerechtigkeit geftattet und fordert 
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e8 foger, nach den Urſachen der Mißgriffe und Inconſequenzen 
Ju forſchen. 

Mehrfach iſt ſchon darauf hingedeutet worden, daß die Be⸗ 
rathungen und Beſchluͤſſe in einer großen Verſammlung nur dann 
einem beſtimmten, conſequenten Syſteme folgen, wenn ſich eine 
feſte Majorität mit der Regierung vereinigt, und dieſe innerhalb 
gewiffer Gränzen die Führung übernimmt. Es iſt auch ſchon ges 
fagt worden, daß eine folhe Majorität fih ganz von ſelbſt und 
ohne Mitwirken der Regierung nicht leicht bilden könne, und daß 
fie, fofern Dieß dennoch geichieht, ſtets der Regierung gegenüber 
ftehen wird. Das haben die Minifterien vom März bis October 
wahrlich nicht beabfichtigt, und deshalb konnten fie ſich auch nicht 
Darüber befchweren, daß ſich keine ganz feſte Majorität ohne ihr 
Zuthun ſelbſtſtändig bilde. 


Die Neigung der Verſammlung, ſich in ihrer Mehrzahl zu 
einer freifinnigen gouvernementalen Partei zu conſolidiren, laͤßt 
ſich vom Mai bis September gar nicht verkennen; denn dieſe 
ganze Zeit hindurch fiel den Minifterien die Majorität zu, ohne 
daz ihrerfeits die richtigen conftitutionellen Mittel confequent ans 
gewendet wurden. Ein eigentliches Kammerminifterium aus der 
Majorttät ift, wie ich) nachgewiefen habe, niemals gebildet worden, 
und noch weniger hat die durchaus nothwendige Verbindung zwis 
füyen dem Miniftertum und den Parteien, welche Die Majorität 
ausmachten, ftaktgefunden. Ä 


Wenn in England, dem älteften conftitutionellen Staate, ein 
nicht aus der Majorität des Unterhaufes entnommenes Minifterium. 
denkbar wäre, etwa‘ wie hier das Minifterium Pfuel-Eichmann⸗ 
Boninz und wenn eine folhe Regierung das Unterhaus mehre 
Monate hindurch ſich felbft überließe: fo ift kaum vorauszufehen, 
zu welchen Befchlüffen des Haufes, überhaupt zu welchen Refuls 
taten ein folches Verfahren führen würde — wahrfcheinlich zu 
einer gänzlihen Umgeftaltung des Syſtems der bisherigen Regie 
rung. In Betreff des fpeciellen Geſetzes über die unentgeltliche 
Aufhebung gemiffer Laften laſſen fi die Fehler der Regierung 
fehr überzeugend nachweiſen. Hier nur einige Andeutungen. 
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Zuerſt wurde der Yerſammlung ſchon im Juni ein yon. dem 
Miniſter⸗Verweſer v. Patow unterzeichnetes Promemoria mitgetheilt⸗ 
Zu welchem Ende? Sollte die Verſammlung ein Promemoria 
berathen? Das konnte unmöglich die Abficht des Minifteriums 
fein, obgleich ein Mitglied deſſelben mid damals ausdrücklich 
fragte, ob die Abtheilung, zu welcher ich gehörte, ſich ſchon mit 
dent Promemoria beſchaͤftige? 

Vermuthlich ſollte das Promemoria beruhigen. Dazu ſind 
aber Berfprechungen wenig geeignet; im Gegentheil, fie regen auf. 
Sieht man den Inhalt diefer Schrift genauer an, fo will diefelbe 
ben Boden des Mechtd und der Billigleit, der folgerechten Ent 
wickelung und Entwirrung veralteter Derhältnifl e feithalten; gleidy 
zeitig greifen aber die Vorſchläge in vielen Punkten über dieſe 
Graͤnze hinaus. Die Regierung blieb danach weder auf dem alten 
Rechtsboden ftehen, noch ftellte fie fich auf den Boden der Revo⸗ 
Iution, Das Prinzip der Ablöfnng der .auf dem Grundbeſttz ruhen- 
den Laften und der Entihädigung von Geiten der Berpflichteten 
oder des Staats, etwa wie in England bei der Sclanen- Emans 
cipation, wurde -großentheild aufgegeben. Vom revolutiongiren 
Standpunkt aus wurde dagegen erinnert, daß man theilweiſe nicht 
weit genug ginge und dadurch das fpätere Hebergreifen provocirte, 

. Das Promemoria ‚hatte Teinen andern Erfolg, als daß es 
dem folgenden Minifterium Die Hände band. Zurüch zu den Prin« 
zip der Entſchädigung konnte magn nicht mehr; ‚ganz revolutionai 
ſein wollte und konnte man auch nicht. So blieb die Gränze 
unbeſtimmt. Dieſelbe hätte fih aber. von Neuem bei der Bera⸗ 
thung des Geſetzes durch ein Miniſterium gewinnen laſſen, welches, 
der Mehrzahl nach aus der gemäßigten Majorität entnommen, 
ſich durch ſeine Mitglieder mit den Fractionen, zu denen dieſe 
gehörten, zu verſtändigen nicht abermals unterlaſſen hätte, 
"Hier leuchtet von Neuem ein, wie es praktifch unmöglich iſt, 
bei dem Prinzip. der Vereinbarung. überall ſtehen zu ‚bleiben, die. 
Minifter lediglih ald die Mandatare der Krone anzuſehen und 
ſich von Seiten der Regierung weder un die. Bildung einer feiten 
Majorität, noh um die zufällig vorhandene zu befümmern. Dier- 
fer Weg wird nie zum Heile führen und ließe ſich überhaupt nur 
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beiteten, wenn man den ganzen Stants-Organismus bis. zur et 
folgten Vereinbarung über die Berfaffung ſuspendiren könnte: 
Aus der Rede des Minifters Camphanfen vom 26. Juli geht Deuts 
lich hervor, daß er die Erſchaffung und Befeftigung eines gouver⸗ 
nementalen Majorität für durchaus nothwendig hielt, und dieß 
ift der allein richtige ftaatSmännifche Grundfag, deſſen Nichtbeach⸗ 
tung fiet3 die übelften Folgen, nicht allein für das Lund, ſondern 
auch für die Krone haben wird. 

Der Ruf nach der Berfaſſung wurde im Lande während die⸗ 
ſes Zeitraums immer lauter; viele Mitglieder der rechten Seite, 
die confervativen Tagesblätter und bejonders die über das ganze 
Zand verbreiteten Preußen⸗Vereine 2c. ftimmten nicht nur ein, 
fondern ſteigerten das Verlangen. Es war dieß eine fehr wirk- 
fame Angrifföweife gegen die Verſammlung, welcher man vorwarf; 
daß fie ihre Hauptaufgabe, die Berfafjung, vernachläffige, ſich 


mit dringenden Anträgen und Interpellationen, Angriffen auf die 


Minifter. befchäftige und fich unzeitig in die Regierung mifche, 
derſelben das Leben fauer made. Man verfchwieg, daB eine große 
Zahl wichtiger Gefehe die Verſammlung in den Abtheilungen und 
Commiſſionen anhaltend befchäftigt habe; man ließ abſichtlich über 
feben, daß die Regierung urſprünglich Nichts weiter, als einen 
Berfaſſungsentwurf onrgelegt hatte, den weder die Berfammlung, 
noch das Lamb annehmen Fonnten, der alfo von Grund aus. un: 
gearbeitet werden mußte, und zu welchem nothwendigerweiſe Die 
Gemeinde⸗, Kxeiö- und Bezirksordnung gehörte; daß Die Gemeinde 
orduung erſt fehr ſpaͤt, die Kreis⸗ umd Beziclsordnung nom Mi: 
niſterium ‚noch gar nicht vorgelegt wars; ferner, daB die bringen: 
den Amträge und Synterpellationen zum Theil eine Folge des 
Derhältniffes des Minifteriums zur Berfammlung waren, zum 
Theil amd dem mit gutem Grunde immer wachſenden Mißtrauen 
gegen bie Meaction, die Hofpartei und die Ariftefratie herrührten. 

Zugeſtanden muß werden, daß Die-große Zahl von Juter⸗ 
pellationen und deingenden Anträgen, welche übrigens keinesweges 
von der Linken allein herrähxten, fondern an denen and Die ans 
deen Barteien und namentlich die rechte ihren bedeutenden An, 
Heil hatten, vielen gemäßigten Abgeordneten fehr läftig waren, 


Deßhalb ſtellten die Centren einmuͤthig ben Antrag, an vier Box; 
mittagen jeder Woche ausschließlich die Verfaſſung, an zwei Bor: 
mittagen die vorliegenden Gefebe zu berathen und fümmtliche 
dringende Anträge nebft den Interpellationen nur in befondern 
Abendfigungen zuzulafien. Da außerdem nod) in den Abtheiluns 
gen, CentralsAbtheilungen und Fach-Commiſſtonen gearbeitet 
werden mußte, fo leuchtet der ernite Wille der Berfammlung ein, 
mit aller Anftrengung fchnell zum Ziele zu gelangen. Das war 
aber Teinesweges die Abficht jener Partei, welche dahin ftrebte, 
die Verſammlung zu didcrediticen, und welche feinesweges geneigt 
war, den Aufbau des neuen Stantögebändes von diefer. Verſamm⸗ 
lung ausführen zu laffen. 

Es folgten jet Beichlüffe auf Befchlüffe, welche, einem eins 
flugreichen Minifterium gegenüber, unmöglich) im Sinne deffelben 
fein konnten. Wer nur irgend Har um fi ſah, mußte wiſſen, 
dag die Krifid mit fchnellen Schritten herannahe, und daß Der 
Regierung Nichts übrig blieb, als entweder durch ein wirklich 
conftitntionelles, zum größten Theile aus der Kammer gebildetes 
Minifterium eine gouvernementale Majorität zu fhaffen und Die 
Sache endlich mit Kraft und Aufrichtigleit in die Hand zu neh 
men, oder fih auf einen Staatsſtreich vorzubereiten. 

Schon in der erften Hälfte ded October fchrieb ich einem 
hochſtehenden Provinzials Beamten, daß ich den Conflict gwifchen 
der Krone und. der Verſammlung nicht allein ald vorhanden, ſon⸗ 
dern. auch als unheilbar betrachtete. Wenn ein Minifterium Eich⸗ 
manusBonin fortwährend auf Hinderniffe in Potsdam ftieße, fo 
müfle man die Bildung eines wirklich conftitutionellen Miniſte⸗ 
riuems auf einer breiten Kammer⸗Majorität für ganz unmöglich 
erlennen. 

Für den Fall, daß ein Staatäftreidh nicht ſowohl von der Krone, 
auch nicht vom Minifterium, fondern von der Hofpartei und der 
Ariftofratie überhaupt vorbereitet wurde, gab es zwei verfchiedene 
Bere. Entweder lieg man die Berfammlung ohne Führung, ja 
faft ohne Zufammenbang mit der Regierung immer weiter gehen, 
in gewiſſe Parteien immer mehr zerfallen, aus Unerfahrenheit und 
Mangel an Leitung immer größere politifche Zehler machen und 


fo die Nothwendigkleit einer gewaltfamen Raßregel einem Theile 
des Landes gegenüber felbft motiviren, das Land fpalten; oder 
man mußte ſchnell zum Werke ſchreiten. 

Bei der Abſtimmung über den Adel, über die Orden und 
Titel war die königliche Loge und die der Diplomaten ſtark ats 
gefüllt mit Mitgliedern der Ariftofratie, und aus ihren Mienen 
ließ fich deutlich erfennen, ob man den Eonflict.von Oben herab 
heilen, oder den Knoten mit dem Schwerte durchhauen wolle. 
Die Abflimmungen erregten auf jenen Geflchtern fein Mißver⸗ 
gnügen, fondern augenfcheinlic eine höhnifche Freude. Bon dem 
Augenblid an war mir die nächfte Zukunft nicht mehr zweifelhaft; 
auch vermuthete ich richtig, dag man von den oben bezeichneten 
beiden Wegen nicht den erſten einfchlagen werde, weil man be 
fürhten mußte, daß viele Abflimmungen der Verſammlung bei 
der größeren Maſſe der Bevölkerung großen Anklang finden würs 
den, und e8 dann jehr fchwer war, ſolche Beſchlüſſe einfeitig zu 
annullicen, Die Sache hatte alfo Eile, Die octroyirte Verfaffung 
beſtaͤtigt diefe Anficht; denn es ift fein Grund vorhanden anzus 
nehmen, dag man einen andern als den Regierungsentwurf vom 
Mai octroyirt haben würde, wenn nicht die Arbeiten der National 
Berfammlung in gewiffen Sinne fchon Eigenthum der Nation 
geworden wären und Die Negierung genöthigt hätten, daran bis 
zu einer gewiſſen Gränze feſtzuhalten. Abftrahirt man von der 
Frage über die Zuläffigfeit und Rechtmäßigkeit der Detrogirung 
überhaupt, fo ift Doc, klar, daß das wahre Intereffe der Krone 
immer noch den möglichiten Anſchluß an den, in den Geſetz⸗ 
entwürfen ausgefprochenen Willen der National-Berfammlung er; 
forderte; daß aljo die ariftofratifche Partei, welche mit der oc» 
troyirten Verfaffung ebenfalls unzufrieden ift, weil fie darin feine 
genügenden ariftofratifchen Elemente findet, nicht das wahre Ins 
tereſſe Der Krone und der Dynaſtie, ſondern ihr eigenes im Auge It. 
- Die eigentliche Ariftofratie würde die Verſammlung ihrer Bes 
fhlüffe halber ohne Weiteres aufgelöſt haben; Die Rathgeber der 
Krone aber mögen wohl die Gefahr. gefühlt haben, weiche hierin 
lag. Sie wählten daher eine andere Beranlafiung: die angebliche 
Unfreiheit der Verſammlung und die Zuftlände Berlins. 


. Der Segenſtaud iſt zu wichtig, um nicht bei ihm zu verweilen. 

Von den Fehlern, welche die PVerfammlung mit und ohne 

ihr Verſchulden überhaupt gemacht hat, ift ihr Verhalten gegen 

über der Frage wegen Herftellung der Ruhe und Ordnung in 
Berlin und wegen des Schubes ihrer Mitglieder der größte. 


Weßhalb es in Berlin dem Minifterium Camphauſen nicht 
gelang, die Äußere Ruhe wieder herzuftellen, ift ſchon gefagt wors 
den. Es fehlte nicht ſowohl an Geſetzen, als an einer Ffräftigen 
Ereentiv-Gewalt, welche die Regierung durch fchnelle und gute 
Organiſation der Bürgerwehr fi hätte ſchaffen follen und können, 
aber nicht ſchuf. Ein fehwacher Verſuch wurde nad) dem Zeug⸗ 
hausſturm durch Einberufung von drei Bataillonen Landwehr 
gemacht und fpäter wieder aufgegeben. Das Inftitut der Schup- 
mannfchaften (Gonftabler) gewährte, großen Maffen gegenüber, feine 
binfänglihe Macht und erſchien für gewöhnliche Fälle neben der 
Bürgerwehr, dem ftehenden Heere, der Gensd’armerie und den 
Polizeibeamten faft unnöthig und zu foftbar; vor Allem aber 
fehlte Die gefegliche, für Die neue Zeit berechnete Bafie. Die 
Einrichtung der Schupmannfehaften zeigt indeſſen, daß die Regie⸗ 
tung allerdings es in ihrer Gewalt’ hatte, dergleichen Maßregeln 
zu ergreifen, der bedeutenden Koften und bes vorhandenen Wider: 
willens unerachtet. Geſchah dieß nicht auf wirkfame Beife, ſo 
träägt die NationalsBerfammlung nicht Die Schuld. 

Der erwähnte politifche Zehler, welchen die National» Ber 
fammlung in diefer Frage beging, nahm feinen Anfang mit dem 
Antrage des Abgeordneten Uhlich vom 15. Juni: 


„Die Verſammlung wolle beſchließen, daß fie feines Schutzes 
Bewaffugter bedarf und ſich unter den Schuß der Berliner 
Benölferung ftellt.“ 


Der Mebanle macht ‚einem Wemathomenſchen alle en, tft aber 
kein pofltifchen.. Die Büume einer Promenade mag man fo zu 
fihfigen: verfuchen, aber nicht einen politiſchen, berathenben Kör⸗ 
per, der oft in der Lage ift, Beſchluͤſſe zu jaſſen, weiche einen 
gewiſſen Theile der Bevölferung der Hauptſtadt nicht gefallen, 
und felbft. in jenem. Falle entläßt man deu Mächten nicht. 


Dr 
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Einige Rechtfertigung für Den: Autrag Tag: Baden; DEE es, 
wie erwähnt, qu einen Feiftigen, gin arg amiſirten Byarnkinen Racıt 
fehlte, und daß es bei Diefem Mangel nicht ganz amangemeffen 
erſchien, Vertrauen wohl, aber feine Furcht zu. zeigen. 

Zwei Minifter waren infultirt, ebenfo mehre Abgeordnete, 
das Zeughaus war geſtürmt. Hätte die Megierung dieſen Mo- 
ment benugt, um ein Gefeb wegen der. Schutzmannſchaften, na 
mentlic in Betreff. ihres Ginfchreitens und des Gebrauchs der 
Waffen vorzulegen und mindeflend ein „gutes Dienftregiement 
für Die Bürgerwehr zu erlaſſen: ſo war die Majorität nicht zwei⸗ 
felhaft. Die Regierung konnte noch energiſcher auftueten: und 
Katt der drei Bataillone Landwehr deren. zehn einbernfen; es 
wire Dagegen eben fp wenig, wie gegen die Drei Bataiſlone Wider 
ſpruch erhoben, oder derfelbe duch die Majorität beſeitigt warden. 

Die Schwäche der Regierung gereisht der Verfammlung nicht 
zur Rechtfertigung, wohl aber zur Entſchuldigung; denn ener- 
giihe Executiv⸗Maßregeln ſollen wit pon -palitifchen ‚Körpern, 
fondern von der Regierung ausgehen, und fräftiges, aber gefeh- 
lies Handeln gewinnt Die Majoritat, wenn auch die Bidoritit 
Geſchrei erhebt. 

In derfelben Frage wurde von der Verſammlung der. zweito⸗ 
Fehler in der Sitzung am 16. Juni auf Veramlaffung:da Ab⸗ 
geordneten Riedel Re betangen, alſe am — nach Dem 
Uhlich ſchen Antrage. 

Es lag ein. Sefes wegen der Unverleßlichkeit ve Yogensh, 
neten zur Berathung vor. Sieben Anran demeuts wanen/ dazn ge⸗ 
ſtellt; darunter lqutete eins: 

„Auch die VPerſammlung als ſolche if vorveriehlig; und zeder 

gęewaltſame Angriff gegen. hieialke. als Hochverrath zu beſtrafen. 

Der Abgeordnete Riedel Auf. Dexis, von ben. Weich, ‚oe 
acff. 298 Wort; ;: 

ne Alle, meine perren! | An ws der hiheren wefuunung 
bewußt, welche nicht dar in besteht, hien langes Abee 
ı».si8 Geſeß für.unfere eigane Sicherheit zu. bone 
them Die, Verſammlung hat hier geftern üben ihälienn :quikk: 
::. „ [giehen - gußgefpraiken, . Dikiem. . Begeufkande ticht:zu Inage; 





Zeit und nicht gu viel Kürforge zu widmen. Ob dieſe 
Siherkellung. nun eine Sicherſtellung nachoben, 
odernah unten bin fei, das ift Das Nämliche. Ich 
glaube daber, den Antrag nicht als unzeitig flellen zu dür⸗ 
fen, daß wir, unferes höheren Zweckes uns bewußt, entweder 
dieſen Geſetzesantrag hiermit annehmen, oder verwerfen und 
uns nicht mit 7 bereits gedrudten und zahlreih neh zu 
drudenden Amendements einlaffen. Wollten wir und auf 
dDiefe bedeutend von einarder abweichenden Amendements 
einlaſſen, fo würde dieß eine Berathung geben, die fein Ende 
fände und dem Lande aufs neue den traurigen Anblid ges 
währen, daß diefe zahlreiche, durch) das Vertrauen des Volke 
zufammengefeßte Verſammlung fich nicht mit wichtigen, ſo n⸗ 
‚dern mit unwihtigen Gegenftänden befhäftigt. Mein 
Antrag geht daher dahin: 
„Die hohe Verfammlung wolle den votliegenden Geſetz⸗ 
entwurf fofort ohne weitere Discnfflon annehmen, damit 
wir unverzüglich weiter fortfchreiten mögen.” 
Der Vice⸗Praſident Effer befeitigte die fieben Amendements 
ohne Abftimmung, und das Geſetz wurde in Bauſch und Bogen 
angenommen. - Ä | 

Das oben angeführte Amendentent, zum Gefeh erhoben, wäre 
weder am 31. October, noch am 10., 12. und 15. November uns 
wichtig gewefen. Nur in einem Punkte hatte Herr Riedel Recht: 
„nach oben dder nad) unten, das ift Das Nämliche.“ Die Ans 
greifer wären in Diefelbe Kategorie. gelommen. 

Die rechte Seite hatte am 16. Juni, affo nach den erwähts 
ten Doxfällen, noch Feine Neigung, Träftige geſetzliche Beftim- 
mungen zum Schuge der Verfammlung zit erlaffen, befonders 
wenn die Anträge von der Linken ausgingen. Die Bopularität 
fam dabei auch) in das Spiel, und hierin liegt eine große Schwäche 
vieler Mitglieder aus allen Parteien. Gut gefinnte, redliche Mäns 
wer. hatten dennoch eine gewiſſe Scheu, nicht Tiberal genug zu 
erfcheimen; es herrſchte bei Vielen eine große Beforgnis vor einem 
Mißtrauensvotum. Hierin kiegt der wahre Grund, weßhalb auch 
fpiter von Seiten der Verfammlung nichts Genügendes zum 





EEE. mn —— 





De 


— BB — 


Schutze derſelben und ihrer Mitglieder geſchah. Ein anderer, 


aber haltbaxerer Grund war der, daß papierne Geſetze Nichts 
fruchten, wenn die Executiv⸗Gewalt zu ſchwach ift, und eine ge 
nügende Stärfung derfelben konnte nur unter einem Majeritäte« 
Minifterium erfolgen. 

Man ſuchte fpäter den auf den uhlich ſchen Antrag gefaßten 
Beſchluß ſo zu deuten, als ob ſich die Derfammlung. unter den 
Schuß der Bürgerwehr geftellt habe, weil diefe einen Theil der 
Berliner Bevölkerung ausmachte. 

Aber der Wahrheit die Ehre! Ein Abgeordneter von der 
Linken äußerte in der Sigung vom 25. September; j 
„Ih glaube, der Herr Präfident hat ſich geirrt, da nicht 
die Bürgerwehr zu unferem Schuße herbeisurnfen war, weil 
wir befchlofien haben, uns nicht ſowohl unter den Schub 
der Bürgerwehr, ald unter den der gefammten Berliner 
Bevölkerung zu fielen.” 

Abgeordnete Nik, von der Rechten, antwortete; 


„Die Polizei und die Auffiht für unfere Sicherheit in dies 
fem Saale und außerhalb defjelben Tiegt dem Präſidenten 
ob; er tft unfer Organ in diefer Beziehung, und wir müſſen 
ihm vertrauen, daß er diejenigen Maßregeln nimmt, weldhe 
zur Sicherung der Berfammlung nothwendig find. Ich 
möchte alfo Anträge in Diefer Hinfiht nicht uns 
terftüßen; ich möchte dem Präfidenten diefe Berantworts 
lichkeit überlaffen.” 
Bei einer Ähnlichen VBeranlaffung am folgenden Zage, 

26. September, fprach fich der Minifter des Innern wie folgt us; 


„Sch wollte der hohen Berfammlung anzeigen, daß es nie⸗ 
mals die Abſicht der Staatsbehörde fein wird, in den Bes 
ſchluß, welcher gefaßt worden, und der die perfänliche Sicher 
heit der hohen Berfammlung betrifft, einzugreifen. Dagegen 
hält e8 die Stantsbehörde für ihre Schuldigfeit, für die 
Vermeidung und für die Entgegenarbeitung gegen folche 
Zuſammenrottungen, wie in biefen- za vorgelommen, 
anzugehen.“ 


A | 
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"Beh war ver tichtige Standpunkt, den ein Mndſberinin, 
welches ohnehin die Majoritaͤt in der Verſammlung nicht hatte, 
aunehmen und behaupten mußte. Ar Geſetzen, ſogar an ſehr 
ſtrengen Geſetzen gegen den Angriff auf Verſonen und oͤffentliche 
Gebaͤude fehlte es keinesweges, aber an einer wirlfamen, gut 
vrganiſtrten executiven Macht. Ohne dieſe würde ſelbſt ein fo 
ſtrenges Schutzgeſetz, wie das Frankfurter, welches dort mit Reichs⸗ 
trappen executirt wurde, die Lage Der Sache wenig geändert 
haben. Dieß war ber Grund, welchen die Abgeordneten in den 
Parteien gegen ein. folches Gefes hervorhoben. 

Das Minifterium hätte jedenfalls den ernſtlichen Berfuch 
machen ſollen, nad) Publication des Buͤrgerwehr⸗Geſetzes durch 
dieſe Macht den Zweck zu erreichen. Hielt ſich die Regierung 
genan an die Worte des Geſetzes, fo konnten wohl Angriffe von 
einzelnen Rednern erfolgen; ‚aber die Verſammlung, als ſolche, 
- hätte fein Hinderniß durch Abjtimmungen in den Weg gelegt. 
Der Minifter des Innern brauchte nur fo zu verfahren, wie er 
felbft am 26. September angekimdigt hatte. Er mußte aber kei⸗ 
nen Verſuch wachen, die Bürgerwehr unmittelbar unter den Pos 
lizei-Präfidenten zu ftellen, fondern die Requifition der Bürgers 
wehr fonute nad) $. 66 des Bürgerwehr-Gejeßed nur von dem 
Gemeindevorftand, alfo vom Magijtrat ausgeben, derfich, zu ges 
horchen gewöhnt, ſicherlich nicht geweigert haben würde, den Zordes 
zungen des Minifteriums, oder auch des PolizeisPräftdenten zu 
genügen. Dann kam es darauf an, ob die Bürgerwehr ſich fühig 
jest, in den Umgebungen des Sigungslocald Perfonen, gleich 

tel als Abgeordnete oder nicht, gegen Angriffe zu fehügen. Ges 
ſchah dieß nicht, jo war die Anwendung von Militair im richtigen 
Moment und gehoͤrigen Maß gerechtfertigt. 

In dieſer Art würde ein freiſtnniges und kräftiges Rammers 
Miniſterium nicht gefprochen und gedroht, wicht durch Placate 
an den Straßenecken aufgeregt, ſondern gehandelt heben; und die 
Miajorität wäre ihm beigetreten. 

Bei den Arbeiterunruhen im October Haben zwar einzelne 
Abtheilingen: der Bürgerwehr ſich nicht entfchloffen genug gezeigt, 
und andere ſich nicht vollzählig. eingefunden, worauf bis dahin 


! 
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gar Teine Strafe ſtand; es iſt aber doch der Buͤrgerwehe gelungen 
die bewaffneten Arbeiter zu überwältigen, und einzelne Baͤrger⸗ 
wehrmänner haben mit Muth und Entſchloſſenheit ihr Leben ein 
gejegt. Nicht dem fehlenden guten Willen, fonderi dem Mangel 
an Oxrganiſation if es zuzuſchreiben, daß der Erſolg nicht ſchnell 
und ficher genug eintwat, und daß große Maflen der Bärgerwehr 
in Anfpruh genommen wurden, wo eine Compagnie, ober em” 
Bataillon hingereicht hätte. 

Wenn man die Schilderungen der Zuftände Berlins in ge⸗ 
wiſſen Tagesblättern und Schmähfchriften lieft, fo follte man glaus 
ben, Niemand fei hier vom März bis zum November feines Lebens 
ſiher, das Eigenthum ſei gefährdet und die Criminal⸗Gerichts⸗ 
barkeit factifch ſuspendirt geweſen. 

Es ift hier nicht der Ort, weder eine Widerlegung jener 
Lügen zu fchreiben, noch darguthun, dag fih alle Berhältniffe 
bier in hoͤchſter Ordnung befunden bitten. Einige Thatjachen in, 
deffen will ich anführen. — In jener ganzen Zeit haben nicht 
mehr Diebftähle und gewaltfame Einbrüche Statt gefunden, als 
fonft. Wenn Straßenlirm entſtand, fo blieben dennoch die Läden 
faft in der ganzen Stadt geöffnet. Unter den Linden fammelten 
ſich zu verfchiedenen Zeitperioden des Abends große Volkshaufen, 
fpottweife „Lindenklub“ genannt. Weder mir, noch meinen Bes 
kannten ift aber von diefen Volksmaſſen irgend eine Inſulte zuge⸗ 
fügt worden, wnerachtet meine Perfon ganz unbefannt war; das 
gegen war die Communication an der Ede der Friedrichsſtraße 
und der Linden am offenen Laden des Eonditsr Kranzler häufig 
gehemmt. Rohheiten find vielfach vorgekommen. 

Man fah zumeilen Arbeiter in Drofchlen fahren, weil fie mit 
werig Mühe auf den Föniglähen und ſtädtiſchen Baupfägen vief 
Geld verdienten und übermüthig wurden. So verdammenswerth 
aber auch die drei geößern Erceffe, det Sturm auf dag Zenghaus, 
das Einmerfen der Fenfter im Hotel des Minifler-Präfldenten und 
der oben. erwaͤhnte Arbeiter⸗Tumult waren, fü konnte ed einem un⸗ 
befüngenen, gründlichen Beobachtet doch nicht entgehen, daß eine 
ernſte Neigung zu Nesolutionsfkirinen in den Maſſen gar: nit 
egiftirte. Eben fo. weing mar eine Organifetion ber Hafen vor 


— 8 — 

handen, oder mit einigem Glück vegonnen. Die aufreizendſten Re⸗ 
den in Volksverſammlungen und in einzelnen Klubs erheiterten 
die rohe Maſſe mehr, als ſie dieſelbe wirklich erregten. Die ultra⸗ 
demokratiſche Partei vermochte Nichts, als höchſtens einen Straßen⸗ 
Krawall zu erzeugen, bei dem die ſogenannte Bürgerklaſſe ſtets 
nicht bloß unbetheiligt blieb, ſondern ſich im Gegentheil dagegen 
erklaäͤrte. Bei uns find aber Revolutionen, wenn ſich nicht min⸗ 
deſtens der ſogenannte kleine Bürger daran betheiligt, gluͤcklicher 
Weiſe noch ganz unmöglich. 


Die Bande der alten polizeilichen Aufſicht waren allerdings 
gelöft, und eine neue geſetzliche Ordnung wegen der Unthaͤtigkeit 
und Schlaffheit der Behörden noch wicht eingeführt; aber der im 
Ganzen milde Sinn der Bevölkerung trat doch hervor. Ohne den- 
felben wäre e8 ganz unmöglich gewefen, eine Stadt von 400,000 Ein- 
wohnern unmittelbar nach foldyen Ereigniffen, wie die des Monat 
März, fih acht Monate hindurch faft felbft zu überlaffen. 


Der richterlihen Gewalt legte die Bevölkerung, unerachtet 
der Agitation gegen die Anwendung der alten Geſetze, fein irgend 
nennenswerthes Hinderniß in den Weg. Es fanden Berhaftungen 
und DVerurtheilungen, fowie die Vollſtreckung der Urtheile Statt. 

Will man die Augen nicht ganz fchließen, fo kann man die 
Thatſache nicht fortleugnen, daß. die ultra-demofratifche, fowie die 
fehr Eleine republikaniſche Partei, welche ihre ganze Hoffnung laut 
und öffentlih auf Berlin jebte, bier ihre Rechnung nicht fand. 
Der fogenannte Demokraten⸗Congreß war unleugbar eine gründs 
lihe Niederlage dieſer Partei. Die Nichtigkeit diefer Behaup⸗ 
tung geht aus den eigenen Organen der Partei, welche ganz nie- 
dergefchlagene Artikel brachten und mit Mißbehagen über Die Sitz⸗ 
ungen des Congreſſes referirten, hervor. Die ultrastadicale Partei 
war, ohnehin nicht zahlreich, in fich zerfallen und gefpalten. 

Vieleicht ift es ein zufülliges Zufammentreffen, aber jeden⸗ 
falls fehr zu beachten, daß die Maßregeln gegen die Rational: 
Verfammlung erſt nad der moralifchen Niederlage der Ultra⸗ 
Demokraten ergriffen worden: find, nachdem alfo die friiher von 
biefer Seite her befürchtete Gefahr vorüber war. 
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In der Frage aber. Den Schutß der. Vorfammlung ud die 
Freiheit der Beratbungen trat ein. entſcheidender Moment durd 
den Antrag des Abgeordneten Meuſebach in ‚der Siyung am 
21. October ein. Der Antrag lautete: 


„In Erwaͤgung der vor den Yusgängen b bes Schaufpiels 
haufes in neuerer Zeit wiederholt orgefommenen, die Würde 
‚ber Berfammlung verlegenden Erceffe ift das Minifterium 
zu erfuchen, Sorge zu tragen, daß die öffentliche Ordnung 
" auf dem freien Plage vor dem Schaufpielhanfe während der 
Dauer und bis nah "dem Schluffe der Sigungen der 
National» Berfammlung mit gebührender Strenge gehands 

habt werde.” - 


Es muß hier fofort darauf aufmerkffam gemacht werden, daß 
von geftörter Freiheit der Berathungen und Beſchließungen der 
Verſammlung weder im Antrage ſelbſt, noch in der Motivirung 
deſſelben irgendwie die Rede war. Auch in einer perfönlichen 
Bemerkung während der Sigungen am 19. October fagte derfelbe 
‚Abgeordnete in Betreff ähnlicher Exceffe: 

„Sch will der Schimpfreden, welde in Bezug auf unfere 
geſtrige Abftimmung fielen, nicht gedenken. Auf beiden Seiten 
(auf dem Plage vor dem Haufe) fanden Männer, welche 
Bündel mit Striden in den Händen hielten, fie uns vor 
hielten und uns zuriefen: Daran müffen Alle von der Rechten 
aufgehängt werden!“ 
Er ſetzte aber im Laufe der Rede hinzu: 
„Ich will nicht von der perfönlichen Gefahr reden; dieſe kommt 
nicht in Betracht. Ich habe wohl bemerkt, daß die Haltung 
der Menge geſtern nicht bedrohlich war; es ſchien mir mehr, 
«als wollte ſich der Volks⸗Humor der Menge nur in ſymbo⸗ 
liihen Demonftrationen fund geben. Aber dex Vous /biner 
muß ſeine Gränzen finden.“ 


| Inmn der That war das Benehmen der Bollsmaſſe vor dem 
| Haufe unanftändig, beleidigend und. hätte von der Negierung, wie 
‚oben fihon gejagt, und. som Minifter Sigmar vorfpraen? worden 


war, wicht gebuldet werden ſollen. — 
v. Unruh, Skizzen. 7 
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Auch die Verfammlung fehlte, als fie nicht ewtfchieden gegen 
ſolche Bergänge auftrat, Aber, wirkliche Angriffe, Berlegungen 
won Pexſonen waren nicht vorgekommen. Eine ähnliche Erregung 
der Volksmaſſen bat in London vor dem Unterhaufe vielfach ftatt- 
gehabt, und doch hat das englifche Parlament fih nicht bewogen 
gefunden, befondere Gefege darüber zu erlaffen. Unbeliebte Mis 
niſter find in England mit Koth beworfen, und Mitglieder des 
Oberhaufes fogar wirklich verleßt worden. Die Scenen vor dem 
hiefigen Sigungslocal find wirklich nur ein ſchwacher Abdruck 
mancher Auftritte der neuern Zeit in England, das ſich dadurch 
aber nicht zu Ausnahmegeſetzen veranlaßt ſah. Dennoch wäre 
es klug und dem Sinne der Bevölkerung unſers Landes anges 
mefjen gewefen, die Executiv-Gewalt Durch Beichlüffe der Ver⸗ 
ſammlung zu flärfen. Aber e8 ift eine flarfe Zumuthung an eine 


. Berfammlung, ein unpöpuläres Miniftertum, welches nicht auf der 


Maforität, fondern ihr gegenüber fteht, zu unterftügen. Die Ab- 
geordneten des Gentrums waren übrigens mit den Mitgliedern 
der rechten Seite faft in derfelben Lage; denn fie hatten gerade 
in folchen Fragen, bei denen die Volksmaſſen ſich intereffirten oder 
intereffirt wurden, häufig mit der rechten Seite und gegen die 
Linke geftimmtz aber das Centrum fühlte fid dennoch in feinen 
Perjonen frei. Es unterftügte indeffen die Dringlichkeit des 
Meuſebach'ſchen Antrages, jedoch in der Abficht, denfelben Zu 
amendiren und die Verfammlung nit unter polizeilichen Schuß, 
jondern unter wirljamen Schuß der Bürgermehr zu ftellen und 
gleichzeitig einen Gefegentwurf über den Schub der Verſamm⸗ 
Iung vorzulegen. 

Die Dringlichkeit des Meuſebach'ſchen Antrages wurde durch 
Hülfe des linken Centrums abgelehnt. Viele Mitglieder deſſelben 
haben mir offen zugeſtanden, daß dieſe Abſtimmung ein politiſcher 
Fehler war; deßhalb ließ fih auch das linke Centrum bereit fin 
den, dem erwähnten Geſetzentwurf des Abgeordneten Wachsſsmuth 
zum Schutze der Verſammlung die Unterſtützung zuzufagen. Der 
Entwurf ging an.die Prioritits-Commifften, welche die Priorität 
anzeftand, obgleich die Maforität im Diefer wichtigen Commiſſion 
auffallenderweife der Linken und dem linken Gentrum angehörte. 
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Dieſe ungewoͤhnliche Zuſammenſeßzung der Eommiffien ruͤhrte von 
dem Umſtande her, daß viele Mitglieder der rechten Seite in den 


Abtheilungs⸗Sitzungen, ſelbſt bei Wahlen, fehlten, während die 
Imfe Seite bei Wahlen ſtets vollftändig und zur rechten ‚Zeit 


erſchien, mh ihre Stimmen niemals zerfplitterte, wie überhnupt 
die Linke vortrefflic organifirt und disciplinitt war, die Centren 


weniger und die Rechte fo gut wie gar nicht. 


Der Wachsmuth'ſche Geſetzentwurf kam nicht zur Deratgung, 


-weil die Kataftrophe eintrat. Der Geſetzentwurf ift auch nicht recht 


zur Kenntniß des Puhlicums gelommen; ‚aber er konnte und durfte 
der Regierung nicht unbelannt fein und ift geeignet, die Behaup⸗ 
tung zu widerlegen, daß die Berfammlung ſich nicht habe beftim- 
men lafien, Etwas zu ihrem Schutze zu thun. Sie war vielmehr 
foeben im Begriff, dazu zu fchreiten, obgleich fie von dieſem Ge, 


- fee feinen großen Erfolg erwartete, fondern nur von einem freis 


finnigen und gleichzeitig energifchen, mit der Majorität der Ver⸗ 


‚fammlung Hand in Hand gehenden Minifterium. Die Verſamm⸗ 


lung ermädtigte am 2. November ihren Prafidenten ausbrüdlich, 


durch Reguifition der Bürgerwehr für die Sicherheit der Bew 


fammlung zu forgen. Dem ift die Bürgerwehr auch bereitwillig 
nachgelommen. 

Wichtig iſt die Erklaͤrung, welche der Miniſter Eichmaun in 
der Sitzung am 21. Detober, nachdem die Dringlichkeit des Reuſe⸗ 
bach'ſchen Antrags abgelehnt worden war, abgab. 

Dieſe Erklärung lautete: 

„Das Miniſterium it wiederholt aufgerufen, in der Stadt 

Ordnung zu erhalten; die Beichlüffe der hohen Berfaumlung 

önnen Dem unmöglich entgegenftehen. Wenn fich die hohe 

.Berfammlung dem Schutze der Berliner Bürger anvertraut 
bat, ſo hebt dieß keineswegs die Pfliht der Re 
gierung auf, auf den Plätzen und Straßen dieſer 

Stadt Drdnung zu erhalten, und diefe Pflicht will 

und wird das Miniftertum nach Kräften erfüllen.“ 

(Alfo auch auf dem Platz vor dem Sikungslocal.) 

Diefer Erklärung ift in der Berfammlung nit 
widerſprochen worden und konnte nicht viderſpro hen 


. Dex GSegenſtand IE zu wichtig, um nicht bei ihm zu verweilen 

Dou den Behleen, welche die Verſammlung mit und ohne 

ihr Derfchulden überhaupt gemacht hat, ift ihr Verhalten gegen 

über der Frage wegen Herftellung der Ruhe und Ordnung in 
Berlin und wegen des Schußes ihrer Mitglieder der größte. 


Weßhalb es in Berlin dem Minifterium Camphaufen nicht 
gelang, die äußere Ruhe wieder herzuftellen, ift ſchon gefagt wor- 
den. Es fehlte nicht fowohl an Geſetzen, als an einer Fräftigen 
Ereentiv-Gewalt, welche die Negterung durch fehnelle und gute 
Organiſation der Bürgerwehr fi hätte fchaffen follen und können, 
aber nicht ſchuf. Ein fehwacher Verſuch wurde nach dem Zeugs 
hausſturm durch Einberufung von drei Batalllonen Landwehr 
gemacht und fpäter wieder aufgegeben. Das Inflitut der Schup- 
mannfchaften (Conftabler) gewährte, großen Maffen gegenüber, feine 
hinlaͤngliche Macht und erfchien für gewöhnliche Fälle neben der 
Bürgerwehr, dem ftehenden Heere, der Gensb’armerie und den 
Polizeibeamten faft unnöthig umd zu koſtbar; vor Allem aber 
fehlte die gefegliche, für Die neue Zeit berechnete Baſis. Die 
Einrichtung der Schutzmannſchaften zeigt indeſſen, daß die Regie 
tung allerdings es in ihrer Gewalt’ hatte, dergleichen Maßregeln 
zu ergreifen, der bedeutenden Koften und des vorhandenen Wider 
willens unerachtet. Geſchah dieß nicht auf wirffame Weiſe, ſo 
traͤgt die Rational⸗Verſammlung nicht die Schuld. 

Der erwähnte politiſche Fehler, welchen die National-Ver⸗ 
fammlung in biefer Frage beging, nahm feinen Anfang mit dem 
Antrage des Abgeordneten Uhlich vom 15. Yunt: 


Die Berfammlung wolle beſchließen, daß fie feines Schupes 
Bepaffueter bedarf und ſich unter den Schuß be Berliner 
Bevoͤlkerung ſtellt.“ 

Der Mebanle macht einem Bemätfemenfgen alle. ei, # chen 
kein pofitifchen.. Die: Büume einer Promenade mag man fo zu 
ſchutzen verfuchen, aber rlicht einen politiſchen, berathenden Kör⸗ 
per, der oft in der Lage iſt, Beſchlüfſe zu jaſſen, welche einen 
gewiffrn Theile der Bevolkerung der Hauptſtadt nicht gefallen, 
und felbft. in jenem. Falle, entläßt man deu Wächter nicht. 





Einige Rechtfertigung für den Autrag lag' Dade., DAB es, 
wie exwaͤhnt, qu einen kraͤftigen, giM angenifiztem eroeutigen Macht 
feblte, und daß es bei dieſem Mangel nicht ganz amangemeffen 
erſchien, Vertrauen wohl, aber keine Furcht zu. zeigen. 

Zwei Miniſter waren infultiet, ebenſo mehre Abgeordnete, 
das Zeughaus war geſtürmt. Hätte die Regierung dieſen Mo- 
ment benupt, um ein. Gefeh wegen der. Schupmannichaften, na 
mentlich in ‚Betreff. ihres Einfchreitens und des Gebrauchs der 
Waffen. vorzulegen und mindeltend ein . gutes Dieuftveglement 
für Dig Bürgerwehr zu erlaſſen: fo. war die Majpritit nicht zweis 
felhaft. Die Regierung konnte noch energifcher auftueten: und 
ſtatt der drei Bataillone Landwehr deren. zehn einberufen; es 
wäre Dagegen eben fp wenig, wie gegen die Drei Batrillone Wider 
ſpruch erhoben, oder derfelbe durch die Majorität befeitigt warden. 

Die Schwäche der Regierung gereisht der Derfommlung, nicht 
zur Rechtfertigung, wohl aber zur Entſchuldigung; denn ener: 
giſche Executiv⸗Maßregeln ſollen nicht von palitifchen Körpern, 
fondern von der Regierung ausgehen, und kraͤftiges, aber geſetz⸗ 
liches Handeln gewinnt die Majgrität; wenn auch die Widorität 
Geſchrei erhebt. 

In derfelben Frage wurde von der Berfammtung, der zweite 
Fehler in der Sitzung apı 16. Juni auf Beramkaffung-dea Ab⸗ 
geordneten Miedel Reli begangen, alſe am zu nad: * 
ae Antrage. 

GEs lag ein Srfep organ der Unverleplicpleit den Yogen, 
neten zur Berathung vor. Sieben Anendements wanen day ger 
Reit; Darunter lqutete eins: | 

„Huch, die Verſammlung ale ſoiche if unveniehüich und jeden 

. geragltfane Angriff gegen dieſqlhe ala Hochvexrath zu:befiafen. * 

Der. ubgrordneie Riedel Aus: Denis, von ben: ‚echten, ‚ana 
af dags Wort; 
= ne Alle, meine Hertenl, And ns. der vröheren Bere 
. bewußt, welche nicht. derimc.hefteht, hier Sange Abem 
1; Bin Befeh für unfere sigang Sicherheit zu. beras 
‚then. Die Verſammlung hat hier geſtern ihren Mkkliene mt 
::. ſchieden awögefpraiken, Dikkem. Megerſtandenicht: zu Inge; 
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Inhalt der Sturm⸗Petition gemäß, ausfallen. Zur Ehre der Ber 
fammiung mußte Das Gegentheil hier nachgewieſen werden. 

Ueber mein perfönliches Berhalten an diefem Abende, als 
Präfident der Berfammlung derfelben Rechenfchaft abzulegen, bin 
ich verhindert worden; es it meine Pflicht, jept Die Gelegenheit 
zu ergreifen, um das Berfäumte bier öffentlich nachzuholen. 

Als ich mich am 31. October Nachmittags nach dem Stgungs» 
Iocale begab, fund ich bereits große Vollshaufen auf dem Gens- 
Varmen-Markte verfammelt und am Eingange bes Locals ftehen. 
Nur eine ſchmale Gaffe lieh man offen, Ich forderte_die Zu- 
nächftitehenden auf, den Eingang völlig freizu laſſen, fand aber 
wenig Gehör. Deßhalb erjuchte ich mehre Mitglieder der äußer⸗ 
fien Linfen, von denen ich vorausfepte, daß fie bekannt und 
von Einfluß beim Volke wären, daflelbe zur Erfüllung meiner 
Forderung zu bewegen; dabei bemerkte ich ausdrücklich, daß ge- 
gen die Abftimmungen Protefte eingehen Löunten, wenn Mitglies 
der der andern Seite an dem Gintritte in das Local gehindert 
wüsden. Die Abgeordneten gingen bereitwillig auf mein Er⸗ 
ſuchen ein; e8 ſchien aber, als ob fie den Zwed nicht vollſtändig 
erreichten. . Ebenfo vergeblich find ihre Bemühungen nach dem 
Schluſſe der Sigung geweſen. Mehre mit dem Volke fonft be 
fannte Abgeordnete verfiherten, daß die Menge fie wenig be= 
achte und unter dem Einfluffe ihnen ganz unbekannter Perfonen 
Rechen .müffe. Wenn man diefen Umfland mit der.am 17. De 
toher erfolgten Berbaftung und der fpäter geſchehenen Verur⸗ 
theilung eines Mügliebes des fogenannten Yunlers Parlaments 
zufammenhält, fo ſcheint wirklich die Vermuthung nit unbe 
gründet, daß einzelne zur reactionairen Partei gehörige Perſo⸗ 
nen auf. irgend eine Weife Die Bewegung gefördert haben Bes 
fhluß eines Vereins iſt eine ſolche Maßregel gewiß nicht geweien ; 
aber ed giebt faſt in jeder Partei Fanatiker, welche fein Mittel 
fheuen, und e& liegt zu nahe, daß Tumulte und Unorbnungen, 
wo möglich Gefährdung von Perſonen und Eigenthum, der Bier | 
action förderlich waren. ' 

Trotz der oben angeführten Aeußerung eines abgeordueten 
der Linken ſchritt ich ſofort zu einer Anzeige an das Commando 
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der Buͤrgerwehr und an den Magiſtrat, won der Auficht ausgehend, 
dag hierin Fein Eingriff im die Erecutive liege, weil’ jeder Pri⸗ 
vatmann das Hecht hat, die nächfte bewaffnete Macht zum: Schnutze 
feiner Perſon und feines Eigentums im Kalle der Gefahr aufı 
zurufen. Die tranfitorifchen Beftimmungen zum Bürgerwehr⸗ 
gefeb ftehen hiermit in volllommener ebereinftimmung -. 

Die Anzeigen waren noch nicht abgefaßt, als mir gemeldet 
wurde, daß das Commando der Bürgerwehr fih im Haufe bes 
finde. Mit demfelben nahm ich fofort Ruͤckſprache, fand das 
Haus fehr ftarf in allen Theilen befegt, und die Mannfchaften 
“äußerten gegen mid), daß fie für alle Fülle auch mit Munition 
verfehen wären. Der Commandeur der Bürgerwehr verficherte, 
daß die im Haufe befindlichen Abtheilungen volllommen zuvers 
laͤſſig, feft entfchloffen und im Stande feien, einen Angriff, went 
derfelbe wider Erwarten unternommen werden follte, energifch 
zurückzuweiſen; ferner, daß für einen folhen Fall eine mehr als 
genügende Anzahl Bataillone der Bürgerwehr außerhalb des 
Haufes in Bereitfhaft fände. Bon biefen Vorſtchtsmaßregeln 
gab ih den nah und nad eintreffenden Mitgliedern der rechten 
Seite mündlih Nachricht und nahm nunmehr feinen Anftand, 
die Sigung zu eröffnen. Ich würde hierzu nicht gefchritten fein, 
oder die Sitzung vor der Abftimmung gefchlöffen haben, wenn 
wirklich Gefahr für die Sicherheit der Verſammlung eingetreten 
wäre. Es hat in der That Tein Eindringen in das Haus Statt 
gefunben ; wohl aber war die Communication zwifchen. dent im 
Haufe befindlichen Commando der’ Bürgerwehr und den Referves 
Bataillonen einige "Zeit durch die Maſſen vor den Ausgängen 
abgeſperrt. 
Bewaffnete, Beile und dergleichen habe ich weder beim aon— 
men, noch beim Nachhauſegehen wahrgenommen; leider kann ich 
aber. nicht daran zweifeln, daß die fpäter in der Verſammlung 
zur Sprache gekommenen thätlichen ‚Beleidigungen. und Miß— 
bandlungen einzehter Abgeordneten Statt.gefunden haben. 
.Sobchen Vorfaͤllen mußte ein Ende gemacht werden, und 
bie große Majorität der Verfammlung würde Nichts: Dagegen 
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eingewendet haben, wenn das Minifterium, der Erklaͤrung des 
Miniſters des Innern in der Sitzunge vom 21. October. gemäß, 
Hier mit Energie eingefchrittien wäre. Daß em. Tumult vorkom⸗ 
men würde, war fchon vor Begiun der Sitzung nicht ſchwer vor 
auszuſehen; und von dem Minifter des Innern muß man in fol- 
hen Füllen ſtets annehmen, dag er gehörig unterrichtet ſei. Der⸗ 
ſelbe Tonnte daher im Verein mit dem Kriegsminiſter feine Anſtalten 
zur rechten Zeit treffen, Militair in Bereitfchaft halten und den 
Commandeur inftruiren, nad) vorheriger Rückſprache mit dem zu 
requirirenden GemeindesBorftande und dem ‘PolizeisBräfidenten 
einzufchreiten, wenn es ber Bürgerwehr nicht gelänge, den Platz 
und Die Ausgänge des Haufes zu räumen. 

Man wird mir entgegnen, daß ein großes Geſchrei über 
eine ſolche Maßregel entſtanden wäre. Ich antworte aber, daß 
eine Regierung, fo lange fie ſtreng geſetzlich verfaͤhrt, ſich weder 
an folches Gefchrei, noch an eine Oppofition der Minderheit zu 
kehren bat, und daß. die Folgen der Paffiwität hier augenfchein- 
fich viel fchlimmer, als die des Handelns fein mußten. Als das 
Zeughaus geftürmt war, wurde daſſelbe von einem Bataillon 
Infanterie in fürzefter Srift und ohne Blutvergießen wieder ge 
räumt, und es ift Niemand eingefallen, die Anwendung des Mi 
litairs zu tadeln, nachdem die Bürgerwehr ſich unzureichend er, 
wiefen hatte. Ein ganz ähnlicher Fall lag hier .vor, und ganz 
ähnlich mußte bie Regierung handeln, wenn fie ihre Pflicht er- 
. füllen wollte. Selbſt wenn die Maioritit der Berfammlung ſich 
in der folgenden. Sigung wegen dieſer Maßregel gegen das 
Minijterium erklärt hätte, fo konnte die Beſorgniß vor einer 
ſolchen, übrigens ganz unwahrſcheinlichen, Abftimmung in dem 
Verfahren des Miniſteriums Nichts aͤndern, vielmehr wäre dieß 
ein Průſſtein geweſen, ob die Majoritat mit der öffentlichen 
Meinung im Widerſpruche ſtehe, oder nicht. Es hat aber nie 
mals eine Abftimmung über eine energifrhe gefetzliche Erecntiv⸗ 
Maßregel des Miniſteriums ſtattgefunden, weil keine ſolche er—⸗ 
griffen wurde. Wollte man wirklich Nichts als Ruhe und Orb: 
ung ,:fo ‚hätte Die ſichierung ve mindeſene einem Sen 
machen fallen. . . 
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Roh. an demſelben Abende babe ich nah dan: Schluß: des 
Sitzung gegen mehre Abgeordnete geäußert, ich würde mich in 
Stelle des. Kriegsminiſters und Miniſter⸗Präſidenten feinen Augen 
blick beſonnen haben, Truppen anzuwenden. 

8 wäre gewiß ‚nicht nöthig gewejen, von der Schußwaffe 
Gebrauch zu machen, ſondern der Platz und die benachbarten 
Straßen haͤtten ſich durch zwei oder dtei Bataillone mit dem 
Bajonett, vielleicht ohne alle Verwundungen, räumen laſſen. 

Meine. oben ausgefprodhene Anficht rührt hiernach nicht. aus 
einer jpäteren Zeit ber, fondern aus der Zeit des Ereigniffes 
felbft, und ..ich nehme feinen. Anſtand, hier mitzutheilen, daß ih 
ſchon im September vielfach gegen Abgeordnete geiußert Habe, 
ih würde es Jedem verdenten, der in ein Minifterium einträte, 
welches nicht feft entſchloſſen fei, im Intereſſe der freien Ent 
wickelung des wahrhaft conftitutiogellen Syſtems allen Exceſſen 
mit Energie gegenüber zu treten und zu. dem Ende keinesweges 
die Garniſon von Berlin zu entfernen, ſondern minbeftens 10,000 
Mann bier disponibel zu behalten. Die junge Freiheit wächſt 
nicht ohne Schuß in einem alten Staat, umlagert von erbitter- 
ten Feinden. Wer es vedlich mit. ihre memt, wird Fe nicht er⸗ 
drücken under dem Vorwande, fe: zu fügen . 


Vom 2, November bis 7. December. 


Am 4. November. erhielt ich ein Schreiben des Miniſter⸗ 
Praͤſidenten .v: Pfnel, worin derfelbe mich benachriehtigte ; daß 
er jene Entlaffung eingereuht babe, und am. folgenden Morgen 
ein :Schreiben des: Generald Grafen Brandenburg, weiches ‚Die 
Madaiht enthielt, daß Die.Entlaffung angeneximen, und derſelbe 
mit Bildung: des. neuen Miniſtexiums beguftragt ſei.“ Dies 
Barın. war: feine: oonſtinitienelle. Später wurde beglaubigte Abs 
Khyift einer von dem Minifter Eichmann eontrafignirten Cabinats⸗ 
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ordre mitgetheilt. Richt zu uͤberſehen iſt, daß das Schreiben des 
Generals v. Brandenburg ebenfalls ſchon vom 1. November, alfo 
höchſtens 24 Stunden nach der Abendſizung vom 81. October, 
datirt war. 

Welchen Sturm die Nachricht in der Verſammlung hervor⸗ 
rufen mußte, war leicht vorher zu ſehen. Der halben Maßregel 
eines Miniſteriums Pfuel — Eichmann — Bonin folgte die ganze 
eines Miniſteriums Brandenburg — Manteuffel. Es konnte kein 
Zweifel mehr obwalten über Das, was bevorfland; nur die 
Formen, die Wege zu dem Elaren Ziele lagen noch im Dunkeln. 
Mer Diefe Wahrheit nicht einſah, konnte nicht fehen, oder kannte 
die Derhältniffe und Berfonen nicht, war ſchlecht unterrichtet 
Beim Eintritt des Minifteriums Pfuel hatte die Verſammlung 
jede Maßregel gegen die Perfonen vermieden, weil der conflitus 
tionelle Schein noch vorhanden war, und das Minifterium wirk 
lich mit conflitwtionellen Schritten ‚auftrat. Sept war es ber 
ganzen Verſammlung Far, daß es fih um ihre. Grifteng, um die 
Bereinbarung der Berfaflung. handelte. 

Die Folgen des Schrities der Begierung fießen fich ehen 
fo. wenig mit Sicherheit vorausfehen, wie Die Ereigniffe im Mürz. 
Die Neußerungen, welche in den näditen Tagen in Potadam 
gemacht worden find, zeigen deutlich, daß man auch dort gefährs 
fihe Bewegungen und Erfhütterungen befürchtete. Es kam 
Alles darauf an, fofort zu erforfchen, ob die Krone gut unters 
richtet, mit der Lage des Landes bekannt, ob es möglich fei, fich 
zu verftändigen und ‚dem Lande, wie dem Könige eine große 
Kataftrophe zu erfparen. - - - 

Darum entſchloß fi die Verſammlung zu der bekannten 
Adreſſe. Dan Hat diefen Schritt einen. nicht conftitutionellen 
genannt, . einen ‚Eingriff in die Prärogative der Krone, ihre 
Minister frei zu wählen. Die. Natur der Sache zeigt, und bie 
neue engliiche Gefchichte beitätigt es, daß diefer Vorwurf unbe 
gründet it. Im Jahre 1882 fchritt das englifhe Unterhaus zu 
einer ganz ähnlichen, nur etwas gefchickter vedigirten Abreffe an 
den König und flellte demſelben, unbefchadet feines Rechts, Die 


Miniſter zu ernennen, vor, welche Folgen &8..für ihn und das 
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Land haben würde, wenn er Männer in das Dinifteriunt bes 
tiefe, welche das Vertrauen der Majorität des Hanfes nicht bes 
befäßen. . Gleichzeitig rüftete man fich im ganzen Lande zur 
Steuerverweigerung. Die Krone fand es angemeſſen, der Bor 
ftellung des Unterhaufes nachzugeben; file nahm den Auftrag, 
welcher dem Herzog von Wellington ertheilt werden war, zurüd 
und ließ durch den Lord Grey, welder zur Majorttät des Im 
terhaufes gehörte, ein neues Minifterium bilden. Adreſſen für 
ein Minifterium Wellington gingen freilich von den ſtädtiſchen 
Corporationen nicht ein; denn es giebt in England feinen Dr 
liner Magiftrat und Feine Stettiner Stadtverordneten. 

Das Net, die Minifter zu wählen, ſteht and) im conftitn 
tionellen Staate unzweifelhaft der. Krone zu; aber ſelbſt ber 
frühere Landtags Marfıhall, Fürft Solms, ſpricht in feiner Schrift 
nunmaben aus: 

„Ste (die Kammern) können fordern, daf die oberften Gtels 

. fen der Staatöverwaltung nur ſolchen Perfonen übertragen 
werden, in welchen die Stände die Bürgſchaft finden‘, daß 
die Regierung nad den von ihren angenommenen Grunds 

fügen geführt werde. Der Grundfag der Theilung der Ge 
walt und der Verantwortlichkeit der Miniſter, wenn auch 
theuer gelobt und verbrieft, findet nirgend anders, als in 
dieſem Nechte feine legte und vollgültige Gewährleiſtung.“ 

Es iſt nicht nur ein Recht, fondern eine Pflicht der Meprä- 
fentanten der Nation, der Krone in bedenklichen Fällen mit gu 
tem Math zus Seite zu fliehen und durch das vechizeitige Auss 
ſprechen defielben einen gefährlihen Brucd zu verhäten. 

Wenn die Krone Mintiter ernennt, welche das Vertrauen 
dee Kammer nicht haben, fo ftellt fle ſich dadurch derſelben ge 
genüber, und diefe Stellung ift für die Dauer eine unhaltbare, 
eine für die Krone gefährliche. Auch das Im beftehenden conftis 
tutionellen Staate der Krone zuftchende Hecht der Auflöfung der 
Kammern widerfpricht diefem Grundfage nicht, fondern ‘betätigt 
im. Denn die Huflöfung ift nichts Anderes, als ein Mittel, um zu. 
erfahren, ‚ob die vorhandene Kammer wirkii den Willen des 
Volles repraͤſentirt, oder fi von demſelben getrennt bat. Er⸗ 
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foßgt die Auflbſung, und legt die neu gewählte Kammer bes 
felben Willen an den Tag: fo bleibt der Krone Nichts übrig, 
als dem obigen Grundſatze nachzugeben, ihn durch die Ernen⸗ 
nung eines Majoritäts - Minifleriums mzuerkennen, ober zum 
Staalsſtreiche zu fchreiten. 

Wer da behauptet, daß Die Kammer. ſich zunächftijebes Mi 
nifterium gefallen faffen müßte, und daß es für fie fein anderes 
wirklich conftitutionelles Mittel gebe, ein.ihr widerwärtiged Mi⸗ 
nüterium zu befeitigen, als die Berwerfung der von Demfelben 
eingebrachten Geſetze, nameutlich des Budgets, der zeigt, daß ev 
auf die Formen des conftitutionellen Staats und nit auf das, 
Weſen deſſelben Werth legt. Die Verwerfung eines an ſich gu⸗ 
ten Gefehes, die Verweigerung der zum Staatshaushalt wirklich 
nothwendigen Steuern, if ein viel gewaltſameres und einem 
noch nicht politifch Ddurchgebildeten Volle viel unverſtänd⸗ 
licheres, zeitzgaubendes Mittel, ald eine Adrefie an die Krone, 
worin von der Borausfegung ausgegangen wird, daß. die Krone 
gar nicht die Abficht habe, fid der Kammer gegenüber zu ſtellen, 
und daß es nur darauf anfomme, die Krone über Die wahre 
Lage des Landes zu unterrichten und diefelbe von der redlichen 
Abſicht der Kammer zu überzeugen. 

Deßhalb hätte ich wohl gewünſcht, am 2. November Abends 
in Sansfouci vor dem Empfang der Deputation, welche die 
Adreſſe überbrachte, Gelegenheit zn baben, dem Könige bie feite 
Berfiherung zu geben, daß Die Nationalb⸗Berſammlung wirklich 
sanftitutionellsmonardhifh und der Krone keinesweges feindlich 
gefinnt fei; Daß fie: das wahre Intereſſe derfelben. ermftlich : zw 
hüten und zu ſchützen wünſche, und daß ſelbſt die Mitglieder der 
üußerfien Oppoſition faft ohne Ausnahme feine andere Megie⸗ 
rungsforn im Auge. hätten, ald die monarchiſch⸗conſtitutionelle. 
Deßhalb wurde die Deputation, welche die Adrefie. entwarf und 
überreichte, aus Mitgliedern aller. Zractionen zufammengefebt. 
Aush- der jebige Juſtizminiſter Rintelen gehörte dazu.  .. 

Ein Abgeordneter, welchen man zu den aäußerſt Radicalen 
zählte, Hatte ſich ſchon im Laufe dei. Sommerd gegen nich; dahin 
ansgefprachen, daß 8 wibesfinnig: fei, von Republif,zu teber; 
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daß eine zweite Immwälgung wohl. zu dem Namen der Nepublik 
führen könne; daß unter Diefem Namen aber nichts Anderes, als 
“ein: Blutiges Gegeneinanderhetzen der Parteien erfolgen würde. 

Nicht minder halte ich mich für verpflichtet zu. bezeugen, daß 
auch der Abgeordnete Walde, welcher zu irgend einer Verftel: 
lung unfähig tft, felbft im vertraulichften Gefpräh während der 
Kriſis, als der Ansgang noch gar nicht vorherzufehen war, die 
monarchiſch⸗ conftitutionelle Negierungsform als die ‚allein in 
Preußen vernünftige und mögliche bezeichnete. 

ALS am 2. November Abends der Flügel-Adjutant des Köoͤ⸗ 
nigs ſich brharrlich weigerte, die Deputation dew Rational⸗Ver⸗ 
- "Sammlung auch mur zu melden, und id; darauf. drang, für mich 
als Privatmann eine Audienz bei Sr. Majeftät dem Könige zu 
erbitten, hoffte ich in der That, jene Gelegenheit zur ehrerbieti- 
gen und offenen Darlegung der Abfihten der Majorität zu er- 
‚halten. Es ift befannt, dab ich hierzu nicht gelangte, fondern 
daß der König ſich entfehloß, die Deputation vorzulaffen. u 

Am 4. November drangen mehre Abgeordnete, namentlich 
:Bornemann, dv. Kirchmann, Phillips in mich, eine Privat-Audienz 
‚beim Könige. nachzufuchen, um die muthmaßlich gegen die Na 
tiomal⸗Verſamimlung und deren Abſichten ausgeflreuten Verläum— 
dungen zu widerlegen und, wenn irgend möglich, den König zu 
‚überzeugen, daß die große Majorität der Verſammlung zwar 
außer Stande fei, von den der Nation im März zugeftandenen 
Rechten. Etwas zu vergeben ; dag fie aber dringend wünſche, ei⸗ 
‚wen Conflict mit der Krone zu vermeiden. 

EGs iſt ein alter Gebrauch in allen wirklich conſtitutionellen 
Staaten, daß die Krone nach dem Abgange eines Miniſteriums, 
‚fo wie in großen Kriſen die Meinung des Präſidenten der Kam⸗ 
mer anhört, ohne an deffen Rath, wie ſich von felbft verſteht, 
:gebanden zu fein. "Der gewählte Präfident der Kammer ft aus 
der Majorität hervorgegangen; es liegt in feiner Stellung, daß 
er bie Majorität und ihre Parteien und die herporragenden Mit⸗ 
glieder derſelben genan kennt, alfo am geeignetiten dazu if}, der 
Krone vollſtändige Auskunft zu geben, weiche docdhiuinte: feinen 
Amſtaͤnden, am wenigften in einer fo ſchwierigen Lage, wie Die 
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damalige, ohne Bedeutung iſt. Selbſt die Abſigten eines Fein⸗ 
des kennen zu lernen, iſt von Wichtigkeit. ° '- 

Diefe Bründe bewogen mid) und den Bice-Bräfdenten Bor 
nemann dazu, im Intereſſe der Krone und des Landes durch den 
General Williffen eine Audienz nachzuſuchen. Der General über 
nahm es, meine Bitte Sr. Majeftät unmittelbar vorzutragen und 
den König davon zu unterrigten, daß ich Nichts beabfihtigte, als 
die obwaltenden Berhältniffe treu und ehrerbietig vom Standpunkte 
der Berfammlung aus, als wahrer Anhänger der tonflitutionellen 
Monarchie, zu fhildern. 

Am Abend fchrieb mir der General v. Williſen: 

„daß Se. Majeſtät ihm auf die gemachte Anfrage erwidert 

babe, Allerhöchftdiefelben bedauerten, die Herren nicht ſprechen 

zu können, da Allerhöchftdiefelben fehr befcgäftigt wären.“ 

Mer ed der Mühe werth findet, dieſe Schrift zu leſen, if 
jedenfalls mit den Ereigniffen und den ftenograpbifchen Berichten 
bekannt; ich werde Daher fortfahren, nur einzelne, weniger bekannte 
Thatfachen, Motive und Anfichten hier niederzulegen. | 

Dazu gebört ein Gefpräch, welches ich am 3. November Nach⸗ 
miltag® in meiner Wohnung mit dem General Grafen Branden- 
burg größtentheil® in Gegenwart des Minifters Eichmann Hatte. 
Solche Mittheilungen können unmöglich vom Standpunkte des 
Privatlebens beurtheilt und deßhalb indiscret genannt. werden. 
Es handelt ſich Hier um wichtige geſchichtliche Momente, und Richts 
iſt geeigneter, die Begebenheiten in ihrem wahren Lichte, in ihrer 
Cauſal-Verbindung erſcheinen zu laſſen, ats die offene Darlegung - 
. von Einzelheiten. Was ich in jener Zeit öffentlich, oder als Pris 
vatmann gefprochen habe, bin ich zu vertreten überall ‚bereit, und 
ich zweifle nicht, daß dieß auch bei den Männern der. Fall üt, 
deren ich hier erwähne. 

Die bekannte Löniglihe Botfchaft, weiße die Antwort auf die 
Adreffe der National-Berfammlung enthielt, war foehen in meine 
Hände gelangt, ald der Graf Brandenburg zu mir kam. Vffen 
ehreilte ich ihm mit, Daß der Inhalt der Botfchaft nur dann be 
friedigen Tönne, wenn feine Erflärung, von der Bildung eines 
Miniſteriums abzuftehen, nachfolge Auf diefe Weiſe würbe jeber - 
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‚Eonftiet vermieben, ohne bie Bröronative der Krone itgendwie zu 
beeinträchtigen. Am bedenklichſten war mir die Stelle.der konig⸗ 
lichen Botfthaft, welche davon ſprach, daß fich bad neue Miniſterium 
Anipräche anf .das. Bertrauen. des. Landes zu erwerben wih 
fen werde. . . on 
Der Graf Brandenburg verflherte, daß er Yolllommen con⸗ 
ſtitutionell gefinnt fei und handeln: werde. Ih antwortete ihm, 
daß er von vorn herein das conititutionelle Prinzip -verlege, wenn 
er nach jener Adreffe, welche ein. ſtarkes Mißtrauensvotum gegen 
ihn enthielte und von der ganzen Berfammlung fait einſtimmig 
angenonmen worden fei, es Dennoch unternehme, ein Mintitertum 
zu bilden. Der Graf meinte, das Mißtrauen fei ein unbegrän- 
detes; er habe in Schlefien ſich das Vertrauen der Stadt Bres- 
au und der Provinz erworben, und er Hoffe, daß ihm dieß auch 
hier gelingen werde. Vergebens vwerfuchte ih, dem Grafen vor⸗ 
zuftellen, daß der Minifter- Präfident in einem conſtitutionellen 
Stantenicht erft das Vertrauen der Maforität der Kammer 
au erwerben habe, ſondern befigen müffe; nur fo Tönne er zum 
Wohle des Landes und der Krone wirken, nur jo den durchaus 
nöthigen Einfluß ausüben. Zum Erwerben des Vertrauens und 
zum Widerlegen des Mißtrauens fei Teine Zeitz die Ereigniffe 
drängten; au handle es fich hier nit um das Bertrauen zur 
Berfon, fondern um die politifchen Srundfäge Man löune bie 
Perſon eines politiſchen Gegners fehr hoch achten, und. dieß fei 
hier der Fall; aber diefe Hochachtung gebe Leine Berechtigung, 
Bertrauen zu den bevorſtehenden politischen Maßregeln in Auſpruch 
zu nehmen. Es fei in der That nicht conftitutionell, wenn ber 
Graf Brandenburg dem politiſchen Mißtrauen der ganzen Bes, 
ſammlung gegenüber ein Miuiftertum bilde; conftitutionell fei nwe 
ein Minifterinm, welches mit Sicherheit anf die Majoritaͤt rech⸗ 
nen fönne. | Ä | 
Es find bexeits zwei Kammer-TMRinifterien da geweſen und 

geſtürzt worden, meinte der Graf. Er habe den Auftrag vom Könige, 
ein Minifterium zu büden und müfe dem zu genügen facen. 
Darauf erwiderte ih, daß .ein wirkliches Aammer-Minifterium im 
zadlamentarifchen Ginme.norh gar nicht vorhanden geweien et; 
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das: dieſe Miniſtexien es verſänmt Kiktten, ſich in gehöriger Men 
bindung mit der Verſammlung zu halten. Die. Verſammlung 
habe nur das Miniſterium Auerswald geſtürzt; die Minifterien 
Kamphauſen, und Pfuel ſeien von ſelbſt gefallen, und es liege 
unzweifelhaft im Intereſſe der Krone, endlich einen Verfuch mit 
einem wirklich parlamentarifchen Minifterium zu machen; es fei 
Die. Pflicht des Grafen Brandenburg, der Krone in ihrem Inter 
eſſe hierzu zu xathen; der Graf habe die volle Verantwortung, 
wenn er einem andern Weg ache. 

- Hinzu febte ich noch, daß meinen Aufichten kein Ehrgeiz unter 
liege, und daB ich weit entfernt Davon fei, Anfpruch darauf zu 
machen, in dad Minifterium einzutmeten. Ich würde ein Majo⸗ 
ritats⸗Miniſterium mit allen Kräften unterflügen, ohne demfelben 
anzugehoͤren; ich würde dieß auch dem Könige gefagt haben, wenn 
mir eine Audienz bewilligt worden wäre, und man möge mid 
beim Worte halten. 

Der Graf Brandenburg blieb bei feiner Anfiht, nach wel- 
her er, wie es mir ſchien, die Bildung eines Miniſteriums nicht 
ſowohl als einen politifchen Uct, fondern- als die Ausführung 
eines. vom Könige dem General Brandenburg ertheilten. Befehls 
betrachtete. Der General machte auf mich den Eindruck eines 
biederen, einfachen Soldaten, dem das canflitutionelle Staatöleben 
durchaus fremd, faft nuverſtaͤndlich iſt, weil es in. Widerſpruch 
‚mit. den Ideen ſteht, in denen die alten Offigiere bes Armee u 
gewachſen find. . 

Obgleich das Geſpraͤch kein erfreuliches Neſaltat hatte, ent⸗ 
ſtand bei mir doch keine Spur von Widerwillen gegen die Perſon 
des Generals, welcher offenbar nicht die Seele des Miniſteriums 
sein, fondern nur feinen Namen und. femen Degen zu deu Maß⸗ 
regeln hergeben follte, welche man ihm als nothwendig. und Doc) 
noch conftitutionell gejchildert zu haben fehien. 

Einen wichtigen Aufſchluß über den innern Zuſammenhang 
Ser. nachfolgenden Begebenheiten giebt ein Geſpräch mit einem 
Abgeordneten der rechten Seite, der mit mir. von Anfang an. im 
seiner Abtheilung geweſen war, aber feinen Umgang mit mir ge 
‚habt. hatte, Derſelbe befuchte mich zum erſten Male am:5. oder 


6: Nyemwber und theilte mir mit, daß es die Möficht des neuen 
Miniſteriums fei, die Verſammlung nach Brandenburg zu werle, 
gen und zu dem Ende für einige Zeit zu vertagen; ferner, daß 
die rechte Seite mit diefer Maßregel einverfianden fei, ja, bie 
felbe für nothwendig halte. 

Hieraus ging offenbar hervor, daf die rechte Seite mit. dem 
noch nicht einmal ernannten Minifterium, defien Mitglieder. noch 
gar nicht befannt waren, und defien Brüfidenten fie ſelbſt ein 
ſtarkes Mißtrauensvotum gegeben hatte, hereitö in Unterhandlung 
getreten wur. Aus dem ganzen Zufammenhange des. Geſprächs 
fhöpfte ich die Vermuthung, daß das Minifterium. eigentlich die 


Verſammlung hatte auflöfen wollen, daß aber die rechte Seite 


ibm davon abrieth, weil ihre Redner in der Debatte am 7. Sep- 
tember, wie oben angeführt, felbft erklärt hatten, daß die. Ber, 
fammlung eine conftituirende und gegen ihren Willen. nicht auf, 
lhsbar fe. Ich fragte den Abgeordneten, ob ex denn glaube, 
daß. die Verſammlung freiwillig nach Brandenburg gehen werde? 
die Linfe ginge gewiß nicht mit. „Defto beſſer!“ war die Ant- 
wort; „er hoffe, Daß das Centrum, zu dem ich gehöre, vollſtan⸗ 
dig und auch ein Theil des Iinfen Centrums mitgehen werde; 
damit fet die Verſammlung beſchlußfähig. Wenn dieſelbe dieß 
‘aber nicht werde, fo wuͤrde wohl kaum etwas Anderes übrig biei- 
ben, als ihre Auflöfung.” 

Htermit Tag der Plan, weichen die rechte Seite mit dem noch 
nicht geborenen Miniſterium entworfen hatte, zu Tage, und die 
gemachte Mittheilung hatte keinen andern Zweck, als mich zum 
Anſchluß und zur Einwirkung auf die Centren zu beſtimmen. 
Keinen Augenblid nahm ic Anftand, dem Abgeordneten offen zu 
erklären, ich Tieße mich auf diefen Plan nicht. ein; vom linken 


‚&entrum würde Niemand, und hoffentlich auch Keiner, ober nur 


Einzelne vom Centrum nach Brandenburg gehen, noch in die Ber- 
tagung einwilligen, durch welche bie Stellung der Berfammlung 
gänzlich verrückt und Das ihr zugeſtandene Recht der. Vereinba- 
rung aufgegeben werde. Die Zahl der hierbleißenden Abgeorb- 
neten gab: ich auf. 250 an nnd machte darauf. aufmerkjan, daß 


die Regierung bei einer gewaltfamen Auflöfung in nie Gefahr 
v. Unrub, Skizzen. 
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geriethe, auch DAB vom Landtags angenommene Wahlgefſetz vom 
8 April zu vernichten und eine Derfoffung zu öctcoyiven. 8 
jet mindeitend die Pflicht der Negierung, die Verlegung und Bes 
sagung der Berfanumiung nur vorzuſchlagen, wie jeden Sefey 
entwurf, nicht aber zu befehlen. 

„Dann wiflen wir, daß bie Rajosität fich Dagegen ecllͤrt, 
wurde mir geantwortet, 

Obgleich man dieß alfo wußte, hoffte man Doch, eine beſchluß⸗ 
faͤhige Anzahl nach Brandenburg hinzumaßregeln und dort we 
nigſtens die erſte Zeit, während welcher die wichtigſten Beſchlüffe 
gefaßt werden kannten, in der Majorität zu ſein, alſo durch die 
Verlegung die Minorität für einige Zeit zur Majorität zu erht⸗ 
ber Im HBintergrunde lag nad meiner Vermuthung die Ab⸗ 
füht, das demokratiſcht Wahlgeſetz vom 8. April entweder zu 
vernühten, oder durch, eine mit Cenſus gewählte erſte Kammer 
vollſtändig zu paralyſiren. Nicht Diefe Verſammlung wollte mar 
Defeitigen, fondern überhaupt. jede allein ftehende, demoktatiſch 
gewählte Kammer. Bier liegt der Scıhlüffel zu den flattgehabten 
Ereiguifien. (Bergleiche die neueſte Schrift des Grafen Arnim.) 
Der Abgeordnete ſprach auch noch von: Wiederherftellung 


der Ruhe und Ordnung in Berlin, durch welche ex die Vertagung 


nach Brandenburg motiviren wollte. Darauf ſagte ich ihm, wenn 
das Miniſterium zu ſolchen gewaltſamen Maßregeln, wie die 
Verlegung und Vertagung der Verſammblung gegen ihren Willen, 
das Recht nud die Macht zw haben. glaube, fo müſſe es auch 
das viel geringere Recht und die Macht befiten, die Nude und 
Ordnung in Berlin im miniftertellen Sinne berzuftellen, ohne 
die Berfammlung zu verlegen. Verzichte Das Minifterium von 
sorahexein auf Die Majorität, wolle es füh derſelben ohne Wer 
vderes entgegenſtellen: fo fei es weit .leiihter und dem Lande ges 
genüber ‚viel mehr gerechifertigt, durch Entfaltung einer ſtarken 
Militairmacht in Berlin jedem Exceſſe vorzubeugen und den 
‚Schein der Unfreiheit der Berathunger zu. befettigen, ala das 
Ansehen und Pie Stellung der DBerfanmlung felbft durch eine 

gewaltfame Barlegung und Beriagine über ben. Saufen zu 


| 
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Nicht zweifelie kann ich Daran, daß ſowohl le rechte SHE, 
als * die nachherigen Miniſter von meinen Aeußerungen —* 
ftandige Runde erhalten haben, alfo genau wirkten, was bevorſtanb. 
Ye 7. oder 8. beſuchte mich derſelbe Abgevrdnete nochmäls 
and theilte mir mit; daß die beabſichtigten Maßtegeln zur Aus⸗ 
führung kommen würden: Diele Abſichten des Miniſteriums tod. 
ten bereits in der Stadt befannt geworden, aber nicht, daß die 
rechte Seite fich: einverſtanden erklärt und wahrſcheinlich auch 
Nathfchlage ertheilt hatte. Darüber zu ſchweigen, hielt ich in 

meiner damaligen Stellung für Pflicht. 

Die Hetren v. Manteuffel und v. Ladenberg traten in das 
Minifterium. War irgend noch ein Zweifel -darkber, welchen 
Peg Die Regierung zu gehen beabſichtige, ſo brachte der Name 
des Herrn vorn Manteuffel, deſſen politiſche Anſichten man vom 
vereinigten Landtage her kannte, Gewißheit. 

Bezeitchnend iſt der Umſtand, daß die nicht mehr conſtitutis⸗ 
nellen Miniſterien Pfnel und Brandenburg unvollſtändig ware. 


Es konmt in conſtitutionellen Staaten wohl vor; daß eine efit- 


zelne Miniſterſtelle nicht ſofort beſetzt wird; aber bie ganze exe⸗ 
tutive Bewalt: in die Hand einer Minsrität des Miniſteriums 
zu legen, iſt im hoͤchſten Maße uneonſtitutisnell. Gerade datiiı 
liegt eine große Garantie, daß ein conſtitutivnelles Minifterium 
aus einer groͤßeren Jahl von Perſonen beſteht, welche bei allen 
wichtigen Maßregeln fänmtlich übereinſtimmen wüſſen, weil alle 
Mitglieder verantwortlich ſind. Es iſt dieß einer der großen, 
nicht geſchriebenen conſtitutionellen Grundſaͤtze, deffen Verletzung 
das conſtitutionelle Prinzip untergtaͤbt. England hat deßhalb 
einen fo zahlreichen Minifterratb, und das Unterhaus wärde ſich 
wahrſcheinlich in gar Feine Verhandfungen mit einem Minkfterinm 
einlaffen, welches nur aus biei Dder vier Perfonen beſtände. 

Hier trat noch der unerhoͤrte Fall ein, daß das Miniſterium 
bie wichtigſten und gefaͤhrlichſten Maßregeln ohne einen Juſttz⸗ 
minifter beſchloß und ausführte; denn der Juſtizminiſter Kis— 
ter, ein Mitglied des abgetretenen Miniſterinms, hatte ſich nur 
Bereit finden laſſen, die Iaufenden gewöhnlichen Geſchäfte noch 
einige Zeit zu beforgen,- ohne itgend eine pouuuche Verantwon 
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tung zu übernehmen. Er foll diefe Erklärung noch am B. aus⸗ 
drücklich fchriftlih wiederholt haben, und dennoch war in der 
am 9. verlefenen Botichaft unter Nr. 5, gefagt: „Die Verwal⸗ 
tung des Suftizminifteriums wird einftweilen der bisherige 
Suftizminifter Kisker beibehalten;” dagegen folgte die Bemer⸗ 
fung wegen der Wahrnehmung des Finanzminifteriums und 
des Minifteriumsd für Handel, Gewerbe ohne befondere Nummer. 

Hiernach erfchien Herr Kisker als zur Zeit noch verantwort⸗ 
licher Juſtizminiſter; er nahm aber fehr richtig an der Sitzung 
vom 9. feinen Antheil. 

Am 8. November kam der Graf Brandenburg nochmals zu 
mir und theilte mir die Entfchliegungen des Minifteriums mit. 
Im Wefentlichen gab ich ihm diefelben Antworten, wie dem Ab» 
geordneten der Rechten, von welchem ich den Blan zuerft erfuhr, 
fagte auch ganz offen, daß die Majorität von wmindeftens 250 
Abgeordneten fih Der Berlegung und Bertagung nicht fügen 
werde, und daß ich mich nicht für ermächtigt bielte, die Sitzung 
zu fehließen, ohne die Berfammlung zu fragen. Der Geneal 
meinte, der ‚vereinigte Landtag fei von dem Königlihen Com⸗ 
miffarius gefchlofien werden; indeffen fehlen er doch zuzugeben, 
daß hier ein anderer Fall vorliege. Als ich ihm aber fagte, daß 
es hier der Berfammlung wohl darauf anfommen werde, zu prüfen, 
ob das Minifterium zu dem in Rede ftehenden Schritt berechtigt 
fei, erwiderte er: „Das ift eine Königliche Botfchaft; daher über 
allen Zweifel erhaben.“ Bei aller Achtung vor den Rechten der 
Krone läßt fich nicht Iäugnen, daß in dieſer Neußerung die voll⸗ 
fländige Betätigung meiner oben ausgefprochenen Bermuthung 
liegt: der General Graf Brandenburg Tenne das Lebensprinzip 
eines conftitutionellen Staats nicht. Die Antwort zeigt aber auch, 
daß das Minifterium Brandenburg fi) von Haufe aus auf den 
abfoluten Standpunkt stellte und Nichts weiter zuließ, ald einige 
conftitutionelle Formen und Eonceffinen. Das Prinzip der Dex; 
einbarung zwiſchen der Krone und dem durch die National Ber 
fammlung vertretenen Volle war ſchon am 8. November gefallen. 
Vergeblich bemühte ich mich daher, dem Grafen auseinander zu 
feben, Daß im conftitutionellen Staate — und als foldhen wollte 
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ja der Graf unſern Staat behandeln — die Krone niemals eine 
ſelbſtſtaͤndige Maßregel unternehmen könne, und daß Alles, was 
Im Namen der Krone geſchieht, ein politiſcher Act des verant⸗ 
wortlichen Miniſteriums iſt; ferner, daß es der Kammer ſtets 
zuſtehe, die Rechtmaͤßigkeit der Handlungen des verantwortlichen 
Miniſteriums zu prüfen. Der Graf konnte mich nicht verſtehen, 
unſer politiſcher Standpunkt war ein zu verſchiedener. 

Noch verfuchte ich, dem General auseinander zu ſetzen, daß 
eine Abweichung vom conftitutionellen Prinzip, ein Gewaltichritt 
immer den andern nach fich ziehe, und daß man entweder wirt 
lich conflitntionell, oder abfolut fein müffe. Ich führte aus, daß 
die Bertagung und Verlegung der Berfammlung zur gewaltfamen 
Auflöfung derfelben, diefe zur Nichtbeachtung des Wahlgefebes 
vom 8. April und zur Detroyirung einer Verfaffung bintreiben 
würde Auch damit komme man noch nicht aus; man würde 
endlich entweder nachgeben und vollftändig conftitutionell werden, 
oder die Prefie und das Affociationsrecht willkürlich beſchränken 
müflen. Der Faden der nicht conftitutionellen, ja der ungeſetz⸗ 
lichen Schritte reiße nicht eher ab, als durch eine Revolution; 
oder durch die freiwillige vollftändige Ruͤckkehr auf den wirklich 
conſtitutionellen Boden. 

Ich meine, der erſte Theil meiner Vorherſagungen iſt ein⸗ 
getroffen, und ich glaube, daß auch der zweite Theil ſich erfüllen 
wird; nur wünfche ich aufrichtig, daß dieß nicht Durch eine zweite 
Nevofution, fondern durch das endliche, klare Erkennen der Zeit 
und ihrer Korderungen geſchehen mag. Wie der anfchwellende 
Strom dem Thale folgt, welches die Natur ihm bereitet, und 
ſich endlich in das Meer ergießt, der Menſch mag der künſtlichen 
Hinderniffe und Ableitungen noch fo viele in den Weg legen: 
fo wird auch, die vernünftige Freiheit der Bölfer alle Hinderniſſe 
beftegen, welche falſche Anftchten und Irrthümer der Regenten, 
Gigennug, böfer Wille oder Mißverftand ihrer Rathgeber, Furcht, 
Zaghaftigkeit und Bequemlichkeit eines Theils des Volles in den 
Weg legen. Iſt die Entwidelung eines Volks bis zu einer ge 
wiſſen Stufe gediehen; haben die Lebensadern der Nation zu 
pulfisen angefangen: fo erfolgt die Geburt, der Fötus Tommt 
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zup Welt. "Bei aller fseien Gelbfiheftiumung Des Indiridnums 
ſchreitet das Schickſal, das Fatum der Alten, vorwärts; es fragt 
ſich nur, ob die Entwidelung. nad) organifchen Gefegen, ohne zu 
große Wehen, oder ob fie ſtoßweiſe, gewaltfam erfolgen cl, 
Für das Erſte zu forgen, ift die. große Aufhabe, die ungeheuxe 
Verantwortlichleit der Fürſten. 

Vom 31. October bis 9. November war. Die Ruhe in Berlin, 
anf. den Straßen und vor dem Sipungslocale nicht einen Augen- 
blick geftört worden. Nur Herrn Baſſermann beunruhigte Die 
bildliche (ironiſche) Darftelung Des Traums eines Republifunerg. 
Dey Traum eines Reactionairs fränmten vielleicht Die, uon wel⸗ 
hen ex Nachrichten einzog. Den belaunten Beſchluß der Natip- 
nal» Berfammlung in der Sitzung am 9. übergehe ich; aber ans 
führen will ich noch einen Vorfall, welcher. das Benehmen des 
Minifteriums in ein helles Licht zu ſetzen geeignet iſt. | 
» Rad Dem, was ich vorſtehend mitgetheilt habe, war 48 wahr, 
fheinlih, Daß das Deinifterium zur Erreichung feiner Zwede in 
der Wahl ‚feiner Mittel nicht. ſehr ängftlih fein werde. Offenbar 
wurde die Fortſetzung der Sißung am 9. ſehr ſchwierig, und 
die Perſammlung in große Verſegenheit geſetzt, wenn das geſampite 
Bureau⸗-Perſonal mit Einſchluß der Stenographen ſich entferute. 
Um dieß zu verhindern, gab id) am 8. Abends den BPureau⸗Vor⸗ 
ſtehern den Befehl, am andern Tage ohne meine ausdrückliche 
Erlaubniß weder ſelbſt das Haus zu verlafen, noch Dieß irgend. 

einem Beamten der National Berfaumlung zu geſtatten. Als 
ſolche mußten die fungirenden Beamten betrachtet werden; denn 
fie führten ihre Geſchäfte nicht in Folge einer Gefälligkeit des, 
Mintfteriums, fondern fie. waren der National⸗Berxſammlung factiſch. 
überwiefen und fonnten nur von dieſer ihrer Geſchäfte euthoben 
werden. Dazu kam nach, daß bei einer Vertagung der Berfamm 
lung der Präfident derfelben . nicht aufhört, . Präfident zu fein, 
fondern die laufenden Bureau⸗Geſchafte nad) wie vor leitet amd: 
die Beamten bequffichtigt. Selbſt in Wien hat man dieſen Grund⸗ 
ſatz befolgt, Dex von mir, erlaffene Befehl hag daher vollkommen 
in. meiner Competenz, und die Beamten waren ſͤmmtlich bereit, 
Folge zu, leiten, — Ciner von ihnen. veftraute mir. aber, daß 
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er allerdings erſchren habe, das Miniſteriuin würde die Beamten 
am andern Morgen faͤmmthich abberuſen. Meine Vermuthung 
war alſo richtig, und es kam nur noch darauf un, vb Der Mniſter 
mindeſtens die Anftandsferm beebachten würde, den Prafidemten 
zu benachrichtigen, oder ſich mit ibm. über dieſe Geſchäftßange⸗ 
legenheit zu. verſtändigen. Während. der Sitzung am 8. ging 
das in den. ſtenographiſchen Berichten enthaltene. Screihen. Sch 
Miniſters des Innern an den Kanzleirath Bleich ein. Man Hatte 
nicht einmal Vorſorge getroffen für die Sicherheit der Dcumente 
Botihaften, Gefebentwürfe, fondern nur angeordnet, daß Die 
Locale, wie Alles ſtand und. Tag, ohne Zuventur, ohne ttebergabe, 
gefchloften wenden ſollten. Es hatte ja das Vagraͤbniß der Ven 
ſammlimg begonuen. 

Die. Beamten pwroduneirten mir dieß ‚Schreiben anf dem 
Praͤſidentonſtuhl und fagten, Daß fie gern bleiben mürden, wenn 
ich -fie vor einer Bedrohung ihrer: Eyiftenz ſchüßen könnta. Ich 
müßte wich fehr irren, went: der Dorfohlag,. die Bürgerwehr zu 
infirnixen, keinen Bewuten ohne meine Grlaubniß aus dem Haufe 
zu laffen, nicht von einem Dee Beamten ſelbſt ausgegangen wärt; 
Ich ertheilte einen ſolchen Befehl, und Leiner Der Beamten hat 
Die Erlaubniß bei nie vachgeſucht, das: Haus. verlaſſen zu Dünen. 

.. Da dem Präfidentau die Polizei innerhalb: des Haufes zw 
ſtand, fo, überfchritt ich durch dieſen Befehl in keiner Metie Die 
Graͤnzen meiner. Competenz. Don wiſlkürlicher Beraubung den 
perxfonlichen Freiheit konnte hier um fo weniger die Rede fein, 
als ch erſt Darauf anlamı, sb ein Beamter die Erlaubniß, Das 
Hausa zu nerlaften, nachſachen würde: Der Befehl war. nur. für 
eine Sitzung wirbſam. la ſpätar mehre Beamte ihre Extftenz 
duch, das . Berbleiben Bei der National» Berfaumlung bedroht 
glaubten, habe id) feinen Anftand genommen, fie fofort. zu ent⸗ 
Infien. Uebrigens zeigte Dex Kanzleixath Bieich mir am 9. Abends 
au, daß er ſich beim Miniſter des Innexn gemeldet und vorge⸗ 
ſtellt habe, Die Papiere koͤnnten unmöglich ungeordmet zuxüͤck⸗ 
bleiben; darauf ſoll der Miniſter die Erbanbniß zur. Rückkehr 
ned dem Local zwar nicht ertheilt, aber auch nicht verweigert 
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Dies. tft der Bufammenhang der Angelegenheit, in Wetreff 
deren nach den Zeitungen eine Unterfuchung gegen mich durch 
den ‚Staatsanwalt eimgeleitet .gewefen fein fol. Nur durch die 
Zeitungen habe ich hiervon Kunde erhalten. 

Die oben ausgeſprochene Vermuthung, daß die rechte Seite 
fi zwifchen dem 3. und 8. November velltändig mit dem Mis 
nifterrum verftändigt habe, wurde dadurch beftätigt, daß. die Mit- 
glieder das Hans in Gemeinfchaft mit dem Minifterium Bran- 
denburg am 9. verließen, ohne den Beſchluß der Berfammlung, 
ob fie die Verlegung und Bertagung als rechtmäßig anerlenne, 
abzuwarten. In dem Wahlgefeg vom 8. April ift der Krone das 
Recht, die VBerfammlung einfeitig zu verlegen oder zu vertagen, 
nicht vorbehalten. Nach meiner Anficht konnte e8 auch nicht por 
behalten werden, weil damit das Prinzip der Bereinbarung uns 
verträglich ift. Wenn ich mich, im Beſitze der materiellen Macht, 
mit Jemand über unfer gegenfeitiges Verhältniß vereinbaren fol 
und. behalte mir das Recht vor, ihn beliebig, ohne feine Ein- 
willigung, nach Haufe zu ſchicken: fo bleibt es lediglich meinem 
Ermeſſen anbeimgeftellt, ob Alles beim Alten bleiben fol. — So 
urtheilt der einfache, natürliche Verſtand. Auch Pie National: Ber 
ſammlung in Frankfurt hat ein Recht der Krone, die Verſamm⸗ 
fung willkürlich zu vertagen, nicht anerkannt, ſondern die Ver⸗ 
tagung nur. al8 .eine angeblich nothwendige Folge der angeblich 
unvermeiblihen Verlegung ausnahmsweife gebilligt. Die Gegner 
foheinen ganz außer Acht zu laffen, daß es in einem folchen 
Falle auf neue Bänke und Stühle, überhaupt auf einige Taufend 
Thaler Koften nicht anfommen durfte, d. h, dag man, während: 
die Siyungen in Berlin flattfauden, für ein nenes Local forgen 
fonnte, daß alfo Die Verlegung die Vertagung nicht nothwendig 
bedingte. 

GEs iſt hier nicht meine Abſicht, die Frage ſtaatsrechtlich zu 
beleuchten. Die ungeheure Majorität des Landes hat ſich über 
dieſen Punkt. in mehren Tauſend Adreſſen ausgeſprochen. Je⸗ 
denfalls war die Sache, wenn nicht im Sinne der Mehrheit zu 
entſcheiden, ſo doch eine höchſt zweifelhafte. Die Mitglieder der 
rechten Seite hätten fo viel Achtung vor der Würde, Entſtehung 
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und Stellung der Berfainmlung haben ſollen, um die Frage nach 
Berlefung der Botfchaft gründlich und Öffentlich zu erörtern. Ste 
mochten: ihre Anfichten, ihre Weberzeugung vertheibigen, ihre 
Gründe entwideln und die der Mehrheit hören, prüfen und 
widerlegen; ja, fie mochten erflären, daß ſie den Sibungen vor. 
bem 27. nicht wieder beiwohnen würden, wenn die Mehrheit die 
Berlihungen in Berlin fortfege, wenn die Abftimmung über die 
Hauptfrage der Rechtmäßigkeit der Verlegung gegen ihre llebers 
zengung ausfalle Indem fie aber den Saal ohne Weiteres ver- 
ließen, ftellten fie fich unter den Befehl des Minifteriums, und 
das wird das Land feinen Vertretern fchwerlich vergeben. Daß 
das Minifterium die Berfammlung auf den abfoluten Standpunkt 
des ſchuldigen Gehorfams in dem Schreiben vom 9. November 
verwies, ift befannt. Als Präfident der National» Berfammlung 
hatte ich dem Minifterium nach Vorfehrift des Reglemente Ans 
zeige von den am 9. Vormittags gefaßten Beichlüffen gemacht. 
Der Minifter- Präftdent antwortete nicht dem Präſidenten der 
National-Berfammlung, deffen Functionen durch eine Vertagung 
nicht ſaͤmmtlich erlöfchen, ſondern „dem Regierungsrath“ 
von Unruh: 

„Ich halte mich verpflichtet, Sie darauf hinzuweiſen, daß 
dergleichen Befchlüffe nicht nur völlig ungeſetzlich und deß⸗ 
halb nichtig find, fondern daß auch die Abgeordneten, welche 
daran Theil genommen, fi der Anmapung von Hoheitss 

- rechten und eines Vergehens wiber die Berfaffung 
ſſchuldig gemacht haben. 
Indem ich Euer ꝛc. überlaffe, den Anhalt dieſes Schreiben®, 
. zur Kenntniß der Abgeordneten zu bringen, welche ‚Die ges 
‚jeglichen Schranken überfohritten und dem Befehle Sr. 
Majeftät des Königs den fhuldigen Gehorſam 
verweigert haben, gebe ih Ihnen. zu erwägen“ u. ſ. w. — 
Die Behauptung, daß die Verſammlung fh eines Vergehen!‘ 
wider die Verfafjung jchuldig gemacht habe, während die Vers 
ſammlung ſich befttebte, die im März errungenen Rechte, welche: 
die Grundlage. der Verfaffung bilden follten, mit friebfichen 
Mitteln zu vertheidigen,. Zingt wie Hohn, und die Erinnerung: 
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an ben ſchuldigen Gehorſam einer Berſammkung, welche nad 
einer. Meuolution die Verfaffung vereinbaren follte, gegen Dis 
Krone. führt auf den Standpunkt des befchränkten Unterthanen⸗ 
verſtandes wieder zurüd. Die Achtung vor den Rechten der 
Krone iſt eine ber wejentlühften Grundlagen des conftitutionelten 
Staats, aber derfelbe hört auf, dieß zu fein, oder lann nie das 
zu gelangen, wenn die wichtigſten Verfaffungsfragen duch deu 
fhuldigen Gehorſam der Vertreter des Volle. gegen die Srome 
ihre Erledigung finden follen. 

Wann die perfönkiche Betheiligung an den jetzt ſchwebenden 
Sragen aufgehört haben wird, fo muß der unparteiiſche Beur⸗ 
theiler zugeftehen, daß das Benehmen des Minifteriums keinen 
Bweifel übrig lieg über die Abfichten deſſelben, und dieſe Gewiße 
heit war allerdings. von großem Einfluß. auf die Beſchlüfſe der 
Berfammlung. | 

Beachtet man die angeführten Einzelnheiten nicht, ſteht man 
über die Berfonen hinweg: fo fiheint es, als ob die Berfammis 
hmg zwei ganz verfchiedene Wege hätte einfchlagen können. Der 
eine .beftand darin, am 9. November einen energifchen Proteſt 
gegen die Maßregel der Verlegung und Bertagung zu erlaffen, 
ber keine weitern Sitzungen vor dem 2T7ften zu halten. Die 
andere Alternative erforderte. ein firenges Aufrechthalten des 
Prinzips, daß der Krone das Recht nicht zufiehe, die Berfamms 
fung einfeitig zu vertagen, oder zu. verlegen. Offenbar heſtand 
die Durchführung dieſes Prinzips in dex Fortſezung der Bes 
rathungen. Je fchärfer das Minifterium.. auftrat, deſto weniger 
Fonaube ein Zweifel daruüber obwalten,. daß Der letzte Meg einges 
fäylagen merden mußte. Eine höchſt wichtige Rückſicht trat noch 
hinzu: Die Aufregung in der Hanpifladt und tm Lande wuchs 
von Stunde zu Stunde Niemand kannte vorherſehen, welde 
Ereiguiffe .sintueten würden, und für den Zoll außerordentlicher 
Begebenheiten war es von ber höchſten Wichtigkeit, daB Die con- 
ſtitationell⸗ monarchiſche National⸗Berſammlung fih nicht aufs 
Isfte, und fich nicht eima ſtatt ihrer politiſche Bereine. hinfbellten, 
ſich der Bewegung bemeifterten und: Diefelbe in. dem eimen ober: 
qubern Eninne ausheuteten.. Die Regierung ſelbſt bat in Benlin 
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und in den Provinzen große Bewegungen ‚befürditet, Haͤtte Die 
Perſammlung ſich auf 17 Tage getrennt, fo erkaunte fie. Die Ver⸗ 
tagung nicht allein factiſch an, ſondern man hätte ſicherlich ges 
ſagt, fie fürchte ſich vor dem Bajonetten Wrangel's; wenn fie 
Das Land gerade in einer fo ſchweren Krifis verlaſſe, fo ſei fie. 
Des Pertrauens des Landes nicht mehr werth. Trenute ſich Die 
Berſammlung als ſolche, wenn auch ihre Mitglieder ig Berlin 
blieben, fo mar der Straßenlampf unvermeidlich, und Das. wollte 
die Berſammlung nicht. 

Daß die National-Berfammlung aus dem eingetretenen Con⸗ 
fick Feine Revolution, feinen Bürgerkrieg machen wollte, ift in 
der Morgenfigung nom 10, unwiderſprechlich niedergelegt. Die 


ftenographiichen Berichte euthalten den Beweis. Weil Diefelben 


aber von der Pecker'ſchen Geheimen Ober⸗Hof⸗PBuchdruckerei nicht 
mehr gedrudt wurden, daher erſt fpäter zum Druck und au keiner 
ragelmäßigen Pertheilung gelangten: jo will id Einiges hier 
anführen: 

Am 9. und während den Nacht zum 10. langte eine große Zahl 
von Deputationen an, welche ber National-Verſammlung nicht, 
nur ihre Zuftinmung erklärten, fondern zum großen Xheile ſich 
auch in gang unzweideutigem Sinne zur Verfügung. ftellten. Dies 
ſen Deputationen mußte ich autworten, ohne. einen Beſchluß ber 
Berfaymlung darüber herbeiführen zu können; aber ich beeilte. 
mid, in der Morgenfigung ausführlichen Bericht zu erſtatten über 
Das, was geſchehen, und was ich gethan. Ich entwickelte offen 
und unverhohlen meine pexrſoͤnlichen Auſichten über die lritiſche 
Lage des Staates und über die nach ‚meiner Ueberzeugung ein⸗ 
sig und ‚allein guzuwendenden Mittel, ohne Rüdficht darayf, ob 
ich. in der Berfammlung bei diefen friedlichen Geſinnungen auf 
Widerſtand ſtogen und von einem Theile. den Landes "each 
werden. würde, 

Weine Erklaͤruug lautete dahin: £ | 

Ach wäre entichienen dex Meinung, daß hier» nur x paffiver, 

Widerſtand geleiſtet werden könne, und Daß bie wahre Eike 

ſcheidung über die ſchwere Kriſis, ‚welche durch die 
Rathgeber des Krane hereingebrochen ſei, ‚in der Hand. 
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des Landes Tiege. Go lange die Brefie, fo lange das Aſſo⸗ 
ciationsrecht nicht von Neuem geknebelt fei, habe das Land 
die Mittel in Händen, ohne Blutvergießen den Sieg über 
die jepigen Beftrebungen der Reaction herbeizuführen. 

Wenn die Prefie, fagte ich, wenn alle Affoctationen, wenn 
alle Wahlbezirke fi auf das Entfchiedenfte erflären, wenn 
fie unferer Anſicht beitreten, wenn fie proteſtiren gegen das 
Benehmen des jegigen Minifteriums, wenn dieß vom gan 
zen Lande gefhieht: dann ift fein Zweifel, daB es Erfolg 
haben muß. 

Iſt das Land, oder ein großer Theil defielben nicht dieſer 
Meinung, dann hat das Lund es zu verantworten, wenn 
die eben aufblühende Freiheit wieder verdorrt.“ 

Die ganze Berfammlung trat mir bei, unerachtet die rechte 


Seite fehlte. Das Land folgte dem Ruf; Deputationen aller 


großen Städte, der Magiftrate und Stadtverordneten und Tau⸗ 
fende von Adrefien trafen ein; aber das Miniflerium gab 
nicht nad. Daffelbe war ſchwerlich beffer als wir-von der wahr 
- ren Stimmung ded Landes unterrichtet, denn es traf außeror 
dentlihe Anftalten. 

Mein Rath gründete fi einmal darauf, daB ih das Her 
vorrufen gewaltfamer politifcher Ummälzungen überall für eine 
Mapregel halte, deren Entwickelung und Ende der Erzeuger nie 
in der Hand hat, am wenigften aber in einem politiſch noch wes 
nig gebildeten Lande; ferner darauf, daß ich den paffiven Wider; 
ftand, in ‚allen feinen Eonfequenzen gehörig durchgeführt, wirklich 
für andreichend hielt und endlich auf meine ziemlich fpecielle Kennt⸗ 
niß von vier Provinzen des Staates. Eine Erſchütterung des 
monatchifihen Prinzips babe ich nie beforgt und das Angſtge⸗ 
frei vor Republik ſtets als Gefpenfterfurcht, oder ala ein bos⸗ 
haftes Mittel gegen das wahrhaft conftitutionelle Prinzip betrach⸗ 
tet. Wenn ich wirklich andere Anftchten gehabt hätte, was nicht 
der Fall mar, fo fland doch mein Urtheil über Das Land feft; 
ich war im Boraus davon Hberzeugt und habe es vielfach aus⸗ 


geſprochen, Daß das Land mehr als paffiven Widerftand nicht leiften . 


und ſelbſt bei dieſem nicht bis zur Außerften Graͤnze folgen werbe. 
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: Im Sinne bed paffiven Widerſtande un 
Mafregein haben nicht nur meine politifijen Freunde, ſondern die 
ganze Verſammlung hat ſo gewirkt, und ich nehme keinen Anſtand, 
es auszuſprechen, daß es dieſen Betrebungen hauptſaͤchlich zu 
danken ift, daß Tein Blut floß. 

Eine Rüdfiht fam noch Binzn, Zunãchſt mußte kein Vorwand 
gegeben werden, die Preſſe und das Vereinigungsrecht zu be⸗ 
ſchränken; aber auch kein Vorwand, daß die Regierung ſich 
auf Das Recht des Siegers berufen konnte. Welche ungeſetzlichen 
Gewaltmaßregeln auch angewendet werden mochten, dieſelben blie⸗ 
ben ungeſetzlich und ungerechtfertigt, ſo lange kein materieller 
Widerſtand zu überwinden, Tein Kampf mit den. Waffen auszu⸗ 
kaͤmpfen war. 

In der That lieh das Minifterium nicht auf die gewaltfamen 
Maßregeln warten. Die VBerfammlung wurde durch Militeiw 
gewalt wiederholt vertrieben, die Bürgerwehr aufgelöft, Berlin 
in Belagerungszuftand erklärt, Kriegsgerichte für gewifle Fälle 
‚angedrobt, die Preffe und das Vereinigungsrecht fuspendirt, Das 
foeben exft mit der Verſammlung vereinbarte und. von der Krome 
fanctionirte Gefeß über den Schuß der perfönlichen Kreiheit nicht 
aufgehoben, aber ruͤckſichtslos unter den Augen des Minifteriums 
verlegt. VBerhaftungen wurden vorgenommen ohne richterlichen 
Befehl, in die Wohnung eingedrungen, Hausfuchungen gehalten, 
ohne Beachtung der gefehlichen Borfchriften. 

Das Alles geſchah, ohne daß Ein Dann fi den Behörden 
in Berlin widerfegt hatte. 

Als Vorwand zur Auflöfung der Buͤrgerwehr wurde die 
Weigerung derſelben, die Verſammlung mit den Waffen zu ver⸗ 
jagen, angeführt, obgleich der $. 1 des Bürgerwehrgeſetzes die⸗ 
felbe verpflichtet, die verfafjiungsmäßige Freiheit zu ſchützen, umd 
obgleich die Verfammlung, wenn die Regierung fie nicht mehr 
als Parlament anfah, Doc noch unter dem Schutze des freien 
Bereinigungsrechts fland. Man mußte um jeden Preis Belage 
rungszuftand haben. Die Bürgerwehr wurde aufgelöft, weil fie 
das Geſetz nicht nerlegen wollte Niemand widerſebte ſich den 
Truppen; man erklaͤrte Belagerungszuſtand. 
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Die Rational⸗Verſanmtung hatte es vollkvmnmen ih ihrer 
Gewalt, einen blutigen Confliet herbeizuführen; fie hat ihn ſelbſt 
waͤhtend der Ausfuͤhrung jener Gewaltmaßregeln verhindert. AB 
in der Nacht vom 12. zum 13. eine Sitzung der National⸗Ver⸗ 
fammlung im Schütenhaufe ftattfinden follte, war ſowohl das 
Schüpenhaus, als jeher Theil der Linienſtraße mit einer großen 
Maſſe wohlbewaffneter Leute befegt, welche jede Störung der 
Sitzung dur Waffengewalt zu verhindern entfchloffen ſich erflär- 
ten. Der Praͤſtdent und die Vice Präfidenten der Verſammlung 
forderten Die Bewaffneten auf, nicht nur das Hand, ſondern auch 
die Straße zu verlaffen und erklärten, bevor dieß geſchehes, wärde 
die Sitzung nicht eröffnet werben. - 

Es ließen fich der Haren Beweiſe noch ſehr viele auftihren, 
daß bie Verſaumlung kein Buͤrgerblut vergießen wollte. Furcht 
hat die Mitglieder zu dieſem Benehmen wahrlich nicht bewogen; 
denn man war ſich wohl bewußt, daß ein Straßenkampf dennoch 
ſehr Leicht entftehen könne, und man hatte genug fiber die In⸗ 
ſtructivnen und Bellmachten des Generals Wiangel gehört. Je⸗ 
von Abend fhien es zweifelhaft, ob Die Nacht ohne Kampf ver 
‚gehen werde, und es lag nahe, daß die Abgeordriiefen, wern 
fie ihre Perſon nicht in Gefahr bringen wollten, weder Sitzun⸗ 
gen, noch PBarteiverfammlungen: halten durften. Mir find- der 
Urtheile damals und jetzt viele zugeloimmen, wonach die Ver⸗ 
fammlung unrecht an der Sache der Freiheit: gehandelt haben 
oil, weit fle Blutvergiegen vermied. Von meinem Standpuntt 
aus muß ich diefe Anficht für grundfalſch erklären, ganz abges 
ſehen von der ‚moralifchen Seite; aber wenn ich mich auf den 
Standpunkt. der Eialtieten fielle, fo müßte ich dennoch jede Bros 
vocation zum Kampf als einen -politiihen Fehler bezeichnen. In 
rinem Siege gegen die Truppen wear gar Feine Ansſicht, und ed 
sr Nichts als eine romantiſche Idee, daß eine Niederlage der 
Bürgerwehr und des Volks in’ Berlin eine ſiegreiche Revolutivn 
im Lande herporgerufen: haben würde. Einzelne blutige -Anf 
finde wären vielleicht an einigen Punkten erfolgt und ohne alleft 
Hweifel niedergedtückt; dann fland Die Regierung im Rechte bes 
Siegerd gegen den Befiegtet. Was: fe gab, war wieder eine 
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VBuade, tin. freikillliges: Geſchenk. Geſetgzt aber anch bie Bevoͤl⸗ 
kerung hätte geftegt, oder die Truppen hätten wie im Maͤrz ben 
‚Sampfplay verlaſſen müſſen — Annahmen, an welche im November 
nicht zu denke war — dann hätte die Sache in Berlin. einen 
andern Berlauf ale im März genommen . Die Führer bes flogen, 
Den, wenigſtens nicht beſiegten Volks hätten. ſich wahrſcheinlich 
ga: Schritten oder Erklärungen gegen die Dynaſtie, vielleicht ge⸗ 
gen die monarchiſche Negierungsform hinreißen laffen, unb Das 
wäre das Signal zur Erklärung der alten Provinzen gegen Der 
Ein geweſen, vielleicht auch eines großen Theils von Sachfen and 
Kheinland. Nichte war geeigneter, den preußiſchen Staat gu 
zeritädeln, als Bürgerkrieg in Berlin und in einzelnen Prewinzen. 
Sehr confervative, befonnene Rheinkänder haben: gegen mid ſchon 
m Sommer geäußert: „Nicht die. Liebe zu Friedrich Wibhelm IV, 
oder zu feitem Haufe knüpft uns au Preußen; wir wollen dem 
groͤßten und märhtigften deutfchen Staat angehört. Faͤngt diefer 
zu zerfallen au, wird dr machtlos: fo.müflen win zufehen, wo wir 
bleiben.“ Die NationalsBerfammlung in ihrer großen. Mehrheit 
war nicht nur patriotifch deutſch, fie war and) der Majorität nach 
patriotiſch preußiſch. Wer das leugnet, weiß es entweder nicht 
beffer, oder — redet die Unwahrheit. 

Von der monarchiſchen Stimmung der Bevölkerung, nicht 
mur des ganzen Landes, fondern auch des größten Theils der 
Hanptitadt, ift die zeactiomaite PBartei gewiß eben fo gut, wie 
ich. und noch beſſer unterrichtet. Deſto unverantwortlicher and 
gewifteniofer ift die Behauptung, der Fortbeſtand Der Nas 
tionals Berfammlung hätte Die Exiſtenz der Monarchie bedroht, 
‚oder Die Beſtrebungen der in Berlin zurüdgebliebeien Mehrheit 
hätten auf die Republik hingezielt. Dergleihen lUnfiun und 
Ammenmaͤhrchen mag man Kindern und alten Weibern erzählen; 
28 ift eine Beleidigung gegen dad Volk, wenn man annimmt, 
daß es dergleichen Albernheiten für die Dauer glanben Tünne, 

‚Haben Manche gefagt, ich hätte nach der Praͤſidentſchaft in 
ber Republik geftxeht, fa kann man das Damen allenfalls verzei- 
hen, e& Elingt plant; bei. Männern it es Schwadhlspfigfeit, oder 
Dosheit, Speculation auf Die Dummheit Andere. 
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Ye weniger die Rational» Berfammlung Blutvergießen und 
Bürgerkrieg benbfichtigte, defto größer war ihre Pflicht, den paf- 
fiven Widerftand feſtzuhalten, der, gehörig durchgeführt, ohne 
Bintvergießen, ohne Revolution und ohne Gefahr für die Mo- 
narchie, das reine conftitutionelle Prinzip zu retten und feſtzu⸗ 
halten volllommen geeignet war, wie fehr auch Manche den. paſ⸗ 
fiven Widerſtand lächerlih machen und den Ausdrud mit gutem 
Witz in active Feigheit überfegen. 

Schon am 10. und 11. kam gelegentlich die Frage über die 
Steuerverweigerung in den Fractionen zur Sprache, wurde aber 
vom Gentrum und von einem Theile des linken Gentrums, fo 
‚wie von den zurüdgebliebenen Mitgliedern der Rechten und des 
rechten Centrums entfchieden abgelehnt. Als eine gewaltfame 
Maßregel des Minifteriums auf die andere folgte, wurde bie 
Frage von Neuem und ernftlih zur Erwägung geftellt, zuerft zu- 
rüdgewiejen, dann im Plenum zwar zugelaffen, aber auf meinen 
Antrag an eine Commiſſion verwiefen, alfo unerachtet der aller 
aufgeregteften Zeit mit großer Ruhe und faft nur als eine Dro- 
hung gegen das Minifterium behandelt, in der Hoffnung, daß 
die Krone fi doch noch zur Entlaffung des Miniſteriums ent 
fchließen und dadurch eine Ausgleihung des Conflict möglich 
machen werde; denn fo lange das Minifterium Brandenburg bie 
Staatögefchäfte leitete, lag eine DVereinigung ganz außer den 
Sränzen der Möglichkeit. Selbft die Frankfurter Berfammlung 
hatte fi) gegen dieß nicht conftitutionelle Minifterium erklärt und 
befchloffen, die Krone Preußen zur Ernennung eines volksthüm⸗ 
lichen Minifteriums zu bewegen. Das Papier ift jehr geduldig. 

Die Milttairgewalt wurde wiederholentlich nicht nur gegen 
die Berfammlung, fondern aud gegen Zuſammenkünfte der Frac⸗ 
tionen angewendet. Es fchwand jede Ausficht zu einer Berftän- 
digung, und der größte Theil der Abgeordneten erklärte, daß fie 
e3 für ihre Pflicht hielten, nicht unthätig der Verlegung der Ge⸗ 
fege, namentlich der Habeas⸗Corpus⸗Acte zuzuſehen, fondern der 
toben Gewalt einen Damm gegenüberzuftellen. Dan drang 
m mich, noch eine Sikung anzufeßen; ich verweigerte es um fo 
mehr, als ich bei der Sigung im Xocale der. Stabiverorbneten 
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erflärt Hatte, wenn wir nochmals durch Militeirgewalt' vertrieben 
würden, fo hielte ich es nicht für verteäglicd, mit der Würde der 
Berfammlung, diefelbe ohne die dringendfte Nothwendigkeit wieder 
zufammenzuberufen. Eine abermalige Vertreibung durch Militair⸗ 
gewalt trat nicht ein; wohl aber wurde der Saal der Städtvers 
ordneten bald nach dem Schluffe der Sikung wieder mit Miti- 
rair beſetzt. | 

Auf wiederhoftes Andringen ließ ich mich bereit finden, wegen 
Diefer. überaus wichtigen Frage, wegen dieſes offenbar lebten 
Befchluffes noch eine Sitzung anzufehen, wenn die befchlupfähige 
Zahl (202) ſchriftlich dieß Verlangen an mich ftellte. 
Am Nachmittag des 15. fand eine Privat- Zufammenkunft 
im Mielenp’fchen Saale, alfo ganz öffentlich, um 3 Uhr Gtatt, 
in welcher weder ich, noch einer der Bicepräfidenten den Vorfiß 
führte. Die Abgeordneten brachten die Steuerverweigerung zur 
Sprache, und die Majorität verlangte eine Sigung der Nationals 
Berfammfung. Dennoch beharrte ich auf meiner Yeußerung, nur 
auf den fehriftlihen Antrag von 202 Abgeordneten mit Nennung 
der Namen eine Sitzung einzuleiten. Man flimmte mit Zetteln, 
auf welche Jeder feinen Namen fehrieb, ab, und die Zufammens 
ftellung der Namen ergab mehr als 202. — Jetzt Hatte ich feine 
andere Wahl, als die Sitzung anzufegen, oder das Präftdium 
niederzulegen. Die letzte Maßregel war won mir bei Privat 
befprehungen aller Parteien mehrfadh zur Sprache ‚gebracht wor: 
den; man'proteftirte aber von allen Seiten dagegen, wie übers 
haupt aud die Mitglieder der Außerften Linken, ſelbſt mit Aufs 
opferung” ihrer Anfichten, jede Spaltung zu vermeiden reblich 
bemüht waren. u 

Diefe Anführungen find nicht Entfhuldigungen, fondern eins 
fache, nadte Thatfachen, welche ich auch noch dadurch vervollftäns 
digen will, daß ich meine Anficht über diefen Fall der Steuers 
derweigerung nicht wiſſenſchaftlich entwidele, fondern ganz fo 
erwähne, wie ich diefelbe in den vorhergehenden Tagen gegen 
biefe Abgeordnete aller Zractionen unamwunden ausgefprochen habe, 

Die Maßregel der Steuerverweigerung bielt ich unter ges 
wiſſen Umftänden für eine politifch gerechtfertigte, für die lebte 
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Graͤnze des paffiven Widerflandes, der Nothwehr, aber für be⸗ 
denklich bei der Ausführung in einen politifch noch nicht durch⸗ 
gebildeten Staat. Ich geftand zu, daß es vielleicht kein anderes 
Mittel gebe, der außergefeblichen Anwendung roher Gewalt von 
Seiten eines nichtconftitutionellen Minifteriums entgegen zu treten, 
welches der lauten Stimme des ganzen Landes und ber Frank 
furter Berfammlung tropte, Taufende von Adrefien gegen dafſſelbe 
mit einigen Dubenden dafür im Staantsanzeiger beantwortete; 
aber ich fagte im Voraus, daß das Land nicht folgen werde; 
Bon der einen Seite hoffte man großen Erfolg von dieſem Schritte, 
von der andern befürdtete man die traurigften Folgen; ich be 
fteitt beide Behauptungen und habe mic nicht geirrt. Trat die 
Gteuerverweigerung im ganzen Lande gleichmäßig ein, fo war 
das Minifterium ohne Blutvergießen zum Rädtritt gezwungen, 
Eine folche politifhe Energie der gefammten Bevölkerung konnte 
aber meines Erachtens, trotz der übergroßen Zahl von Zuſtim⸗ 


mungssNdreffen und Deputationen, nicht erwartet werden. Die 


Verweigerung auf einzelnen Punkten brachte Feine Anarchie über 
das ganze Land, gefährdete aber einzelne Perfonen. Aus dieſen 
Gründen fträubte ich mich gegen die Sikung und Beſchlußnahme. 
So viel ift gewiß, wenn es in England einem Minifterim eins 
fiele, auch nur den dritten Theil derjenigen Schritte zu thun, 
welche das Minifterium Brandenburg wirklich gethan hat: fo 
würde Fein Engländer vom Hochtory bis zum Kohlenträger auch 
nur einen Pfennig Steuern zahlen, und dennoch feine Anarchie 
über das Land kommen, fondern die Staatsmafchine mit dem 
Eintritt eines volksthümlichen Minifteriums fofort wieder in 
Gang fein. Der praktifche Engländer würde nicht Darauf war⸗ 
ten, in der nächſten Barlaments-Seffion dur Verwerfung drin⸗ 
gend nothwendiger Gefebe, oder durd) Verweigerung des Staats⸗ 
bedarfs für das nächte Jahr das Minifterium zum Nüdtrikt zu 
zwingen und bis dahin daffelbe viele Monate hindurch mit der 
gefammten Ererutiv-Gewalt, Land» und Seemacht nah Des 
lieben ſchalten und walten zu laffen. Der Engländer hat aber 
auch nicht nur perfönlihen Muth, den der Deutfhe auch bes 
fipt, fondern politiſchen Muth, den der Deutſche zur Zeit 
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nach. nicht befitzt, und am wenigſten De hoͤheren Alaffen. ber 
Bect | 

Der Berlauf der Sitzung am 15. Nonember ift bufanntz es 
muß aber ausdrücklich darauf aufmerkfam gemacht werden, daß 
ein eigentlicher Steuerverweigerungsbefähluß, eine Aufferderung 
an die Bevölkerung, die Steuern zu verweigern, gar nicht ges 
faßt worden iſt; es wurde nur eine Erklärung der Berfammlung 
abgegeben, dahin Iantend: daß dag Minikterium Branden- 
burg nicht befugt fei, Steuern zu erheben oder zu verwenden. 
Des Vorſchlag einer wirklichen Steuerverweigerung mit dem Zw 
faße, daß der Beſchluß fo lange in Kraft bleiben folle, bis bie 
Rationale Berfommlung denfelben wieder aufhöbe, wurde unten 
Drüdt, im Gegentheil hinzugefügt, daß der Beſchluß erft nach 
drei Tagen in Kraft treten folle. Eine zweite Abſtimmung, welde 
der 8. 43 des Reglements vorfchrieb, ift gar nicht verſucht wow 
den, und es kam felbft zur Sprache, von Seiten des Praͤſidiums 
eine Belannbuachung zu erlaffen, daß vor der zweiten Abſtim⸗ 
sung der Beſchluß noch gar Fein Beſchluß ſei; indeſſen wurde 
diefe Bekanntmachung in einer Präfidial- Eonferenz abgelehnt, 
weil es nicht Sache der National-Berfammlung fei, Belehrungen 
über ihr Meglement zu verdffentlichen. 

Endlich ift noch zu erwähnen, daß mehre Abgeordnete wäh 
zend der Sigung am 15. von einer Zagesorduung ſprachen, welche 
etwa dahin lauten ſollte: in Betracht, daß das Necht, die Steuern 
einem nicht conjtitutionell, ungefeglih handelnden Minifterium 
zu verweigern, jedem Staasbürger zuftehtz in Betracht, daß es 
nit Sache der National» Berfammlung tft, die Staatsbürger. 
über ihre Rechte zu belehren: geht die Verſammlung zur Tages 
ordaung über. 

&B war in der Verſammlung nicht nur eine ſtarke Minori⸗ 
tät gegen.die Steuernerweigerung, fondern das Meiultat der Ab⸗ 
Kimmung wäre zweifelhaft gewefen, weun die Ankunft des Mir 
litairs Die Debatte nicht unterbrochen, und namentliche Abſtim⸗ 
mung. ftatigefunden hätte. Selbft viele Abgeordnete der aͤußer⸗ 
ften Linken hatten ſich gegen die Steuerverweigerung nußge 
forschen. Als aber Die Bajonetie in-den. Saal drangen, dann 
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aber. denſelben für kurze Zeit wieder verließen, wurde das Amen⸗ 
dement des Abgeordneten Schule» Delipfh mit Ausnahme wes 
niger Stimmen angenommen. Das Anendement des Abgeord- 
neten Zachariä war zum Hauptantrage_ geftellt und el durch 
die Annahme des andern Amendements. 

Gewiß iſt es von Gewicht, daß der Fürſt Solms in ſeinen 
geſchichtlichen Anmerkungen das Recht der Steuerbewilligung fuͤr 
ein ganz illuſoriſches erklärt, wenn das Recht der Steuerverwei⸗ 
gerung nicht damit verbunden if. — Diefe beiden unbefchränt 
ten Rechte bilden den Angelpunkt des wirklichen Gonftitutionas 
fismus und find nicht gefährlich; denn die Steuerverweigerung 
wird miemald gegen eine Regierung eintreten, welche dem allge- 
meinen Willen der Nation entfpricht, und daß dieß der Tall fei, 
ift eben der Zweck des conftitutionellen Syſtems, die Steuerbe 
willigung und Verweigerung aber das Mittel zum Zwed. Der 
Fürft fegt freilich vorfichtig hinzu: das Necht der Bewilligung 
and Verweigerung des jährlihen Staatsbedarfs; und es 
kann allerdings nicht Davon die Rede fein, die laufenden Steuern 
deßhalb zu verweigern, weil ein fonft conftitutionelles Minifte 
rium eine mißliebige Mapregel anwendet. Erſt wenn das Mis 
nifterium den conjtitutionellen Boden verläßt, ungeſetzlich han- 
delt und die zugeflandenen Freiheiten des Volle mit Gefahr 
bedroht, oder wirklich unterdrüdt, tritt bei einem ypolitifch reifen 
Bolle entweder jene Nothwehr, oder die. Revolution von felbft ein, 

Gefährli iſt das Mittel der Steuerverweigerung ohne Frage; 
aber Gefahr ift immer vorhanden, wenn zwei gewaltige Mächte 
einander gegenüberftehen, und Maͤnner von firenger Moralität 
und Gewiffenhaftigfeit werden, ſobald fie zwiſchen Steuerver⸗ 
weigerung und Revolution wählen follen, nach dem erften greis 
fen. Die Mehrzahl der Abgeordneten glaubte fid am 15. Nos 
vember in diefer Lage und ſah höchftend noch einen dritten Fall 
müßiges Zufehen zur Lnterdrüdung der eben erſt errungenen 
Freiheit. Wollte das Minifterium einmal Militairgewalt gegen 
Die National⸗Verſammlung rückſichtslos anwenden, fo wäre es 
von feinem Standpunkt aus Hug und rechtlich geweien, den 
Saal nicht des Abends um 9 Uhr, fondern früher zu ‚räumen, 


» 
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da es bekannt war, daß die Abgeordneten fich feit 3 Uhr Nach⸗ 
mittags, alfo vor 6 Stunden, in einem Locale unter den Lin. 
den verfammelt hatten. 

In der Zeitperiode zwifchen dem 9. und 15. November fiel 
noch eine wichtige, charakteriftifche Einzelbeit vor. Die Bräfts 
denten und BicesPBräfidenten wurden nad dem Reglement alle 
4 Wochen gewählt. Die Wahl: Beriode lief am 12. November 
ab, und es erfolgten neue Wahlen. Bon dem Refultat derſel⸗ 
ben machte das Präafidium nach Vorſchrift des Reglemente uns 
mittelbare Anzeige an des Königs Majeftät. Diefe Anzeige 
ſchickte das Minifterium mir nicht unmittelbar zurüäd, fondern 
fieß mir das Original. duch den Polizeir-Präfidenten zw 
rücffenden, und zwar am 15. November, vor dem Befchluffe über 
die Steuerverweigerung. Das Schreiben war wieder. nit an 
den Präftdenten der (nur vertagten) NationalsBerfammlung, ſon⸗ 
dern an den „Regierungsrath“ v. Unruh gerichtet. 

Berfchweigen will ich nicht, daß bei Privatbefprechungen 
von einzelnen Abgeordneten die Frage angeregt wurde, ob nicht 
im Angefichte des muthmaßlich entftehenden Blutbades ein Bes 
ſchluß in Betreff des Eides der Armee und der Landwehr 
noihwendig fei, nicht eine Entbindung vom Eide, fondern eine 
Erklärung, daß der Eid zu gewiffen Gefehverlegungen, zu ge 
wiflen gewaltfamen Handlungen nit verpflichte. Man denke 
fih den Fall, dag ein Dfficier feinen Soldaten beföhle, Gefan⸗ 
gene ohne kriegsrechtliches Urtheil zu erfchießen, oder die Wirthe, 
bei denen die Soldaten einguartirt find, und von denen man 
Gefahr befürchtet, zu überfallen und zu tödten: .fo verpflichtet 
der Fahneneid zu folchen Handlungen, auch 'bei den ſtrengſten 
Anfichten über militatrifhen Gehorfam, gewiß nicht. Die Sache 
biieb aber, wie fi} von felbit verfteht, ganz auf ſich berehen 
and wird hier nur der Bollftändigfeit halber erwaͤhnt. Es if 
wie ein dahin zielender Antrag geftellt, wie überhaupt die Natio« 
nal⸗Verſammlung mit vollem Bewußtfein immer den Charakter 
eines. gefepgebenden Körpers in dieſer fchwierigen Zeit bewahrte 
und nicht wie ein Eonvent, wie eine proviforifche Regierung 
handelte. nn 


Die Majonität, welche am 9. im Siywngsiscale zurückblieb 
und dert Die bekannten Beichlüfie faßte, konnte unmöglich bie 
Abfiht haben, am 27. nad Brandenburg zu gehen, wenigſtens 
nicht, ohne daß von Seiten der Krone eine Annäherung irgend 
wie ausführbar gemacht wurde. Zn diefer Zeit trafen die Reichs⸗ 
Eommifjarien Hergenhahn und Simfon aus Frankfurt bier ein. 
Sie hatten zunächſt eine Privatbefprehung mit mir und dann 
eine Conferenz mit den Abgeordneten aller Fractionen. Das Ers 
gebniß war kurz folgendes: die Abgeordneten erklärten einmüs 
thig, in Wideriprud mit den befannten falfchen Behauptungen 
des Herrn Baſſermann, daß von ſolchen Bedingungen, wie dieſer 
in Frankfurt öffentlich erwähnt, gar nicht die Rede fei, fondern 
daß man Nichts verlange, ald die Ausführung der Frauffurter 
Beichlüffe, das heit Ernennung eines vollethümlichen Minifte 
siumd und Rüdnahme ber Verlegung nach Brandenburg, nach 
dem die Entwaffnung in Berlin erfolgt, die Stadt mit einer 
großen Militairmacht beſetzt, alfo jeder Schein einer Unfreiheit 
der Berathungen befeitigt war. Die Gommiffare drangen Darauf, 
die Verſammlung folle fi entichließen, nad) Brandenburg zu 
geben; ste fiellten aber den Rüdtritt des Minifterimmd Branden⸗ 
burg nicht in ſichere Ausficht, ſchienen mdeflen darauf zu hoffen, 
ungleich erklärten fie, ihre Aufgabe fei zumächſt, wenn irgend 
möglich, zu vermitteln; follte aber die Bermitielung wider Erwarten 
nußgkäden, fo ginge ihte Inſtruction dahin, mit gleicher Unyartei- 
(ichleit gegen die Krone, wie gegen Die Verſammlung zum euticheiden. 

Belanntlich ift weder. bie Bermittelung, nad Die Entſchei⸗ 
dung gegküdt. 

. Der 27. rückte heran. Einzelne Abgeordnete ſchienen um 
ſchlüffig zu werden; einige ſehr entſchiedene Leite, namentlich 
Bucher und Parifius, ſtellten die Anficht auf, daß die ganze Majo⸗ 
rität jetzt nach Brandenhurg hinüber geben müffe, weil ihn jebt 
fein anderer Kampfplatz für die im März errungenen Freiheiten 
übrig ‚bliebe, Die Beſchlüſſe in den Sractionen fielen gegen dieſe 
Anſicht aus; aber dDiefelbe würde durchgedrungen fein, wenn dad 
Miniſterium Brandenburg zurüdgetreten, oder die fihere Aut 
fiht darauf für die Sigung am 27. gewefen wäre. | 
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Die Verſammlung in Brandenburg wurde am 27. Noven⸗ 
ber nicht beſchlußfähig. Die Jahl ſtieg aber von Tage zu Tage, 
und man drohte mit der Einberuſung der Stellvertreter, einer 
Maßregel, welche ber Majorikät gegenüber in der Geſchichte aller 
Parlamente gewiß nnerhört if. Die Gefaht lag nahe, daß bie 
Verfammlung in Brandenburg beſchlußfähig werden und bie 
allerbedenflichften Befchlüffe fafen, ſowie auch frühere Bejchlüffe 
der National-Verfammlung aufheben Lönne. Das Benehmen der 
Minoritit in Brandenburg gab keine Garantie gegen ſolche Be 
fürchtungen; deſſen ungeachtet erflärten fi die hervorragenden 
Mitglieder der Linken gegen die Abficht, nad) Brandenburg zu 
gehen und wirkten fehr-energifch in dieſer Weiſe. 

- Bon den Eentren wurde Dagegen geltend gemacht, dag das 
Buftandelommen einer gerade nur beſchlußfähigen Verſammlung 
in Brandenburg eine Verfaffung und große, tiefgreifende Geſetze 
befürchten laffe, welche, in Wahrheit octroyirt, doch den Schein 
exhielten, als wären fie mit der. Volksvertretung wereinbart. Ends 
lich konnte nicht außer Betracht bleiben, daß die Mitglieder der 
Majorität in eine üble Lage Samen, wenn eine beſchlußfähige Ber 
ſammlung in Brandenburg die Sigungen vom 9. bis 15. für Pri- 
vatverfammlungen, die Beſchlüſſe für ungültig und unrechtmaͤ⸗ 
Big erklärte. Ä 

Obgleich die Berathungen in den Fractionen Aber die Frage, 
25 man nadı Brandenburg gehen folle, oder nicht, in offenen Lo⸗ 
calen von Reftinrationen erfolgten, die Regierung alfo ſicher Kunde 
Batte, daß über nicht Anderes, als über dieſe Frage berathen werde: 
fo verfhärfte man die militatrifchen Maßregeln. Man drang fetbft 
in die Wohnung von Abgeordneten und machte es ganz unmögs 
‚ Eich, einen gemeinfhaftlichen Beſchluß wegen der Theilnahme an 
der Berfammlung in Brandenburg zu faffen. Hätte eine jolche 
gememfchaftliche Befpredung Statt finden können, fo ift es feinen 
Augenblick zweifelhaft, Daß die Majoritat fih für Brandenburg ent 
fhied, mit Ausnahme von etwa 30 Mitgliedern der äußerſten Linken. 

Wäre es wirklich die Abficht der Regierung und derjenigen 
Abgeordneten, welche die Berfammlung am 9. November verfießen, 
gewefen, eine Vereinbarung zu Stande zu bringen, den Eonftict 
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auszugleichen und die Auflöfung zu verhäten: fo konnte im Sinne 
Jener nichts Befleres für diefen Zweck geicheben, als das Zurüd- 
bleiben der 30 Entjchiedenften und das Eintreffen aller übrigen 
Abgeordneten in Brandenburg. Man wollte aber in der Majorität 
bleiben,. welche die rechte Seite anch nach Abzug diefer 30 Stims 
men noch lange nicht hatte. 


Ohne dag eine gemeinfchaftliche Berathung und Beſchlußnahme 
zu Stande fam, wurden doch die Gentren nebit vielen Abgeords 
neten der Linfen Darüber einig, ſich nad) Brandenburg zu begeben. 
Am Abend vorher theilte ich meinen politifchen Freunden mit, daß 
ich entfchloffen fei, das Präfidium niederzulegen, und daß ich daf- 
felbe au von den BicesPräfidenten Phillips und Plönnies ers 
warte, fomohl um einen Streit wegen des Präfidentenftuhls zu 
bermeiden, ald auch um alle Berfönlichkeiten aus der ſchwebenden 
Frage auszufheiden. Diefelbe Mittheilung habe ich auch dem 
in Berlin anmwefenden Bräfidenten der deutfchen National: Ber- 
fammlung von Gagern gemacht und befprochen, ob es gut fei, 
wenn ich gleichzu erklärte, die Wiederwahl, fofern dieſelbe auf 
mich flele, nicht annehmen zu wollen. 


Herr von Gagern ſprach fich für Diefen Schritt aus, als einen 
ferneren in der Berföhnung. Die Ankunft in Brandenburg wäre 
dazu nämlich der Anfang, die Niederlegung des Präſidiums das 
Zweite geweſen. Dagegen erinnerte ich, daß ich zwar perfönlich dazu 
fehr gern bereit fei, felbit zwr Niederlegung meines Mandats 
als Abgeordneter, dag aber die Folge Feinesweges günſtig fein 
könnte, zunächſt, weil die-in Berlin zurüdgebliebene Mehrheit mit 
dieſem lebten Schritt nicht einverflanden fein werde, fodann, weil 
mir biaher die Aufgabe zugefallen war, die verichiedenen Fractios 
nen zu vereinigen, auf der einen Seite extreme Maßregeln zu 
verhüten, auf der andern Seite die Mehrheit für nothwendige Bes 
fehlüffe zu gewinnen; id) fürdhtete, eine ſolche Erklärung von meiner 
Geite würde meinen vermittelnden Einfluß ganz aufheben und 
Spaltungen erzeugen, wo die größte Einigkeit und Befonnenheit 
noth that. Gagern meinte, dieſe Verhältniffe müſſe ich am r bejien 
ſelbſt zu beurtheilen wiffen, 
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Ant Morgen des 1. December trafen 80 und einige Abge- 
ordnete der durch Die Regierungsmaßregeln entftandenen Oppofl- 
tionen in Brandenburg ein und hatten dafelbft eine VBorberathung 
in einem Privatlocal. Mehre Mitglieder des Gentrums, des rechten 
Centrums und der Rechten, welche bisher bei der Oppoſition in 
Berlin geblieben, aber feit 1 bis 2 Tagen ſchon nad) Branden- 
burg gegangen waren, wohnten der Berathung bei. Der dazu 
gehörige Abgeordnete Zachariä theilte und mit, daß die rechte 
Seite fih auf gar feine Verftändigungsvorfehläge einlaffen wolle; 
daß fie erklärt habe, auch über die Wahl der Präfidenten und 
Vice⸗Präſidenten mit den andern Fractionen nicht zu verhandeln. 
Diefe Nachrichten machten, wie fich von felbft verfteht, den übelften 
Eindrud, oder verftärkten vielmehr die Eindrüde, welche die Ver⸗ 
bandlungen der rechten Seite bei den bisherigen Sibungen in 
Brandenburg hervorgebracht hatten. Die ftenographifchen Berichte 
geben Darüber ein bleibendes Zeugniß ; indefjen verfichern die Augens 
zeugen, daß Die ganze Art und Weife des Verhandelnd jener Fracs 
tion in den Sigungen charakteriftifch gewefen fe. Die Minorität 
hatte, obgleich die Verſammlung nur vertagt, nicht aufgelöft ge 
weien war, und obgleich Die vierwöchentliche Amtsdauer des Prä⸗ 
fidiumd nad) Zurechnung der fiebenzehntägigen Bertagung noch 
lief, dennoch nicht unter dem Vorſitz des zu ihr gehörenden Vices 
Prafidenten Jonas berathen, fondern unter einem Alterspräfidenten, 
Man hatte dem Verlangen des Minifteriums, fi von Neuem zu 
conftituiren — ein durch die Vertagung gar nicht gerechtfertigter 
Schritt — ohne Weiteres nachgegeben und war daran nur dur 
die Unbefchlußfähigkeit gehindert worden. Unerachtet ſich die Mi- 
norität noch nicht als conftituirt anfah, hatte man verfchiedentlich 
debattirt, ja jogar eine Präfidial- und DirectorialsEonferenz ans 
gefegt. Im diefer fogenannten Präftdial-Conferenz fol man ‚bes 
jchloffen haben, den einen der Quäftoren feiner bisherigen Func- 
tionen zu überheben. Bon den Tribünen wollte man eine gewiffe 
Vertraulichkeit mit den Miniftern bemerken, denen doch die Minos 
rität in der Adreffe vom 2. November ein Mißtrauensvotum ge 
geben hatte. Freilich gehörte jegt ein Mitglied der Adreß⸗Com⸗ 
miffion felbft zum Minifterium Brandenburg. 
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Bel der Vorberathung der nen hinzugekretenen Abgeordne⸗ 
ten der Oppofition erflärten dieſelben, daß fie zu den Sikungen 
in Brandenburg noch gar nicht vorfchriftmäßig vorgeladen wären, 
weil das Minifterium feine Berechtigung habe, vorzuladen, Die 
Aufforderung im Staatdanzeiger, den Niemand zu lefen brauche, 
nicht von Wirkung fei, und felbft der Alters⸗Praſident es bis- 
ber verfäumt Habe, in gehöriger Art einzuladen. Die königliche 
Botfchaft vom 9. enthalte weder den Ort, noch die Stunde der 
Sitzung in Braudenburg. Diefe befannt zu machen, fei Sade 
des Präfidiums, und nicht des Miniftere. Die Abgeordneten 
wollten in der heutigen Sitzung nur dann erfcheinen, wenn ich 
fie als Präfident dazu auffordere. Dieß geſchah fofort mündlich; 
aber die Abgeordneten brachten auch noch zur Sprache, daß mins 
deſtens 40 bis 50 in Berlin zurücgebliebene Abgeordnete nur 
deghalb nicht in Brandenburg erfchienen, weil fie vom Präfiden- 
ten nicht vorgeladen waren. 

Hierauf fehlug ih den Anmefenden Folgendes vor: 

Es möchten diefelben fih nad) der Sigung begeben; ich und 
die beiden zu mir gehörenden BicesPräftdenten würden aber noch 
fo lange zurüdbleiben, bis die Miederlegung des Präſidiums in 
der National-Berfammlung entweder durch den AltersBräfiden, 
ten, oder, im alle derfelbe fi weigern follte, von der Redner⸗ 
tribüne herab befannt gemacht fei. Während des Namenanfrufs 
würde ich mit den beiden Vice-Präfidenten lediglich als Abgeordne⸗ 
ter erfcheinen, dann aber das Wort zu einer perfönlichen Benterfiing 
mir erbitten und den Umftand zur Sprache bringen, daß eine 
große Zahl von Abgeordneten in diefer Sitzung nit erſchienen 
wäre, weil fie nicht gehörig vorgeladen worden feien. Deßhalb 
wollte th dann den Alters-Präfidenten auffordern, die Einlas 
dung zw bewirken und gleichzeitig den Antrag ftellen, die Sigung 
(8 war Freitag) bis zum Montag den A. zu vertagen. Es fchien 
mir unmöglich, daß die Verfammlung einem fo billigen Verlan⸗ 
gen nicht unbedenklich nachgeben, fondern 40 bis 50 nidyt vor 
geladene Depntirte von dem wichtigen Acte der Präftdentenwahl 
ausſchließen würde. In Betreff diefer wurde erwsgen, daß nad 
den von dem Abgeordneten Jacharti mitgetbeilten Abſichten ber 


—— 
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rechten Seite es unthunlich fei, dem Minifterium Brandenburg 
gegenüber unfererfeits eine Conceſſion zu machen in ‘Betreff der 
zu wählerden -Berfonen. | 
Meine Vorfchläge wurden bauptfächlih in Folge der Zacha⸗ 
riä'ſchen Mittheilungen nicht vollftändig angenonmen. Die Abs 
geordneten verlangten von mir und den Bice-Präftdenten, daß 
ich im dieſer Sitzung die bereits fehriftlich abgefaßte Niederlegung 
des Praͤſidiums noch nicht abgeben, fondern daß dieß erft in der 
Montags» Situng flattfinden folle, weil fich die wirkliche Majorität 
nicht auf Gnade und Ungnade der Minorität ergeben könne, 
vielmehr das Prinzip und der Beichluß vom 9. November: die 
Berfanmlung dürfe ohne ihre Zuſtimmung nicht vertagt oder 
verlegt werden, gleich bei der erften Frage, nämlich der Präfl 
Dentenwahl, anfrecht erhalten werden müffe Hierzu biete der 
Umftand Gelegenheit dar, daß der am 12. November gewählte 
Dice» Bräfident Walde weder in Brandenburg erfihienen fei, 
noch feine Function als BicesPräfident niedergelegt habe. Die 
Berfammlung war daher in dem Falle zu entfcheiden, ob 3 oder 
4: Bteepräftdenten gewählt werden follten; 3, wenn man die amt 
42. in Berlin erfolgte Wahl als gültig, und 4, wenn man alle 
Befchlüffe feit dem 8, für nichtig erkläre. ES genüge zur Wal 
rung des Prinzips, irgend einen zwifchen dem 9. und 27. Ros 
vember vorgenommenen Act anzuerkerinen, und die frage, ob 3 
oder A Bice-Bräfidenten gewählt werden follten, ſei offenbar Die 
mildeſte Korm, das Prinzip zu wahren. Alle anderen Beichlüffe 
müßten zu weit größeren Reibungen ihres Inhaltes halber führten. 
Verabredet wurde bemgemäß, daß ich mit ben beiden Vice 
Bräfidenten in der Sitzung nicht erfeheinen, wohl aber fo fehlen, 
nig ala möglich die in Berlin zurüdgebliebenen Abgeordneten 
auffordem ſollte, fih in Brandenburg einzufinden. Einer der 
Abgededneten werde in der Sigung augeigen, daß bie zurüdge, 
bliebenen Abgeordneten nur wegen nicht gehöriger Borkadung 
nicht erfihienen. Hierauf follte der Antrag anf Vertagung dis 
Montag den 4. geſtützt werden. 
No iſt zu erwähnen, daß der Abgeorduete Zatharia, welcher 
biefen Berhandlungen mit anderen Mitgliedern des rechten Gen 
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trums beiwohnte, auf Befragen erklaͤrte, es ſei zwar wuͤnſchens⸗ 
werth, wenn irgend möglich die Prinzipienfrage zu umgehen; 
fäme diefelbe aber zur Sprache, fo würde er und, wie er nicht 
zweifele, auch jeder feiner politifchen Freunde mit uns flimmen; 
fie fönnten unmöglich die Sigungen der NationalsBerfamminng 
vom 9. bis 15. für die Sigungen eines Klubs erklären. 

Man war mißtrauifch geworden und fragte, was geſchehen 
folle, wenn die Berfammlung wider alles Erwarten die Berta 
gung bis zum 4., d. h. den alleinigen Ausfall-der Sonnabend» 
Sitzung, ablehne. Hier lag zu Tage, Daß es gar fein anderes 
Mittel gäbe, die Verwerfung des Prinzips und die darin liegende 
Erklärung der Ungefeplichleit der Berliner Sigungen zu verhi- 
ten, als nad der Verwerfung der Vertagung den Saal zu vers 
laffen, dadurch die Berfammlung befchlußunfähig zu machen und 
demnächft die in Berlin zurüdgebliebenen Abgeordneten zu erſu⸗ 
hen, in der Sigung am nächiten Tage (Sonnabend) zu erfcheinen. 

Das Mittel, den Saal zu verlaffen, war von der rechten 
Seite in Berlin noch vor dem November mehrfach verfucht wor⸗ 
ben, aber ohne Erfolg, weil die Verſammlung auch ohme die rechte 
Seite befhlußfähig blieb, dagegen mit Erfolg in der Abendfigung 
am 2. November, ald die 25 Mitglieder der Adreß-Deputation 
fich in Potsdam befanden, und viele Abgeordnete fehlten. Ä 

Die Berfaommlung durch Hinausgehen für einen Tag beſchluß⸗ 
unfähig zu machen, ift ein Ausweg, weicher von allen Parlamenten 
ſchon öfter angewendet worden ift und leinesweges unconftituttonell 


ohne Weiteres genannt werden kann. Es kommt auf die Umftände 


an, ob diefelben Die Maßregel rechtfertigen, oder. nicht. Hier han- 
beite es fih um die Vernichtung der Majorität, ja, um eine Achts- 
erflärung gegen Diefelbe durch Nichtanerfennung der von ihr in 
früheren Siäungen gefaßten Befchlüffe, vielleicht um eine gericht: 
lihe Berfolgung. Wer auf dem conftitutionelten Boden ſteht und 
die Geſchichte der Parlamente kennt, wird. ernftlich nicht fordern, 
dag die. Majorität fich felbft verurtheilen helfen fol. Kein wirt 
lich parlamentarifher Mann kann es den Mitgliedern der Oppo⸗ 
fition verargen, daß fie in der Sitzung am 1. December den Saal 
verließen, nachdem der Ausfall der Sonnabend⸗Sitzung verworfen 
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worden war, und nicht nur Herr Zachariä und feine politiſchen 
Freunde, fondern, id) muß mit Schmerz und Beichämung binzus 
fügen, auch mehre Mitglieder des Centrums, welche vom 9. bis 
45. mit zur Oppoſition gehört hatten, gegen die Bertagung flimmten. 

Der Abgeordnete Schneider erflärte vorher von der Tribüne 
herab, daß er und feine Freunde nur für heute den Saal ver 
ließen, und der Beweis, daß dieß Mittel in der That nur für 
Diefen Fall angewendet werden follte, liegt darin, daß die Ein- 
Tadungen der in Berlin zurüdgebliebenen Abgeordneten fofort von 
Montag. zu Sonnabend abgeändert wurden, weil man mit aller 
Beſtimmtheit annahm, daß am andern Tage (Sonnabeud) eine 
Sigung ftattfinden würde. Eine nicht befchlußfühige Verfammlung 
fann gar nichts Anderes vornehmen, als fih am nächften regel: 
mäßigen Sitzungstage wieder einfinden. In Diefer Leberzeugung 
fuhren die Abgeordneten der Oppofition nad) Berlin zurüd, um 
möglichft viele ihrer Freunde zu beftimmen, am folgenden Tage 
in der Sitzung in Brandenburg zu erfcheinen. 

Mer die Verfahren ein unwürdiges Spiel nennt, ift felbft 
ſchwerlich geeignet, Volksvertreter zu fein. 


Nicht wenig erftaunt war man, als befannt wurde, daß die 
Minorität einer nicht befchlußfähigen Verſammlung mit 72 Stim⸗ 
men Befchlüffe gefaßt, und der Alterd-Präfident erklärt hatte, ex 
würde diejelben dem Miniftertum mittheilen. 


Die befchlußfähige National-Berfanmlung hatte den Antrag 
auf Vertagung bis zum: A., alfo den Ausfall der Sonnabend» 
Sitzung, abgelehnt, und die nicht mehr beichlußfühige Minorität 
hatte beichlofjen, die Sigungen bi8 zum 7. December zu vertagen, 
man fagt auf Veranlaffung des Minifteriumsd; und dieß ſcheint 
wahrfcheinlich, weil daifelbe fi) damit einverftanden erklärte 


Ein ſolches Verfahren bedarf feiner Kritik, es richtet ſich 
felbft; nur jo viel ift noch anzuführen, daß dieſe Beichlüffe der 
Minsrität nicht einmal mit Ruhe und parlamentarifhem Takt, fon; 
dern in flürmifcher Weiſe zu Stande gelommen find, und daß über 
SO Abgeordnete der Minorität ſich genöthigt fahen, fih der Ab⸗ 
ſtimmung Aber einen Antrag zu enthalten, welcher von einem 


höheren sichterlichen Beamten, bem Geheimen Juſtizrath Sirens, 
geitelt wurde, 

Entiteht die Frage, ob die Sigung vom 1. December. Die 
Nothwendigkeit einer Auflöfung an den Zag legte, fo beantworte 
ich diefelbe zwar entfchieden mit nein; aber ich leugne nicht, Daß 
in dem eben gefchilderten Benehmen der Miuorität allerdings eine 
große Verſuchung liegt, die Frage zu bejahen. Die Regierung 
hatte dazu in feinem Falle ein Recht; fie hätte ſich auf conſtitu— 
tipnellem Boden gegen Minoritäts-Beichlüffe einer. nicht beichlußr 
fühigen Berfammlung erklären und darauf dringen follen, am ans 
dern Tage die Sitzung nicht ausfallen zu laſſen. Hier mußte fh 
zeigen, ob die Oppofition ein unmwürdiges Spiel treiben, ober Dig 
Rechte der Nation mit gefeglihen Mitteln vertheidigen wolle. 

Wollte man die Auflöfung von Seiten der Regierung nicht 
herbeiführen, fondern vermeiden, fo hätte das Minifterium Brass 
denburg gerade am 1. December die dringendite Veranlaffung ge 
habt, abzutreten. Dafjelbe mußte in der Ankunft der Oppofitiog - 
in Brandenburg eine, wenn aud nur erzwungene, Nachgiebigleit 
erfennen und der Krone den pflichtmäßigen Rath ertheilen, nun⸗ 
mehr auch ihrerfeits die Hand zur Verföhnung zu bieten und mit 
einem volfsthümlichen Deinifterium den Verjuch zu machen, ob die 
Vereinbärung zu Stande zu bringen fei. Unter dem Minifteriun 
Brandenburg fonnte davon allerdings feine Rede fein. Der Forts 
beftand dieſes Miniſteriums gleichzeitig mit dem der Berfammlung 
hätte zu den fhärfiten Debatten und heftigften Prinzipienfämpfen 
geführt; indeffen würde die Majoritit, welche in Berlin unter den 
fchwierigften Umftinden, felbft den Bajonetten gegenüber, das Re 
glement und die parlamentarifhe Form ſtreng aufrecht erhalten 
Hatte, jedenfalls bemüht geweſen fein, auch in Brandenburg dafür 
zu forgen. Man war bereits ausdrücklich übereingelommen, jeden 
Lärm und Zumult fireng zu vermeiden. 

. Da die Majorität den Beſchluß der Minoyität in Betreff der 
Vertagung Did zum 7. nicht für gültig erashtete, fo ftellten ſich 
die Mitglieder der Oppofition Sonnabend den 2. wieder in 
Brandenburg ein und zeigten dafelbit -dem Alters + Präfidem 
ten ſchriftlich au, daß fie gegenwärtig wären. Dieß Schreiben 
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ũhergaben mehre Abgeordnete dem Altero⸗Praͤßdenten mit der Au⸗ 
frage, ob man die Mitglieder der Oppoſition benachrichtigen werde, 
im Ralle noch wor dem 7. eine Sigung flattfinden follte Der 
Alters⸗Praͤſident verfiherte, daß er- die Einladung der Mit- 
glieder der Oppofition nicht verfäumen werde. 

Diefe Thatiache iſt von Wichtigfeit, weil dadurch Pie von 
den Gegnern der Oppofition und felbft von dem Minifterium in 
dem Berichte an den König wegen Octroyirung der Verfaſſung 
aufgeftellte Behauptung, daß auf die befhlußfähige Anzahl nicht 
mehr. mit Sicherheit zu. rechnen geweſen fei, fchlagend widerlegt 
wird. Bei der Berathung der Oppoſition in einem Privatlocal 
ift es Niemand eingefallen, den Vorſchlag zu machen, die Sie 
wagen nur hin und wieder zu beſuchen; im Gegentheil war 46 
der fefte Borfak der Oppoſition und der Hauptbeweggrund zur 
Herüberkunft nach Brandenburg, diefen lebten parlamentariſchen 
Kampfplatz nicht aufzugeben, Daher auch Die Sitzung am 7. jeden 
falls zu bejuchen. 

Nicht die Beſorgniß, daß die Derfammlung gar nicht, oder 
nur bin und wieder beſchlußfähig werden würde, foubern Die Ger 
wißheit, daß die rechte Seite auf Majorität nicht rechnen könne, 
giebt den Schlüffel dazu, daß die Rechte in einer Fractions-Ber 
rathung die Auflöfung der Verfammlung für wünfchengwerth ber 
zeichnet haben fol. Einem Gerüchte zufolge iſt Diefe Anſicht auch, 
zwar nicht von der ganzen Fraction, aber doch won vielen Mit 
gliedern derfelben dem Miniſterium mitgeiheilt worden, 

Man war ohne Zweifel unterrichtet, daß mehr als 30 Mit 
glieder der äußerſten Linken, darunter Walde, Jacobi, D’Efter, 
Temme, auf feinen Fall nach Brandenburg kommen wirden; aber 
man wußte aud, daß man die Majoritäit nicht haben werde und 
befiegte die wirkliche WMajorität nur durch Die Auflöfung. 

Die minifterielle Partei und ihre Freunde, fowie die Re⸗ 
gierungs-PBrefie behaupteten, dag mit Diefer Verſammlung jebt 
noch viel weniger, ald nor dem 9. November zu vereinbaren ſei 
Auf den erften Blick jcheint es natürlich, dag Die Vorgänge ix 
Berlin und Brandenburg die Majorität fehr erbittert Haben muß⸗ 
ten; aber es war für eben, welcher die Wahrheit nicht new 


f&leiern, fondern erkennen wollte, gar nicht fehwer, fih Davon 
zu überzeugen, daß die Verfammlung, wenn man fie nicht aufs 
gelöft hätte, ihre Forderungen weit herabgeftimmt haben würde. 

Ueber die Frage, ob man nad Brandenburg gehen folle, 
oder nicht, hatte fich die Linke gefpalten; viele Stimmen in ihr 
fpradhen e8 unummunden aus, daß fie die übertrieben ftrenge 
Partei-Disciplin der letzten Zeit nicht ferner dulden würden und 
eine ganz andere Zufammenfegung der Parteien nicht nur für 
nothwendig hielten, fondern mit Beftimmtheit vorherfäben. Die 
neue Parteibildung lag allerdiugs Kar vor Augen und war eine 
unvermeiblihe Folge des Gefchehenen. Der größte Theil der 
bisherigen Linken hatte fih mit dem linken Centrum vereinigt; 
zu demfelben traten auch die entfchiedenen Mitglieder des bid- 
herigen Gentrums, während der andere Theil deffelben fich mit 
dem rechten Centrum muthmaßlich vereinigt haben würde. Die 
Verſammlung beftand eigentlich im Augenblide der Auflöfung 
ſchon aus einer äußerften Linken mit 30 bis 40 Stimmen, einer 
gemäßigten, mit dem linken Centrum verfhmolzenen Linken von 
130 bis 150 Stimmen, einem Centrum (Dunfer, Bornemanı, 
Zachariaͤ, Peterſen u. f. w.) und der rechten Seite, welche aber 
den Charakter einer äußerften Rechten in Brandenburg ange 
nommen hatte. _ | 
. Einen Belag für meine Anficht über eines der Motive zur 
Auflöfung findet ſich darin, daß ein prädominirendes Mitglied der 
rechten Seite fich bei einem Mitgliede des Centrums am 30. Nos 
vember erfundigte, ob es wahr fei, daß die Linfe nah Bran- 
denburg kommen würde und auf die bejahende Antworte hinzus 
fegte: „Dann miethe ich mir gar feine Wohnung in Branden- 
burg!” — | 

Die Gefinnungen und Abfihten der Linken waren durch 
die lebten Greigniffe keinesweges gefchärft und gefteigert, fondern 
diefe Fraction hatte die Erfahrung gemacht, daß fie das Land 
bei extremen Maßregeln nicht hinter fih habe; daß das Land 
nur bis zu einem gewiffen Punkt mitgehe. Bon Hindeutuugen 
auf eine Erhebung des Landes gegen nicht genügend freifinnige, 
gemäßigte Beſchlüſſe wäre gar feine Rede mehr geweſen. 


1 — 
Das biöherige Mißtrauen der Linken gegen den Einfluß 


der Ariftofratie und der Bureaukratie hatte fih zwar vollſtändig 
gerechtfertigt; aber man hatte auch einfehen gelernt, dag bie 


Sicherftellung des wahrhaft conftitutionellen Staats nicht fowohl 
durch dringende Anträge und Snterpellationen, aljo nicht durch 
eine ſcharfe Controle der Regierung, als vielmehr durch fchnelle 


Annahme und Einführung der organifchen Gefege möglich fei. 


Man war bereits übereingefommen, die Gemeindes, Kreis» und 
Bezirlsordnung und ein Geſetz über Geſchwornengerichte ſo 
ſchnell wie nur möglich zu berathen. 

Auf Ernennung eines Kammerminifteriums rechnete Nies 
mand in der Oppofition, fondern man war bereit, fih mit einem 
Minifterium von parlamentarifchen Grundfüßen zu. begnügen; 
man verlangte Nichts als den Rücktritt des Miniſteriums Bran⸗ 
denburg. | 

Diefe Anführungen beruhen auf Thatſachen, welche eine 
wirklich conftitutionell gefinnte Regierung fehr leicht ausbeuten 
fonnte; aber es ift bereits angeführt worden, daß der Kampf 


nicht fowohl gegen die Individualität diefer Berfammlung, fon- 


dern gegen die Bereinbarung mit nur Einer Kammer, hervor⸗ 
gegangen aus einem demokratiſchen Wahlgefeh, gerichtet war. 
Hieraus folgte auch die Octroyirung, welche man ohne :Diefen 
Umftand felbft dann noch vermeiden fonnte, wer man die Kluft 
zwifchen der Krone und diefer Verfammlung fit zu groß hielt. 
Die Krone konnte derfelben vorfchlagen, in die Hufldfung: und 
Anordnung neuer Wahlen nad) dem Wahlgefeb vom 8, April 
einzuwilligen, alfo an das Land zu appelliven, und war umter 
den für die Regierung günftigften Umftänden, nämlich wihrend 
des noch friſchen und fehr ausgebeuteten Eindrucks über die 
Steuerverweigerung. Zwifhen dem 1. und 5. December kam 
alles Ernſtes in der Oppofition ein Geſetzvorſchlag zur Sprache, 
dahin formulirt: 

$1. Die Verſammlung erklärt ſich in Vereinbarung mit Der 

Krone für aufgelöft. 


8. 2. Die Wahl der Wahlmänner erfolgt nach den Wahlgeſetz 


vom 8. April am ten, die Wahl der Abgeotdneten am 
v. Un ruh, Skizzen. 10 
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ten, die Berfammlung tritt am ten in Berlin wieder 
sufammen. 
8. 3. Die laufenden Steuern werden für die erftien 3 Monate 
des Jahres 1849 bewilligt. 


Mehren Abgeordneten des rechten Centrums Gabe ich dieſe 
Stimmung der Oppofitton ausdrüdlich mitgetheilt und fie erfucht, 
der rechten Seite davon Kenntniß zu geben, mit der Aufforderung, 
einen ſolchen Geſetzvorſchlag einzubringen, welcher zwar von der 
Strenge des Prinzips Etwas anfopferte, aber in der Verſammlung 
ohne allen Zweifel eine große Majorität erhalten haben würde. Die‘ 
Oppoſition hatte durchaus Nichts dagegen, das Land felbft in 
diefer ungünftigen Stimmung entfcheiden zu Taffen. 

Ob die Mittheilung an die rechte Seite erfolgt iſt, fcheint 
gleichgültig; der Nusweg lag fo nahe und ift felbft in der Re 
‚gierungs-PBreffe befprochen worden. Die von Diefer Dagegen 
gemachten Einwendungen find fo flad und fo fehr aufden Schein 
„berechnet, daB es einer ernftlihen Widerlegung nicht bedarf. 


Roch ift über die Vorgänge in Brandenburg zu erwähnen, 
daß ed der Oppofition gar nicht einfiel, im Dome zu Branden- 
burg auf eigene Hand eine Sigung zu halten; man war Durd- 
aus einig darüber, daB von einem gewaltſamen Schritte gar 
niht die Nede fein könne, und erfchien am 7. nur deßhalb in 
Brandenburg, am fi mit Ruhe über die nächte Zukunft und 
über einen Proteft gegen die Auflöfung und Octroyirung zu bes 
tathen. Deunsch waren in Brandenburg die Militair⸗-Wachen 
verſtärkt und mit ſcharfen Patronen verfehen, ald ob das ganze 
Land im Belagerungszuftand gewefen wäre, obgleich Doc Die 
RegierungdsBreffe behnuptete, das Land ſtehe auf Seite ber 
NRegierung. 

Am 5. Abends ſtand die octroyirte Verfaſſung in Staats⸗ 
anzeiger. Die Sache war ſehr geheim gehalten worden, und es 
wird verfihert, daß einer der Reichs⸗Commifſare aus Frankfurt 
noch an demjelben Nachmittage um 5 Uhr mit dem Minifter 
Praͤſidenten ein ausführliches Geſpraäch gehabt haben foll, ohne 
von der. Oetroyirung Etwas zu erfahren. 


l 
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An einer Privatverſammlung einer ziemlih großen Zahl von 
Abgeordneten wurde die Berfaffung gleich nach ihren Erſcheinen 
vorgelefen, und man war faft überraſcht davon, daß die mailten 
Artikel mit dem Commiſſions⸗Entwurf uͤbereinzuſtimmen ſchienen. 
Erſt nach und nach fand man die Vorbehalte heran, welche in 
‚ven Augen eines jeden linbefangenen der octroyirten Verfaffung 
‚einen durchaus andern Charakter geben, als der des Entwurfs 
der Eommilfion if. Eine Kritik der oeteopirten Verfaffung Liegt 
nicht in meiner Abſicht; ſchon jest fängt ein großer Theil des 
Landes an zu erkennen, ja, viele Freunde der Regierung geftehen 
zu, daß mehre der wichtigften Beftunmungen einer Durchgreifenden 
Abänderung bedürfen, wenn Die Verfoffung die gehörigen Garan- 
-tien gewähren, und dem Schein: Eonftitntionalismus ‚nicht troß 
‚der vielen freifinnigen Artifel zum Nachthal der Krone und des 
‚Landes Thor und Thür geöffnet werden fol. Dennoch verdient 
e3 Anerkennung, daß. man nicht den Regierungdentwnif vom Mei 
-bei der Octroyirung zu Grunde gelegt hat, fondern die Arbeiten 
‚der von ber National⸗Verſammlung ernannten Verfaſſungs⸗Com⸗ 
miffion. Die Regierung hat fid) nicht auf die, Seite der Ariſto⸗ 
kratie geftellt; denn dieſe jſt theils laut, theils im Stifler nichts 
woeniger als zufrieden mit der octrohirten Verfaſſung. Aber. die 
Gefahr für die Regierung liegt ehen darin, daß fie keinen Thal 
‚der denkenden Bevöllerung befriedigt, wohin Doch die Abſtcht der 
Krone jedenfalls gegangen. ift. 

Die Preſſe der Regierung legt beſonderes Gewicht datouf, 
daB das Prinzip der. Vereinbarung nicht aufgegeben, ſondern 
durch die worbehaltene Revifion der Verfaſſung aufrecht erhalten, 
‚und bephalb die Eidesleiftung des Königs und die im März 
‚verheißene Bertheidiaung des Militairs auf Die Verfaſſung nah 
nit erfolgt fei. Es ift hierauf allerdings großer Rachdruck zu 
‚legen, leider aber im entgegengefeßten Sinn. ‚Die Berfaflung 
iſt in der Geſetzſammlung publichet und. in Kraft getreten, danach 
kann ein Geſetz und ebenſo auch eine Abändenung der Berfaflung 
nur dann zu Stande Tommen, wenn beide. Kammern yud bie 
Krone mit einander übereinſtimmen. Zritt diefe Uebereinftimmung 
‚nicht .ein, fo bleibt es hei der artroyirten Derfaffung. 10 
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Wie im Maͤrz und bei den Wahlen im Mai, ſo bin ich auch 
jeßt noch von der Nothwendigleit zweier Kammern im fertigen 
conftitutionellen Staate überzeugt; ich halte eine conftitutionelle 
Monarchie mit Einer, aus allgemeinen Wahlen hervorgegange- 
nen Kammer. auf die Dauer für unmöglich. Die Krone wird 
bier genöthigt, Die Rolle der erften Kammer zu Abernehmen, 
übereilten, durch eine vorübergehende Aufregung erzeugten Bes 
ſchlüſſen die Genehmigung zu verfagen, überhaupt mäßigend aufs 
zutreten, alfo von dem Veto wiederholt Gebrauch zu machen. 
. Eine folhe Stellung der Krone ift auf Die Dauer durchaus uns 
haltbar. Das Recht der Auflöfung der Kammer ändert darin 
fehr wenig und raubt mehr Zeit, als die Berathung in zwei 
Kammern. Eine Kammer wird entweder über die Krone, oder 
die Krone über die Kanımer fliegen. Der Krone fehlt die Eigen, 
ſchaft der exften Sammer, durch neue Wahlen, äußerften Falls 
durch Die Abänderung des Wahlgeſetzes, corrigirt und dadurch 
mit dem Willen der Nation wieder. in Uebereinftimmung geſetzt 
zu werden, wenn dieſe verloren gegangen if. Diefe Grundſaͤtze 
gelten aber nur im ſchon vorhandenen conftituttonellen Stante. 

Eine Resolution laͤßt fih in der Regel nur durch eine 
Dictatur beendigen, diefe mag in der Hand eines Einzelnen, oder 
in der Vollmacht einer conflitwirenden Verſammlung liegen. Die 
im März erfundene Bereinbarung, durch welche der nene Staat 
aufgebaut werden follte, legte die Macht in die Hand einer des 
mokratiſch gewählten Verſammlung und der Krone zu gleicher 
Zeit. Sin ſolcher Verſuch ift ein- gewagtet, war aber dem Eba- 
zafter der März-Bewegung angemeffen und ausführbar durch ein 
ſehr freeifinniges und gleichzeitig fehr energifches Minifterium, 
weiches, auf einer breiten Majorität in. der Kammer ftehend, 
die DVermittelung zwifchen diefer und der Krone durchzuführen 
hatte und wirklich Durchführen konnte. Jetzt fol eine Vereinbarung 
ſcheinbar zwifhen drei verfchiedenen Gewalten flattfinden. In 
‘der Wirklichkeit hat fi die Krone aber nur mit der erſten Kam⸗ 
mer zu verfländigen; Denn Iehnt. Diefe Die Vorfchläge Der zweiten 
Kammer ab, fo bleibt es bei den Beflimmungen der von der 
Krone einfeitig verfiehenen, geſchenkten Verfaſſung, ohne daß bie 


ge mn 
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Krone nöthig hat, von dem Veto oder dem Rechte der Auflöſung 
der Kammer Gebrauch zu machen. Entſpricht nun die octroyirte 
Verfaſſung nicht dem allgemeinen Willen der Nation, d. h. der 
großen Mehrheit derſelben, ſo kommt es offenbar darauf an, ob 
die erſte Kammer dieſen Willen ausdrückt und ihrer Entftehung 
nach ausdrüden Tann. 

Die octroyirte Verfafſung ſtimmt darin mit dem’ Entwurfe 
der Berfaffungs -Commiffion überein, daß die erfte Kammer aus 
der Wahl der Kreis- und Bezirksvertreter hervorgehen ſoll. Bel 
einem freiftunigen Wahlgeſetz für die Gemeindes, Kreis- und Bes 


. zirlövertretung ift mit Sicherheit anzunehmen, daß diefe den all 


gemeinen Willen ansdrüden und demgemäß auch zur erften Kants 
mer wählen werden. Der Unterfhied mit der Zufammenfeßung 
der zwieiten Kammer Liegt nur darin, daß die Kreis- und Bezirks. 
verireter die Gemeinde⸗, ſtreis⸗ und Bezirksverwaltung praktiſch 
kennen; daß fie Theile der Staatsverwaltung ſelbſt find, aber 
nicht angeftelite, fondern gewählte Perſonen, alſo praftifche Ver 
trauensmänner, welche muthmaßlich nur Leute derſelben Qualität 
zer erften Kammer wählen werden. Auf biefem Wege wird ſich 
auch unwillkürlich eine gewiffe Vertretung der fogenannten Inter 
efjen in der erſten Kammer herausftellen. Diefe wird dem allge⸗ 
meinen Willen der Ratton ſich gewiß‘ nicht wie eine ſtarre Mauer. 


entgegenftellen, nicht den Hemmſchuh auf der ebenen Chauffee, 


wohl aber bei fteilen Bergabhängen bilden, auf Grund: ber ihr 
beiwohnenden Erfahrung gegen unpraftifche Vorfchläge' warnen; 
zugleich uber auch ein gut unterrichteter Wächter gegen Ueber⸗ 
griffe and Nädfchritte der Negierung, ein tüchtiger Kenner der 
wahren Snterefien des Volles, der ruhige und befonnene ältere 
Freund, der ältere Bruder des jüngern Bruders, der zweiten 
Kammer, fein. 

In dieſer Wetfe ift aber die zunaͤchſt zuſammentretende erſte 
Kammer, mit welcher die Vereinbarung fortgefeßt werden, welche 
Die octroyirte Verfafiung revidiren fo, nicht zufammengefebt; ſon⸗ 
dern es iſt ein befonderes Wahlgefeg für die erfte Kammer eben⸗ 
falls oetroyirt, welches ſich von dem für Die zweite Kammer nur 
in Einen Buncte unterſcheidet, und zwar in der Cinfuͤhrung eines 
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ſtarlen Eenfus auf Das Recht zu wählen und mittelbar auch auf 
das Recht, gewählt zu werden, indem die Mitglieder der eriten 
Kammer feine Diäten erhalten. Die erfte Kammer wird daher 
wahrfcheinlich weder Der Ansdruck der Ariftofratie, noch des Vollo, 
noch der zeiferen Erfahrung der Kreis: und Bezirkbvertreter, 
fondern lediglich einer gewiſſen Elaffe der Beſttzenden fein, tw 
deren Hand alfo eigentlich die Revifton der Berfaffung gelegt ift. 

Die Kreis und Bezirksordnung ift, aller Erinnerungen un⸗ 
erachtet, und obgleich Die Berathung der Berfaffung davon abhing, 
von feinem der Minifterien der National-Berfammlung vorgelegt 
worden, aber wohl unter dem Minifterium Pfuel vollftäudig auf 
geftellt und mit einer Gommiffion der National Berfammelung, 
nämlich mit Der für Die Drganifation der Staatöverwaltung ges 
wählten, unter Mitwirfung eines Regiermmgs⸗Commiſſarius, Des 
damaligen Direetoro im Miniſterium des. Innern, 9. Manteuifel, 
bis zu. Ende berathen. Die Kreis⸗ und Bezirksordnung "befand 
ſich alfo in einem ganz Ahulihen Stadium, wie die Berfaffung. 

Wollte die Regierung die Kreis⸗ und Bezirldordnung wicht 
oetrogigen, wogegen ſich eben fo viel und eben fo wenig, wie gegen 
Die Octroyirung Der Berfaffung erinnern Takt: fo lag es doch 
jedenfalls "fehr nahe, den Wahlmodus beizubehaften. Für den 
Zweck der Revifion der Verfaffung ift ed ziemfich gleichgültig, ob 
Jemand zum Kreis⸗ oder Beziröpertreter, oder zum Wahlmann 
für die erſte Kammer gewählt wird, wenn. bie Wahl nur ganz 
nach derſelben Weile erfolgt. Diefen natürliihen Ausweg hat 
die Negierung aber nick gewählt, fondern die Drtroyisung eines 
befonderen Wahlgefeged mit Cenſus für den erſten Zufammen⸗ 
tritt der erſten Sammer vorgezogen. 

Das Borbehalten der Reviften der Berfaffung wäre shue 
dies befondere Wahlgefeb gar nicht von fo großer Wichtigkeit 
geweſen; Denn es verfteht ſich ganz von felbft, daß jede Verfaſſung 
repidirt nnd abgeindert werden kann. Auch Die revidirte Ber 


faffung darf, jo große Dauer ihr auch zu winfchen if, nicht als 


ganz unabinderlich hingerellt werden. Wie Daher. ud den Um⸗ 
fande,. daß die Kammern die Berfafſung, auf Grund deren fte 
ſelbſt exiſtiren, zu revidiren beverhtigt find, das Motiv abgeleitet 
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werden kann, den Eid ded Königs unb die Bereidiguug des Heeres 
hinanszuſchieben, laͤßt fl ſchwer ermeſſen, giebt aber zu dem, 
Berdachte Beranlaffung, als ob die Armee auch nach ferner wie 
das Schwert des Damokles über dem Hawpte der zweiten Kam⸗ 
mer ſchweben ſolle. 

Ueber die Beſtimmungen der octroyirten Verfaſſung, welche 
einer Abänderung bei der Revifion dringend. bedürfen, iſt bei Dem 
größten Theil der Bevölkerung nur eine geringe Meinungsver⸗ 
fihledenbeit vorhanden. Es ift hier nicht der Dit, die einzelnen 
Bunkte zu erörtern. Auch die Conſervativen werden das Recht, 
den jährlichen Staatsbedarf nicht nur zu bewilligen, fondern auch 
zu verweigern, in unzweidentiger Faſſung in Aufpruch nehmen; 
fie. werden dem. Miniſterium nicht dad Recht zugeſtehen, ſämmt⸗ 
liche Grundrechte nach eigenem Ermeſſen zu fuspendiren, ohne 
die Kammern fofort zufanunen zu berufen, oder Verordnungen 
mit Gefehesftaft bis zum Zufanmentritt der Kammern ohne fon, 
ſtige Einſchränkung zu erlafien. 

As die Octroyirung der Berfafinng in Berlin belannt wurde, 
lag die Frage fehr nahe, ob ed wünſchenswerth fei, daß das 
Land die Wahlen verweigese, und ob die Mitglieder der National. 
Berfammlung, wenn Wahlen auf fie fielen, Diefelden annehmen 
ſollten. Selb die Abgeordneten der Außeriten Linken warnten 
entfhieden vor Verweigerung der Wahl. und wor deu daraus 
folgenden Minorttätswahlen.. Es war auch Niemand gefonuen, 
fih der Wahl zu. entziehen. | 

Eine andere wichtige Frage tauchte auf: wie follen Die zu: 
. fammentretenden Kammern fih in Bezug auf die octroyixte Ber: 
faffung verhalten? Es ſcheint wirklih in einigen Gegenden des 
Landes die Beiorgniß obzumwalten, als ob die Mitglieder der 
DOppofition, wenn fie wiedergewählt werden, die Abficht haben, 
die ganze Verfaſſung über den Haufen zu werfen und eine neue 
Berfafjung von vorn anzufangen. Dieß Berfahren wäre eben fo 
unpraktiſch wie unlogiſch. 

Obgleich weder den Wählern, noch den Abgeordneten zuge 
muthet werden kann, daß fie zugeftehen, in der Wahl und in 
der Annahme derfelben läge eine Anerkennung des Rechts ber 
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Krone, vermöge deſſen fie die National⸗Verſammlung aufgelöſt 
und eine Verfaſſung octroyirt hat: fo liegt doch auf der Hand, 
dap die Kammern nur zufolge dieſer ochroyirten Berfaffung zu- 
fammentreten. Wollten fie nun als erſten Act ihrer Thaͤtigkeit 
die ganze DBerfafjung umwerfen, flatt Diefelbe zu revidiren, fo 
würden fie ihre eigene. Exiſtenz gleichzeitig vernichten. Wenu 
auch dieſe nicht in dem Mechte der Krone, ſondern in der faces 
tifchen Macht, in der ausgeübten Gewalt ihre Quelle findet: fo 
erfordet es offenbar die politifche Klugbeit, den Antheil an der 
Gewalt, welchen Die Krone factifch einräumt, nicht von der Hand 
zu weifen und fih auf das theoretiihe Feld der unfruchtbaren 
Protefte zu begeben. 

Zu einem Befchluffe, wie der oben angebeulete, gehört Die 
Majorität, und wird diefe von den freifinnigen, comftitutionell- 
monarchiſchen Mitgliedern erlangt: fo ift der fürzefle Weg zu 
ihrem eigentlichen Zweck ganz offenbar die Beibehaltung der freis 
finnigen, aus dem Eommiffions- Eutwurfe .entnommenen Beitim- 
mungen und die Abänderung der von der Regierung hinzufügten, 
oder umgejtalteten befchränfenden Artikel, alfo die Revifion der 


octroyirten Berfaffung. Ausgefchloffen kann dadurch eine Beurs 


theilung des Maßregein des jebigen Minifteriumd nicht werden. 

Es fühlt jeder aufrichtig Gonftitutionelle, daß der Eid des 
Königs und des Heeres von der größten Wichtigkeit ift und fe 
wenig wie möglich hinausgefchoben werden darf, ſchon um die 
Octroyirung eined andern Wahlgefebes für bie zweite Kammer 


zu verhuten. 
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Schluß. 


Blickt man mit Ernft und Ruhe auf die für die Geſchichte 
 Breußendentfeidende Periode vom März bis December zurüd, 
fo drängt fi vor Allem die Frage auf: „Was ift erreicht? 
Welches tft der Erfolg?" Bon der einen Seite wehllagt man 
und ruft: Nichts ift erreicht! Das Land hat die Sache der Preis 
beit im Stiche gelafien, das Volk hat fi als ein Bedientenvolt 
erwiefen; Die Negierung follte eine allgemeine Livree einführen; 
die Berfaffung iſt nichts als ein Schein, eine Maske des Des- 
potismus! Bon der anderen Seite ertönen Danladreffen: Zu 
Biel, zu viel Gnade! Wir Haben Alles, was bie Vernüůnftigen 
irgend wünfchen und erwarten Tonnten! 


Die Wahrheit liegt Leider nicht in der Mitte, ſondern vem 


einen Extreme etwas näher, als dem andern. Erreicht ift ein 
"ungeheurer Fortſchritt im politifchen Bewustfein, im öffentlichen 


Leben. Daher die fcharfe Trennung der Parteien; die Einen 


rufen: Ihr Wähler: die Anderen: Ihr Reactionaire! — Es 
ſcheint, als gäbe es Nichts dazwiſchen, und doc) ſteht die coloffale 
Mehrheit zwifchen Beiden. Hätten wir wirklich nur Scheinrechte 
erhalten, ftände jeder Conceſſion eine paralyfirende Beſtimmung 
entgegen: ſchon der Glaube des Volks, dag es Hechte beftke, daß 
ihm andere verfümmert werden, fchon die anhaltende Befchäftigung 
mit diefer Frage ift eine Garantie für die Julunft. Die Geifter 
find entfefielt, und feinem irdifchen Wefen wird es jemals gelin- 
gen, fie wieder in Bande zu fihlagen. Die Geifter kann man 
nicht auf Bajonette fpiegen, weder auf preußifche, noch viel we 
niger auf ruffiche. 

Dem Entwurfe der Verfafſungs⸗ Commiffion find allerdings 
bei der Umarbeitung zu einer octroyirten Berfaffung Beſtimmun—⸗ 
gen hinzugefügt, es find Auslaffungen und Abänderungen erfolgt, 
welche die Möglichkeit der Regierung gewähren, vie beibehals 
tenen freifinnigen Feitfeßungen nicht nur abzuſchwächen, ſondern 
gerade in enticheidenden Momenten außer Kraft und Wirkung zui 
feben; aber die Regierung bat fi) dach genäthigt -geieben;: ba 
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freifinnige Princip, die Berechtigung anzuerkennen; fie konnte 
den Wahlkampf nicht vermeiden. Ganz abgefehen von den Rech⸗ 


ten und Leiftungen der Abgeordneten, kann das Land hei den 


Wahlen feine Stimme erfchallen Iaffen, feinen Willen Tund geben. 
Dabei muß fich zeigen, ob das Volk fo harte Vorwärfe: wie Die 
oben angeführten, wirflih verdient. Von einem Boll, welches 
bie zum März unter dem Preßzwange, unter Bormundfhaft lebte, 
dem das freie DBereimigungsrecht faft unbelannt, deſſen Rechts» 
bewußtfein durch feine Theilnahme an der Gefebgebung‘, Durch 
fein Öffentliches und mündliches Gerichtsverfahren, durd fein Ges 
fhwornengericht geweckt war, konnte man bei kalter Meberlegung 
eine Fräftige DOppofition gegen eine Reihe ungejegticher Schritte 


eined unconflitutionellen Minifleriums gar nicht erwarten, wohl aber 


die Bildung, ich möchte fügen, die Schulbildung, um die mates 


... zielen Verluſte, welche jene Oppofition einer energifchen Regie 


rung gegenüber vielleicht herbeiführen Tonnte, kaufmaͤnniſch vor⸗ 


herzuberechnen. Daher die Wirkung der jogenaunten Steuerver⸗ 


weigerung. Iſt das politiſche Bewußtſein des Volles in allen 
feinen Claſſen erſt durch die Wahlkämpfe, durch die Preſſe, durch 
Öffentliches Leben überhaupt, weiter ausgebildet; wird es deut⸗ 
Eich, daß der fortgefehte Kampf um die Ausübung nur fiheinbar 
errungener Nechte die materiellen Intereffen nicht nur, . ſordern 
auch die Stellung der Krone gefährdet, daß auch Handel und 
Gewerbe für die Dauer nur im wirklich conftitutisnell - monar« 
chiſchen Staate gedeihen: dann werden bei uns, wie in Englaund, 
Siaats ſtreiche unmoͤglich werden. 

.Wie im März, fo findet man auch jetzt das. ficherſte und 
treffendſte Urtheil über die Zuſtände weit mehr: in den Mittels 
klaſſen, beim kleinen Bürger, beim Handwerker, als .in den ſo⸗ 
genannten gebildeten Zirfeln. Der Bürger, der Handwerker er- 
lennt recht gut die vielen trefflichen Artikel in der Verfaſſung; 
er acreptirt Diefelben beitend und will Nichts Davon wiffen, 
bie Berfaſſung des Princips halber. zu verwerfen und 
eine ganz wene zu machen; aber er fennt auch die paralım 
ſtvenden Beſtimmungen, ‚die. Lüden, und wird. von feinen Wahl: 
candidaten ſehr energiſch die Fortſchaffung jener, Die Ausfülkung 














diefer verlangen. Es ift ihm auch vollfommen Har, daß die or⸗ 
*, ganifchen Gefebe, auf welche die Verſaffung verweift, und Die 
noch fehlen, den eigentlichen Kern bilden,. Die Fundamente des 
.._ Stüatögebändes, den Inhalt des Buchs, zu dem die Verfaffung 
nur die Tieberfchrift der Eapitel, das Inhaltsverzeichniß Tiefert. 

Die unterften ‚Schichten ‚der Bevölkerung find noch roh, 
feicht zu verführen, leicht zu regieren, die oberen zum Theil den 
materiellen, momentanen Sntereffen ergeben, theils ſtolz und 
egoiftifch, cheils befangen und politiſch träge. Der Edelſteine, des 
echten Goldes giebt es nur wenig. Die Wiſſenſchaft geht nach 
Brot und Ehre. So wird denn den Mittelklaſſen in Deutſch⸗ 
fand zum zweiten Mole die große Aufgabe zu Theil, die Hems 
fihaft der Gewalt, der Willkür durch Ausdauer und Befonnen- 
heit zu brechen und eine neue Zeitperiode zu-begründen. Cie 
werden, wie Damals, treue Bundesgenoffen finden "rein. 
gen Perſonen der höhern Stände. Wehe der. Regierung, wehe — — 
der Menſchheit, wenn die Mittelelaſſen, in die rohen Maſſen 
hineingetrieben, auf die Hilfe derfelben hingewieſen werden, ſtatd 
fie zu ſich heraufsuziehen! Das Letzte iſt nur bei freier Ent- 
widelung des wahrhaft conftitwtionellen Staats möglich. Wenn 
die oberen &laffen ihr wahres Intereſſe richtig auffaßten, jo wirz 
den fit den Mittelftand mit fich. zu vereinigen ſuchen, ſtatt ihn 
beherrſchen zu wollen. 

Die Stelkung des compacten, mittleren Theils der Vevol⸗ 
kerung zur Regierung wird in der nächſten Zeit hauptſächlich 
davon abhüngen, in weichem Geifte die Regierung die Verfaſſung 
handhabt. Dieſelbe witrde unter einem recht gewiſſenhaſten, 
wahrhaft conftituntionellen Goupernement, bei dem noch immer 
norhandenen Vertrauen jogor Die Mehrheit ziemlich befriedigen, 
welche, felbit in ihren gebildeten Mitgliedern, fehr geneigt if, 
zu übersehen, daß eine gehörige Dofls Vertrauen und Die Necht- 
fertigung deſſelben yon Oben herunter eigentlich jede Verfaſ⸗ 
fung überflüffig macht; daß eine gefchriebene Berfaffung ftets 
das Reſultat des Mißtrauens it, rühre Diefes von der Ver⸗ 
gangenheit her, oder beziehe «8 ſich auf die Zukunft. Cine 
Berfaffung fol die Bürgſchaſt Aıthalten, daß das Vertrauen, 
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wenn es noch glüdlicher Weife vorhanden ift, von Feinem Theile 
gemißbraucht werden kann. Wer die Lüden einer Verfaſſung 
mit Vertrauen ausftopfen will, bat die politifchen Kinderſchuhe 


noch nicht — angezogen, oder er heuchelt. Es ermwedt Ten Bew _ 


trauen zu dem Geifte, in welchem die Berfaffung gehandhabt 
werden foll, wenn die Hauptſtadt, nachdem diefelbe fih gegen 
die März Verfprechungen ohne den mindeften Widerſtand milt- 
tairifch befeken, nachdem fie faft ohne Widerfpruch die Bürger- 
wehr, welhe 7 Monate hindurch mit Aufopferung, wenn auch 
wegen mangelnder Organifation zuweilen nicht fohnell genug ges 
wirft hatte, auflöfen und entwaffnen ließ, dennoch im Belage⸗ 
rungszuftande bleibt — 14 Tage vor den Wahlen. 

Es erwedt fein Bertrauen, wenn, ohne daß ein Verſuch 
zum Aufruhr, zam-bewaffneten Widerftande gemacht wurde, auf 

, Sömmmbefener franzöfifchen Erfindung: „Belagerungszuftand im Fries 

den“ die Preſſe der einen Partei fuspendirt, die Habeas⸗Corpus⸗ 

Acte (nach den bezeichnenden Worten eines Wipblattes) in eine Ho⸗ 
ens⸗Pocus⸗Acte verwandelt wird, ohne diefelbe zu ſuspendiren. 

Es erweckt Tein Vertrauen zu dem Geifte, der Die Berfafs 
fung gefchaffen, wenn die Regierung zufolge einer Verfügung 
des Minifters des Innern vom 20. December ſich zwar des dis 
reeten Einfluſſes auf die Wahlen enthalten will, aber die Be⸗ 
hörden anweift, jeden Berfuch einer fogenannten Srreleitung der 
öffentlichen: Meinung, jede faljche Borfpiegelung in Schrift und 
«Rede, wo es die Strafgefeße geſtatten, nachdrücklich zu ahnden, 
während die reactionairen Zeitungen im coloſſalſten Maßſtabe 
die Gegner verläumden, anfeinden, Berfonen angreifen, und die 
Landrüthe Maſſen von Ylugblättern aus der geheimen Ober-Hofs 
Buchdruckerei, voll von falfhen Angaben, fchtefen Darftellungen, 
bandgreiflihen Lügen, unentgeltlich verbreiten. 

Selbft die Regierung Louis Philipp's hat nie. eingeräumt, 
einen indirecten Einfluß auf die Wahlen ausüben zu wollen. 

Roc immer überhäufen jene Tages» und Flugblätter mich 
und meine polittfihen Freunde mit Schmähungen jeder Art. I 
babe geſchwiegen und Jedem überlaffen, wie weit feine Urtheils⸗ 
kraft veicht, die Wahrheit zu erkennen: 
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Der Stettiner Deputation der dortigen Stadtverorbneten 
und des Magiftrats, welche zwifchen dem 9. und 15. November 
deu Nntional-Berfammlung eine Zuftiminungsadreffe überbrachte, 
rieth ich dringend, ſich Zutritt zum Könige zu verfchaffen, vor 
der Thüre zu warten, wenn man die Anmeldung verweigere, und 
dem Könige treuen Bericht zu eritatten über die Lage des Lan- 
des, obgleich ich Feine Hoffnung auf.eine Audgleichung hatte. 
Einzelne Mitglieder jener Deputation befhuldigen mich des Ehr⸗ 
geizes und aller möglichen Abfichten hinter meinem Rüden, Tein 
männliches Wort mie ind Gefiht. Ich habe eine Rechtfertigung 
für überflüffig gehalten, und ich hatte Zeugen. 

Wenn aber 91 Abgeordnete in Brandenburg in ihrem Auf 
rufe an das Land vom 2. December fagen: — | 

„Dadurch ift eine offene Auflehnung gegen Die Kroner 

der Bürgerkrieg in den Dom nach Brandenburg verlegt, und 

eine Regierung: Unruh gegenüber der Regierung Friedrich 

Wilhelm IV. aufzurichten unternommen worden:” 
fo weiß man nicht, ob man Die, welche ſolche Behauptungen in 
das Land fenden, oder Die, welche daran glauben, mehr be; 
dauern fol. 

Die minifterielle Bartei bedient ſicher wie jene 91, eines wahr⸗ 
lich nicht conſtitutionellen Hülfsmittels: ſie ſtellt die Beſtrebungen 
der Oppoſition ſo dar, als wären dieſelben nicht gegen das Mi⸗ 
niſterium, ſondern gegen den König gerichtet; als arbeite die Op⸗ 
poſition auf Untergrabung der Monarchie, auf die Republik hin. 
Das Miniſterium und ſeine Freunde wiſſen ſehr gut, daß es ſelbſt 
in der Linken nur aͤußerſt wenig republicaniſche Elemente gab, 
und daß die Centren durchaus monarchiſch geſtunt waren; aber die 
Bauern, die Landleute, namentlich in den entfernten Provinzen, 
wiflen das nicht und glaußen, was der. guädigfte Herr Landrath 
gedrudt vertheilt, wenigſtens für einige Zeit. Aber — fragt der 
Landmann — warum läßt die Regierung jene 259 Abgegrimete, 
wenn fie DBerbrecher find, wenn fie den König zu flürzen vers 
fuchten, frei umberziehen? Die Männer kehren in die Wahlfreife 


zurück, und ftatt der rothen Republikaner findet man die alten 


monarchifch-conftitutionell Gefinnten wieder. 


— 


a 


Nur Geduld! nah langem Schwanfen wird man vielleicht 
doch auch diefen Schritt tbun, wenn auch etwas ſpaͤt. Die Au⸗ 
Hage auf Hochverrath foll im Werke fein; vielleicht erfolgen. die 
Berhaftungen in den nüchiten Zagen. Ein politifcher Monfter- 
proceß beginnt, Im Intereffe des Minifteriums Brandenburg 
liegt derſelbe allerdings, er ift die Eonfequenz der früheren Hand- 
Iungen defielben; aber eben fo wenig wie dieſe im wohlverſtan⸗ 
denen Intereffe der Krone. Man kann die früheren Abgeordneten 
durch ihre Verhaftung aus ihren Wahlkreiſen entfernen, aber da⸗ 
durch ihre Wiederwahl nicht verhindern; man kann auf diefem 
Wege die Oppofition in der zweiten Kammer bei ihrem. Zufam- 
‚mentritt fo fihwächen, daß die Minorität der rechten Seite auf 
einige Zeit als Majorität erfcheint, daß dieſe den Antrag auf 

g der gefangenen Abgeordneten ablehnt, vor der Aus- 


7 führung neuer Wahlen einen rechtöfigenden Präfidenten wählt, 


eine Dankadreſſe erläßt, eine Anleihe von mehren Millionen vor 
Revifion der Berfaffung bewilligt, vielleicht auch dieſe Revifion 
in wenigen Sigungen abmacht, Alles vortrefflih findet. Diefe 
Erfolge find möglich, die Minifter Carl's X. und Louis Philipp’s 
haben ähnliche erreicht. Aber würde eine jolche Kammer den Willen 
der Nation darftellen, auf dem allein die Krone ficher ruht? Würde 
nicht ein politifcher Monfterproceg ohne Gefchworene, die doch 
ſchon im März verheigen und trotz aller Erinnerungen von Seiten 
‚der Rational-Berfammfung noch nit gewährt find, eine Ver⸗ 


, urtheilung ber Männer wegen der in ber Majorität der National 


Berfammlung gefaßten Beichlüffe die Oppofition im Lande uns 
geheuer verjtärten und endlich die Krone nöthigen, in einer 
ihrem Anfehen fehr nachtheiligen, vielleicht Demüthigenden Weile 
nachzugeben? 

Die Geſchichte wird. richten, ob die jetzige mini⸗ 
ſterielle Partei, oder die Oppoſition es aufrichtiger 
und: beffer mit der Krone meinte, 
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